
        
            
                
            
        

    


Für Siobhan und Michael und Edward und Julia, in der Hoffnung, dass sie eine Welt und ein Land erben werden, in denen weniger Ungleichheit herrscht.
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Vorwort

Es gibt Momente in der Geschichte, in denen sich anscheinend überall auf der Welt Menschen erheben, um zu sagen, dass etwas nicht in Ordnung ist, und um Veränderungen zu fordern. So geschah es in den turbulenten Jahren 1848 und 1968, die jeweils einen Umbruch und den Beginn einer neuen Ära markierten. Das Jahr 2011 wird sich vielleicht als ein Datum von ähnlicher Tragweite erweisen. Ein Aufstand der Jugend, der in Tunesien, einem kleinen Land in Nordafrika, begann, griff zuerst auf Ägypten und dann auf andere Länder im Nahen Osten über. In einigen Fällen schien der Funke des Protests zumindest zeitweilig gelöscht worden zu sein. In anderen dagegen lösten kleine Akte der Auflehnung gesellschaftliche Umwälzungen aus, die zum Sturz langjähriger Potentaten wie dem Ägypter Hosni Mubarak und dem Libyer Muammar al-Gaddafi führten. Schon bald hatten die Menschen in Spanien und Griechenland, in Großbritannien und den Vereinigten Staaten sowie in anderen Ländern der Welt ihre eigenen Gründe, auf die Straße zu gehen. Das ganze Jahr 2011 hindurch nahm ich bereitwillig Einladungen nach Ägypten, Spanien und Tunesien an; in Madrid traf ich im Parque del Buen Retiro, in New York im Zuccotti Park mit Demonstranten zusammen, und in Kairo unterhielt ich mich mit jungen Männern und Frauen, die auf dem Tahrir-Platz protestiert hatten.

Im Verlauf dieser Gespräche wurde mir klar, dass sich zwar die konkreten Missstände von Land zu Land unterschieden und insbesondere die politischen Kritikpunkte im Nahen Osten ganz andere waren als im Westen, dass es aber durchaus auch gemeinsame Themen gab. Einigkeit bestand darin, dass das wirtschaftliche und das politische System in vielerlei Hinsicht versagt hat und dass beide von Grund auf ungerecht sind.

Die Protestierenden haben Recht: Etwas läuft schief. Die Kluft zwischen dem, was unsere ökonomischen und politischen Systeme leisten
sollen – und angeblich leisten –, und dem, was sie tatsächlich leisten, ist so groß geworden, dass man sie nicht mehr ignorieren kann. Überall auf der Welt versäumten Regierungen es, sich mit ökonomischen Schlüsselfragen zu beschäftigen, etwa jener der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit; und in dem Maße, in dem universelle Werte wie Gerechtigkeit, trotz gegenteiliger Beteuerungen, der Gier einiger weniger geopfert wurden, fühlten sich die Menschen nicht mehr nur unfair behandelt, sondern betrogen.

Dass sich die junge Generation gegen die Diktaturen in Tunesien und Ägypten erhob, war verständlich. Die Jugend hatte genug von alten, verknöcherten Führern, die auf Kosten der übrigen Gesellschaft ihre persönlichen Interessen schützten, und keine Möglichkeit, im Rahmen demokratischer Prozesse Veränderungen einzufordern. Aber auch in westlichen Demokratien hatten sich Wahlversprechen als heiße Luft erwiesen. US-Präsident Barack Obama hatte »glaubwürdigen Wandel« angekündigt, betreibt aber nach seiner Wahl eine Wirtschaftspolitik, die vielen Amerikanern eher wie eine Fortsetzung des Altbekannten vorkommt. Und doch gab es in den Vereinigten Staaten und andernorts bei diesen jugendlichen Demonstranten, denen sich ihre Eltern, Großeltern und Lehrer anschlossen, Anzeichen der Hoffnung. Sie waren keine Revolutionäre oder Anarchisten. Sie versuchten nicht, das System zu stürzen. Sie glaubten noch immer, dass der Wahlprozess etwas bewirken könne, sofern sich die Regierungen nur daran erinnerten, dass sie dem Volk zur Rechenschaft verpflichtet sind. Die Demonstranten gingen auf die Straße, um das System zu Veränderungen zu drängen. Die jungen spanischen Protestierer nannten ihre Bewegung, die am 15. Mai aus der Taufe gehoben wurde, »los indignados«, die Empörten oder Aufgebrachten. Sie waren empört darüber, dass so viele Menschen so schwer unter den Verfehlungen des Finanzsektors und ihren Folgen zu leiden haben – wie man etwa an einer Jugendarbeitslosigkeit von über vierzig Prozent seit Beginn der Krise im Jahr 2008 ablesen kann. In den Vereinigten Staaten schlug die Occupy-Wall-Street-Bewegung in dieselbe Kerbe. Eine Situation, in der so viele Amerikaner ihre Häuser und ihre Arbeitsplätze verloren, während die Banker stattliche Boni kassierten, ist von schreiender Ungerechtigkeit.

In den Vereinigten Staaten gingen die Proteste jedoch schon bald über die Wall Street hinaus und nahmen die allgemeine Ungleichheit in
der amerikanischen Gesellschaft aufs Korn. Die Rede war von den »99 Prozent«. Die Demonstranten, die dieses Schlagwort verwendeten, spielten damit auf den Titel eines Aufsatzes an, den ich für das Magazin Vanity Fair geschrieben hatte: »Von dem 1 % durch das 1 % für das 1 %«.1 Darin hatte ich die enorme Zunahme an Ungleichheit in den Vereinigten Staaten und ein politisches System thematisiert, das den Reichsten unverhältnismäßig große Mitspracherechte einzuräumen scheint.2

Drei Tatbestände wurden weltweit diskutiert: die Tatsache, dass Märkte nicht so funktionieren, wie sie sollen, da sie offensichtlich weder effizient noch stabil sind;3 die Tatsache, dass das politische System das Marktversagen nicht korrigiert hatte; die Tatsache, dass die Wirtschafts-und politischen Systeme von Grund auf unfair sind. In diesem Buch konzentriere ich mich auf das unvertretbar hohe Maß an Ungleichheit, das die Vereinigten Staaten und einige andere fortgeschrittene Industrieländer kennzeichnet, und erläutere dabei, inwiefern die genannten drei Tatbestände eng miteinander verflochten sind: Die Ungleichheit ist Ursache und Folge des Versagens des politischen Systems; sie trägt zur Instabilität unseres Wirtschaftssystems bei, die ihrerseits dazu beiträgt, dass die Ungleichheit zunimmt – ein Teufelskreis, in den wir geraten sind und aus dem wir nur durch konzertierte politische Maßnahmen, die ich nachfolgend schildere, wieder ausbrechen können. Bevor wir uns der Ungleichheit zuwenden, möchte ich jedoch den Rahmen abstecken und das allgemeine Versagen unseres Wirtschaftssystems skizzieren.




Das Versagen der Märkte

Die Märkte haben eindeutig nicht in der Weise funktioniert, wie es ihre Anhänger behaupten. Märkte sind angeblich stabil, aber die globale Finanzkrise zeigt, dass sie sehr instabil sein können, und zwar mit verheerenden Folgen. Die Banken sind Wetten eingegangen, die, ohne staatliche Hilfe, nicht nur sie selbst, sondern die ganze Volkswirtschaft in den Abgrund gerissen hätten. Doch bei genauerer Betrachtung des Systems zeigte sich, dass dies kein Zufall war; die Banken hatten Anreize, sich so zu verhalten. Die Stärke des Marktes soll seine Effizienz sein. Aber der Markt ist ganz offensichtlich nicht effizient. Das wesentlichste ökonomische
Gesetz – das gelten muss, wenn eine Volkswirtschaft effizient sein soll – lautet, dass Nachfrage und Angebot ausgeglichen sind. Wir leben jedoch in einer Welt, in der es eine Unmenge an unerledigten Erfordernissen gibt: Investitionen, um die Mittellosen aus der Armut herauszuholen, um die Entwicklung in den weniger entwickelten Ländern in Afrika und auf anderen Kontinenten zu fördern, um die Weltwirtschaft so umzubauen, dass sie den Herausforderungen der globalen Erwärmung gewachsen ist. Gleichzeitig liegen Ressourcen in gewaltigem Umfang brach: Arbeiter und Maschinen, die nicht genutzt werden oder nicht ausgelastet sind. Arbeitslosigkeit – die Unfähigkeit des Marktes, Arbeitsplätze für alle Arbeitssuchenden bereitzustellen – ist das schlimmste Marktversagen, die größte Quelle von Ineffizienz und eine Hauptursache von Ungleichheit.

Im März 2012 befanden sich rund 24 Millionen US-Amerikaner auf der Suche nach einer Vollzeitstelle.4

In den Vereinigten Staaten werfen wir Millionen von Menschen aus ihren Eigenheimen. Wir haben auf der einen Seite Leerstand und auf der anderen Obdachlose.

Aber selbst vor der Krise hielt die amerikanische Wirtschaft nicht, was sie versprochen hatte: Obwohl das Bruttoinlandsprodukt (BIP) wuchs, mussten die meisten Bürger eine Senkung ihres Lebensstandards hinnehmen. Wie in Kapitel 1 deutlich wird, waren die Einkommen der meisten amerikanischen Familien schon vor Beginn der Rezession inflationsbereinigt niedriger als zehn Jahre zuvor. Amerika hatte eine fabelhafte Wirtschaftsmaschine erschaffen, die jedoch offensichtlich nur für diejenigen funktioniert, die sich an der Spitze der Einkommenspyramide befinden.



Es geht um viel

Dieses Buch handelt von der Frage, weshalb das amerikanische Wirtschaftssystem aus Sicht der meisten Amerikaner versagt, warum die Ungleichheit so stark zunimmt und welche Folgen dies hat. Dabei gehe ich von der These aus, dass wir US-Bürger einen hohen Preis für unsere Ungleichheit zahlen – durch ein Wirtschaftssystem, das weniger stabil, effizient und wachstumsfähig ist, als es sein könnte, und durch Bedrohungen
für unsere Demokratie. Aber es steht sogar noch mehr auf dem Spiel: Da sich unser Wirtschaftssystem nach Ansicht der meisten Bürger offenbar nicht bewährt und unser politisches System von Finanzinteressen beherrscht zu sein scheint, wird das Vertrauen in unsere Demokratie und in unsere Marktwirtschaft zusammen mit unserem globalen Einfluss schwinden. In dem Maße, wie uns bewusst wird, dass wir kein Land der unbegrenzten Möglichkeiten mehr sind und dass sogar unsere vielgepriesene rechtsstaatliche Ordnung und das Justizsystem in Misskredit geraten sind, scheint sogar unser nationales Identitätsgefühl in Gefahr zu sein. In einigen Ländern ist die Occupy-Wall-Street-Bewegung eng mit der Bewegung der Globalisierungsgegner verbunden. Sie haben eine Reihe von Gemeinsamkeiten: Sie teilen die Überzeugung, dass etwas im Argen liegt, aber auch die, dass Veränderung möglich ist. Das Problem ist jedoch nicht die Globalisierung an sich, sondern vielmehr die Tatsache, dass die Regierungen sie schlecht und einseitig gestalten, indem sie vor allem Sonderinteressen davon profitieren lassen. Die enge und weltweite Verflechtung von Völkern, Ländern und Volkswirtschaften ist eine Entwicklung, die genauso effektiv zur Förderung des allgemeinen Wohlstandes wie zur Verbreitung von Gier und Elend genutzt werden kann. Das Gleiche gilt für die Marktwirtschaft: Die Märkte verfügen über enorme Macht, aber nicht per se über Moral. Wir müssen entscheiden, wie wir sie nutzen und steuern wollen. Die Märkte waren wesentlich an den erstaunlichen Produktivitäts- und Lebensstandardsteigerungen der letzten zweihundert Jahre beteiligt – Verbesserungen, die weit über das hinausgehen, was in den zweitausend Jahren zuvor erreicht wurde. Doch der Staat hat bei diesen Fortschritten ebenfalls eine wichtige Rolle gespielt, was Anhänger der freien Marktwirtschaft gern übersehen. Märkte können auch Vermögen konzentrieren, Umweltkosten auf die Allgemeinheit abwälzen und Arbeitnehmer und Verbraucher ausbeuten beziehungsweise übervorteilen. Aus all diesen Gründen ist klar, dass Märkte gezähmt und gezügelt werden müssen, um sicherzustellen, dass sie dem Gemeinwohl – dem Nutzen der meisten Bürger – dienen. Und diese Bändigung muss immer wieder aufs Neue erfolgen, damit die Bindung an das Gemeinwohl langfristig gewährleistet wird. In den Vereinigten Staaten geschah dies erstmals in der sogenannten Progressive Era von 1890 bis in die zwanziger Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts mit der Verabschiedung der Wettbewerbsgesetze. Und es geschah während
des sogenannten New Deal, als die staatliche Rentenversicherung, Reformen im Arbeits- und Sozialrecht und Mindestlohngesetze eingeführt wurden. Die Botschaft der Occupy-Wall-Street-Bewegung und vieler anderer Demonstranten weltweit lautet, dass die Märkte wieder einmal gezähmt und gezügelt werden müssen. Dies nicht zu tun, hätte gravierende Folgen: In einer Demokratie, die diesen Namen verdient und in der die Stimmen der gewöhnlichen Bürger gehört werden, können wir kein offenes und globalisiertes Marktsystem aufrechterhalten, zumindest nicht in der Form, in der wir es kennen, wenn dieses System den Bürgern Jahr für Jahr Einbußen beschert. Die eine oder die andere Seite wird nachgeben müssen – entweder unsere Politik oder unsere Wirtschaft.



Ungleichheit und Ungerechtigkeit

Selbst wenn Märkte stabil sind, führen sie, überlässt man sie sich selbst, oftmals zu einem hohen Maß an Ungleichheit, also zu Ergebnissen, die weithin als ungerecht angesehen werden. Laut jüngsten Erkenntnissen der wirtschaftswissenschaftlichen und psychologischen Forschung (die in Kapitel 6 erörtert werden) messen Menschen der Gerechtigkeit eine hohe Bedeutung bei. Der Eindruck, dass die wirtschaftlichen und politischen Systeme ungerecht seien, hat die weltweiten Proteste mehr als alles andere befeuert. In Tunesien und Ägypten sowie anderswo im Nahen Osten sind Arbeitsplätze nicht nur grundsätzlich Mangelware, hinzukommt, dass die wenigen offenen Stellen, die es gibt, an diejenigen vergeben werden, die über Beziehungen verfügen. In den Vereinigten Staaten und Europa scheint es gerechter zuzugehen, aber das ist nur bei oberflächlicher Betrachtung der Fall. Wer die besten Hochschulen mit den besten Noten absolviert, hat auch bessere Chancen auf eine gute Stelle. Aber das System ist unfair, weil wohlhabende Eltern ihre Kinder auf die besten Kindergärten, Grundschulen und Highschools schicken und diese Schüler viel bessere Chancen haben, von einer Elite-Universität angenommen zu werden. Die Amerikaner erkannten, dass die Occupy-Wall-Street-Demonstranten von ihren Werten sprachen, und aus diesem Grund sagten zwei Drittel der Amerikaner, sie befürworteten den Protest, auch wenn die Zahl der Demonstranten vergleichsweise klein war. Falls es den geringsten Zweifel an dieser Unterstützung gegeben
haben sollte, wurde dieser dadurch ausgeräumt, dass die Demonstranten innerhalb kürzester Zeit 300 000 Unterschriften sammeln konnten, um die Proteste fortzuführen, als der New Yorker Bürgermeister Michael Bloomberg drohte, das Camp im Zuccotti Park unweit der Wall Street räumen zu lassen.5 Und Rückendeckung kam nicht nur von den Mittellosen und Unzufriedenen. Auch wenn die Polizei gegenüber den Protestierern in Oakland mit unverhältnismäßiger Gewalt vorgegangen sein mochte – und die 30 000, die sich am Tag nach der gewaltsamen Räumung des Lagers den Protesten anschlossen, schienen ebenfalls dieser Meinung zu sein –, brachten einige Polizisten bemerkenswerterweise ihre Unterstützung für die Demonstranten zum Ausdruck. Die Finanzkrise machte vielen Menschen bewusst, dass unser Wirtschaftssystem nicht nur ineffizient und instabil ist, sondern auch von Grund auf ungerecht. Tatsächlich war laut einer jüngsten Meinungsumfrage im Anschluss an die Krise (und die Reaktion der Regierungen Bush und Obama) fast die Hälfte der Befragten dieser Ansicht.6 Zu Recht empfand man es als äußerst ungerecht, dass viele im Finanzsektor (die ich, als Kürzel, oftmals einfach als »die Banker« bezeichnen werde) überhöhte Boni kassierten, während diejenigen, die unter den Folgen der durch diese Banker verursachten Krise litten und leiden, ihren Arbeitsplatz los sind; oder dass der Staat die Banken rettete, aber nur widerwillig die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes für diejenigen verlängerte, die ohne eigenes Verschulden trotz mehrmonatiger Suche keine Stelle finden konnten;7 oder dass der Staat den Millionen von Eigenheimbesitzern, die ihre Häuser verloren, nur symbolische Hilfe anbot. Inmitten der Krise wurde deutlich, dass die relative Höhe des Gehalts sich nicht nach dem Beitrag des Erwerbstätigen zum gesamtgesellschaftlichen Wohl richtet, sondern nach etwas anderem, denn Banker erhielten üppige Boni, obwohl ihr Beitrag zum Wohl der Allgemeinheit – oder auch nur zu dem Wohl ihrer Firmen – negativ ausgefallen war. Der Reichtum der Eliten und der Banker scheint sich ihrer Leistungsfähigkeit und ihrer Bereitschaft, andere auszunutzen, zu verdanken. Ein Aspekt der Gerechtigkeit, der tief im amerikanischen Wertesystem verwurzelt ist, betrifft die Chance, etwas aus sich zu machen. Die USA sahen sich selbst von jeher als ein Land der Chancengleichheit. Geschichten vom »Amerikanischen Traum« über Menschen, die es von ganz unten bis an die Spitze schafften, machen den Mythos Amerika mit aus. Aber wie ich in Kapitel 1
zeigen werde, scheint der amerikanische Traum vom Land der unbegrenzten Möglichkeiten immer mehr genau das zu sein: ein Traum, ein Mythos, getragen von Anekdoten und Geschichten, aber nicht von empirischen Daten. Die Chancen eines amerikanischen Bürgers, es »vom Tellerwäscher zum Millionär« zu schaffen, sind geringer als die von Bürgern anderer fortgeschrittener Industrieländer. Es gibt einen komplementären Mythos, der besagt, dass derjenige, der es weit nach oben gebracht hat, hart arbeiten muss, um dort zu bleiben; tut er das nicht, erlebt er (oder seine Nachkommenschaft) einen jähen sozialen Abstieg. Aber wie ich in Kapitel 1 ausführlich darlegen werde, ist auch dies weitgehend ein Mythos, denn die Kinder der oberen Zehntausend werden mit hoher Wahrscheinlichkeit ihrerseits der Oberschicht angehören.

In gewisser Weise nahmen die jugendlichen Demonstranten in Amerika und andernorts das, was sie von ihren Eltern und von Politikern gehört haben, für bare Münze – so wie es die amerikanische Jugend vor fünfzig Jahren während der Bürgerrechtsbewegung getan hat. Damals haben sie die Werte Gleichheit, Fairness und Gerechtigkeit als Maßstab zur Beurteilung dessen herangezogen, wie die weiße Bevölkerungsmehrheit mit den Afroamerikanern umging, und sind zu dem Schluss gelangt, dass sie den Anforderungen nicht genügte. Heute benutzen sie die gleichen Werte, um die Leistungsfähigkeit unseres Wirtschafts- und Rechtssystems zu beurteilen, und stellen fest, dass das System den Amerikanern aus der Unter- und Mittelschicht nicht gerecht wird – die nicht eine Minderheit, sondern die Mehrheit der Amerikaner darstellen, unabhängig von ihrer Herkunft.

Wenn Präsident Obama und unser Gerichtssystem diejenigen, die unsere Wirtschaft an den Rand des Ruins getrieben haben, eines rechtswidrigen Handelns »schuldig« gesprochen hätten, dann hätte man vielleicht sagen können, dass das System funktioniert. Dann wären immerhin einige zur Rechenschaft gezogen worden. Tatsächlich aber wurden jene, die in dieser Weise hätten verurteilt werden sollen, oftmals gar nicht erst angeklagt, und wenn doch, wurde in der Regel ihre Unschuld festgestellt oder sie wurden jedenfalls nicht verurteilt. Aus der Hedgefonds-Branche wurden einige später wegen Insiderhandels verurteilt, aber das ist ein Nebenkriegsschauplatz, fast ein Ablenkungsmanöver. Die Hedgefonds-Industrie hat die Krise nicht verursacht. Das waren die Banken. Und die Banker sind praktisch alle freigesprochen worden.


Wenn niemand zur Rechenschaft gezogen wird, wenn niemand für die Ereignisse verantwortlich gemacht werden kann, dann bedeutet dies, dass das Problem im ökonomischen und politischen System begründet liegt.



Vom gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Klassenkampf

Der Slogan »Wir sind die 99 Prozent« markiert womöglich einen wichtigen Wendepunkt in der Debatte über Ungleichheit in den Vereinigten Staaten. Amerikaner sind immer vor einer Gesellschaftsanalyse unter dem Klassengesichtspunkt zurückgeschreckt; Amerika, so glaubten wir nur allzu gern, sei ein Land der Mittelschicht, und diese Überzeugung schweißt uns zusammen. Es sollte keine unüberbrückbaren Gegensätze zwischen Ober- und Unterschicht, zwischen Bourgeoisie und Arbeiterschaft geben.8 Aber wenn wir unter einer Klassengesellschaft eine Gesellschaft verstehen, in der die sozialen Aufstiegschancen für Menschen aus den unteren Schichten gering sind, dann sind die USA sogar noch stärker nach Klassen strukturiert als das alte Europa, und die Spaltungen und Interessenkonflikte in unserer Gesellschaft sind sogar größer als dort.9 Die 99 Prozent halten zwar an der traditionellen Überzeugung »Wir gehören alle zur Mittelschicht« fest, allerdings mit einer geringfügigen Modifikation: Sie erkennen, dass wir eben nicht alle aufsteigen. Die große Mehrheit muss sich mit wenig zufriedengeben, während das obere eine Prozent ein ganz anderes Leben führt. Die »99 Prozent« sind Ausdruck des Versuchs, eine neue Koalition zu schmieden – ein neues nationales Identitätsgefühl zu schaffen, das nicht auf der Fiktion einer allumfassenden Mittelschicht basiert, sondern auf der Realität, dass unsere Wirtschaft und Gesellschaft in ökonomischer Hinsicht gespalten sind. Über viele Jahre hinweg gab es zwischen der Spitze und dem Rest unserer Gesellschaft eine stillschweigende Übereinkunft, die etwa folgendermaßen lautete: Wir verschaffen euch Arbeitsplätze und Wohlstand, und ihr tastet unsere Boni nicht an. Jeder bekommt einen Anteil, auch wenn unserer größer ist. Doch jetzt ist diese Vereinbarung zwischen den Reichen und den Übrigen, die immer fragil war, hinfällig geworden. Das oberste eine Prozent häuft Reichtümer an, hat dabei aber
den 99 Prozent nichts als existentielle Unsicherheit beschert. Die Mehrheit der Amerikaner hat vom Wirtschaftswachstum schlichtweg nicht profitiert.



Untergräbt unser Marktsystem Grundwerte?

Auch wenn ich mich hier auf Gleichheit und Gerechtigkeit konzentriere, gibt es noch einen weiteren Grundwert, den unser System zu untergraben scheint – den Sinn für Fairplay. Ein elementares Wertebewusstsein zum Beispiel hätte bei denjenigen Schuldgefühle auslösen müssen, die an ausbeuterischem Kreditgebaren mitwirkten, indem sie Hypothekendarlehen an Mittellose vergaben, ohne deren Bonität ausreichend zu prüfen (so dass diese Kredite von vornherein tickende Zeitbomben waren), oder die »Programme« entwarfen, die zu überhöhten Gebühren für Überziehungen (beziehungsweise nicht fristgerecht gezahlten Kreditraten) führten, die zum Milliardengeschäft wurden. Bemerkenswert ist, bei wie wenigen dies der Fall ist und wie wenige Missstände öffentlich anprangerten. Irgendetwas ist mit unserem Werteempfinden passiert, wenn der Zweck, mehr Geld zu verdienen, die Mittel heiligt, was im Falle der US-Immobilienkrise bedeutete, dass die ärmsten Amerikaner und diejenigen mit dem niedrigsten Bildungsniveau über den Tisch gezogen und ausgebeutet wurden.10

Ein Großteil dessen, was passiert ist, lässt sich nur mit dem Ausdruck »moralische Verkommenheit« beschreiben. Viele Menschen, die im Finanzsektor und in anderen Branchen arbeiten, haben ihren moralischen Kompass verloren. Wenn sich die Normen einer Gesellschaft so wandeln, dass vielen Menschen ihre moralische Orientierung abhanden kommt, sagt dies etwas Bedeutsames über die Gesellschaft aus. Der Kapitalismus scheint die Menschen, die von ihm verführt wurden, verändert zu haben. Die Klügsten der Klugen, die für die Wall Street arbeiteten, unterschieden sich von den meisten Amerikanern nur darin, dass sie bessere Studienabschlüsse hatten. Ihre Träume, eine lebensrettende Entdeckung zu machen, eine neue Branche aufzubauen oder den Ärmsten der Armen aus ihrer Misere herauszuhelfen, legten sie auf Eis, während sie für oftmals (gemessen an der Zahl der Arbeitsstunden) unglaublich wenig Arbeit unglaublich hohe Gehälter einstrichen. Doch dann passierte
es allzu oft, dass die Träume, die ursprünglich nur auf Eis gelegt worden waren, in Vergessenheit gerieten.11

Es ist daher nicht weiter verwunderlich, dass die Liste der Kritikpunkte an Unternehmen (nicht nur an Finanzinstituten) lang ist, und zwar nicht erst seit gestern. So haben Zigarettenhersteller insgeheim das Suchtpotenzial ihrer gefährlichen Produkte erhöht, und während sie die Amerikaner davon zu überzeugen versuchten, dass es für die gesundheitlichen Gefahren ihrer Produkte keine »wissenschaftlichen Beweise« gebe, waren ihre Akten voller Untersuchungsergebnisse, die das Gegenteil belegen. In ähnlicher Weise hat Exxon seine Finanzkraft genutzt, um den Amerikanern einzureden, dass es keine eindeutigen Belege für die globale Erwärmung gebe, obwohl die National Academy of Sciences sich mit allen anderen nationalen Wissenschaftsorganisationen einig ist, dass überzeugende Beweise dafür vorliegen. Und während die Wirtschaft noch unter den Vergehen des Finanzsektors und ihren Folgen litt, offenbarte die Ölpest im Golf von Mexiko nach der Explosion der BP-Förder-plattform Deepwater Horizon einen weiteren Aspekt fahrlässigen Unternehmertums: Die mangelnde Sorgfalt beim Bohren hatte die Umwelt und die Arbeitsplätze von Tausenden Menschen gefährdet, die im Golf von Mexiko von Fischfang und Tourismus lebten. Wenn die Märkte ihr Versprechen, den Lebensstandard der meisten Menschen zu heben, eingehalten hätten, dann wären den Unternehmen all ihre Sünden, all die sozialen Ungerechtigkeiten, die Umweltschädigungen und die Ausbeutung der Armen vielleicht verziehen worden. Aber nach Ansicht der jungen indignados und der Demonstranten anderswo auf der Welt produziert der Kapitalismus nicht das, was er versprochen hat, sondern das, was er nicht versprochen hat: Ungleichheit, Umweltverschmutzung, Arbeitslosigkeit und, was am wichtigsten ist, einen Werteverfall bis zu dem Punkt, an dem alles einfach hingenommen wird und niemand mehr verantwortlich ist.



Das Versagen des politischen Systems

Das politische System scheint genauso zu versagen wie das Wirtschaftssystem. Angesichts der hohen Jugendarbeitslosigkeit weltweit – in Spanien fast 50 Prozent und 18 Prozent in den Vereinigten Staaten12 – erstaunt es vielleicht weniger, dass Proteste ausbrachen, als vielmehr, dass
es so lange dauerte, bis es dazu kam. Die Arbeitslosen, darunter junge Menschen, die fleißig studiert und alles getan hatten, was von ihnen erwartet worden war (»die sich an die Spielregeln hielten«, wie einige Politiker zu sagen pflegen), standen vor einer schwierigen Entscheidung: arbeitslos bleiben oder eine Stelle annehmen, für die sie weit überqualifiziert waren. In vielen Fällen hatten sie nicht einmal eine Wahl: Es gab einfach keine Arbeitsplätze, und zwar schon seit Jahren. Dass die Massenproteste so lange auf sich warten ließen, lässt sich möglicherweise damit erklären, dass im Anschluss an die Krise große Hoffnungen in die Demokratie gesetzt wurden: Die Menschen glaubten daran, dass sich das politische System bewähren würde, indem es jene zur Rechenschaft zog, die die Krise verursacht hatten, und das Wirtschaftssystem rasch wieder in Ordnung brachte. Aber Jahre nach dem Platzen der Blase zeigte sich klar und deutlich, dass unser politisches System dabei versagte, so wie es ihm auch nicht gelungen war, die Krise zu verhüten, die wachsende Ungleichheit einzudämmen, die Unterprivilegierten zu schützen, das unlautere Geschäftsgebaren der Großunternehmen zu verhindern. Erst jetzt gingen die Menschen auf die Straße.

Amerikaner, Europäer und Bürger anderer demokratischer Staaten sind sehr stolz auf ihre demokratischen Institutionen. Aber die Demonstranten zweifeln daran, dass in ihren Ländern tatsächlich demokratische Verhältnisse herrschen. Wahre Demokratie umfasst mehr als das Recht, alle paar Jahre zur Wahl zu gehen. Die Alternativen müssen echte Alternativen sein. Die Politiker müssen auf ihre Bürger hören. Aber in zunehmendem Maße und insbesondere in den Vereinigten Staaten scheint das politische System immer mehr auf das Prinzip »ein Dollar, eine Stimme« als auf den Gurndsatz »eine Person, eine Stimme« hinauszulaufen. Statt das Marktversagen zu korrigieren, verstärkte das politische System dieses noch.

Politiker beklagen in ihren Reden den Niedergang unserer Werte und unserer Gesellschaft und berufen dann Vorstandschefs und andere Topmanager in hohe Regierungsämter, die zu der Zeit, als das System so kläglich versagte, im Finanzsektor das Heft in der Hand hielten. Wir hätten nicht erwarten dürfen, dass die Architekten des Systems, das nicht funktioniert hatte, das System so umbauen würden, dass es den Interessen der Allgemeinheit dient. Sie taten es auch nicht. Das Versagen von Politik und Wirtschaft geht Hand in Hand, und das eine verschlimmert
das andere. Ein politisches System, das den Stimmen der Reichen mehr Gewicht verschafft, bietet hinreichend Gelegenheiten, Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften – und ihre Umsetzung – so zu gestalten, dass sie den Durchschnittsbürger nicht nur nicht vor der Macht der Begüterten schützen, sondern auch die Reichen auf Kosten der übrigen Gesellschaft weiter bereichern.

Damit komme ich zu einer der zentralen Thesen dieses Buches: Auch wenn grundlegende ökonomische Kräfte im Spiel sein mögen – die Politik hat den Markt so gestaltet, dass die Reichen auf Kosten der Übrigen begünstigt werden. Jedes Wirtschaftssystem braucht Regeln und Vorschriften; es muss innerhalb eines rechtlichen Ordnungsrahmens arbeiten. Derartige Rahmen gibt es viele, und jeder hat Folgen für die Einkommens- und Vermögensverteilung sowie für Wachstum, Effizienz und Stabilität. Die Wirtschaftselite hat auf ein Regelwerk gedrängt, von dem sie auf Kosten der Übrigen profitiert, aber dieses Wirtschaftssystem ist weder effizient noch gerecht. Wir werden sehen, wie sich unsere Ungleichheit in jeder wichtigen Entscheidung widerspiegelt, die wir als Nation treffen – von unserem Staatshaushalt bis zu unserer Geldpolitik, ja sogar bis zu unserem Justizsystem –, und ich zeige auch, wie diese Entscheidungen selbst dazu beitragen, die Ungleichheit aufrechtzuerhalten und zu verschärfen.13 In einem politischen System, das so empfänglich für die Wünsche der Finanzwelt ist, führt wachsende ökonomische Ungleichheit zu einem zunehmenden politischen Machtgefälle, einer unheilvollen Verschränkung zwischen Politik und Wirtschaft. Und beide zusammen prägen gesellschaftliche Kräfte wie Sitten und Institutionen – und werden ihrerseits von diesen geprägt –, die ihren Teil dazu beisteuern, diese Ungleichheit noch voranzutreiben.



Was die Demonstranten fordern und was sie bewirken

Die Demonstranten haben vielleicht besser als die meisten Politiker begriffen, was vor sich ging. Auf einer Ebene fordern sie sehr wenig: eine Chance, ihre Fähigkeiten einzusetzen, das Recht auf anständige Arbeit zu einem angemessenen Lohn, eine gerechtere Wirtschaft und eine Gesellschaft, die sie mit Würde behandelt. In Europa und den Vereinigten
Staaten geht es ihnen nicht um revolutionäre, sondern um evolutionäre Veränderungen. Doch auf einer anderen Ebene fordern sie sehr viel: eine Demokratie, in der es auf die Menschen, nicht auf das Geld ankommt, und eine Marktwirtschaft, die hält, was sie verspricht. Die beiden Forderungen hängen zusammen: Wie wir gesehen haben, funktionieren zügellose Märkte nicht reibungslos. Damit Märkte so funktionieren, wie sie es sollten, bedarf es einer angemessenen staatlichen Regulierung. Doch dazu brauchen wir eine Demokratie, die dem Gemeinwohl verpflichtet ist – nicht Sonderinteressen oder nur den Interessen der Oberschicht.

Man hat den Demonstranten vorgeworfen, keinen Plan zu haben, aber diese Kritik geht an dem Kern dessen, worum es bei Protestbewegungen geht, vorbei. Sie sind ein Ausdruck der Frustration, sei es mit dem politischen System, sei es – sofern es sich um Länder handelt, in denen gewählt wird – mit der Art und Weise, wie Wahlergebnisse zustande kommen. Sie schlagen Alarm.

In mancherlei Hinsicht haben die Demonstranten schon eine Menge erreicht: Experten, Behörden und Medien haben ihre Behauptungen bestätigt, dass das Marktsystem versagt habe und das hohe Niveau der Ungleichheit nicht zu rechtfertigen sei. Der Slogan »Wir sind die 99 Prozent« ist ins allgemeine Bewusstsein eingedrungen. Niemand kann sicher sein, wohin die Bewegungen führen werden. Doch eines wissen wir: Den öffentlichen Diskurs und das Denken von einfachen Bürgern wie auch Politikern haben diese jungen Demonstranten bereits verändert.


Zum Schluss

In den Wochen nach Ausbruch der Proteste in Tunesien und Ägypten schrieb ich (in einer ersten Fassung meines Vanity Fair-Artikels):


Wenn wir die Leidenschaft der Massen auf den Straßen bestaunen, sollten wir uns selber fragen: Wann schwappt sie nach Amerika über? In wichtigen Punkten gleicht unser eigenes Land einem dieser weit entfernten Länder, in denen Aufruhr herrscht. Insbesondere insoweit, als ein kleiner Teil der Menschen an der Spitze – das reichste eine Prozent der Bevölkerung  – fast alles im Würgegriff seiner Interessen hält.


Nur wenige Monate später flammten in den Vereinigten Staaten die ersten Proteste auf.

In diesem Buch versuche ich einen Aspekt dessen, was in den Vereinigten Staaten geschehen ist, auszuloten – wie wir zu einer Gesellschaft wurden, die sich durch ein hohes Maß an Ungleichheit und einen Rückgang der Chancen auf soziale Teilhabe auszeichnet, und welche Folgen dies wahrscheinlich haben wird.

Das Bild, das ich heute male, ist düster: Wir beginnen gerade erst zu ermessen, wie weit sich unser Land von unseren Zielen entfernt hat. Doch da ist auch eine hoffnungsvolle Botschaft. Es gibt alternative Ordnungsrahmen, mit deren Hilfe die Wirtschaft als Ganzes und, was am wichtigsten ist, die große Mehrzahl der Bürger bessere Ergebnisse erzielen können. Dabei geht es unter anderem um ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Märkten und Staat, und für ein solches sprechen sowohl die moderne Wirtschaftstheorie als auch historische Befunde.14 Bei diesen alternativen Ordnungsrahmen zählt es auch zu den Aufgaben des Staates, Einkommen umzuverteilen, insbesondere wenn Marktprozesse zu grundverschiedenen Ergebnissen führen.

Umverteilungskritiker behaupten manchmal, die damit verbundenen Kosten wären zu hoch. Die negativen Anreize seien zu groß, und die Gewinne für die Armen und die Mittelschicht würden durch die Verluste an der Spitze mehr als wettgemacht. Die politische Rechte räumt zwar ein, dass wir so die Verhältnisse besser ausgleichen könnten, warnt aber, wir würden dafür einen hohen Preis bezahlen müssen: gedrosseltes Wachstum und Einbußen bei dem BIP, dem Bruttoinlandsprodukt. In Wirklichkeit verhält es sich genau umgekehrt (wie ich zeigen werde): Wir haben ein System, das Überstunden gemacht hat, um Geld von unten und von der Mitte nach oben zu verteilen, aber das System ist so ineffizient, dass die Gewinne an der Spitze viel geringer ausfallen als die Verluste für die Mittel- und die Unterschicht. Tatsächlich zahlen wir für unsere wachsende und übergroße Ungleichheit einen hohen Preis: Neben Defiziten in puncto Wachstum und BIP haben wir es mit wachsender Instabilität, einer Schwächung der Demokratie, dem Gefühl, dass Fairness und Gerechtigkeit keine große Rolle mehr spielen, und sogar der Infragestellung unserer nationalen Identität zu tun.





Eine Warnung

Lassen Sie mich einleitend noch auf einige andere Punkte hinweisen. Ich verwende den Ausdruck »ein Prozent« oftmals recht frei, um die ökonomische und politische Macht der Menschen an der Spitze der Vermögenspyramide zu beschreiben. In einigen Fällen meine ich damit eine viel kleinere Gruppe – das oberste Zehntel des einen Prozents; in anderen Fällen, etwa wenn es um den Zugang zu elitären Bildungseinrichtungen geht, ist die Gruppe etwas größer und umfasst vielleicht die oberen fünf oder zehn Prozent.

Einige Leser mögen den Eindruck gewinnen, dass ich zu viel über Banker und Vorstandschefs spreche, vor allem da die Probleme der Ungleichheit in den USA (wie ich zeigen werde) schon länger bestehen. Doch diese Gruppen sind nicht nur die Prügelknaben der öffentlichen Meinung geworden. Sie verkörpern vielmehr all das, was schiefläuft. Ein Großteil der Ungleichheit zwischen »oben und unten« ist mit dem Verhalten von Topmanagern in der Finanzbranche und in anderen Großunternehmen verbunden. Aber es geht um mehr: Diese Führungskräfte haben unsere Ansichten über eine gute Wirtschaftspolitik maßgeblich geprägt, und nur und erst dann, wenn wir verstehen, was an diesen Ansichten falsch ist – und dass sie in einem allzu großen Ausmaß ihre Interessen befördern, und zwar auf Kosten der Allgemeinheit –, können wir eine neue Politik formulieren, mit dem Ziel, eine gerechtere, effizientere und dynamischere Wirtschaft zu schaffen.

In einem populärwissenschaftlichen Buch wie diesem sind Verallgemeinerungen, wie sie in einem streng wissenschaftlichen Werk, das gespickt wäre mit Einschränkungen und Fußnoten, nicht angebracht wären, unvermeidlich. Dafür möchte ich im Vorhinein um Verzeihung bitten und verweise den Leser auf einige der Fachpublikationen, die ich in den Anmerkungen anführe. Und ich sollte auch betonen, dass ich stark vereinfache, wenn ich »die Banker« geißele: Sehr viele Bankiers, die ich kenne, würden meinen Ausführungen in weiten Teilen zustimmen. Einige kämpften gegen die missbräuchlichen Praktiken und die unethische  – ausbeuterische – Kreditvergabe. Einige wollten die übermäßige Risikobereitschaft der Banken zügeln. Einige waren der Meinung, die Banken sollten sich auf ihr Kerngeschäft konzentrieren. Etliche Banken taten dies auch. Aber die wichtigsten Entscheidungsträger haben dies
ganz offensichtlich nicht getan: Sowohl vor der Krise als auch danach verhielten sich die größten und einflussreichsten Finanzinstitute in einer Weise, die man zu Recht kritisieren kann, und jemand muss die Verantwortung dafür übernehmen. Wenn ich »die Banker« tadele, dann meine ich diejenigen, die den Entschluss fassten, sich bewusst betrügerischer und unethischer Praktiken zu bedienen, und die innerhalb der Institute eine Kultur schufen, die dies erleichterte.



Intellektuelle Schulden

Ein Buch wie dieses stützt sich auf die theoretischen und empirischen Arbeiten Hunderter Forscher. Es ist nicht leicht, die Daten zusammenzutragen, die beschreiben, wie sich die Ungleichheit entwickelt, oder eine kausale Interpretation der Vorgänge zu liefern. Weshalb werden die Reichen so viel reicher? Warum wird die Mittelschicht ausgehöhlt, und weshalb wächst die Zahl der Armen? Auch wenn die Anmerkungen in den nachfolgenden Kapiteln eine Reihe von Danksagungen enthalten, wäre es nachlässig, wenn ich nicht die akribische Arbeit von Emmanuel Saez und Thomas Piketty oder das sich über mehr als vierzig Jahre erstreckende Werk eines meiner frühen Mitautoren, Sir Anthony B. Atkinson, erwähnte.

Weil die enge Verknüpfung zwischen Politik und Wirtschaft ein zentrales Element meiner Argumentation ist, muss ich über die Wirtschaftswissenschaften im engeren Sinne hinausgehen. Mein Kollege am Roosevelt Institute, Thomas Ferguson, gehörte mit seinem 1995 erschienenen Buch »Golden Rule: The Investment Theory of Party Competition and the Logic of Money-Driven Political Systems« zu den Ersten, die sich mit wissenschaftlicher Strenge der grundlegenden Frage zuwandten, warum in Demokratien, in denen die Stimme jedes Bürgers gleich viel zählt, Geld offenbar eine so große Rolle spielt.

Der Zusammenhang zwischen Politik und Ungleichheit ist, wie nicht weiter überraschend, zu einem Schwerpunkt vieler neuerer Publikationen geworden. In einem gewissen Sinne macht dieses Buch dort weiter, wo das vorzügliche Werk von Jacob S. Hacker und Paul Pierson, »Winner-Take-All Politics: How Washington Made the Rich Richer — And Turned Its Back on the Middle Class«,15 aufhört. Die beiden Autoren
sind Politikwissenschaftler. Ich bin Volkswirt. Wir alle schlagen uns mit der Frage herum, wie das hohe – und wachsende – Maß an Ungleichheit in den Vereinigten Staaten erklärt werden kann. Ich frage mich: Wie lässt sich das, was geschieht, mit der herrschenden volkswirtschaftlichen Theorie in Einklang bringen? Und obwohl wir die Frage durch die Linse zweier verschiedener Disziplinen betrachten, gelangen wir zu derselben Antwort: »It’s the politics, stupid!« (Auf die Politik kommt es an, Dummkopf!), in leichter Abwandlung eines Wahlkampfslogans von Präsident Clinton. Kapital hat in der Politik – wie im Markt – Gewicht. Dass dem so ist, ist seit Langem offensichtlich und Thema einer ganzen Reihe von Büchern, etwa von Lawrence Lessigs »Republic, Lost: How Money Corrupts Congress – And a Plan to Stop It«.16 Auch dass die wachsende Ungleichheit erhebliche Auswirkungen auf unsere Demokratie hat, wird beispielsweise von Larry Bartels in »Unequal Democracy: The Political Economy of the New Gilded Age«17 und von Nolan McCarthy, Keith T. Pode und Howard Rosenthal in »Polarized America: The Dance of Ideology and Unequal Riches« verdeutlicht.18 Aber warum Geld in einer Demokratie, in der die Stimme jedes Bürgers doch gleich viel Gewicht haben sollte – und in der die meisten Bürger schon definitionsgemäß nicht zu dem einen Prozent gehören – so viel Macht besitzt, ist ein Rätsel geblieben, das ich in diesem Buch, wie ich hoffe, zumindest teilweise aufklären werde.19 Vor allem aber versuche ich die enge Verzahnung zwischen Wirtschaft und Politik zu beleuchten. Während es unverkennbar geworden ist, dass diese wachsende Ungleichheit schlecht für unser Gemeinwesen ist (was die gerade erwähnten Bücher hinreichend veranschaulichen), werde ich darlegen, dass die Ungleichheit auch unserer Wirtschaft schadet.


Einige persönliche Bemerkungen

Ich kehre mit diesem Buch zu einem Thema zurück, das mich vor fünfzig Jahren dazu veranlasste, Wirtschaftswissenschaften zu studieren. Ich hatte mich am Amherst College zunächst für Physik eingeschrieben. Ich liebte die Eleganz der mathematischen Theorien, die unsere Welt beschreiben. Doch mit dem Herzen war ich bei anderen Dingen, bei den gesellschaftlichen und ökonomischen Umwälzungen der damaligen Zeit,
der Bürgerrechtsbewegung in den Vereinigten Staaten und dem Kampf für Entwicklung und gegen Kolonialismus in den Weltgegenden, die damals »Dritte Welt« genannt wurden. Diese Sehnsucht wurzelte zum Teil in den Erfahrungen, die ich während meiner Kindheit im industriellen Kerngebiet Amerikas in Gary, Indiana, gemacht hatte. Dort hatte ich Ungleichheit, Diskriminierung, Arbeitslosigkeit und Rezessionen mit eigenen Augen gesehen. Als zehnjähriger Junge fragte ich mich, weshalb die freundliche Frau, die sich den größten Teil des Tages um mich kümmerte, in diesem scheinbar so wohlhabenden Land nach der sechsten Klasse von der Schule abgegangen war, und wunderte mich, dass sie sich um mich kümmerte und nicht um ihre eigenen Kinder. In einem Zeitalter, in dem die meisten Amerikaner in den Wirtschaftswissenschaften die Wissenschaft vom Geld sahen, war es für jemanden wie mich eher ungewöhnlich, sich für ein solches Studium zu entscheiden. Meine Familie war politisch aktiv, und man sagte mir, Geld sei nicht wichtig; man könne sich mit Geld kein Glück kaufen, wichtig seien vielmehr der Dienst am Nächsten und das geistige Leben. Doch als ich in den Wirren der sechziger Jahre in Amherst mit neuen Ideen in Kontakt kam, erkannte ich, dass die Wirtschaftswissenschaften sich keineswegs im Studium des Geldes erschöpften; tatsächlich stellten sie die Instrumente bereit, mit denen sich die fundamentalen Ursachen von Ungleichheit erforschen ließen – etwas, was meiner Neigung zu mathematischen Theorien sehr entgegenkam.

Hauptgegenstand meiner Doktorarbeit am Massachusetts Institute of Technology (MIT) war Ungleichheit, ihre Entwicklung über die Zeit und ihre Folgen für makroökonomisches Verhalten und insbesondere Wachstum. Ich griff einige Standardannahmen (des sogenannten neoklassischen Modells) heraus und wies nach, dass Individuen nach diesen Annahmen zur Gleichheit tendieren sollten.20 Es war klar, dass irgendetwas am Standardmodell nicht stimmen konnte, so wie es für mich, der in Gary aufgewachsen war, ohnehin klar war, dass mit einem Standardmodell, das behauptete, die Wirtschaft sei effizient und es gebe keine Arbeitslosigkeit oder Diskriminierung, etwas nicht stimmen konnte. Es war die Erkenntnis, dass das Standardmodell die Welt, in der wir lebten, nicht zutreffend beschrieb, die mich zur Suche nach alternativen Modellen veranlasste, bei denen Marktunvollkommenheiten und insbesondere Fälle unvollständiger Information sowie »Irrationalitäten« eine wichtige
Rolle spielen sollten.21 In dem Maße, wie diese Ideen entwickelt wurden und in einigen Kreisen der Ökonomenzunft Verbreitung fanden, hat sich ironischerweise die entgegengesetzte Auffassung – wonach Märkte gut funktionieren beziehungsweise dies täten, wenn sich der Staat nur heraushielte  – im öffentlichen Diskurs weitgehend durchgesetzt. Dieses Buch ist wie etliche seiner Vorgänger ein Versuch, die Dinge richtigzustellen.


KAPITEL 1

Amerikas Ein-Prozent-Problem

Nach der Finanzkrise 2007/8 und der Großen Rezession im Anschluss fanden sich sehr viele Amerikaner in dem Treibgut wieder, das über Bord gegangen war, als eine zunehmend dysfunktionale Form des Kapitalismus auf Grund lief. Fünf Jahre später kann einer von sechs Amerikanern, die sich eine Vollzeitstelle wünschen, noch immer keine finden; etwa acht Millionen Familien mussten ihre Eigenheime verlassen, und Millionen weitere rechnen damit, dass ihnen in nicht allzu ferner Zukunft Zwangsvollstreckungsbescheide ins Haus flattern;1 noch mehr sahen mit an, wie sich die Ersparnisse eines ganzen Lebens scheinbar in Luft auflösten. Selbst wenn die ersten Anzeichen eines Aufschwungs, die Optimisten immer wieder sehen, tatsächlich die Vorboten einer echten Erholung wären, würde die Wirtschaft frühestens 2018 wieder zur Vollbeschäftigung zurückkehren. Doch 2012 haben viele die Hoffnung bereits aufgegeben: Wer 2008 oder 2009 arbeitslos wurde, hat seine Ersparnisse aufgebraucht. Die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes ist ausgeschöpft. Menschen in mittleren Jahren, die ehedem fest davon überzeugt waren, umgehend wieder Arbeit zu finden, müssen erkennen, dass sie in Wahrheit zwangsverrentet worden sind. Junge Menschen, die mit Zehntausenden von Dollar Schulden vom College abgehen, können überhaupt keine Arbeit finden. Menschen, die zu Beginn der Krise noch bei Freunden und Verwandten unterkamen, sind mittlerweile obdachlos. Häuser, die während des Immobilienbooms gekauft wurden, sind noch immer auf dem Markt oder wurden mit Verlust verkauft; viele stehen leer. Endlich liegt das brüchige Fundament des Finanzbooms der zurückliegenden Dekade offen zutage.

Eine der dunkelsten Seiten der Marktwirtschaft, die ans Licht kam, ist die große und zunehmende Ungleichheit, die dafür sorgt, dass das soziale Gefüge Amerikas und die ökonomische Zukunftsfähigkeit des
Landes an den Rändern ausfransen: Die Reichen werden reicher, während die Übrigen unter Entbehrungen leiden, die einst mit dem amerikanischen Traum unvereinbar zu sein schienen. Die Tatsache, dass es in Amerika Reich und Arm gibt, war allgemein bekannt; und obwohl diese Ungleichheit nicht allein durch die Subprime-Krise – die US-Immobilienkrise, ausgelöst durch massive Ausfälle auf dem US-Markt für Hypothekendarlehen niedriger Bonität – und die anschließende Rezession verursacht wurde, sondern sich über einen Zeitraum von dreißig Jahren stetig aufbaute, hatte die Krise die Situation so verschlimmert, dass man das Gefälle nicht länger ignorieren konnte. Die Mittelschicht geriet durch Entwicklungen, mit denen wir uns in diesem Kapitel noch genauer befassen werden, immer stärker unter Druck; die Not der sozial Schwachen war mit Händen zu greifen, als die Löcher im sozialen Sicherungsnetz der USA offensichtlich wurden und öffentliche Unterstützungsprogramme, die bestenfalls unzulänglich waren, weiter zusammengestrichen wurden; dem oberen einen Prozent gelang es dagegen, einen großen Batzen des Volkseinkommens – ein Fünftel – zu behalten, auch wenn die Super-reichen bei einigen Kapitalanlagen Verluste verzeichneten.2

Egal, wo man einen Schnitt durch die Einkommensverteilung macht, stellt man eine Zunahme der Ungleichheit fest; selbst innerhalb des obersten einen Prozents erhalten die obersten 0,1 Prozent von Einkommensbeziehern einen größeren Teil vom Geldkuchen. Im Jahr 2007, dem Jahr vor der Krise, verfügten die obersten 0,1 Prozent der amerikanischen Haushalte über ein 220 Mal höheres Einkommen als der Durchschnitt der unteren 90 Prozent.3 Das Vermögen war sogar noch ungleicher verteilt als das Einkommen, da dem wohlhabendsten einen Prozent mehr als ein Drittel des nationalen Gesamtvermögens gehörte.4 Daten über das Einkommensgefälle liefern nur eine Momentaufnahme einer Volkswirtschaft. Aber eben aus diesem Grund sind die Daten über das Vermögensgefälle so verstörend – denn diese Ungleichheit geht über die Schwankungen des Jahreseinkommens hinaus. Außerdem gibt das Vermögen zuverlässigere Aufschlüsse über Unterschiede im Zugang zu Ressourcen.

In Amerika haben sich die verschiedenen sozioökonomischen Gruppen immer schneller auseinanderentwickelt. In den ersten Nachrezessionsjahren des neuen Jahrtausends (2002 bis 2007) eignete sich das oberste eine Prozent über 65 Prozent des Zuwachses beim Volkseinkommen
an.5 Dem obersten einen Prozent ging es blendend, den meisten Amerikanern aber immer schlechter.6

Wenn die Reichen reicher würden und die in der Mitte und am unteren Ende der Wohlstandsskala ebenfalls profitierten, dann würden wir, insbesondere wenn die Anstrengungen derer an der Spitze für das Fortkommen der Übrigen von entscheidender Bedeutung wären, die Erfolge der Begüterten feiern und wären dankbar für ihre Beiträge. Aber das ist nicht das, was geschieht. Angehörige der amerikanischen Mittelschicht haben vielmehr schon lange den Eindruck, immer schlechter wegzukommen, und sie haben Recht. In den dreißig Jahren vor Ausbruch der Krise ist ihr Einkommen weitgehend konstant geblieben.7 Tatsächlich stagniert das Einkommen eines typischen männlichen Vollzeitarbeiters seit weit mehr als dreißig Jahren.8

Die Krise verschlimmerte diese Ungleichheiten in vielfältiger Weise, nicht nur durch den Anstieg der Arbeitslosigkeit, den Verlust des Eigenheims und stagnierende Löhne. Den Reichen drohten höhere Verluste bei ihrem Aktienvermögen, aber die Aktienmärkte erholten sich einigermaßen und relativ schnell.9 Tatsächlich sind die »Erholungsgewinne« seit der Rezession überwiegend den reichsten Amerikanern zugeflossen: Auf das oberste eine Prozent entfielen 93 Prozent des zusätzlichen Einkommens, das 2010 im Vergleich zum Jahr 2009 in den USA erwirtschaftet wurde.10 In der Unter- und der Mittelschicht steckt das Vermögen hauptsächlich im Eigenheim. Als die durchschnittlichen Immobilienpreise zwischen dem zweiten Quartal 2006 und Ende 2011 um mehr als ein Drittel fielen,11 war dies für einen Großteil der Amerikaner – diejenigen, die hohe Hypothekendarlehen aufgenommen hatten – gleichbedeutend mit dem weitgehenden Verlust ihres Vermögens. Die Topmanager an der Spitze waren hingegen bemerkenswert erfolgreich bei der Verteidigung ihrer hohen Bezüge; nach einem leichten Rückgang im Jahr 2008 bewegte sich das Verhältnis der durchschnittlichen CEO-Jahresgesamtbezüge zum Jahreslohn eines typischen Arbeiters im Jahr 2010 mit 243 zu 1 wieder auf dem Vor-Krisen-Niveau.12

Überall auf der Welt gibt es erschreckende Beispiele dafür, was mit Gesellschaften geschieht, wenn sie das Niveau an Ungleichheit erreichen, auf das die Amerikaner zusteuern. Das ist kein schöner Anblick: Länder, in denen die Reichen in geschlossenen Wohnanlagen leben, wo sie von Scharen schlecht bezahlter Angestellter bedient werden; instabile politische
Systeme, in denen Populisten den Massen ein besseres Leben versprechen, nur um sie zu enttäuschen. Vor allem aber fehlt es an Hoffnung. In diesen Ländern wissen die Mittellosen, dass ihre Chancen, der Armut zu entkommen – von einem Aufstieg an die Spitze ganz zu schweigen –, verschwindend gering sind. Das sollten wir nicht anstreben.

In diesem Kapitel lege ich das Ausmaß der Ungleichheit in den Vereinigten Staaten dar und wie es sich in vielfältiger Weise auf das Leben von Millionen von Amerikanern auswirkt. Ich gehe nicht nur darauf ein, wie wir zu einer immer tiefer gespaltenen Gesellschaft werden, sondern auch darauf, warum wir nicht länger wie ehedem das Land der unbegrenzten Möglichkeiten sind. Ich diskutiere die geringen sozialen Aufstiegschancen von Menschen, die in die Unterschicht geboren werden. Der hohe Grad an Ungleichheit und der Mangel an Chancen, den wir heute in den Vereinigten Staaten beobachten, sind weder unvermeidlich, noch ist ihr jüngster Anstieg, wie wir sehen werden, schlicht das Produkt unerbittlicher Marktkräfte. In späteren Kapiteln werde ich die Ursachen dieser hohen und wachsenden Ungleichheit, die Kosten für unsere Gesellschaft, unsere Demokratie und unsere Wirtschaft sowie mögliche Gegenmaßnahmen beschreiben.




Die steigende Flut macht nicht alle Boote flott

Obwohl die Vereinigten Staaten von jeher ein kapitalistisches Land gewesen sind, ist unsere Ungleichheit – zumindest in ihrem gegenwärtigen Ausmaß – ein neues Phänomen. Vor etwa dreißig Jahren erhielt das oberste eine Prozent der Einkommensbezieher nur 12 Prozent des nationalen Einkommens.13 Schon das hätte nicht hingenommen werden dürfen; aber seither hat die Disparität so drastisch zugenommen,14 dass das Durchschnittseinkommen des obersten einen Prozents nach Steuern bis 2007 1,3 Millionen Dollar erreichte, während das der unteren 20 Prozent nur 17 800 Dollar betrug.15 Das oberste eine Prozent bekam in einer Woche 40 Prozent mehr als das untere Fünftel in einem Jahr; die obersten 0,1 Prozent erhielten in anderthalb Tagen etwa das, was die unteren 90 Prozent in einem Jahr an Einkommen erwirtschafteten; und die reichsten 20 Prozent der Einkommensbezieher verdienen insgesamt nach Steuern mehr als die unteren 80 Prozent zusammengenommen.16


Nach dem Zweiten Weltkrieg wuchs Amerika dreißig Jahre lang zusammen – das Einkommen stieg in allen Segmenten, aber in den unteren Gruppen stärker als an der Spitze. Die Kriegserfahrung erzeugte ein Wir-Gefühl, das in politische Maßnahmen wie etwa das GI-Gesetza mündete, die die Menschen noch enger zusammenrücken ließen.

Aber in den letzten dreißig Jahren hat sich die Spaltung unserer Gesellschaft vertieft; nicht genug damit, dass die Einkommen an der Spitze am schnellsten gewachsen sind, in der Unterschicht sind sie sogar zurückgegangen. (Das war kein durchgängiges Muster – in den neunziger Jahren ging es den Angehörigen der Unter- und Mittelschicht eine Zeitlang besser. Aber ungefähr seit dem Jahr 2000 verschärft sich die Ungleichheit rasant.)

Ein ähnlich besorgniserregendes Ausmaß wie heute hatte die Ungleichverteilung in den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre erreicht. Die ökonomische Instabilität war damals wie heute eng mit dieser zunehmenden Ungleichheit verbunden, wie ich in Kapitel 4 darlegen werde. In den Kapiteln 2 und 3 befasse ich mich genauer mit der Frage, wie sich diese Muster, die »Ebbe« und »Flut« an Ungleichheit, erklären lassen. Einstweilen wollen wir lediglich festhalten, dass die deutliche Angleichung der Einkommensverhältnisse zwischen 1950 und 1970 zum Teil auf Entwicklungen an den Märkten, entscheidender aber auf politische Maßnahmen zurückzuführen war, etwa auf den erleichterten Zugang zur Hochschulbildung durch das GI-Gesetz und auf das stark progressive Steuersystem, das während des Zweiten Weltkrieges eingeführt worden war.

In den Jahren nach der »Reaganschen Revolution« dagegen vergrößerte sich die Kluft zwischen den Markteinkommen, und ironischerweise wurden gleichzeitig staatliche Initiativen, die ungerechte Ergebnisse des Marktes teilweise kompensieren sollten, zurückgefahren, Spitzensteuersätze gesenkt und soziale Hilfsprogramme abgebaut.

Natürlich üben Marktkräfte – die Gesetze von Angebot und Nachfrage  – zwangsläufig einen gewissen Einfluss auf den Grad an ökonomischer Ungleichheit aus. Aber diese Kräfte wirken auch in anderen fortgeschrittenen Industriegesellschaften. Schon vor dem drastischen
Auseinanderdriften der Einkommens- und Vermögensverhältnisse, welches das erste Jahrzehnt dieses Jahrhunderts kennzeichnet, waren das Maß an Ungleichheit in den Vereinigten Staaten höher und die Einkommensmobilität geringer als in fast allen europäischen Ländern sowie in Australien und Kanada.

Ungleichheitstrends lassen sich allerdings umkehren. In einigen Ländern ist dies gelungen. Brasilien war eines der Länder, in denen im weltweiten Vergleich drastische Ungleichheit herrschte – aber in den neunziger Jahren erkannte die Regierung die Gefahren, die damit im Hinblick auf soziale und politische Polarisierung sowie auf das langfristige Wirtschaftswachstum verbunden sind. Die Einsicht mündete in einen gesamtgesellschaftlichen politischen Konsens, dass etwas geschehen müsse. Unter Präsident Enrique Cardoso wurden die Bildungsausgaben, auch zugunsten der Armen, massiv erhöht, unter Präsident Luiz Inácio Lula da Silva Sozialprogramme zur Bekämpfung von Hunger und Armut aufgelegt.17 Die Ungleichheit ging zurück, das Wachstum erhöhte sich,18 und die Gesellschaft wurde stabiler. Das Maß an Ungleichheit in Brasilien übertrifft noch immer das in den Vereinigten Staaten, aber während sich Brasilien recht erfolgreich darum bemühte, die Not der Armen zu lindern und das Gefälle zwischen Reich und Arm zu verringern, hat Amerika es zugelassen, dass die Schere zwischen Arm und Reich sich immer mehr öffnet und die Armut zunimmt.

Schlimmer noch: Die Politik hatte daran erheblichen Anteil. Wenn wir diese Trends umkehren wollen, müssen wir zum einen einige der politischen Maßnahmen rückgängig machen, die dazu beigetragen haben, dass Amerika das ökonomisch am tiefsten gespaltene Industrieland ist, und zum anderen Initiativen ergreifen, um jene Disparitäten zu schmälern, welche die Marktkräfte von sich aus hervorbringen. Einige Verteidiger des gegenwärtigen Zustands behaupten, dass Ungleichheit zwar nicht unvermeidlich sei, es aber zu kostspielig wäre, etwas dagegen zu unternehmen. Sie glauben, dass ein hohes Maß an Ungleichheit eine unabdingbare, ja sogar notwendige ökonomische Voraussetzung dafür ist, dass der Kapitalismus seine Wunder bewirken kann. Schließlich sollen diejenigen, die hart arbeiten, doch belohnt werden, und das müsse auch so sein, wenn sie den Einsatz bringen und die Investitionen tätigen sollen, von denen alle profitieren. Ein gewisser Grad an Ungleichheit ist tatsächlich unvermeidlich. Einige Menschen arbeiten härter und länger
als andere, und jedes gut funktionierende Wirtschaftssystem muss sie für diese Anstrengungen belohnen. Aber wie ich in diesem Buch zeige, untergraben sowohl das Ausmaß an Ungleichheit im heutigen Amerika als auch die Art und Weise, wie es erzeugt wird, das Wachstum und beeinträchtigen die Effizienz. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass ein Großteil der Ungleichheit in Amerika auf Marktverzerrungen beruht, da Anreize nicht darauf ausgerichtet sind, neues Vermögen zu schaffen, sondern darauf, es anderen wegzunehmen. Es ist daher nicht weiter verwunderlich, dass unsere Wachstumsraten in Zeiten, in denen die Ungleichheit weniger ausgeprägt war und alle von den Früchten profitierten, höher waren.19 Das gilt sowohl für die Nachkriegsjahrzehnte als auch in jüngerer Vergangenheit, in den neunziger Jahren.20




Sickerte etwas durch?

Verteidiger der Ungleichheit – und es gibt nicht wenige davon – behaupten im Gegenteil, dass alle profitierten, wenn man den Reichen mehr Geld gebe, unter anderem deshalb, weil dies zu mehr Wachstum führe. Der Reichtum sickere gleichsam von oben nach unten durch. Diese Auffassung wird daher Trickle-down-Theorie genannt. Sie hat eine lange Geschichte – und ist seit Langem diskreditiert. Wie wir gesehen haben, hat eine höhere Ungleichheit nicht mehr Wachstum erzeugt, und das Einkommen der meisten Amerikaner ist entweder gesunken oder gleich geblieben. Was Amerika in den letzten Jahren erlebte, ist genau das Gegenteil dessen, was die Trickle-down-Theorie behauptet: Die Vermögenszuwächse der Reichen gingen auf Kosten der Armen.21

Man kann das, was geschehen ist, an der Verteilung eines Kuchens veranschaulichen. Wenn der Kuchen in gleiche Teile aufgeteilt würde, bekäme jeder ein gleich großes Stück; das heißt, dass das obere eine Prozent auch ein Prozent des Kuchens bekäme. In Wirklichkeit aber bekommen sie ein sehr großes Stück, etwa ein Fünftel des gesamten Kuchens. Und das bedeutet, dass alle anderen ein kleineres Stück bekommen.

Diejenigen, die an die Trickle-down-Theorie glauben, nennen dies abfällig »Sozialneid«. Man solle nicht die relative Größe der Stücke betrachten, sondern die absolute. Wenn man den Reichen mehr gebe,
werde der Kuchen insgesamt größer, so dass die Armen und die Mittelschicht zwar einen kleineren Anteil vom Kuchen erhielten, aber dennoch ein größeres Stück als zuvor. Ich wünschte, dem wäre so. Tatsächlich ist das Gegenteil der Fall: Wie schon erwähnt, sank das Wachstum in der Phase zunehmender Ungleichheit – und das Kuchenstück der meisten Amerikaner ist geschrumpft.22

Vergleichsweise gering qualifizierte junge Männer (im Alter zwischen 25 und 34 Jahren) haben es besonders schwer; das Realeinkommen derer, die nur einen Highschool-Abschluss in der Tasche haben, ist in den letzten 25 Jahren um mehr als ein Viertel gesunken.23 Aber selbst Haushaltsvorständen mit Bachelor- oder höherem Abschluss erging es nicht viel besser – ihr mittleres Einkommen sank (inflationsbereinigt) in den Jahren 2000 bis 2010 um ein Zehntel.24

Wir werden später zeigen, dass eine Trickle-up-Wirtschaftspolitik im Gegensatz zu einer Trickle-down-Politik durchaus den gewünschten Erfolg haben mag: Alle – auch die Reichen – könnten davon profitieren, dass die Menschen am Fuß und in der Mitte der Einkommenspyramide mehr bekommen.



Ungleichheit in Amerika: eine Momentaufnahme

Die Situation in den USA lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: Die Reichen werden reicher, die Reichsten der Reichen werden noch reicher,25 die Armen werden ärmer, und ihre Zahl wächst, die Mittelschicht wird ausgehöhlt. Die Einkommen der Mittelschicht stagnieren oder sinken, und der Abstand zu den wirklich Reichen wächst.

Disparitäten im Haushaltseinkommen hängen mit Disparitäten sowohl bei den Löhnen als auch bei den Vermögen und Kapitaleinkünften zusammen. In beiden Hinsichten nimmt die Ungleichheit zu.26 So wie die Ungleichheit insgesamt zunimmt, so haben sich auch die Disparitäten bei Löhnen und Gehältern verschärft. Während beispielsweise die Löhne der Geringverdiener (in den unteren 90 Prozent) im Verlauf der letzten dreißig Jahre in den USA nur um etwa 15 Prozent gestiegen sind, haben sich die Einkommen im oberen einen Prozent um fast 150 Prozent und in den obersten 0,1 Prozent um über 300 Prozent vervielfacht.27


Die Veränderungen bei den Vermögenssituationen sind noch dramatischer. In den 25 Jahren vor Ausbruch der Krise wuchs zwar das Vermögen der gesamten Bevölkerung, aber das der Reichen wuchs schneller. Da das Vermögen der Haushalte mit geringem und mittlerem Einkommen zu einem Großteil auf dem Marktwert ihrer Immobilien beruhte, handelte es sich letztlich um »Scheinvermögen«, das auf den spekulativ aufgeblähten Immobilienpreisen basierte. Und obwohl in der Krise alle Verluste erlitten, erholten sich die Reichen rasch wieder, während dies bei den Haushalten mit geringem oder mittlerem Einkommen nicht der Fall war. Selbst als die Aktienkurse in der Großen Rezession einbrachen und die Reichen einen Teil ihres Vermögens verloren, belief sich das Vermögen des reichsten einen Prozents der Haushalte noch immer auf das 225-Fache des Vermögens des Durchschnittsamerikaners – im Jahr 1962 oder 1983 betrug das Verhältnis knapp die Hälfte.28

In Anbetracht des Vermögensgefälles ist es nicht weiter verwunderlich, dass diejenigen an der Spitze auch den Löwenanteil der Kapitaleinkünfte kassierten – vor der Krise, im Jahr 2007, flossen etwa 57 Prozent der Kapitaleinkünfte dem oberen einen Prozent zu.29 Und es erstaunt ebenso wenig, dass das obere eine Prozent zwischen 1979 und 2007 einen noch höheren Anteil am Zuwachs der Kapitaleinkünfte – ungefähr sieben Achtel – erhielt, während bei den unteren 95 Prozent weniger als drei Prozent des Zuwachses ankamen.30

Diese allgemeinen Zahlen sind zwar besorgniserregend, sie machen die gegenwärtigen Disparitäten aber vielleicht nicht hinlänglich deutlich. Ein besonders markantes Fallbeispiel für den Zustand der Ungleichheit in Amerika liefert die Familie Walton: Die sechs Erben des Wal-Mart-Imperiums verfügen über ein Vermögen von 69,7 Milliarden Dollar – das entspricht dem Gesamtvermögen der unteren 30 Prozent der US-AMERIKANISCHEN Gesellschaft. Die Zahlen sind nur auf den ersten Blick überraschend, weil die Einkommensschwachen schlicht kaum Vermögen besitzen.31



Polarisierung

Amerika hat sich immer als ein Land der Mittelschicht verstanden. Niemand will sich für privilegiert halten, und niemand will seine Familie zu den Armen zählen. In den letzten Jahren wurde die amerikanische Mittelschicht jedoch regelrecht ausgeweidet, da die »guten« Mittelschicht-Arbeitsplätze  – die »mittlere« berufliche Qualifikationen erfordern, etwa Stellen für Arbeiter in der Automobilindustrie – im Vergleich zu einfachen Stellen für Geringqualifizierte und anspruchsvollen Stellen für Hochqualifizierte anscheinend verschwanden. Volkswirte nennen dieses Phänomen »Polarisierung« der Erwerbsbevölkerung.32 In Kapitel 3 werde ich einige Theorien dazu diskutieren.

Das Angebot an »soliden« Arbeitsplätzen ging in den letzten 25 Jahren massiv zurück; entsprechend sanken die Löhne für diese Arbeitsplätze, und die Disparität zwischen den Gehältern an der Spitze und denjenigen in der Mitte nahm zu.33 Die Polarisierung der Erwerbsbevölkerung hat zur Folge, dass mehr Geld nach oben fließt, während mehr Menschen nach unten absteigen.34



Im Sog der Großen Rezession

Die ökonomische Kluft in Amerika ist mittlerweile so breit, dass sich das eine Prozent kaum noch vorstellen kann, unter welchen Verhältnissen die Menschen in einkommensschwachen und in zunehmendem Maße auch in Mittelschicht-Haushalten leben. Betrachten wir einen Moment lang einen Haushalt mit einem Alleinverdiener und zwei Kindern. Angenommen, der Verdiener ist bei guter Gesundheit und arbeitet volle 40 Stunden pro Woche (die durchschnittliche Wochenarbeitszeit amerikanischer Arbeitnehmer beträgt nur 34 Stunden),35 zu einem Lohn, der geringfügig über dem Mindestlohn liegt: sagen wir rund 8,50 Dollar pro Stunde, so dass ihm nach Abzug des Beitrags zur staatlichen Rentenversicherung 8 Dollar pro Stunde bleiben; für seine 2080 Stunden (jährliche Arbeitszeit) erhält er somit 16 640 Dollar. Angenommen, er zahlt keine Einkommensteuer, aber sein Arbeitgeber zieht ihm monatlich 200 Dollar für die Krankenversicherung für seine ganze Familie ab und steuert den Rest zu den monatlichen Versicherungskosten von 550 Dollar bei.
Sein jährlicher Nettoverdienst beträgt dann 14 240 Dollar. Wenn er Glück hat, findet er eine Wohnung mit zwei Schlafzimmern für 700 Dollar (einschließlich Nebenkosten) pro Monat. Es bleiben ihm also 5840 Dollar für alle anderen Familienausgaben, die in einem Jahr anfallen. Wie für die meisten Amerikaner ist auch für ihn ein Auto ein Gut des täglichen Bedarfs; Versicherung, Kraftstoff, Instandhaltung und Abschreibung auf das Fahrzeug können leicht 3000 Dollar verschlingen. Der Familie bleiben somit 2840 Dollar – weniger als 3 Dollar pro Person pro Tag –, um Ausgaben für Grundgüter wie Nahrungsmittel und Bekleidung abzudecken, ganz zu schweigen von Dingen, die das Leben lebenswert machen, wie Unterhaltung. Es gibt keinerlei Puffer für den Fall, dass etwas Unvorhergesehenes geschieht.

Als Amerika in die Große Rezession rutschte, trat für unsere hypothetische Familie und für Millionen von Amerikanern im gesamten Land genau dieser Fall ein. Arbeitsplätze gingen verloren, ihre Häuser – ihr wichtigster Vermögenswert – verzeichneten dramatische Wertverluste, und als dann die Staatseinnahmen zurückgingen, wurden soziale Sicherungssysteme just dann gestutzt, als sie am dringendsten benötigt wurden.

Schon vor der Krise lebten die Armen in Amerika am Rand des Abgrunds; aber mit der Großen Rezession gilt dies in zunehmenden Maße auch für die Mittelschicht. Diese Krise hat jede Menge menschlicher Tragödien verursacht: Eine einzige versäumte Hypothekenrate endet im Verlust des Hauses; der Verlust der Wohnung endet in Arbeitslosigkeit und zerstörten Familien.36 Diese Familien mögen einen Schock verkraften können, doch der zweite bricht ihnen das Genick. Da etwa fünfzig Millionen Amerikaner nicht krankenversichert sind, kann eine einzige Erkrankung die gesamte Familie an den Rand des Ruins treiben;37 eine zweite Erkrankung, der Verlust eines Arbeitsplatzes oder ein Verkehrsunfall gibt ihnen dann womöglich den Rest. Tatsächlich haben neuere Studien gezeigt, dass die Krankheit eines Familienmitgliedes die mit Abstand wichtigste Ursache für Privatinsolvenzen ist.38

Um zu sehen, inwiefern bereits geringfügige Veränderungen sozialer Sicherungsprogramme weitreichende Folgen für arme Familien haben können, wollen wir zu unserer Familie zurückkehren, die 2840 Dollar im Jahr ausgeben kann. Als die Rezession andauerte, kürzten viele US-Bundesstaaten ihre Zuschüsse zur Kinderbetreuung. Im Bundesstaat
Washington beispielsweise belaufen sich die durchschnittlichen monatlichen Kosten für die Betreuung zweier Kinder auf 1433 Dollar.39 Wenn es kein staatliches Betreuungsgeld gibt, würden die Kosten also sofort die Hälfte dessen aufzehren, was die Familie an Geld übrig hat, so dass ihr für alles andere weniger als 1,30 Dollar pro Tag und Person blieben.




Ein Arbeitsmarkt ohne Sicherheitsnetz

Aber die Not derjenigen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben und keine neue Stelle fanden, war sogar noch größer. Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten ging zwischen November 2007 und November 2011 um 8,7 Millionen zurück,40 dabei hätte in diesem Zeitraum die Erwerbsbevölkerung normalerweise um fast 7 Millionen Personen zugenommen. Das Arbeitsplatzdefizit ist also in Wirklichkeit um über 15 Millionen Stellen gestiegen. Millionen derer, die nach langwieriger Suche keine Stelle gefunden hatten, gaben die Stellensuche dauerhaft auf; junge Menschen beschlossen, weiterhin die Schul- oder Hochschulbank zu drücken, da die Beschäftigungsaussichten anscheinend selbst für College-Absolventen düster sind. Die »fehlenden« Erwerbsfähigen (die nicht länger nach Arbeit suchten) bedeuteten, dass die amtliche Arbeitslosenstatistik (die, Anfang 2012, eine Arbeitslosenquote von »nur« 8,3 Prozent auswies) ein allzu rosiges Bild der Lage am Arbeitsmarkt zeichnete.

Unsere Arbeitslosenversicherung, eine der knauserigsten aller Industrieländer, war der Aufgabe, Arbeitslose angemessen finanziell zu unterstützen, einfach nicht gewachsen.41 Normalerweise ist die Bezugsdauer für Arbeitslosengeld auf sechs Monate begrenzt. Vor der Krise bedeutete ein dynamischer Arbeitsmarkt bei Vollbeschäftigung, dass, wer Arbeit suchte, innerhalb kurzer Zeit zumeist auch eine Stelle fand, selbst wenn sie nicht seinen Erwartungen oder Qualifikationen entsprach. In der Großen Rezession galt dies nicht mehr. Fast die Hälfte der Arbeitslosen waren Langzeitarbeitslose. Die Bezugsfrist für Arbeitslosengeld wurde zwar verlängert (in der Regel nach einer erbitterten Debatte im Kongress),42 aber auch nach Ablauf der verlängerten Anspruchsfrist werden noch immer Millionen Menschen arbeitslos sein.43 Als die Rezession und der schwache Arbeitsmarkt auch 2010 andauerten, tauchte ein neues Segment unserer Gesellschaft auf, die »99er« – diejenigen,
die länger als 99 Wochen arbeitslos waren –, und diese gingen selbst in den großzügigsten Bundesstaaten und ungeachtet finanzieller Unterstützungsprogramme des Bundes leer aus. Sie suchten nach Arbeit, aber es gab einfach nicht genügend Arbeitsplätze. Auf jede Stelle kamen vier Arbeitssuchende.44 Und in Anbetracht der Tatsache, dass viel politisches Kapital aufgewendet werden musste, um die Bezugsfrist für Arbeitslosengeld auf 52, 72 oder 99 Wochen zu verlängern, setzen sich nur wenige Politiker überhaupt für die 99er ein.45

Eine Umfrage der New York Times zur Arbeitslosenversicherung brachte im Herbst 2011 das ganze Ausmaß der Unzulänglichkeiten ans Licht.46 Nur 38 Prozent der Arbeitslosen bezogen damals Arbeitslosengeld, und etwa 44 Prozent hatten zu keinem Zeitpunkt Arbeitslosengeld erhalten. Von denjenigen, die Unterstützung bekamen, glaubten 70 Prozent, es sei sehr oder recht wahrscheinlich, dass die Leistungen eingestellt würden, ehe sie wieder Arbeit fänden. Drei Viertel derer, die Arbeitslosengeld bezogen, gaben an, dieses bleibe deutlich hinter ihrem früheren Einkommen zurück. Da ist es nicht weiter erstaunlich, dass über die Hälfte der Arbeitslosen infolge der Arbeitslosigkeit mit emotionalen oder gesundheitlichen Problemen zu kämpfen hatte, sich aber keine Behandlung leisten konnte, da mehr als die Hälfte der Arbeitslosen nicht krankenversichert war. Viele der Arbeitslosen mittleren Alters hielten es für aussichtslos, jemals wieder eine Stelle zu finden. Für Arbeitslose über 45 Jahre näherte sich die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit bereits einem Jahr.47 Der einzige positive Aspekt bei der Umfrage war die optimistische Antwort, dass es, insgesamt, 70 Prozent für sehr oder einigermaßen wahrscheinlich hielten, dass sie in den nächsten zwölf Monaten wieder Arbeit finden würden. Immerhin: Der Optimismus der Amerikaner scheint ungebrochen zu sein.

Vor der Rezession ging es den Vereinigten Staaten wirtschaftlich anscheinend in mancher Hinsicht besser als anderen Ländern. Auch wenn die Löhne und Gehälter in der Mittelschicht nicht gestiegen sein mochten, so konnte doch zumindest jeder, der Arbeit suchte, welche finden. Dies war der viel gerühmte Vorteil »flexibler Arbeitsmärkte«. Aber die Krise zeigte, dass sich sogar dieser Vorteil zu verflüchtigen schien, als sich die US-Arbeitsmärkte mit ihrer nicht nur hohen, sondern wachsenden Langzeitarbeitslosigkeit immer stärker ihren europäischen Pendants anglichen. Die Jungen sind frustriert; ich vermute allerdings, dass sie
noch frustrierter sein werden, wenn sie erfahren, was der gegenwärtige Trend bedeutet: Wer längere Zeit arbeitslos ist, hat während seines gesamten Erwerbslebens schlechtere Beschäftigungschancen als ähnlich Qualifizierte, die am Arbeitsmarkt mehr Glück hatten. Selbst wenn er oder sie Arbeit bekommt, verdienen sie weniger als Personen mit ähnlichen Qualifikationen. Tatsächlich spiegelt sich das Pech, in einem Jahr hoher Arbeitslosigkeit in die Erwerbsbevölkerung einzutreten, im lebenslangen Arbeitseinkommen dieser Person wider.48



Ökonomische Unsicherheit

Die wachsende Unsicherheit, die so viele Amerikaner empfinden, ist leicht nachvollziehbar. Selbst diejenigen, die Arbeit haben, wissen, dass ihre Arbeitsplätze bedroht sind und dass sich ihr Leben angesichts der hohen Arbeitslosigkeit und der geringen sozialen Absicherung plötzlich zum Schlechteren wenden könnte. Der Verlust des Arbeitsplatzes zieht den Verlust der Krankenversicherung und vielleicht auch den Verlust des Eigenheims nach sich. Personen mit scheinbar sicheren Arbeitsplätzen sind mit der Aussicht auf unsichere Alterseinkommen konfrontiert, da die Vereinigten Staaten in den letzten Jahren ihr System der Altersvorsorge umgestellt haben. Früher waren sogenannte leistungsorientierte Pensionspläne die Regel – dabei wussten die Arbeitnehmer genau, wie hoch ihre Rente war, wenn sie in Ruhestand gingen, wobei die Unternehmen das Risiko von Kursschwankungen am Aktienmarkt trugen. Heute hingegen bekommen die meisten Arbeitnehmer nur noch beitragsorientierte Pläne, bei denen der Einzelne selber dafür verantwortlich ist, sein Rentenkonto zu verwalten – und bei denen er das Risiko von Kursschwankungen am Aktienmarkt ebenso wie das Inflationsrisiko trägt. Da liegt die Gefahr auf der Hand: Wenn der Betreffende auf Finanzanalysten gehört und sein Geld am Aktienmarkt angelegt hätte, hätte er 2008 herbe Verluste einstecken müssen.

So bedeutete die Große Rezession für viele Amerikaner ein dreifaches Pech: Ihre Arbeitsplätze, ihre Altersvorsorge und ihr Immobilienbesitz waren gleichermaßen in Gefahr. Die Preisblase am Immobilienmarkt hatte den Menschen eine vorübergehende Atempause vor den Folgen sinkender Einkommen verschafft. Sie gaben mehr aus, als sie einnahmen,
da sie unbedingt ihren Lebensstandard halten wollten. Tatsächlich gaben die unteren 80 Prozent (der Einkommensverteilung) vor dem Beginn der Großen Rezession, Mitte der nuller Jahre, etwa 110 Prozent ihres Einkommens aus.49 Jetzt, nachdem die Blase geplatzt ist, müssen diese Amerikaner nicht nur mit ihren Mitteln auskommen, viele müssen sogar mit noch weniger auskommen, da sie einen Berg Schulden abtragen müssen. Bei über einem Fünftel der Hypothekenschuldner übersteigen die Schulden den aktuellen Marktwert der Immobilie.50 Das Eigenheim ist nicht länger das Sparschwein, das als Altersvorsorge oder zur Finanzierung des Studiums eines Kindes dienen soll, sondern eine finanzielle Bürde. Viele Menschen laufen Gefahr, ihr Haus zu verlieren – und viele haben es bereits verloren. Die Millionen von Familien, die seit dem Platzen der Immobilienblase ihr Eigenheim verloren haben, haben nicht nur das Dach über dem Kopf, sondern auch einen Großteil ihrer Lebensersparnisse eingebüßt.51 Durch die krisenbedingten Verluste auf den Altersvorsorgekonten und die Wertminderung von Immobilien in Höhe von insgesamt 6,5 Billionen Dollar52 wurde schon der Durchschnittsverdiener stark getroffen; ärmeren Amerikanern, die gerade begannen, einen flüchtigen Blick auf den amerikanischen Traum zu erhaschen – das glaubten sie jedenfalls, als sie ein Haus kauften und sahen, wie der Wert ihrer Immobilie in der Spekulationsblase stetig stieg –, erging es noch viel schlechter. Zwischen 2005 und 2009 sank das Vermögen des typischen afroamerikanischen Haushalts um 53 Prozent, was gerade mal fünf Prozent des Durchschnittsvermögens eines weißen US-Haushaltes entsprach, während der durchschnittliche Latino-Haushalt 66 Prozent seines Vermögens einbüßte. Und selbst das Reinvermögen des typischen weißen amerikanischen Haushalts war deutlich zurückgegangen, auf 113 149 Dollar im Jahr 2009 – im Vergleich zum Jahr 2005 ein Verlust von 16 Prozent.53



Sinkender Lebensstandard

So betrüblich die Einkommensberechnungen, auf die wir uns bislang konzentriert haben, auch sein mögen – ein vollständiges Bild davon, welchen Rückgang im Lebensstandard die meisten Amerikaner verkraften müssen, vermitteln sie nicht. Denn die meisten erleben nicht nur ökonomische
Unsicherheit, sondern auch gesundheitliche und, in manchen Fällen, sogar körperliche Unsicherheit. Präsident Obama wollte mit seinem Gesundheitsprogramm den Versicherungsschutz verlängern, doch die Große Rezession und die anschließende strenge Sparpolitik führten zu einem Schritt in die entgegengesetzte Richtung. Medicaid, die Gesundheitsfürsorge für einkommensschwache Personen, wurde zusammengestrichen.

Das Fehlen einer Krankenversicherung trägt dazu bei, dass sich der Gesundheitszustand, insbesondere der Armen, verschlechtert. Die Lebenserwartung in den Vereinigten Staaten beträgt 78 Jahre und ist damit niedriger als in Japan, wo sie bei 83 Jahren liegt, oder in Australien oder Israel, wo sie sich auf 82 Jahre beläuft. Laut Weltbank standen die Vereinigten Staaten im Jahr 2009 diesbezüglich weltweit an 40. Stelle, direkt hinter Kuba.54

Die Säuglings- und Müttersterblichkeit in den Vereinigten Staaten liegt nur unwesentlich unter der in einigen Entwicklungsländern; die Säuglingssterblichkeit ist zum Beispiel höher als in Kuba, Weißrussland und Malaysia, um nur ein paar Länder zu nennen.55 Und diese schlechten Gesundheitsindikatoren spiegeln im Wesentlichen die traurigen statistischen Daten über mittellose Amerikaner wider. Deren Lebenserwartung unterschreitet beispielsweise die der Reichen um fast 10 Prozent.56 Vor dem Hintergrund, dass das Einkommen des typischen männlichen Vollzeit-Arbeitnehmers seit über dreißig Jahren stagniert und das Einkommen von Erwerbstätigen ohne College-Abschluss sogar gesunken ist, werden pro Familie heute mehr Arbeitsstunden aufgewendet, um einen noch stärkeren Rückgang des Einkommens zu verhindern. Vor allem die Frauen haben ebenfalls eine Erwerbstätigkeit aufgenommen. Unsere Einkommensstatistiken berücksichtigen aber weder den Verlust an Freizeit noch die Einbußen an familiärer Lebensqualität.

Das Sinken des Lebensstandards manifestiert sich unter anderem in veränderten sozialen Verhaltensmustern. Immer mehr junge Erwachsene bleiben bei ihren Eltern wohnen: Betraf dies im Jahr 2005 14 Prozent der Männer zwischen 25 und 34 Jahren, sind es heute etwa 19 Prozent. Bei Frauen in dieser Altersgruppe stieg die Quote von 8 auf 10 Prozent.57 Diese jungen Menschen, die manchmal auch »Bumerang-Generation« genannt werden, sind gezwungen, in ihrem Elternhaus wohnen zu bleiben oder nach dem Studium dorthin zurückzukehren,
weil sie sich keine eigene Wohnung leisten können. Sogar soziale Bräuche wie das Heiraten werden durch den Mangel an Einkommen und Existenzsicherheit beeinflusst, zumindest im Moment. In nur einem Jahr (2010) schnellte die Zahl der Paare, die unverheiratet zusammenlebten, um 13 Prozent in die Höhe.58

Die Folgen weit verbreiteter, anhaltender Armut sowie chronischer Unterfinanzierung des öffentliches Bildungswesens und anderer sozialer Leistungen schlagen sich auch in anderen Indikatoren dafür nieder, dass unsere Gesellschaft nicht so funktioniert, wie sie es tun sollte: in einer hohen Kriminalität und einem hohen Prozentsatz der Bevölkerung, der eine Freiheitsstrafe verbüßt.59 Obgleich die Gewaltkriminalität gegenüber ihrem Höchststand (1991) zurückgegangen ist,60 bleibt sie hoch, viel höher als in anderen Industrieländern, und sie erlegt unserer Gesellschaft volkswirtschaftlich und sozial sehr hohe Kosten auf. Die Bewohner sozial schwacher (und auch nicht so prekärer) Stadtviertel leben noch immer in der Angst, körperlicher Gewalt zum Opfer zu fallen. Und es ist teuer, 2,3 Millionen Menschen im Gefängnis zu verwahren. Die US-amerikanische Inhaftierungsrate von 730 Häftlingen pro 100 000 Einwohner (fast einer von hundert Erwachsenen) ist die höchste der Welt und etwa neun bis zehn Mal so hoch wie in den meisten europäischen Ländern.61 Einige US-Bundesstaaten geben für ihre Haftanstalten genauso viel Geld aus wie für ihre Hochschulen.62 Solche Ausgaben sind kein Ruhmesblatt für die Wirtschaft und Gesellschaft eines Landes. Geld, das für »Sicherheit« ausgegeben wird – zum Schutz von Menschen und Eigentum –, fördert nicht das gesellschaftliche Wohlergehen, sondern verhindert lediglich, dass sich die Lage weiter verschlechtert. Doch wir rechnen diese Auslagen genauso wie alle anderen Ausgaben dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu. Wenn die wachsende Ungleichheit in den USA also dazu führt, dass mehr Mittel für Verbrechensprävention ausgegeben werden, schlägt sich dies in einer Erhöhung des BIP nieder; mit einer Zunahme des Gemeinwohls sollte das aber niemand verwechseln.63

Die Inhaftierungsraten verzerren sogar unsere Arbeitslosenstatistik. Das Bildungsniveau von Häftlingen ist weit unterdurchschnittlich, und die Gefangenen stammen aus gesellschaftlichen Gruppen, die von hoher Arbeitslosigkeit betroffen sind. Wenn sie nicht im Gefängnis säßen, würden sie höchstwahrscheinlich zum ohnehin schon aufgeblähten Heer der Arbeitslosen dazustoßen. So gesehen, wäre die wahre Arbeitslosigkeit in
den USA höher, und sie würde sich gegenüber der europäischen weniger positiv ausnehmen; wenn die Gesamtzahl der Gefängnisinsassen – 2,3 Millionen – mitgezählt würde, läge die Arbeitslosigkeit bei weit über neun Prozent.64


Armut

Die Große Rezession machte der schwindenden amerikanischen Mittelschicht das Leben schwer. Besonders schwer aber ist es für die einkommensschwächsten Gruppen geworden, wie das Fallbeispiel der Familie deutlich macht, die mit einem Einkommen über die Runden zu kommen versucht, das knapp über dem Existenzminimum liegt. Eine immer größere Zahl von Amerikanern kann den lebensnotwendigen Bedarf kaum mehr bestreiten. Diese Personen gelten als arm. Der Anteil der Armen65 an der Gesamtgesellschaft stieg von 12,5 Prozent im Jahr 2007 auf 15,1 Prozent im Jahr 2010. Und unser Beispiel oben dürfte gezeigt haben, wie niedrig der Lebensstandard derer ist, die sich an der Schwelle zur Armut befinden. Die Zahl der amerikanischen Familien in extremer Armut  – die von zwei Dollar pro Tag und Person oder weniger lebten, dem Armutsmaß, das die Weltbank für Entwicklungsländer zugrunde legt – hat sich von 1996 bis 2011 auf 1,5 Millionen verdoppelt.66 Die »Armutslücke«, also der Prozentsatz, um den das mittlere Einkommen der Armen eines Landes unterhalb der offiziellen Armutsgrenze liegt, ist ein weiterer aufschlussreicher statistischer Wert. Mit 37 Prozent landen die Vereinigten Staaten auf einem der untersten Rangplätze aller Mitgliedsländer der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), dem »Klub« der Länder mit relativ hohem Pro-Kopf-Einkommen  – in derselben Liga wie Spanien (40 Prozent), Mexiko (38,5 Prozent) und Korea (36,6 Prozent).67

Das Ausmaß der Armut lässt sich daran veranschaulichen, wie viele Amerikaner auf staatliche Unterstützung angewiesen sind, um ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen (jeder siebte); und trotz dieser Hilfe gehen sehr viele mindestens einmal pro Monat hungrig ins Bett, nicht weil sie auf Diät wären, sondern weil sie sich kein Essen leisten können.68

Wie das Einkommen lässt sich auch Armut nur schwer messen, und die Methoden dazu sind keineswegs unumstritten. Bis 2011 konzentrierten
sich die gängigen Kriterien auf das Einkommen vor staatlichen Transferleistungen, und dann kommt man auf die oben angegebenen Zahlen. So wäre die Situation ohne staatliches Sicherungsnetz. Staatliche Unterstützung spielt also eine wichtige Rolle. Und das gilt insbesondere in Rezessionszeiten. Bei vielen Leistungen – etwa der Arbeitslosenversicherung  – sind die Zahlungen zeitlich eng begrenzt. Sie sind für jene ausgelegt, die sich vorübergehend in einer Notlage befinden. Im Rahmen der Sozialhilfereform im Jahr 1996 (durch den Personal Responsibility and Work Opportunity Reconciliation Act) wurden die Sozialhilfeleistungen ebenfalls befristet (Bundesleistungen sind im Allgemeinen auf höchstens fünf Jahre terminiert).

Wenn man sich diese Programme näher ansieht und gleichzeitig die verschiedenen Bedürfnisse unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen genauer analysiert – Menschen in ländlichen Regionen haben niedrigere Wohnkosten, ältere Menschen verursachen höhere medizinische Kosten  –, erhält man ein nuancenreicheres Bild der Armut: Im ländlichen Raum gibt es weniger Arme, in Stadtregionen mehr, unter Kindern weniger und unter älteren Menschen mehr als bei Anwendung der alten Kriterien, welche die unterschiedlichen Lebensumstände nicht berücksichtigen. Diesem neuen Maßstab zufolge (und nach dem alten auch) ist die Zahl der Mittellosen rasch angestiegen, allein zwischen 2009 und 2010 um 6 Prozent, bei Zugrundelegung der neuen Kriterien ist die Zahl der Armen sogar noch höher als nach den alten, so dass heute fast jeder sechste Amerikaner als arm zu bezeichnen ist.69

Es mag stimmen, was in der Bibel steht – »ihr habt Arme allezeit bei euch« –, aber das bedeutet nicht, dass es so viele Arme geben müsste oder dass sie so sehr leiden sollten. Wir haben den Reichtum und die Mittel, um Armut zu beseitigen: Dank der staatlichen Rentenversicherung und Medicare wurde die Altersarmut weitgehend zurückgedrängt.70 Und andere Länder, die nicht so reich sind wie die Vereinigten Staaten, waren bei der Bekämpfung von Armut und Ungleichheit erfolgreicher. Es ist besonders beunruhigend, dass heute fast ein Viertel aller Kinder in Armut lebt.71 Wenn wir gegen ihre Not nichts unternehmen, wird unser Land mit den Folgen dieser politischen Entscheidung noch lange zu tun haben.




Chancen

Der Glaube daran, dass es in Amerika im Wesentlichen fair zugehe, dass wir in einem Land der Chancengleichheit leben, schweißt uns zusammen. So lautet zumindest seit Langem der amerikanische Mythos. Aber er ist eben zusehends nur noch das – ein Mythos. Natürlich gibt es Ausnahmen, doch für Ökonomen und Soziologen zählen nicht die wenigen Erfolgsgeschichten, sondern das, was mit den meisten Menschen in den unteren und mittleren Schichten geschieht. Welche Chancen haben sie, ganz nach oben aufzusteigen? Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit, dass es ihren Kindern nicht besser gehen wird als ihnen? Wenn Amerika wirklich ein Land der Chancengleichheit wäre, dann müsste ein Kind, das in eine arme oder bildungsferne Familie geboren wird, genau die gleichen Aufstiegschancen – um es zum Beispiel in die oberen 10 Prozent zu schaffen – haben wie eines, das in eine reiche, bildungsnahe und gut vernetzte Familie geboren wird. Aber dem ist schlicht nicht so, und es gibt Anhaltspunkte dafür, dass die Aufwärtsmobilität sogar abnimmt.72 Dem Economic Mobility Project zufolge besteht in den Vereinigten Staaten sogar »ein deutlicherer Zusammenhang zwischen dem Bildungsniveau der Eltern und dem ökonomischen und Bildungserfolg sowie den sozio-emotionalen Ergebnissen« als in allen anderen untersuchten Ländern, einschließlich derjenigen des »alten Europas« (Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien), anderen englischsprachigen Ländern (Kanada und Australien) und der nordeuropäischen Länder Schweden, Finnland und Dänemark, wo man dies eher erwartet hätte.73 Diese Befunde wurden von weiteren Studien bestätigt.74 Diese Abnahme der Aufstiegschancen geht Hand in Hand mit einer Zunahme an Ungleichheit. Tatsächlich ist dieses Muster in vielen Staaten zu beobachten  – in Ländern mit einem vergleichsweise hohen Maß an Ungleichheit herrscht durchweg weniger Chancengleichheit. Die Ungleichheit besteht fort.75 Besonders beunruhigend an diesem Zusammenhang aber ist, dass er für die Zukunft der USA nichts Gutes verheißt: Die in den letzten Jahren zunehmende soziale Kluft deutet darauf hin, dass die Aufstiegschancen künftig weiter sinken werden, während die Ungleichheit immer größer wird – wenn wir nichts dagegen unternehmen. Es bedeutet, dass das Amerika des Jahres 2053 eine Gesellschaft sein wird, die noch viel tiefer gespalten ist als das Amerika von 2013. All die sozialen,
politischen und ökonomischen Probleme, die aus der Ungleichheit erwachsen und die wir in den folgenden Kapiteln diskutieren, werden sich also verschärfen.

»Unten« und »oben« tut sich in den Vereinigten Staaten besonders wenig: Wer »unten« ist, wird dort wahrscheinlich auch bleiben, und wer »oben« ist, wird wahrscheinlich oben bleiben. Bei voller Chancengleichheit würden nur die Kinder von 20 Prozent der Personen im unteren Fünftel ebenfalls im unteren Fünftel bleiben. Dänemark verfehlt diese Quote nur knapp – hier bleiben 25 Prozent im unteren Fünftel stecken. Großbritannien, berühmt-berüchtigt wegen seiner vermeintlichen Klassenschranken, schneidet (mit 30 Prozent) nur ein bisschen schlechter ab. Dies bedeutet, dass die Aufstiegschancen im unteren Fünftel bei immerhin 70 Prozent liegen. Die Aufstiegschancen in Amerika sind dagegen viel geringer (nur 58 Prozent der Kinder, die in die untere Gruppe hineingeboren werden, schaffen es dort heraus),76 und wenn sie aufsteigen, dann im Allgemeinen nur ein bisschen. Fast zwei Drittel derer in den unteren 20 Prozent haben Kinder, die in den unteren 40 Prozent bleiben – 50 Prozent mehr, als es bei vollständiger Chancengleichheit der Fall wäre.77 Bei vollständiger Chancengleichheit würden es zudem 20 Prozent des unteren Fünftels bis ins obere Fünftel schaffen. Kein Land kommt diesem Ziel auch nur annähernd nahe, dennoch stehen auch hier Dänemark (mit 14 Prozent) und Großbritannien (mit 12 Prozent) viel besser da als die Vereinigten Staaten, die es nur auf 8 Prozent bringen. Aus dem gleichen Grund ist die Wahrscheinlichkeit, »oben« zu bleiben, sobald man es dorthin geschafft hat, in den Vereinigten Staaten höher.78

Die Benachteiligung der Armen lässt sich noch auf vielerlei Weisen belegen. Der Journalist Jonathan Chait hat auf zwei der aufschlussreichsten statistischen Befunde des Economic Mobility Project und auf Forschungsergebnisse des Economic Policy Institute aufmerksam gemacht: Arme Kinder, die in der Schule gute Leistungen erbringen, machen mit geringerer Wahrscheinlichkeit einen College-Abschluss als reichere, weniger leistungsstarke Kinder.79 Selbst wenn sie das College absolvieren, sind die Kinder der Armen gegenüber leistungsschwachen Kindern der Reichen benachteiligt.80

All dies ist nicht weiter verwunderlich: Bildung ist einer der Schlüssel zum Erfolg; seiner Elite verschafft Amerika eine Bildung, die weltweit zur besten zählt. Der durchschnittliche US-Bürger erhält jedoch nur eine
durchschnittliche Ausbildung – und in Mathematik, die in vielen Bereichen des modernen Lebens über Erfolg oder Misserfolg entscheidet, ist sie sogar unterdurchschnittlich. In China (Shanghai und Hongkong), Korea, Finnland, Singapur, Kanada, Neuseeland, Japan, Australien, den Niederlanden und Belgien dagegen schneiden die Schüler bei allen Tests (Lesen und Mathematik) deutlich über dem Durchschnitt ab.81 Die Ungleichheit der Bildungschancen spiegelt sich auch überdeutlich in der sozialen Herkunft der Studenten an den äußerst selektiven US-Colleges wider. Nur etwa neun Prozent stammen aus der unteren Hälfte der Bevölkerung, während 74 Prozent aus dem oberen Viertel stammen.82

Bis jetzt haben wir das Bild einer in zunehmendem Maße gespaltenen Wirtschaft und Gesellschaft gezeichnet, wie es nicht nur aus den Einkommensdaten, sondern auch aus jenen über die gesundheitliche Verfassung, das Bildungsniveau, die Kriminalität, ja aus jeder Kennziffer hervorgeht. Während sich Disparitäten im elterlichen Einkommen und Bildungsniveau direkt in ungleichen Bildungschancen niederschlagen, beginnt die Chancenungleichheit bereits vor der Schule, in den Lebensverhältnissen, denen arme Menschen unmittelbar vor und nach der Geburt ausgesetzt sind, sowohl was die Ernährung als auch beispielsweise den Kontakt mit Umweltschadstoffen angeht, Unterschiede, die sich lebenslang auswirken können.83 Für diejenigen, die in Armut geboren werden, ist es so schwer, der Armut zu entfliehen, dass Wirtschaftswissenschaftler die Situation auch als »Armutsfalle« beschreiben.84

Auch wenn die Daten das Gegenteil belegen – die Amerikaner glauben noch immer an den Mythos der Chancengleichheit. Bei einer Meinungsumfrage der Pew Foundation stellte sich heraus, dass »fast sieben von zehn Amerikanern den amerikanischen Traum bereits verwirklicht hatten oder davon ausgingen, ihn irgendwann in ihrem Leben zu verwirklichen«.85 Selbst als Mythos hatte die Überzeugung, jeder bekomme eine faire Chance, ihren Nutzen: Sie motivierte Menschen dazu, hart zu arbeiten. Wir schienen alle im selben Boot zu sitzen, auch wenn einige, vorerst, in der ersten Klasse reisten, während andere mit dem Zwischendeck vorliebnehmen mussten. Bei der nächsten Kreuzfahrt würden die Quartiere vielleicht getauscht. Dank dieser Überzeugung konnten die Vereinigten Staaten einigen der tiefen Gräben und Spannungen zwischen den Klassen, die manche europäischen Länder kennzeichneten, aus dem Weg gehen. Doch aus dem gleichen Grund ist dies alles nun, da
die meisten Amerikaner endlich begreifen, dass sie, in wirtschaftlicher Hinsicht, schlechte Karten haben, in Gefahr. Entfremdung tritt an die Stelle von Motivation. Statt gesellschaftlichen Zusammenhalts erleben wir eine neue Entzweiung.



Die Spitze schnappt sich ein größeres Stück vom Kuchen

Das zunehmende Maß an Ungleichheit zeigt sich an der Spitze, in der Mitte und am unteren Ende der gesellschaftlichen Skala. Mit dem unteren Bereich und der Mitte haben wir uns bereits befasst. Jetzt schauen wir uns die Spitze genauer an.

Während wir heute für sozial schwache Familien, die sich durchkämpfen, Mitgefühl empfinden, ziehen die Reichen zunehmend unseren Zorn auf sich. Früher einmal, als ein breites gesellschaftliches Einvernehmen darüber bestand, dass die ganz oben verdienten, was sie bekamen, bewunderten wir diese Leute. Doch in der jüngsten Krise kassierten Bankmanager überhöhte Boni für überhöhte Verluste, und Unternehmen entließen Mitarbeiter mit der Begründung, sie könnten sich die Personalkosten nicht länger leisten, nur um die Einsparungen dazu zu verwenden, Führungskräften noch höhere Boni zu zahlen. So schlug Bewunderung für Tüchtigkeit in Wut wegen mangelnden Fingerspitzengefühls um. Die Zahlen über die Gesamtbezüge von Spitzenmanagern – einschließlich derjenigen, die uns die Krise eingebrockt haben – sprechen für sich. Auf die gewaltige Schere zwischen der Vergütung von CEOs und dem Lohn eines typischen Arbeiters habe ich schon hingewiesen: Erstere verdienen über zweihundert Mal mehr; diese Zahl übertrifft die Verhältnisse in anderen Ländern bei Weitem (in Japan beträgt die entsprechende Quote beispielsweise 16 zu 1)86 und auch jene in den Vereinigten Staaten vor 25 Jahren deutlich.87 Die alte US-Quote von 30 zu 1 wirkt im Vergleich dazu regelrecht idyllisch. Es ist unwahrscheinlich, dass die Spitzenmanager als Gruppe ihre Produktivität im Vergleich zum durchschnittlichen Arbeiter seither so exorbitant gesteigert haben, dass das mehr als 200-Fache des Durchschnittslohns gerechtfertigt wäre. Die verfügbaren Daten über den Geschäftserfolg von US-Unternehmen bestätigen dies zumindest nicht.88 Schlimmer noch: Wir haben ein schlechtes Beispiel abgegeben, da Führungskräfte überall auf der Welt ihren amerikanischen
Kollegen in der Beziehung nacheifern. Die britische High Pay Commission berichtete, dass die Vergütung von Führungskräften in britischen Großunternehmen – im Vergleich zur übrigen Gesellschaft – auf ein Ausmaß an Ungleichheit zusteuert, wie es in der viktorianischen Epoche üblich war (auch wenn die Disparität gegenwärtig erst so krass ist wie in den zwanziger Jahren).89 In dem Report heißt es: »Faire Bezahlung innerhalb von Unternehmen ist wichtig; sie wirkt sich auf die Produktivität, die Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter und das Vertrauen in unsere Unternehmen aus. Außerdem hat die Bezahlung in börsennotierten Unternehmen Vorbildfunktion, und wenn sie offensichtlich in keinem Zusammenhang mit den Geschäftsergebnissen steht oder sogar Misserfolge belohnt, dann sendet sie das falsche Signal und ist ein eindeutiges Symptom von Marktversagen.«90



Im internationalen Vergleich

Im weltweiten Vergleich ist die Ungleichheit in den Vereinigten Staaten nicht nur ausgeprägter als in allen anderen Industrieländern, sondern die Schere öffnet sich, in absoluten Zahlen gemessen, noch. Bereits Mitte der achtziger Jahre klafften die Vermögensverhältnisse in den Vereinigten Staaten weiter auseinander als in allen anderen fortgeschrittenen Industrieländern.91 Und seitdem hat die Ungleichheit in Frankreich, Ungarn und Belgien nicht nennenswert zugenommen, während sie in der Türkei und in Griechenland sogar zurückgegangen ist. Wir dagegen nähern uns jetzt einem Grad an Ungleichheit, der dysfunktionale Gesellschaften kennzeichnet – und diesem »Klub« wollen wir mit Sicherheit nicht beitreten, gehören ihm doch Länder wie der Iran, Jamaika, Uganda und die Philippinen an.92

Aufgrund des hohen und zunehmenden Maßes an Ungleichheit sagt das Einkommen (oder BIP) pro Kopf der Bevölkerung nicht viel darüber aus, wie es dem typischen Amerikaner ergeht. Wenn das Einkommen von Bill Gates und Warren Buffett steigt, steigt auch das amerikanische Durchschnittseinkommen. Aufschlussreicher ist das mittlere Einkommen, also das Einkommen einer Familie genau in der Mitte der Einkommensverteilung. Und dieses Einkommen stagnierte in den letzten Jahren beziehungsweise sank.


Das UNDP (das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen) hat ein Standardmaß der »menschlichen Entwicklung« definiert, das Einkommen, Gesundheit und Bildung zusammenfasst. Anschließend werden diese Zahlen so bereinigt, dass sie die Ungleichheit widerspiegeln. Vor dieser Bereinigung standen die Vereinigten Staaten 2011 recht gut da: an vierter Stelle, hinter Norwegen, Australien und den Niederlanden. Aber unter Berücksichtigung der Ungleichheit rutschten die Vereinigten Staaten auf den 23. Platz, hinter alle europäischen Länder. Bei keinem anderen fortgeschrittenen Industrieland führt die Einbeziehung der Ungleichheit zu einer vergleichbaren Diskrepanz in der Platzierung.93 Alle skandinavischen Länder, die ihren Bürgern nicht nur Bildung für alle, sondern auch staatliche medizinische Versorgung bieten, rangieren weit vor den Vereinigten Staaten. Das mantra-artig wiederholte Dogma in den Vereinigten Staaten lautet dagegen, dass die zur Finanzierung dieser Leistungen notwendigen Steuern das Wachstum drosseln. Von wegen! Zwischen 2000 und 2010 wuchs beispielsweise das Hochsteuerland Schweden viel schneller als die Vereinigten Staaten: im Schnitt jährlich um 2,31 Prozent, in den Vereinigten Staaten dagegen nur um 1,85 Prozent.94

Ein ehemaliger Finanzminister aus dem skandinavischen Raum sagte mir einmal: »Wir sind deshalb so schnell gewachsen und stehen deshalb so gut da, weil wir hohe Steuern haben.« Natürlich meinte er nicht, dass die Steuern selbst zu höherem Wachstum führten, sondern dass sich damit öffentliche Ausgaben – Investitionen in Bildung, Technologie und Infrastruktur – finanzieren lassen, die wiederum das hohe Wachstum stützen. Mögliche negative Effekte einer höheren Besteuerung werden dadurch mehr als wettgemacht.



Gini-Koeffizient

Der Gini-Koeffizient, ein Standardmaß der Ungleichheit, lässt sich in Bezug auf das Einkommen folgendermaßen berechnen: Wenn das Einkommen proportional über alle Einkommensgruppen verteilt wäre – die unteren 10 Prozent ungefähr 10 Prozent des Einkommens erhielten, die unteren 20 Prozent ebenfalls 20 Prozent et cetera –, dann läge der Gini-Koeffizient bei null. Es gäbe keine Ungleichheit. Würde dagegen das
gesamte Einkommen einer Person an der Spitze zufließen, dann hätte der Gini-Koeffizient einen Wert von Eins, was in gewissem Sinne »vollkommene« Ungleichheit bedeutete. Gesellschaften mit eher geringen Disparitäten in der Einkommensverteilung haben Gini-Koeffizienten von 0,3 oder kleiner. Dazu gehören Schweden, Norwegen und Deutschland.95 Die Gesellschaften mit den größten Disparitäten der Einkommensverteilung haben Gini-Koeffizienten von 0,5 oder darüber. Dazu zählen einige Länder in Afrika (insbesondere Südafrika mit seiner Geschichte grotesker rassisch begründeter Ungleichheit) und Lateinamerika, die seit Langem für ihre stark gespaltenen (und oftmals dysfunktionalen) Gesellschaften und Gemeinwesen bekannt sind.96 Die USA haben es noch nicht in diese »elitäre« Gesellschaft geschafft, sind jedoch auf dem besten Weg dorthin. Im Jahr 1980 betrug der Gini-Koeffizient der USA knapp 0,4; heute beläuft er sich auf 0,47.97 Laut Daten der Vereinten Nationen übertrifft die Ungleichverteilung in den USA die im Iran und in der Türkei nur geringfügig,98 die in den EU-Ländern aber bei Weitem.99

Mit Abschluss dieses internationalen Vergleichs komme ich auf ein Thema zurück, das ich bereits angeschnitten habe: Sämtliche Maßstäbe zur Erfassung der Ungleichverteilung lassen wesentliche Aspekte der Ungleichheit außen vor oder bilden sie zumindest nicht vollständig ab. Die Ungleichheit in den Vereinigten Staaten mag de facto weit gravierender sein, als aus diesen Zahlen hervorgeht. In anderen fortgeschrittenen Industrieländern brauchen sich Familien keine Sorgen darüber zu machen, wie sie die Arztrechnung bezahlen sollen, oder ob sie es sich leisten können, die Krankenversicherung für ihre Eltern zu zahlen. Der Zugang zu angemessener medizinischer Versorgung gilt dort als ein grundlegendes Menschenrecht. Auch in anderen Ländern hat der Verlust des Arbeitsplatzes schwerwiegende Folgen, aber zumindest ist dort das Sicherheitsnetz enger geknüpft. In keinem anderen Land werden so viele Menschen von der Angst umgetrieben, ihr Eigenheim zu verlieren, wie in den USA. Für Amerikaner in den unteren und mittleren Einkommensgruppen ist ökonomische Unsicherheit zu einem festen Bestandteil ihres Lebens geworden. Sie ist real, sie ist für sie von Bedeutung, aber sie wird von diesen Maßen nicht erfasst. Wenn dem so wäre, würde das Geschehen in Amerika im internationalen Vergleich in noch schlechterem Licht erscheinen.



Zum Schluss

In den Jahren vor Ausbruch der Krise betrachteten viele Europäer Amerika als ein Vorbild und fragten, wie sie ihre Wirtschaft reformieren könnten, um sie genauso leistungsfähig zu machen wie die US-amerikanische. Auch Europa hat seine Probleme, die vor allem daher rühren, dass sich Länder zu einer Währungsunion zusammenschlossen, ohne die politischen und institutionellen Voraussetzungen zu schaffen, die notwendig gewesen wären, um die Funktionsfähigkeit dieser Währung sicherzustellen. Für dieses Versagen werden sie einen hohen Preis zahlen. Aber abgesehen davon, wissen sie (und die Menschen überall auf der Welt) jetzt, dass das Pro-Kopf-Einkommen noch nicht darüber Aufschluss gibt, wie es den meisten Bürgern einer Gesellschaft geht und wie gut daher die Wirtschaft in einem grundlegenden Sinne funktioniert. Die Daten über das Pro-Kopf-Einkommen hatten sie zu der irrigen Annahme veranlasst, die wirtschaftliche Situation der Amerikaner entwickle sich gut. Heute glauben sie das nicht mehr. Ökonomen, die hinter die Fassade blickten, wussten schon 2008, dass das mit Schulden finanzierte Wachstum nicht nachhaltig war; und selbst als alles gut zu laufen schien, ging das Einkommen der meisten Amerikaner zurück, obgleich die unverhältnismäßig hohen Vermögenszuwächse der Reichen das Gesamtbild verzerrten.

Der Erfolg einer Volkswirtschaft lässt sich nur dann angemessen beurteilen, wenn man verfolgt, wie sich der Lebensstandard – im weitesten Sinne – der meisten Bürger über einen längeren Zeitraum entwickelt. So gesehen lässt die Leistung der US-Wirtschaft seit mindestens dreißig Jahren zu wünschen übrig. Zwar ist das Pro-Kopf-Einkommen zwischen 1980 und 2010 um 75 Prozent gestiegen,100 das Einkommen der meisten männlichen Vollzeitbeschäftigten im gleichen Zeitraum aber gesunken. Diesen Arbeitnehmern verschaffte die US-Wirtschaft nicht die Steigerung des Lebensstandards, die sie sich erwarteten. Es ist nicht so, dass die amerikanische Wirtschaftslokomotive ins Stocken geraten wäre. Vielmehr wurde diese Lokomotive in einer Weise gesteuert, dass die Wachstumsgewinne in zunehmendem Maß einem kleinen Teil an der Spitze zugutekamen, der sich sogar etwas von dem aneignete, was früher den sozial schwachen Haushalten zufiel.

In diesem Kapitel ging es um einige unangenehme Tatsachen über die US-Wirtschaft:




	Die jüngsten Einkommenszuwächse flossen überwiegend dem oberen einen Prozent der Einkommensverteilung zu.

	Die Folge davon ist wachsende Ungleichheit.

	Den Haushalten mit niedrigen und mittleren Einkommen geht es heute finanziell schlechter als zu Beginn des Jahrhunderts.

	Die Disparitäten in der Vermögensverteilung übertreffen noch die der Einkommensverteilung.

	Ungleichheit tritt nicht nur beim Einkommen, sondern auch bei zahlreichen anderen Variablen zutage, in denen sich der Lebensstandard widerspiegelt, etwa bei der Frage der Arbeitsplatzsicherheit und im Bereich Gesundheit.

	Für sozial schwache Haushalte sind die Lebensumstände besonders schwierig – und sie haben sich in der Rezession noch weiter verschlechtert.

	Es findet eine Erosion der Mittelschicht statt.

	Die Einkommensmobilität ist gering – die Annahme, die USA seien ein Land der unbegrenzten Möglichkeiten, ist ein Mythos.

	Die Ungleichheit ist in den USA ausgeprägter als in allen anderen fortgeschrittenen Industrienationen. Der Staat tut hier weniger, um diese Ungerechtigkeiten zu korrigieren, und die Ungleichheit verschärft sich deutlicher als in vielen anderen Ländern.


Der politischen Rechten in den USA sind die in diesem Kapitel beschriebenen Fakten unangenehm. Die Analyse steht im Widerspruch zu einigen der lieb gewonnenen Mythen, die die Rechte gern propagiert: dass Amerika ein Land der unbegrenzten Möglichkeiten sei, dass die meisten Menschen von der Marktwirtschaft profitierten, insbesondere seitdem Reagan die Wirtschaft deregulierte und den staatlichen Einfluss zurückdrängte. Anhänger der Rechten würden diese Tatsachen gern leugnen, was angesichts der Datenfülle jedoch schwierig ist. Sie können insbesondere nicht bestreiten, dass es den unteren und mittleren Einkommensgruppen finanziell immer schlechter geht, während die Reichen einen immer höheren Prozentsatz des Volkseinkommens an sich reißen. Und dieser Anteil ist so viel größer, dass das, was für den Rest übrig bleibt, immer kleiner wird; er ist so viel größer, dass die Aufstiegschancen derer, die im unteren oder mittleren Einkommensfeld liegen, weit geringer sind als die Chancen derjenigen, die oben sind, dort zu bleiben. Die
Rechte kann nicht einmal bestreiten, dass der Staat zu einer wirkungsvollen Armutsbekämpfung in der Lage ist, denn im Falle der Altersarmut ist er effektiv eingeschritten. Und dies bedeutet, dass Kürzungen bei staatlichen Programmen wie der Rentenversicherung wahrscheinlich zu einem Anstieg der Armut führen, sofern diese Kürzungen in ihren Auswirkungen nicht gründlich durchdacht sind.

Die Rechte kontert darauf mit vier Gegenargumenten. Das erste lautet, dass es in jedem Jahr Menschen gibt, die unvermittelt schwere Einkommenseinbußen erleiden, während andere einen Geldsegen erleben. Worauf es wirklich ankomme, sei die Ungleichheit auf Lebenszeit. Diejenigen mit den niedrigsten Einkommen würden in späteren Jahren tendenziell höhere Einkommen erzielen, so dass die Ungleichheit, auf die gesamte Lebensspanne betrachtet, geringer sei, als es die Daten nahelegen. Wirtschaftswissenschaftler haben Unterschiede im Lebenseinkommen gründlich analysiert – und leider entspricht der Wunsch der Rechten nicht der heutigen Wirklichkeit: Die Ungleichheit auf Lebenszeit ist sehr ausgeprägt, fast genauso groß wie die in puncto Einkommen zu jedem beliebigen Zeitpunkt, und sie hat in den letzten Jahren massiv zugelegt.101

Die Rechte behauptet manchmal auch, die Armut in Amerika sei keine echte Armut. Schließlich kämen die meisten Armen in den USA in den Genuss von Grundgütern, die den Bedürftigen in anderen Ländern nicht zur Verfügung stünden. Sie sollten dankbar dafür sein, dass sie in den USA lebten. Sie hätten Fernseher, Innentoiletten, Heizung (die meisten) und Zugang zu kostenlosem Schulunterricht. Ein Expertengremium der National Academy of Sciences kam jedoch zu dem Ergebnis, dass man die relative Entbehrung nicht unberücksichtigt lassen dürfe.102 In Anbetracht grundlegender sanitärer Versorgungsstandards in den US-amerikanischen Städten seien Innentoiletten eine Selbstverständlichkeit. Billige chinesische Fernseher können sich selbst die Bedürftigen leisten  – und tatsächlich gibt es selbst in armen indischen und chinesischen Dörfern im Allgemeinen Fernsehen. Dies ist in der heutigen Welt kein Ausweis des Wohlstands mehr. Die Tatsache, dass Menschen einen kleinen Fernseher besitzen, bedeutet keineswegs, dass sie nicht in tiefer Armut lebten – und bedeutet auch nicht, dass sie am amerikanischen Traum teilhätten.103

Der dritte Einwand bezieht sich auf die statistischen Daten, an denen herumgedeutelt wird. Einige behaupten, die Inflationsrate werde zu
hoch geschätzt, so dass die Einkommenszuwächse zu niedrig veranschlagt würden. Ich vermute indes, dass die Schufterei der typischen amerikanischen Familie in den Zahlen allenfalls unterschätzt wird. Wenn Familienmitglieder Überstunden machen, um ihren Lebensstandard  – »für die Familie« – zu halten, leidet oft das Familienleben. Auch die oben angesprochene zunehmende Unsicherheit, mit der die Armen und die Mittelschicht in Amerika konfrontiert sind, spiegelt sich in den Einkommensstatistiken nicht wider. Das wahre Ausmaß der Ungleichheit ist vermutlich viel größer als aus der Bemessung der Einkommensunterschiede hervorgeht. So korrigierte etwa das US-Bundesamt für Statistik die Armutsquote für das Jahr 2010 von 15,2 auf 16 Prozent, als es die Armutsstatistiken gründlicher analysierte.104

Das letzte Gegenargument der Konservativen bezieht sich auf eine ökonomische und moralische Rechtfertigung der Ungleichheit, verbunden mit der Behauptung, bei dem Versuch, etwas dagegen zu unternehmen, werde man »die goldene Gans schlachten« und die US-amerikanische Volkswirtschaft so schwächen, dass die Armen noch schlechter dastünden als heute.105 Ungleichheit, so sagte Mitt Romney, sei so ein Thema, über das man nur im stillen Kämmerlein und im privaten Rahmen diskutieren solle.106 Die Armen seien in diesem Land der unbegrenzten Möglichkeiten an ihrem Elend selber schuld.

In den folgenden Kapiteln werde ich auf diese Argumente eingehen. Ich werden zeigen, dass wir die allermeisten Armen nicht für ihre Not verantwortlich machen sollten und dass an der Behauptung der Reichen, sie hätten ihr Geld »aus eigener Kraft« verdient, nicht viel dran ist. Wir werden sehen, dass das obere eine Prozent sein Einkommen im Großen und Ganzen nicht bedeutenden gesellschaftlichen Beiträgen verdankt, weil es beispielsweise als große Denker unser Verständnis der Welt verändert oder als große Innovatoren unsere Wirtschaft umgestaltet hätte. Ich werde auch darlegen, weshalb die Schaffung einer Gesellschaft mit einem geringeren Maß an Ungleichheit eine dynamischere Wirtschaft hervorbringen kann.

Das Trauma der Großen Rezession – in deren Gefolge viele Menschen ihren Arbeitsplatz und ihr Heim verloren haben – löste eine Kettenreaktion aus, die sich nicht nur auf das Leben der unmittelbar Betroffenen, sondern auch auf die Gesellschaft als solche auswirkt. Wir erkennen jetzt, dass die Wirtschaft schon vor der Rezession nicht das
zum Wohle der meisten Amerikaner leistete, was sie hätte leisten sollen. Wir können vor der wachsenden Ungleichheit in den Vereinigten Staaten und deren gravierenden ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Folgen nicht mehr die Augen verschließen. Aber wenn wir verstehen wollen, was wir dagegen tun können, müssen wir zunächst die ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Kräfte verstehen, die diese Ungleichheit hervorbrachten.


KAPITEL 2

Rent-Seeking und die Entstehung sozialer Ungleichheit

Die Ungleichheit in den USA ist nicht vom Himmel gefallen. Sie wurde gemacht. Marktkräfte spielten dabei eine Rolle, aber die Marktkräfte allein waren es nicht. Dies sollte in gewisser Weise offenkundig sein: Ökonomische Gesetze sind allgemeingültig, zunehmende Ungleichheit jedoch – insbesondere im Hinblick auf die Einkommensbeträge, die sich das obere eine Prozent aneignet – ist eine typisch amerikanische »Leistung«. Die Tatsache, dass ein überhöhtes Maß an Ungleichheit nicht unvermeidlich wie ein Schicksal ist, gibt Grund zur Hoffnung; dennoch ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die Kluft sich vergrößert. Die Kräfte, die diese Ergebnisse hervorbrachten, verstärken sich von allein.

Wenn man die Ursachen von Ungleichheit versteht, kann man die Kosten und den Nutzen ihres Abbaus besser beurteilen. Die einfache These dieses Kapitels lautet: Obwohl der Grad an Ungleichheit maßgeblich auf Marktkräfte zurückgeht, ist es die Politik, die diese Marktkräfte gestaltet. Ein Großteil der heute bestehenden Ungleichheit ist das Ergebnis staatlicher Politik: dessen, was die Regierung tut, sowie dessen, was sie unterlässt. Die Regierung hat die Macht, Geld von oben nach unten oder in die Mitte umzuverteilen, oder den umgekehrten Weg zu gehen. Im vorhergehenden Kapitel haben wir gesehen, dass das gegenwärtige Maß an Ungleichheit in den USA ungewöhnlich hoch ist – das gilt im internationalen Vergleich wie in Relation zum früheren Niveau auf nationaler Ebene. Und dazu ist es ungewöhnlich schnell gekommen. Früher einmal hieß es, nach Veränderungen der Ungleichheit Ausschau zu halten, sei so, wie wenn man Gras beim Wachsen zusehen wolle: Auf kurze Sicht ließen sich kaum Veränderungen erkennen. Aber heute stimmt das nicht mehr.

Selbst das, was in der gegenwärtigen Rezession geschieht, ist ungewöhnlich. Bei rückläufiger Konjunktur passen sich Löhne und Beschäftigung in der Regel langsam an, so dass mit sinkenden Umsätzen die
Gewinne überproportional zurückgehen. In dieser Rezession ist indes die Lohnquote gesunken, während viele Firmen satte Gewinne erwirtschaften.1

Die Bekämpfung der Ungleichheit muss notwendigerweise an mehreren Stellen ansetzen: Wir müssen die Exzesse an der Spitze zügeln, die Mitte stärken und den Unterprivilegierten helfen. Jedes Ziel erfordert einen eigenen Maßnahmenkatalog. Die Erstellung solcher Kataloge setzt jedoch voraus, dass wir die Entstehungsgeschichte jeder Facette dieser ungewöhnlich hohen Ungleichheit genau verstehen. Mag die heutige Ungleichheit auch besonders ausgeprägt sein, so ist Ungleichheit an sich doch nichts Neues. Die Konzentration wirtschaftlicher und politischer Macht war in den vorkapitalistischen Gesellschaften des Westens in vielerlei Hinsicht noch drastischer. Damals erklärte und rechtfertigte die Religion die Ungleichheit: Die Menschen an der Spitze der Gesellschaft verdankten ihre Stellung göttlicher Gnade. Dies infrage zu stellen bedeutete, die Gesellschaftsordnung oder sogar den Willen Gottes infrage zu stellen.

Doch wie für die alten Griechen ist auch für moderne Ökonomen und Politikwissenschaftler Ungleichheit keine Frage einer prädeterminierten Gesellschaftsordnung. Entstanden sind diese Ungleichverteilungen aus Macht – oftmals militärischer Macht. Beim Militarismus ging es um ökonomische Interessen: Die Eroberer hatten das Recht, die Eroberten so weit wie möglich auszubeuten. Die antiken Naturphilosophen sahen kein Unrecht darin, Menschen als bloßes Mittel für die Zwecke anderer zu benutzen. So lautet ein berühmtes Zitat aus dem »Melierdialog« des altgriechischen Historikers Thukydides: »… daß im menschlichen Verhältnis Recht gilt bei Gleichheit der Kräfte, doch das Mögliche der Überlegene durchsetzt, der Schwache hinnimmt«.2 Die Mächtigen benutzten ihre Macht, um ihre wirtschaftliche und politische Stellung auszubauen oder zumindest aufrechtzuerhalten.3 Sie versuchten auch, die öffentliche Meinung zu beeinflussen, um Einkommensunterschiede, die ansonsten als anstößig gegolten hätten, akzeptabel erscheinen zu lassen.

Als die Idee des Gottesgnadentums in den frühen Nationalstaaten ihre Legitimität einbüßte, suchten die Mächtigen nach anderen Grundlagen, um ihre Positionen zu verteidigen. Mit der Renaissance und der Aufklärung, die beide die Würde des Einzelnen betonten, und der industriellen
Revolution, die zur Entstehung einer riesigen städtischen Unterschicht führte, wurde es zwingend notwendig, neue Rechtfertigungen für Ungleichheit zu finden, insbesondere weil Kritiker des Systems wie Marx von Ausbeutung sprachen.4

In der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts setzte sich schließlich die Theorie durch, die noch heute tonangebend ist: die sogenannte Grenzproduktivitätstheorie. Demnach erzielt, wer besonders produktiv ist, auch ein hohes Einkommen, das den besonderen Beitrag zum gesellschaftlichen Wohl widerspiegelt. Wettbewerbsmärkte, die nach den Gesetzen von Angebot und Nachfrage funktionieren, bestimmen den Wert des Beitrags, den jeder Einzelne leistet. Wenn jemand eine knappe, wertvolle Kompetenz besitzt, belohnt ihn der Markt reichlich, weil sein Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Produktion größer als üblich ist. Ist er unqualifiziert, ist sein Einkommen niedrig. Die Produktivität verschiedener Kompetenzen hängt natürlich vom technischen Entwicklungsstand ab: In einer primitiven Agrarwirtschaft zählten Körperkraft und Ausdauer; in einer modernen Hightech-Ökonomie kommt es eher auf Intelligenz an.

Auch die gegenwärtige Ungleichheit wird durch Technologie und Knappheit, die nach den gewöhnlichen Gesetzen von Angebot und Nachfrage funktionieren, beeinflusst. Doch es ist noch etwas anderes am Werk, und dieses andere ist der Staat. Eine zentrale These dieses Buches lautet, dass Ungleichheit ebenso sehr politischen wie ökonomischen Kräften geschuldet ist. In einer modernen Volkswirtschaft legt die Regierung die Spielregeln fest und setzt sie durch. Sie bestimmt, was lauteren Wettbewerb ausmacht, welche Handlungen als wettbewerbs-und rechtswidrig angesehen werden, wer im Fall einer Insolvenz, wenn ein Schuldner seine Verbindlichkeiten nicht mehr bedienen kann, welche Ansprüche hat, welche Praktiken als betrügerisch gelten und daher verboten sind. Der Staat verteilt außerdem Ressourcen (sowohl offen als auch weniger transparent) und verändert, durch Steuern und Sozialausgaben, die Einkommensverteilung, die der Markt hervorbringt, der seinerseits durch Technologie und Politik bestimmt wird.

Und schließlich verändert der Staat die Dynamik der Vermögensverteilung, indem er etwa Erbschaften besteuert und Bildung kostenlos anbietet. Ungleichheit bemisst sich nicht nur danach, wie viel der Markt einem Facharbeiter im Vergleich zu einem ungelernten Arbeiter bezahlt,
sondern auch nach dem Grad der Qualifikation, die jemand erworben hat. Ohne staatliche Unterstützung könnten sich viele Kinder der Armen keine medizinische Grundversorgung und keine ausreichende Ernährung leisten, ganz zu schweigen von der Bildung, die erforderlich ist, um die notwendigen Kompetenzen für Produktivitätssteigerungen und höhere Löhne zu erwerben. Der Staat kann beeinflussen, in welchem Ausmaß die Bildung und das ererbte Vermögen einer Person von der Bildung und dem Vermögen der Eltern abhängig sind. Ökonomen sprechen hier davon, dass die Ungleichheit davon abhängt, wie die »Ausstattungen« (endowments) mit Finanz- und Humankapital verteilt sind.

Die Art und Weise, wie die US-Regierung diese Funktionen wahrnimmt, bestimmt den Grad an Ungleichheit in unserer Gesellschaft. In all diesen Bereichen begünstigen ausgetüftelte Entscheidungen die eine Gruppe auf Kosten der anderen. Die Folgen der einzelnen Entscheidungen mögen für sich genommen geringfügig sein, aber die Gesamtwirkung einer großen Zahl von Entscheidungen, die zugunsten der Reichen gefällt werden, kann beträchtlich sein.

Die Kräfte des Wettbewerbs sollten eigentlich überzogenen Gewinnen einen Riegel vorschieben, aber wenn Regierungen nicht dafür sorgen, dass der Wettbewerb auf den Märkten funktioniert, können hohe Monopolgewinne entstehen. Die Kräfte des Wettbewerbs sollten eigentlich auch der unverhältnismäßig hohen Vergütung von Führungskräften Grenzen setzen, doch in modernen Aktiengesellschaften besitzt der Vorstandschef (CEO) zum einen sehr weitreichende Befugnisse – einschließlich derer, seine Bezüge selbst festzusetzen (um sie sich dann vom Aufsichtsrat absegnen zu lassen) – und nimmt zum anderen häufig Einfluss auf die Zusammensetzung des Aufsichtsrats. Ein willfähriger Aufsichtsrat aber wird den CEO kaum kontrollieren, und die Mitspracherechte der Aktionäre sind minimal. In einigen Ländern ist die verantwortungsvolle, wertorientierte Unternehmensführung und -kontrolle (Corporate Governance) gesetzlich so geregelt, dass die Macht des Vorstandschefs zum Beispiel dadurch beschränkt wird, dass das Aufsichtsgremium aus unabhängigen Mitgliedern bestehen muss oder die Aktionäre bei der Frage der Vergütung ein Mitspracherecht haben müssen. Wenn ein Land keine sachgerechten Corporate Governance-Gesetze hat, die konsequent durchgesetzt werden, können sich die CEOs überhöhte Boni selber bewilligen.


Mit progressiver Besteuerung (die den Reichen einen höheren Anteil abverlangt als den Armen) und einer Ausgabenpolitik, die für leistungsfähige Systeme der sozialen Absicherung sorgt, lässt sich der Grad an Ungleichheit begrenzen. Werden die Ressourcen eines Landes hingegen an die Reichen und Gutvernetzten verschenkt, mag dies die Ungleichheit verschärfen. Unser politisches System arbeitet in zunehmendem Maße in einer Weise, welche die Schere bei den Ergebnissen weiter öffnet und die Chancengleichheit weiter einschränkt. Dies sollte uns nicht überraschen: Wir haben ein politisches System, das den Menschen an der Spitze der Einkommenspyramide übermäßig viel Macht einräumt, und diese haben ihre Macht dazu genutzt, nicht nur die Umverteilung einzuschränken, sondern auch die Spielregeln zu ihren Gunsten zu beeinflussen und der Allgemeinheit etwas zu entlocken, das man nur als große »Geschenke« bezeichnen kann. Ökonomen haben einen Namen dafür: Rent-Seeking, was bedeutet, dass die Begünstigten Einkommen nicht als Belohnung für die Schaffung von Wohlstand erhalten, sondern dadurch, dass sie sich einen größeren Teil jenes Vermögens aneignen, das auch ohne ihr Zutun geschaffen worden wäre. (Ich werde das Konzept des Rent-Seeking in diesem Kapitel noch umfassender erläutern.) Die Reichen haben gelernt, aus den übrigen Bürgern in einer Weise Geld herauszupressen, dass diese es kaum bemerken – darin besteht ihre eigentliche Innovation.

Jean-Baptiste Colbert, der Berater des französischen Königs Ludwig XIV., soll gesagt haben: »Die Kunst der Besteuerung besteht darin, die Gans so zu rupfen, dass man möglichst viel Federn bei möglichst wenig Geschrei erhält.« Das gilt auch für die Kunst des Rent-Seeking.

Ganz unverblümt ausgedrückt, gibt es zwei Wege, um reich zu werden: Entweder man baut selber ein Vermögen auf, oder man nimmt anderen etwas von ihrem Vermögen weg. Ersteres bereichert die Gesellschaft. Letzteres macht sie in der Regel ärmer, denn durch das Wegnehmen wird Vermögen vernichtet. Ein Monopolist, der für sein Produkt einen zu hohen Preis verlangt, nimmt denjenigen Geld weg, denen er zu viel berechnet, und vernichtet zugleich Werte. Denn um sich seinen Monopolpreis zu sichern, muss er die Produktion einschränken.

Leider sind auch echte Wertschöpfer oftmals nicht zufrieden mit den Erträgen, die ihre Erfindung oder ihr unternehmerischer Wagemut ihnen eingebracht haben. Einige greifen schließlich auf missbräuchliche
Praktiken wie Monopolpreisbildung oder andere Formen der Rentenerzielung zurück, um ihre Erträge zu steigern. Um nur ein Beispiel zu nennen: Die Eisenbahnbarone des neunzehnten Jahrhunderts erbrachten eine wichtige Dienstleistung, indem sie Bahnlinien bauten, aber ein Großteil ihres Reichtums verdankte sich ihrem politischen Einfluss: Sie erhielten große staatliche Landzuweisungen zu beiden Seiten der Trasse. Heute, mehr als hundert Jahre nach dem Siegeszug der Eisenbahnbarone, stammt in den USA das an der Spitze angehäufte Vermögen zu einem großen Teil aus Vermögenstransfers statt aus Vermögensbildung. Und eben das ist mit dafür verantwortlich, dass am unteren Ende der Einkommenspyramide gelitten wird.

Natürlich ist die Ungleichheit in unserer Gesellschaft nicht allein auf Rent-Seeking oder darauf zurückzuführen, dass die Regierung die Spielregeln zugunsten der Begüterten beeinflusst. Märkte spielen ebenso eine Rolle, gesellschaftliche Entwicklungen (wie Diskriminierung) ebenfalls. In diesem Kapitel konzentriere ich mich auf die unzähligen Erscheinungsformen des Rent-Seeking in unserer Gesellschaft; den anderen Determinanten der Ungleichheit werde ich mich im nächsten zuwenden.




Allgemeine Grundsätze




Adam Smiths unsichtbare Hand und die Ungleichheit

Adam Smith, der Vater der modernen Volkswirtschaftslehre, behauptete, das eigennützige Streben jedes Einzelnen führe, wie von unsichtbarer Hand gelenkt, zur allgemeinen Wohlfahrt der Gesamtgesellschaft.5 Unter dem Eindruck der Finanzkrise würde heute niemand mehr behaupten, das eigennützige Streben der Banker habe dem Gemeinwohl gedient. Allenfalls diente es dem privaten Wohl der Banker, während die Allgemeinheit die Kosten tragen durfte. Es lief noch nicht einmal auf ein Nullsummenspiel hinaus, wie Ökonomen eine Unternehmung nennen, bei der eine Person genau den Betrag gewinnt, den andere verlieren. Es handelte sich vielmehr um ein Negativsummenspiel, bei dem die Gewinne der Gewinner geringer ausfallen als die Verluste der Verlierer. Die Verluste der übrigen Gesellschaft überstiegen die Gewinne der Banker bei Weitem.


Das eigennützige Streben der Finanziers erwies sich für den Rest der Gesellschaft aus einem einfachen Grund als verheerend: Die Anreize für die Banker deckten sich nicht hinreichend mit dem gesamtgesellschaftlichen Nutzen. Märkte funktionieren dann effizient – gemäß der Hypothese von Adam Smith –, wenn private Erträge und gesellschaftlicher Nutzen gut aufeinander abgestimmt sind, das heißt, wenn private Belohnungen und gesellschaftliche Wohlfahrtszuwächse gleich sind, wie es von der Grenzproduktivitätstheorie angenommen wird. In dieser Theorie entspricht der Beitrag jedes Arbeitnehmers zur allgemeinen Wohlfahrt exakt der privaten Leistungsvergütung. Personen mit höherer Produktivität  – die einen größeren Beitrag zum gesellschaftlichen Wohl leisten – erhalten denn auch einen höheren Lohn.

Adam Smith selbst war sich bewusst, dass es Situationen gibt, in denen persönlicher und gesellschaftlicher Nutzen nicht deckungsgleich sind. So schrieb er: »Geschäftsleute des gleichen Gewerbes kommen selten, selbst zu Festen und zur Zerstreuung, zusammen, ohne dass das Gespräch in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endet oder irgendein Plan ausgeheckt wird, wie man die Preise erhöhen kann.«6 Märkte bringen von sich aus oftmals keine effizienten und wünschenswerte Ergebnisse hervor, und dem Staat kommt die Aufgabe zu, dieses Marktversagen zu korrigieren, das heißt, politische Maßnahmen (Steuern und Gesetze) so zu gestalten, dass sich private Anreize und gesellschaftlicher Nutzen im Einklang befinden. (Natürlich gehen die Meinungen darüber, wie dies am besten zu bewerkstelligen sei, oft auseinander. Aber heute glauben nur noch wenige, dass deregulierte Finanzmärkte wünschenswert seien – ihr Versagen hat der Allgemeinheit allzu hohe Kosten aufgebürdet – oder dass es Firmen erlaubt sein sollte, die Umwelt unbeschränkt auszuplündern.) Wenn der Staat seiner Aufgabe gerecht wird, dann sind die Erträge, die beispielsweise ein Arbeitnehmer oder ein Investor erhält, gleich dem Beitrag, den er durch sein Handeln zur gesellschaftlichen Wohlfahrt leistet. Wenn diese nicht übereinstimmen, sprechen wir von Marktversagen, das heißt, Märkte produzieren keine effizienten Ergebnisse. Private Belohnungen und soziale Renditen sind nicht gut aufeinander abgestimmt, wenn der Wettbewerb unvollständig ist, wenn es »externe Effekte« gibt (wenn die Handlungen eines Marktakteurs stark negative oder positive Auswirkungen auf andere haben und der Betreffende für diese Effekte nicht zahlt beziehungsweise
materiell entlohnt wird), bei unvollständiger oder asymmetrischer Information (jemand weiß etwas Marktrelevantes, was ein anderer nicht weiß) oder bei fehlenden Risiko- oder anderen Märkten (wenn man sich zum Beispiel gegen viele der wichtigsten Risiken, denen man ausgesetzt ist, nicht versichern kann). Da mindestens eine dieser Bedingungen praktisch in jedem Markt gegeben ist, gibt es wenig Grund zu der Vermutung, Märkte seien im Allgemeinen effizient. Das heißt aber auch, dass der Staat viele Ansatzpunkte hat, um die verschiedenen Formen von Marktversagen zu korrigieren.

Der Staat korrigiert Marktversagen niemals perfekt, aber in manchen Ländern sind die staatlichen Eingriffe sinnvoller und erfolgreicher als in anderen. Nur wenn die wichtigsten Formen von Marktversagen durch staatliches Zutun hinlänglich gut korrigiert werden, kann die Wirtschaft florieren. Eine intelligente Regulierung der Finanzmärkte trug mit dazu bei, dass die Vereinigten Staaten – und die Welt – nach der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre vierzig Jahre lang von einer größeren Krise verschont blieben. Die Deregulierung der achtziger Jahre führte in den folgenden dreißig Jahren zu etlichen Finanzkrisen, von denen die US-amerikanische in den Jahren 2008/9 lediglich die schlimmste war.7 Dass der Staat in diesen Fällen versagt, war jedoch kein Zufall: Der Finanzsektor machte seinen politischen Einfluss geltend, um dafür zu sorgen, dass das Marktversagen nicht korrigiert wurde und die privaten Belohnungen des Sektors kontinuierlich weit über seinem Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt lagen – einer der Faktoren, die zu dem aufgeblähten Finanzsektor und zur hohen Vermögenskonzentration an der Spitze beitrugen.



Märkte gestalten

Ich werde unten auf einige der Praktiken eingehen, die private Finanzinstitute anwenden, damit die Märkte nicht richtig funktionieren. Wie schon Adam Smith bemerkte, gibt es beispielsweise Anreize für Firmen, die Marktkonkurrenz zu verringern. Außerdem versuchen Firmen, strenge Gesetze gegen wettbewerbswidriges Verhalten zu verhindern beziehungsweise, wenn es solche Gesetze gibt, dafür zu sorgen, dass sie nicht konsequent angewendet werden. Geschäftsleuten geht es natürlich nicht primär
darum, das gesamtgesellschaftliche Wohl im weitesten Sinne zu steigern oder auch nur den Wettbewerb auf den Märkten zu verbessern; sie wollen schlichtweg, dass die Märkte für sie arbeiten, ihre Geschäfte noch einträglicher machen. Die Folge aber ist ein oftmals vielschichtiger Effizienzverlust einer Wirtschaft, die durch ein höheres Maß an Ungleichheit gekennzeichnet ist. Einstweilen möge ein Beispiel genügen. Auf Wettbewerbsmärkten (Märkten mit vollständiger Konkurrenz) lassen sich Gewinne, die über der normalen Kapitalverzinsung liegen, langfristig nicht aufrechterhalten. Denn wenn ein Unternehmen bei einem Verkauf höhere Gewinne erzielt, werden seine Rivalen versuchen, ihm durch Preissenkungen den Kunden abzujagen. Der intensive Wettbewerb zwischen den Firmen lässt die Preise so stark fallen, dass die (über der normalen Kapitalrendite liegenden) Gewinne auf null gedrückt werden – ein Desaster für alle, die nach satten Gewinnen streben. In betriebswirtschaftlichen Seminaren bringen wir den Studenten bei, wie man Wettbewerbsbeschränkungen  – einschließlich Marktzutrittsschranken –, die mit dazu beitragen, dass der Gewinn nicht erodiert, erkennt und hervorbringt. Wie wir gleich sehen werden, ging es bei einigen der bedeutendsten ökonomischen Innovationen der letzten dreißig Jahre nicht darum, die Wirtschaft effizienter zu gestalten, sondern darum, die eigene Monopolmacht besser abzusichern oder gesetzliche Vorschriften effektiver zu umgehen, mit denen der Staat soziale Renditen und private Belohnung aneinander anpassen wollte.

Verschleierung ist dabei ein besonders gern genutztes Instrument. Je transparenter Märkte sind, umso besser funktioniert der Wettbewerb. Banker wissen das. Aus diesem Grund haben Banken darum gekämpft, ihr lukratives Geschäft mit dem Handel von Finanzderivaten – den riskanten Produkten, die maßgeblich zum Zusammenbruch des US-Versicherungsgiganten AIG beitrugen – im Schatten des außerbörslichen Marktes abzuwickeln.8 In diesem Markt können Kunden kaum wissen, ob ein Geschäft für sie günstig ist. Alles wird ausgehandelt, anders als in offeneren und transparenteren modernen Märkten. Und da die Verkäufer unentwegt handeln, während Käufer nur hin und wieder Geschäfte tätigen, besitzen Verkäufer mehr Informationen als Käufer, und sie nutzen diesen Informationsvorsprung zu ihrem Vorteil. Dies bedeutet, dass Verkäufer (diejenigen, die Finanzderivate auflegen, also die Banken) im Schnitt aus ihren Kunden mehr Geld herausholen können. Gut geplante,
offene Auktionen dagegen sorgen dafür, dass Güter an diejenigen gehen, die ihnen den höchsten Wert beimessen, was ein Kennzeichen von Markteffizienz ist. Es gibt öffentlich verfügbare Preise, die als Richtschnur für Entscheidungen dienen.

Während mangelnde Transparenz zu höheren Gewinnen für die Banken führt, vermindert sie die ökonomische Leistungsfähigkeit. Ohne sachdienliche Informationen können Kapitalmärkte keine Disziplin ausüben. Geld fließt nicht dorthin, wo die Erträge am höchsten sind, oder an die Bank, die das Geld am profitabelsten verwaltet. Niemand kennt heute die tatsächliche Finanzlage einer Bank oder eines anderen Finanzinstituts  – und undurchsichtige Geschäfte mit Derivaten sind ein Grund dafür. Man hätte sich gewünscht, die jüngste Krise hätte in dieser Hinsicht Veränderungen bewirkt, doch die Banken widersetzten sich erfolgreich. So wehrten sie sich zum Beispiel gegen Forderungen nach mehr Transparenz bei Derivaten und gesetzlichen Vorschriften zur Einschränkung wettbewerbswidrigen Verhaltens. Diese Rent-Seeking-Aktivitäten brachten ihnen Zusatzgewinne in Höhe von mehreren Zehn Milliarden Dollar ein. Auch wenn sie nicht jede Schlacht gewannen, haben sie doch so oft gewonnen, dass die Probleme uns noch immer begleiten. Ende Oktober 2011 zum Beispiel ging ein großes US-Finanzinstitut auch wegen seiner komplexen Derivate pleite (die achtgrößte Insolvenz überhaupt).9 Offensichtlich hatte der Markt diese Transaktionen nicht durchschaut, zumindest nicht rechtzeitig.


Umverteilung von unten nach oben

Um ihr Einkommen auf Kosten der übrigen gesellschaftlichen Gruppen zu erhöhen, machen sich die Reichen unter anderem ihre Marktmacht und ihren politischen Einfluss zunutze.

Der Finanzsektor kennt sich in den unterschiedlichsten Formen von Rent-Seeking bestens aus. Wir haben bereits einige davon erwähnt, doch es gibt noch viele weitere: Man nutzt Informationsasymmetrien (beim Verkauf von Wertpapieren, die als Verlustgeschäfte für die Käufer konstruiert werden, wobei die Verantwortlichen wussten, dass die Käufer dies nicht wissen);10 man geht unvertretbare Risiken ein, wobei der Staat absichert, rettet und die Verluste übernimmt, und aus diesem Wissen
heraus kann man Kredite zu niedrigeren Zinsen aufnehmen, als es einem sonst möglich wäre; man beschafft sich extrem zinsgünstige – mittlerweile fast zinslose – Kredite bei der US-Notenbank.

Aber die ungeheuerlichste Form des Rent-Seeking – die zudem in den letzten Jahren perfektioniert wurde – war die Fähigkeit des Finanzsektors, die Armen und Uninformierten auszunutzen, indem er gewaltige Profite damit machte, dass er diese Gruppen durch aggressive, ausbeuterische Kreditvergabe und missbräuchliche Kreditkartenpraktiken ökonomisch regelrecht ausschlachtete.11 Auch wenn jeder nur wenig besitzen mag – es gibt so viele Arme, dass ein bisschen von jedem einen ordentlichen Batzen ergibt. Das leiseste Gespür für soziale Gerechtigkeit  – oder auch die Sorge um die Effizienz des gesamten Systems  – hätte die Regierung dazu veranlassen müssen, diese Aktivitäten zu verbieten. Schließlich wurden im Rahmen der Umverteilung von unten nach oben erhebliche Summen aufgebraucht, weshalb es sich um ein Negativsummenspiel handelt. Aber die Regierung hat diesen Praktiken kein Ende gesetzt, nicht einmal dann, als um das Jahr 2007 herum immer deutlicher wurde, was da vor sich ging. Der Grund war offensichtlich. Der Finanzsektor hatte viel Geld für Lobbyarbeit und Wahlkampfspenden ausgegeben, und diese Investitionen hatten sich ausgezahlt.

Ich erwähne den Finanzsektor auch deshalb, weil er erheblich zu dem heutigen Ausmaß der Ungleichheit in unserer Gesellschaft beigetragen hat.12 Die Rolle des Finanzsektors bei der Entstehung der Krise in den Jahren 2008/9 ist für alle unverkennbar. Nicht einmal diejenigen, die in dem Sektor arbeiten, bestreiten dies, obwohl jeder überzeugt davon ist, dass ein anderer Teil des Finanzsektors die Hauptschuld trägt. Vieles von dem, was ich über den Finanzsektor gesagt habe, ließe sich allerdings auch über andere wirtschaftliche Akteure sagen, die an der Schaffung der gegenwärtigen Disparitäten ebenfalls beteiligt waren.

Der moderne Kapitalismus ist zu einem komplexen Spiel geworden, und diejenigen, die dabei gewinnen, brauchen mehr als nur ein bisschen Grips. Allerdings zeichnen sich die Gewinner oft auch durch weniger bewundernswerte Eigenschaften aus: die Fähigkeit, das Gesetz zu umgehen oder es zu seinem eigenen Vorteil zu beeinflussen; die Bereitschaft, andere auszunutzen, selbst die Armen, und, wenn nötig, unfair zu spielen.13 Wie es einer der erfolgreichen Spieler in diesem Spiel ausdrückte,
ist der alte Spruch: »Es ist egal, ob du gewinnst oder verlierst, was zählt, ist wie du spielst«, Unsinn. Das Einzige, was zählt, ist, ob du gewinnst oder verlierst. Der Markt stellt eine einfach Methode bereit, um Erfolg oder Misserfolg auszuweisen: die Summe Geldes, die jemand besitzt.

Die Tatsache, dass sie im Rent-Seeking-Spiel zu den Gewinnern zählen, hat vielen an der Spitze der Einkommenspyramide ein Vermögen beschert. Allerdings lässt sich nicht nur auf diesem Weg ein Vermögen machen und erhalten. Wie wir später sehen werden, spielt das Steuersystem ebenfalls eine Schlüsselrolle. Denjenigen an der Spitze ist es gelungen, ein Steuersystem zu konzipieren und durchzusetzen, in dem sie weniger als ihren gerechten Anteil zahlen: Sie zahlen einen niedrigeren Prozentsatz ihres Einkommens als diejenigen, die viel ärmer sind. Wir nennen solche Steuersysteme regressiv.

Regressive Steuern und Rent-Seeking stehen als Instrumente, die der Umverteilung von unten nach oben, insbesondere nach ganz oben dienen, im Zentrum der Entwicklung, die zu dem krassen Auseinanderdriften der Vermögensverhältnisse führte, das wir heute in den USA beobachten. Allgemeinere Kräfte sind für zwei andere Aspekte der Ungleichheit  – das Aushöhlen der Mittelschicht und die Zunahme der Armut  – mitverantwortlich. Rechtsnormen zur Unternehmensführung beeinflussen die Verhaltensnormen, die für die Führungskräfte dieser Unternehmen ausschlaggebend sind, und legen fest, wie Erträge zwischen dem Topmanagement und anderen Anspruchsgruppen (Arbeitnehmern, Aktionären und Anleihegläubigern) aufgeteilt werden. Makroökonomische Strategien bestimmen, ob die Lage am Arbeitsmarkt angespannt ist oder nicht, wie hoch folglich die Arbeitslosigkeit ist und wie die Marktkräfte wirken, um den Ertragsanteil der Arbeitnehmer zu verändern. Wenn die Währungsbehörden durch ihre Politik die Arbeitslosigkeit hoch halten (und sei es aus Inflationsangst), dann werden die Löhne nur gering steigen. Starke Gewerkschaften haben dazu beigetragen, Disparitäten in der Einkommensverteilung auszugleichen, schwächere Gewerkschaften dagegen machen es Topmanagern, die sich dabei manchmal mit Marktkräften verbünden, die sie selbst maßgeblich gestalten, leicht, die Ungleichheit zu verschärfen. Bei diesen Fragen – der Macht der Gewerkschaften, der Effektivität der Corporate Governance und der Geldpolitik – sind politische Weichenstellungen entscheidend.


Noch einmal: Selbstverständlich spielen auch Marktkräfte eine entscheidende Rolle, wenn etwa Veränderungen in Technologie und Bildung sich auf Angebot und Nachfrage auf dem Facharbeitsmarkt auswirken, selbst wenn diese Kräfte teilweise durch die Politik geprägt werden. Doch anstatt dass sich diese Marktkräfte und die Politik gegenseitig austarieren, der politische Prozess also in Zeiten, in denen die Marktkräfte Disparitäten womöglich verschärfen, lindernd wirkt und die Regierung die Exzesse des Marktes zügelt, haben die beiden im heutigen Amerika zusammengearbeitet, um Einkommens- und Vermögensdisparitäten noch zu steigern.


Rent-Seeking

Ich habe Rent-Seeking bislang als Oberbegriff für viele verschiedene Mechanismen verwendet, mit denen unser gegenwärtiger politischer Prozess den Reichen auf Kosten von uns Übrigen hilft. Rent-Seeking nimmt viele Formen an: Mal geht es um verdeckte und offene staatliche Transferzahlungen und Subventionen, mal um Gesetze, die den Wettbewerb auf Märkten einschränken, dann wieder werden bestehende wettbewerbsrechtliche Normen nachlässig durchgesetzt, oder Unternehmen erhalten durch staatliche Regelungen den Freibrief, Verbraucher in unfairer Weise auszunutzen oder Kosten auf den Rest der Gesellschaft abzuwälzen. Das Wort »Rente« bezeichnete ursprünglich den Ertrag von Grundbesitz, da ein Grundeigentümer diese Zahlungen allein wegen seines Status als Eigentümer erhält und nicht für irgendetwas, das er tut. Dies steht etwa im Gegensatz zur Situation von Arbeitnehmern, deren Löhne das Entgelt für die von ihnen erbrachte Arbeitsleistung sind. Der Begriff wurde schrittweise erweitert, zunächst auf Monopolgewinne (beziehungsweise -renten), Einkommen also, das jemand nur deshalb erzielt, weil er ein Monopol kontrolliert, schließlich fielen auch die Erträge ähnlicher Eigentumsansprüche darunter. Wenn die Regierung einem Unternehmen das ausschließliche Recht zur Einfuhr einer begrenzten Menge (Quote) eines Gutes wie etwa Zucker übertrug, dann wurde der zusätzliche Ertrag, der aufgrund der Verfügungsgewalt über dieses Recht generiert wurde, »Quotenrente« genannt.

Rohstoffreiche Länder sind berüchtigt für Rent-Seeking-Aktivitäten. Es ist in diesen Ländern viel leichter, dadurch reich zu werden, dass
man sich zu günstigen Bedingungen den Zugang zu Rohstoffen sichert, als dadurch, dass man echten Wohlstand schafft. Oft handelt es sich dabei um ein Negativsummenspiel, was mit dazu beiträgt, dass diese Länder im Schnitt langsamer gewachsen sind als vergleichbare, rohstoffarme Länder.14

Ein solcher Rohstoffreichtum, so könnte man denken, ließe sich leicht dazu nutzen, den Bedürftigen zu helfen und für alle den Zugang zu Bildung und medizinischer Versorgung sicherzustellen. Die Besteuerung von Arbeit und Ersparnissen kann zur Schwächung der entsprechenden Anreize führen; die Besteuerung von Grund-, Erdöl- oder anderen Rohstoff-»Renten« dagegen lässt diese nicht verschwinden. Die Ressourcen sind weiterhin da und können abgebaut werden, wenn nicht heute, dann morgen. Es gibt keine negativen Anreizeffekte. Dies bedeutet, dass es, grundsätzlich, reichlich Einnahmen geben sollte, um sowohl Sozialausgaben als auch öffentliche Investitionen etwa in das Gesundheits- und Bildungssystem zu finanzieren. Und doch gehören die rohstoffreichsten Länder zu den Ländern, in denen Einkommen und Vermögen besonders ungleich verteilt sind. Offensichtlich verstehen sich auch in diesen Ländern manche (im Allgemeinen diejenigen, die im Besitz der politischen Macht sind) besser auf Rent-Seeking als andere, und sie sorgen dafür, dass die Einnahmen aus den Ressourcen überwiegend ihnen selbst zufließen. In Venezuela, dem reichsten Erdölproduzenten in Lateinamerika, lebte vor dem Aufstieg von Hugo Chavez die Hälfte der Bevölkerung in Armut – und genau diese Art von Armut inmitten von Reichtum bringt politische Führungsfiguren wie ihn hervor.15

Rent-Seeking-Verhalten ist nicht nur in den rohstoffreichen Ländern des Nahen Ostens, Afrikas und Lateinamerikas weit verbreitet. Es hat sich mittlerweile auch in modernen Volkswirtschaften wie der US-amerikanischen eingenistet, und einige der Formen, die es hier annimmt, ähneln denen in den ölreichen Ländern: Es geht darum, sich Staatsvermögen (wie etwa Erdöl oder Erze) zu einem Preis anzueignen, der unter einem angemessenen Marktpreis liegt. Es ist nicht schwer, reich zu werden, wenn der Staat Ihnen für 500 Millionen ein Bergwerk verkauft, das eine Milliarde Dollar wert ist.

Eine andere Form des Rent-Seeking ist die Kehrseite davon: Produkte werden zu einem Preis, der über den Marktpreisen liegt, an
staatliche Abnehmer verkauft (Beschaffung ohne Ausschreibung). Die Pharma-Unternehmen und die Rüstungskonzerne verstehen sich hervorragend auf diese Art des Rent-Seeking. Offene staatliche Subventionen (wie in der Landwirtschaft) oder versteckte Subventionen (Handelsrestriktionen, die den Wettbewerb einschränken, oder Subventionen, die im Steuersystem versteckt sind) sind ebenfalls Taktiken, mit denen man sich auf Kosten der Allgemeinheit Renteneinkommen verschaffen kann. Nicht jedes Rent-Seeking benutzt den Staat, um den einfachen Bürgern Geld aus der Tasche zu ziehen. Der private Sektor kann hier auch aus eigener Kraft Vorzügliches leisten, indem er beispielsweise der Allgemeinheit durch monopolistische Praktiken und Ausbeutung derer, die weniger gut informiert und schlechter ausgebildet sind, Renten entlockt; man denke nur an die arglistigen Kreditvergabepraktiken der Banken. CEOs können ihre weitgehend unbeschränkten Machtbefugnisse in dem von ihnen geleiteten Unternehmen dazu benutzen, für sich selbst einen höheren Anteil am Firmenertrag herauszuschlagen. Hier spielt allerdings auch der Staat eine Rolle, weil er nicht das tut, was er tun sollte: die Aktivitäten unterbinden, sie für rechtswidrig erklären oder die geltenden Gesetze anwenden. Mit konsequenter Durchsetzung von Wettbewerbsgesetzen lassen sich Monopolgewinne begrenzen; mit effektiven Gesetzen gegen betrügerische Kreditvergabepraktiken und Kreditkartenmissbräuche lässt sich die Ausbeutung durch Kreditinstitute einschränken; mit sachgerecht ausgestalteten Gesetzen zur Corporate Governance lässt sich das Ausmaß limitieren, in dem sich Führungskräfte Firmenerträge aneignen.

Wenn wir uns ansehen, wer an der Spitze der Vermögenspyramide steht, können wir ein Gefühl dafür bekommen, was für diesen Aspekt der Ungleichheit in Amerika typisch ist. Es gibt nur wenige Erfinder, denen wir eine bahnbrechende technologische Neuerung verdanken, und nur wenige Wissenschaftler, die unser Verständnis der Naturgesetze revolutioniert haben. Denken wir an Alan Turing, der mit seiner genialen Begabung die mathematischen Grundlagen des modernen Computers schuf. Oder an Einstein. Oder an die Erfinder des Lasers (wobei Charles Townes eine zentrale Rolle spielte)16 oder an John Bardeen, Walter Brattain und William Shockley, die Erfinder der Transistoren.17 Oder an Watson und Crick, die das Rätsel der DNA lösten, wovon die moderne Medizin so ungeheuer profitiert. Keiner von ihnen, die so bedeutende
Beiträge zum Gemeinwohl leisteten, gehört zu denjenigen, die unser Wirtschaftssystem am reichsten belohnte.

Vielmehr sind viele derer, die an der Spitze der Vermögenspyramide stehen, auf die eine oder andere Weise geniale Geschäftsleute. Einige würden sicherlich behaupten, dass beispielsweise Steve Jobs oder die Erfinder von Suchmaschinen oder sozialen Medien auf ihre Weise Genies sind. Jobs war vor seinem Tod Nummer 110 auf der Forbes-Liste der reichsten Milliardäre der Welt, und Mark Zuckerberg war Nummer 52. Doch viele dieser »Genies« errichteten ihre Firmenimperien auf den Schultern von Giganten wie Tim Berners-Lee, dem Erfinder des World Wide Web, der nie auf der Forbes-Liste auftauchte. Berners-Lee hätte Milliardär werden können, entschied sich aber dagegen – er stellte seine Idee kostenlos zur Verfügung, was die Entwicklung des Internets erheblich beschleunigte.18

Sieht man sich die Erfolge derer an der Spitze der Vermögensverteilung genauer an, stellt man fest, dass mehr als nur ein kleiner Teil ihres Genies darin besteht, bessere Strategien zur Ausnutzung von Marktmacht und anderen Marktunvollkommenheiten zu ersinnen und häufig auch darin sicherzustellen, dass die Politik ihren Interessen dient und nicht denen der Allgemeinheit. Die Rolle von Finanziers, die einen erheblichen Teil des oberen einen beziehungsweise der 0,1 Prozent ausmachen, war bereits Thema. Während einige von ihnen es dadurch zu Reichtum brachten, dass sie echte ökonomische Werte schufen, haben andere ihr Vermögen zu keinem geringen Teil durch eine der zuvor beschriebenen zahllosen Varianten des Rent-Seeking erworben.19 Neben den Finanziers, die wir bereits diskutiert haben, finden sich an der Spitze auch die Monopolisten und deren Nachkommen, denen es auf die eine oder andere Weise gelungen ist, eine marktbeherrschende Stellung zu erlangen und zu bewahren. Auf die Eisenbahnbarone des neunzehnten Jahrhunderts folgte John D. Rockefeller mit Standard Oil. Das Ende des zwanzigsten Jahrhunderts sah Bill Gates und die beherrschende Stellung von Microsoft auf dem Markt für PC-Software. Ein weiteres Beispiel ist Carlos Slim, ein mexikanischer Geschäftsmann, der 2011 die Forbes-Liste der reichsten Menschen der Welt anführte.20 Dank seiner beherrschenden Stellung in der mexikanischen Telekommunikationsbranche kann Slim Preise verlangen, die um ein Mehrfaches über denen liegen, die auf stärker wettbewerbsorientierten Märkten erzielt werden. Der Durchbruch
gelang ihm, als er sich bei der Privatisierung der staatlichen Telekommunikationsgesellschaft einen großen Anteil an dem Unternehmen sichern konnte21 – eine Strategie, die vielen der größten Vermögen der Welt zugrunde liegt. Wie wir gesehen haben, ist es leicht, reich zu werden, wenn man staatliche Vermögenswerte zum Schnäppchenpreis ergattern kann. Viele der russischen Oligarchen zum Beispiel schufen den Grundstock ihres Reichtums dadurch, dass sie staatseigene Betriebe unter dem Marktpreis kauften und sich dann durch ihre Monopolstellung anhaltend hohe Gewinne sicherten. (In den USA geht die Regierung bei der Verschleuderung von Staatsvermögen subtiler vor. Wir stellen etwa Regeln für den Verkauf von Staatseigentum auf, bei dem es sich in Wirklichkeit um eine teilweise Schenkung handelt; nur geschieht dies nicht so durchsichtig, wie es in Russland der Fall war.)22

Im vorherigen Kapitel wurde eine weitere wichtige Gruppe von Superreichen genannt: Vorstandschefs von Konzernen (CEOs) wie etwa Stephen Hemsley von der UnitedHealth Group, der 2010 rund 102 Millionen Dollar verdiente, oder Edward Mueller von Qwest Communications (seit einer Fusion im Jahr 2011 CenturyLink), der 65,8 Millionen Dollar kassierte.23 CEOs haben sich erfolgreich einen immer größeren Batzen vom Gewinn ihrer Unternehmen angeeignet.24 Dass sie in den letzten Jahrzehnten solche Reichtümer anhäufen konnten, geht nicht auf eine plötzliche, massive Steigerung ihrer Produktivität zurück. Vielmehr gelang es diesen CEOs, die eigenen finanziellen Interessen gegenüber dem Unternehmen, dem sie eigentlich dienen sollten, besser durchzusetzen, dabei weniger Skrupel zu haben und sich auf eine höhere Toleranz der Öffentlichkeit gegenüber diesem Verhalten verlassen zu können. Ich werde noch darauf zurückkommen.

Eine letzte große Gruppe von Rent-Seekern besteht aus den Spitzenanwälten, einschließlich denjenigen, die dadurch reich wurden, dass sie anderen halfen, bei ihren Rent-Seeking-Aktivitäten das Gesetz zu umgehen, (meist) ohne dafür im Gefängnis zu landen. Sie wirken an der Ausarbeitung der komplexen Steuergesetze mit, in die sie Schlupflöcher für ihre Klientel einbauen, und handeln anschließend die komplexen Deals zur Nutzung dieser Schlupflöcher aus. Sie halfen mit, den komplizierten und undurchschaubaren Markt für Finanzderivate zu entwickeln. Sie beteiligen sich an der Formulierung der vertraglichen Vereinbarungen, die, scheinbar gesetzeskonform, Monopolmacht erzeugen.
Und für ihre tüchtige Beihilfe dafür, dass sie die Märkte in Instrumente zur Selbstbereicherung der Begüterten verwandelten, werden sie reichlich belohnt.25




Wie man ein nachhaltiges Monopol schafft

Große Vermögen stellen Volkswirte vor ein Problem. Die Wettbewerbsgesetze besagen, dass Gewinne (die über die normale Kapitalrendite hinausgehen) schnell gegen null tendieren sollten. Aber wenn Gewinne auf null herabgedrückt werden, wie können dann Vermögen aufgebaut werden? Wettbewerbsfreie Nischen stellen eine Möglichkeit dar.26 Aber damit lassen sich nachhaltig überzogene Gewinne (die über dem Niveau liegen, das bei funktionierendem Wettbewerb erzielt wurde) nur zu einem geringen Teil erklären. Der Erfolg lockt neue Wettbewerber auf den Markt, und die Gewinne werden schnell verschwinden. Der wirkliche Schlüssel zum Erfolg besteht darin sicherzustellen, dass gar nicht erst Wettbewerber auftreten – beziehungsweise, dass es so lange keinen Wettbewerb gibt, bis man sich eine Monopolstellung verschafft hat, die potenziellen Konkurrenten keine Chance lässt. Der einfachste Weg zu einem nachhaltigen Monopol besteht darin, sich von der Regierung eines erteilen zu lassen. Die britische Krone gewährte etwa der Ostindien-Kompanie vom siebzehnten bis zum neunzehnten Jahrhundert ein Monopol auf den Handel mit Indien.

Doch man kann auch anders an staatlich sanktionierte Monopole kommen. Patente gewähren dem Erfinder in der Regel für eine befristete Zeit ein Monopol auf die Nutzung der Innovation; durch das Patentrecht lässt sich je nach Ausgestaltung die Laufzeit eines Patents verlängern, der Marktzugang für neue Firmen erschweren und die Monopolmacht stärken. Die US-amerikanischen Patentgesetze haben genau das bewirkt. Sie sollen nicht das Innovationstempo maximieren, sondern die Renten.27

Auch ohne staatliches Monopol können Firmen Zugangsschranken errichten. Eine Vielzahl von Praktiken schreckt vom Markteintritt ab, wenn etwa Überkapazitäten aufrechterhalten werden, so dass ein potenzieller neuer Konkurrent weiß, dass das etablierte Unternehmen jederzeit die Produktion steigern und die Preise so weit senken kann, dass sich ein Einstieg für ihn nicht mehr lohnt.28 Im Mittelalter schränkten
Zünfte den Wettbewerb erfolgreich ein. Viele Berufe halten an dieser Tradition fest. Obwohl sie vorgeblich nur ein hohes Qualitätsniveau sichern sollen, tragen Zutrittsschranken (ein Numerus clausus für Medizin-Studienplätze oder Zuwanderungsbeschränkungen für ausländische Fachkräfte) dazu bei, Einkommen hoch zu halten.29

An der Wende vom neunzehnten zum zwanzigsten Jahrhundert riefen Monopole, auf deren Grundlage viele der damaligen Vermögen zustande kamen, das Rockefellersche eingeschlossen, so große Befürchtungen hervor, dass der US-Kongress unter Präsident Theodore Roosevelt eine ganze Reihe von Gesetzen verabschiedete, die das Ziel verfolgten, Monopole zu zerschlagen und einige dieser Praktiken zu verhindern. In den folgenden Jahren wurden zahlreiche Monopole aufgebrochen – in der Erdöl-, der Tabak- und vielen anderen Branchen.30 Doch wenn wir uns heute in der amerikanischen Wirtschaft umsehen, entdecken wir viele Sektoren, darunter einige von zentraler Bedeutung, in denen mindestens eine Firma eine beherrschende Stellung einnimmt – etwa Microsoft bei den PC-Betriebssystemen oder AT&T, Verizon, T-Mobile und Sprint in der Telekommunikationsbranche.

Drei Faktoren trugen zu dieser stärkeren Monopolisierung von Märkten bei. Erstens gab es erbitterte Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen ökonomischen Denkschulen über die Rolle, die der Staat spielen sollte, um den Wettbewerb zu gewährleisten. Ökonomen der Chicagoer Schule (wie Milton Friedman und George Stigler), die an freie und unregulierte Märkte glauben,31 behaupten, dass auf Märkten per se vollkommener Wettbewerb herrsche32 und dass scheinbar wettbewerbswidrige Praktiken in Wirklichkeit die Effizienz verbessern. Eine massive Kampagne zur »Unterweisung«33 von Menschen und insbesondere Richtern in diesen neuen juristischen und ökonomischen Lehren, die zum Teil von konservativen Stiftungen wie der Olin Foundation finanziert wurde, war erfolgreich. Der Zeitpunkt entbehrte nicht einer gewissen Ironie: Amerikanische Gerichte machten sich die Auffassung zu eigen, Märkte seien »von Natur aus« kompetitiv, also vollkommene Wettbewerbsmärkte, und erlegten jedem, der dies bestritt, eine hohe Beweislast auf, obgleich sich Volkswirte just zu dieser Zeit mit Theorien befassten, die erklären, weshalb Märkte oftmals nicht kompetitiv sind, selbst wenn scheinbar viele Firmen miteinander konkurrieren. So präsentierte beispielsweise ein neues Teilgebiet der Wirtschaftswissenschaften, die
sogenannte Spieltheorie, überzeugende Antworten auf die Frage, warum geheime Absprachen über längere Zeiträume stillschweigend aufrechterhalten werden können. Neue Theorien über unvollständige und asymmetrische Information zeigten unterdessen, wie Unvollkommenheiten in puncto Information den Wettbewerb beeinträchtigen, und neue empirische Befunde unterstrichen die Wichtigkeit und Bedeutung dieser Theorien.

Der Einfluss der Chicagoer Schule sollte nicht unterschätzt werden. Selbst eklatante Verstöße – etwa Verdrängungswettbewerb, bei dem eine Firma ihren Preis senkt, um einen Wettbewerber aus dem Markt zu drängen, und dann ihre Monopolmacht dazu benutzt, um die Preise zu erhöhen – wurden kaum juristisch geahndet.34 Die Chicagoer Schule unterstellt einfach, dass Märkte kompetitiv und effizient sind. Wenn der Marktzutritt leicht wäre, hätte die marktbeherrschende Firma nichts davon, einen Rivalen zu verdrängen, weil die verdrängte Firma sehr schnell durch eine andere Firma ersetzt würde. Aber in Wirklichkeit ist der Markteintritt nicht so leicht, und Verdrängungswettbewerb findet statt.

Ein zweiter Faktor, der die Entstehung von Monopolen begünstigt, hängt mit Veränderungen in unserer Wirtschaft zusammen. In einigen der neuen Wachstumsindustrien fiel die Schaffung von Monopolen vergleichsweise leicht. Viele dieser Sektoren zeichneten sich durch sogenannte Netzwerkexternalitäten aus. Ein offensichtliches Beispiel ist das Computer-Betriebssystem: So, wie es sehr praktisch ist, wenn alle die gleiche Sprache sprechen, so ist es auch sehr praktisch, wenn alle das gleiche Betriebssystem benutzen. Die zunehmende engmaschige Vernetzung weltweit führt von selbst zu Standardisierung. Diejenigen, die ein Monopol auf den ausgewählten Standard besitzen, profitieren.

Wettbewerb wirkt automatisch der Anhäufung von Marktmacht entgegen. Bei hohen Monopolgewinnen streben Konkurrenten danach, sich einen Teil davon anzueignen. Hier kommt der dritte Faktor, der die Monopolmacht in den Vereinigten Staaten gestärkt hat, ins Spiel: Unternehmen haben neue Wege gefunden, um sich potenzieller Konkurrenten zu erwehren und so den Konkurrenzdruck zu verringern. Microsoft ist das Beispiel par excellence. Aufgrund seines Quasi-Monopols bei PC-Betriebssystemen lief Microsoft Gefahr, viel zu verlieren, sollte sein Monopol mittels alternativer Technologien untergraben werden. Die Entwicklung des Internets und des Webbrowsers, mit dem man darauf
zugreifen kann, stellte eine ebensolche Bedrohung dar. Netscape brachte den Browser auf den Markt, wobei es sich auf staatlich finanzierte Forschungen stützte.35 Microsoft beschloss, diesen potenziellen Konkurrenten auszuschalten. Das Unternehmen bot ein eigenes Produkt, den Internet Explorer, an, der jedoch auf dem freien Markt nicht wettbewerbsfähig war. Also beschloss Microsoft, mithilfe seiner Monopolstellung bei PC-Betriebssystemen unfaire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. Zu diesem Zweck setzte die Firma eine Strategie namens FUZ ein (Furcht, Unsicherheit und Zweifel), mit der sie unter Usern Zweifel hinsichtlich der Kompatibilität streute, indem sie Fehlermeldungen programmierte, die unsystematisch auftauchten, wenn Netscape auf einem Windows-Rechner installiert wurde. Das Unternehmen weigerte sich außerdem, die Angaben zu machen, die notwendig gewesen wären, um volle Kompatibilität herzustellen, als neue Windows-Versionen entwickelt wurden. Und in einem besonders raffinierten Schachzug bot es den Internet Explorer gratis an – als integralen Bestandteil seines Betriebssystems. Es ist schwer, gegen einen Preis von Null zu konkurrieren. Netscapes Schicksal war damit besiegelt.36 Selbstverständlich ist es keine ertragsmaximierende Strategie, etwas kostenlos zu verkaufen – nicht auf kurze Sicht. Aber Microsoft hatte eine langfristige Vision: die Aufrechterhaltung seines Monopols. Dafür war das Unternehmen bereit, kurzfristig Opfer zu bringen. Microsoft hatte Erfolg, aber das Unternehmen ging dabei so unverfroren vor, dass es vor Gerichten auf der ganzen Welt wegen wettbewerbswidrigen Verhaltens verklagt wurde. Und doch blieb Microsoft letztlich siegreich – denn das Unternehmen erkannte, dass ein einmal erreichtes Monopol in einer vernetzten Volkswirtschaft schwer zu zerschlagen ist. Angesichts seiner beherrschenden Stellung auf dem Markt für Betriebssysteme verfügte Microsoft über die Anreize und die Fähigkeiten, bei einer Vielzahl anderer Anwendungen ebenfalls eine marktbeherrschende Stellung zu erreichen.37

Da ist es nicht weiter verwunderlich, dass Microsoft gigantische Gewinne erwirtschaftete – in den letzten 25 Jahren durchschnittlich sieben Milliarden Dollar pro Jahr, in den letzten zehn Jahren 14 Milliarden Dollar jährlich und im Jahr 2011 sogar 23 Milliarden Dollar38 – und so diejenigen, die rechtzeitig Microsoftaktien gekauft hatten, reich machte. Nach weit verbreiteter Auffassung ist Microsoft trotz seiner marktbeherrschenden Stellung und seiner enormen Finanzkraft kein wirklich
innovatives Unternehmen. Es hat weder das erste, breit genutzte Textverarbeitungssystem noch das erste Tabellenkalkulationsprogramm, den ersten Mediaplayer oder die erste marktbeherrschende Suchmaschine entwickelt. Die Innovation fand andernorts statt. Dies deckt sich mit den theoretischen Vorhersagen wie mit den historischen Befunden: Monopolisten sind keine guten Innovatoren.39

In der US-Wirtschaft tummeln sich in zahlreichen Sektoren sehr viele Firmen, und daraus folgern wir, dass dort Wettbewerb herrschen müsse. Aber dem ist nicht immer so. Nehmen wir den Bankensektor. Obgleich es Hunderte von Banken gibt, entfällt auf die vier größten fast die Hälfe der gesamten nationalen Bankaktiva,40 was den Konzentrationsgrad von vor fünfzehn Jahren deutlich übertrifft. In den meisten kleineren Orten gibt es nur noch eine oder zwei Bankfilialen. Bei einem so stark eingeschränkten Wettbewerb liegen die Preise höchstwahrscheinlich weit über dem Wettbewerbspreis.41 Aus diesem Grund erwirtschaftet der US-Bankensektor jährlich über 115 Milliarden Dollar Gewinn, der zu einem großen Teil dann den Topmanagern der Banken und anderen Bankern zufließt – und zu den Hauptursachen der ungleichen Einkommensverteilung an der Spitze zählt.42 Bei einigen Produkten, etwa außerbörslich gehandelten Kreditausfallversicherungen (Credit Default Swaps), wird der Markt von vier oder fünf sehr großen Banken beherrscht, und eine solche Marktkonzentration gibt immer Anlass zu der Sorge, dass sich die Anbieter insgeheim absprechen. (Aber manchmal stimmen sie sich gar nicht heimlich, sondern ganz offen ab. Die Banken setzen einen maßgeblichen Referenzzinssatz fest, den sogenannten Londoner Interbanken-Angebotssatz, kurz Libor. Hypothekendarlehen und viele Finanzprodukte sind an den Libor gekoppelt. Es scheint, als hätten die Banken den Zinssatz gemeinsam manipuliert, um anderen, die nichts von diesen Schummeleien ahnten, noch mehr Geld aus der Tasche zu ziehen.)

Gesetzliche Verbote monopolistischer Praktiken müssen natürlich auch durchgesetzt werden. Insbesondere aufgrund der von der Chicagoer Schule erfundenen Geschichte über die Effizienz des Marktes besteht eine Tendenz, diesen »frei« walten zu lassen, auch wenn dies zu wettbewerbschädigenden Ergebnissen führt. Und es gibt gute politische Gründe dafür, nicht allzu entschlossen vorzugehen, denn schließlich ist es »unternehmensfeindlich« – und daher Wahlkampfspenden nicht unbedingt zuträglich –, Microsoft beispielsweise allzu hart anzufassen.43




Wie man die Regeln festlegt und zugleich den Schiedsrichter aussucht

Es ist eine Sache, in einem »fairen« Spiel zu gewinnen. Eine ganz andere Sache ist es, die Spielregeln schreiben zu dürfen, und zwar so, dass sie die eigenen Gewinnaussichten verbessern. Noch schlimmer ist es, wenn man sich seine Schiedsrichter selbst auswählen kann. Heute sind in vielen Bereichen Regulierungsbehörden für die Kontrolle eines Wirtschaftssektors zuständig (das heißt, sie erlassen Rechtsvorschriften und setzen sie um): die Federal Communications Commission für die Telekommunikationsbranche, die Securities and Exchange Commission für den Wertpapierhandel, und die US-Notenbank für viele Bereiche des Bankengeschäfts. Das Problem besteht darin, dass führende Akteure in diesen Sektoren ihren politischen Einfluss geltend machen, damit Personen mit der Leitung dieser Behörden betraut werden, die ihnen wohlgesinnt sind. Ökonomen sprechen in diesem Zusammenhang von »regulatory capture«, Voreingenommenheit zugunsten des zu regulierenden Sektors.44 Manchmal ist diese Einflussnahme mit pekuniären Anreizen verbunden: Die Spitzenkräfte der Regulierungsbehörde stammen aus dem Sektor, den sie beaufsichtigen sollen, und kehren später dorthin zurück. Ihre Anreize und die der Branche sind also weitgehend deckungsgleich, selbst wenn ihre Anreize sich kaum mit den Interessen der Allgemeinheit decken. Vertreten die Entscheidungsträger in der Regulierungsbehörde die Interessen des Sektors gut, werden sie nach ihrer Tätigkeit im Staatsdienst mit lukrativen Pöstchen reichlich belohnt.

Doch manchmal ist nicht nur Geld im Spiel. Vielmehr wird die Denkweise der Regulierer von denjenigen beeinflusst, die sie regulieren, was zu einer kognitiven Voreingenommenheit führt, ein eher soziologisches Phänomen. Auch wenn weder Alan Greenspan noch Timothy Geithner für eine Großbank gearbeitet hatten, ehe sie die Leitung der US-Notenbank übernahmen, bestand doch so etwas wie eine natürliche Verbundenheit, und sie haben möglicherweise deren Einstellung übernommen. Nach Auffassung der Banker bestand – trotz des Chaos, das sie angerichtet hatten – keine Notwendigkeit, den Banken im Rahmen der Rettungspakete strenge Auflagen zu erteilen.

Die Banken schickten Heere von Lobbyisten los, um jeden, der ein Wort bei der Regulierung mitzureden hat, davon zu überzeugen, dass
ihre Geschäfte nicht reguliert werden sollten – auf jeden US-Abgeordneten kommen schätzungsweise 2,5 Lobbyisten.45 Aber die Überzeugungsarbeit fällt leichter, wenn das Ziel der Bemühungen dem eigenen Standpunkt von vornherein wohlwollend gegenübersteht. Aus diesem Grund setzen Banken und ihre Lobbyisten alles daran, dass die Regierung Aufseher einsetzt, die bereits auf die eine oder andere Weise kognitiv beeinflusst sind, und erheben gegen jeden Kandidaten Einspruch, der ihre Überzeugungen nicht teilt. Ich habe dies aus erster Hand während der Clinton-Administration erlebt, als Namen für den Vorsitz der US-Notenbank in Umlauf gebracht wurden, einige von interessierten Bankkreisen selbst. Wich einer der Kandidaten von der »Parteilinie« ab – wonach Märkte sich selbst regulieren und Banken ihre Risiken selbst kontrollieren können –, wurde so lautstark protestiert, dass der Betreffende gar nicht erst vorgeschlagen wurde oder, wenn doch, abgelehnt wurde.46


Die Freigebigkeit des Staates

Wir haben gesehen, wie Monopole – gleichviel, ob staatlich verliehen oder (durch unzureichende Durchsetzung von Wettbewerbsgesetzen) »sanktioniert« – einigen der vermögendsten Menschen auf der Welt zu ihrem Reichtum verholfen haben. Aber es gibt noch einen anderen Weg, um reich zu werden. Man kann einfach dafür sorgen, dass einem die Regierung Geld gibt. Dafür bestehen unzählige Möglichkeiten. Eine geringfügige Gesetzesänderung zum Beispiel bringt womöglich Milliarden von Dollar ein. Dies war der Fall, als die US-Regierung den dringend benötigten Medicare-Kostenzuschuss für Medikamente im Jahr 2003 verlängerte.47 Eine gesetzliche Bestimmung, die es staatlichen Stellen untersagte, Preisnachlässe für Medikamente auszuhandeln, war in Wirklichkeit ein Geschenk in Höhe von mindestens 50 Milliarden Dollar an die Pharmakonzerne.48 Ganz allgemein ist es so, dass das staatliche Beschaffungswesen  – und die Vergabe von Aufträgen zu Preisen, die weit über den Kosten liegen – eine gängige Form staatlicher Freigebigkeit ist.

Manchmal werden Geschenke in undurchsichtigen Gesetzesvorschriften versteckt. Eine Bestimmung in einem der zentralen Gesetze zur Deregulierung des Marktes für Finanzderivate – die sicherstellte, dass
Aufsichtsbehörden keine Regulierungskompetenzen dafür erhielten, selbst wenn dieser Markt die Wirtschaft insgesamt schwersten Risiken aussetzte – sorgte dafür, dass Ansprüche aus Derivaten außerdem im Fall eines Konkurses »Vorrang« vor anderen Forderungen hatten. Beim Zusammenbruch einer Bank müssten also die Ansprüche aus den Derivaten befriedigt werden, ehe Arbeitnehmer, Lieferanten oder andere Gläubiger auch nur einen Heller sehen – selbst wenn die Derivate die Bank überhaupt erst in die Insolvenz getrieben hatten.49 (Der Derivatemarkt spielte eine zentrale Rolle in der Finanzkrise der Jahre 2008/9 und war für das Rettungspaket für den Versicherer AIG im Volumen von 150 Milliarden Dollar verantwortlich.)

Der Bankensektor hat auch auf andere Weise von der Freigebigkeit der Regierung profitiert, am deutlichsten im Gefolge der Großen Rezession. Wenn die US-Notenbank (die als staatliche Institution betrachtet werden kann) den Banken im Grunde zinsfrei unbegrenzte Geldmittel zur Verfügung stellt und ihnen erlaubt, diese Mittel zu viel höheren Zinsen an den Staat (oder fremde Staaten) weiter zu verleihen, hat sie dem Sektor schlicht ein milliardenschweres verstecktes Geschenk gemacht.

Staaten kurbeln die Anhäufung gigantischer Privatvermögen auch durch die Vergabe von Abbaurechten an ihren mitunter riesigen Vorkommen an Bodenschätzen wie Erdöl und -gas an. Wenn Ihnen der Staat das Recht zum Abbau dieser Ressourcen kostenlos überträgt, dann muss man kein Genie sein, um damit ein Vermögen zu machen. Genau das tat die US-Regierung im neunzehnten Jahrhundert, als jeder Bürger das Recht hatte, ein Claim auf natürliche Ressourcen abzustecken. Heute verschenken Staaten ihre Bodenschätze im Allgemeinen nicht mehr; meistens verlangen sie eine Gebühr, die jedoch viel niedriger ist, als sie sein sollte. Damit verschenkt man Geld lediglich auf eine weniger transparente Weise. Wenn der Wert des Erdöls unter einem bestimmten Grundstück nach Abzug der Förderkosten 100 Millionen Dollar beträgt und die Regierung nur 50 Millionen Dollar an Gebühren verlangt, verschenkt die Regierung in Wirklichkeit 50 Millionen Dollar. So müsste es nicht sein, aber mächtige Interessen sorgen dafür, dass es so ist.

In der Regierung Clinton wollten wir, dass die Bergwerksgesellschaften für die Ressourcen, die sie auf öffentlichem Grund abbauen, mehr als den bis dahin üblichen symbolischen Betrag zahlten. Die Bergwerksgesellschaften  – und die Kongressabgeordneten, deren Wahlkampf
von diesen großzügig unterstützt wird – wehrten sich erwartungsgemäß gegen diese Maßnahme und hatten damit Erfolg. Sie behaupteten, ein solcher Schritt wäre wachstumshemmend. Tatsache aber ist, dass bei einer Versteigerung Unternehmen für die Abbaurechte bieten werden, solange der Wert der Ressourcen die Abbaukosten übersteigt, und wenn sie bei der Versteigerung den Zuschlag erhalten, werden sie die Bodenschätze fördern. Versteigerungen sind keineswegs wachstumshemmend; sie gewährleisten lediglich, dass die Allgemeinheit angemessen für das bezahlt wird, was ihr gehört. Die moderne Auktionstheorie hat gezeigt, wie die Regierung durch Veränderung des Auktionsverfahrens sehr viel höhere Einnahmen erzielen kann. Die Theorien wurden seit den neunziger Jahren bei der Versteigerung der Frequenzbänder, die für die Telekommunikation verwendet werden, erprobt, und diese Auktionen funktionierten bemerkenswert gut. Sie spülten etliche Milliarden in die staatlichen Kassen.

Manchmal zeigt sich die Freigebigkeit der Regierung nicht darin, dass sie Ressourcen gegen Gebühren verschleudert, die einem Bruchteil ihres Marktwertes entsprechen, sondern darin, dass sie die Regeln umschreibt, um so die Gewinne der Unternehmen in die Höhe zu treiben. Dies lässt sich zum Beispiel leicht dadurch erreichen, dass man Firmen vor ausländischen Konkurrenten schützt. Zölle, also Abgaben, die von ausländischen, nicht aber von inländischen Firmen gezahlt werden, sind in Wirklichkeit ein Geschenk an inländische Produzenten. Firmen, die Schutz vor ausländischen Konkurrenten fordern, begründen die Forderung immer mit der Behauptung, die Gesellschaft insgesamt profitiere davon und sämtliche Vorteile, die den Unternehmen selbst zugutekämen, seien bloße Nebeneffekte. Das ist natürlich meistens Augenwischerei, und auch wenn es Fälle gibt, in denen dieses Argument ein Körnchen Wahrheit enthält, kann man es aufgrund des häufigen Missbrauchs, der damit getrieben wird, kaum noch ernst nehmen.

Weil Zölle ausländische Hersteller benachteiligen, können inländische Firmen ihre Preise erhöhen und ihren Gewinn steigern. In manchen Fällen mag es einige positive Nebeneffekte geben, etwa einen höheren Beschäftigungsgrad im Inland und die Chance für Unternehmen, in Forschung und Entwicklung zu investieren und so Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Genauso oft schützen Zölle allerdings lediglich alte und erschöpfte Wirtschaftszweige, die ihre Wettbewerbsfähigkeit
verloren haben und sie wahrscheinlich nicht zurückerlangen werden, beziehungsweise solche Branchen, die leichtfertig Wetten auf neue Technologien eingegangen sind und gern noch etwas länger vor unliebsamen Konkurrenten geschützt würden. Die Subventionierung von Ethanol ist dafür beispielhaft. Der Plan, unsere Abhängigkeit vom Erdöl dadurch zu reduzieren, dass wir es durch die Sonnenenergie ersetzen, die in Mais, einem der bedeutendsten landwirtschaftlichen Produkte Amerikas, gespeichert ist, wirkte unwiderstehlich. Aber die Umwandlung der in Pflanzen enthaltenen Energie in eine Form, die Energie für Autos statt für Menschen liefert, ist extrem kostspielig. Zudem lässt sich dies bei einigen Pflanzen leichter bewerkstelligen als bei anderen. Die brasilianische Forschung über die Ethanolgewinnung aus Zuckerrohr war so erfolgreich, dass Amerika jahrelang nur dadurch konkurrenzfähig blieb, dass aus Brasilien eingeführtes, aus Zuckerrohr hergestelltes Ethanol mit 54 Cents pro Gallone besteuert wurde.50 Die Subvention wurde auch vierzig Jahre nach ihrer Einführung noch gezahlt, um eine weiterhin in den Kinderschuhen steckende Technologie zu fördern, die sich anscheinend nicht zur Marktreife entwickeln ließ. Als nach der Rezession von 2008 die Ölpreise fielen, gingen trotz massiver Subventionen viele Ethanolfabriken pleite. Erst Ende 2011 ließ man die Subvention und den Zoll auslaufen.

Die Tatsache, dass sich solche wettbewerbsverzerrenden Subventionen so lange behaupten können, hat eine einzige Ursache: Klientelpolitik. Die hauptsächlichen – und eine ganze Zeitlang praktisch die einzigen direkten – Nutznießer dieser Subventionen waren die Maisethanolhersteller, allen voran der Megakonzern Archer Daniels Midland (ADM). Wie so viele andere Topmanager schienen sich auch die von ADM besser auf politische Lobbyarbeit als auf erfolgreiche Innovation zu verstehen. Sie unterstützten Republikaner wie Demokraten großzügig mit Spenden, so dass, auch wenn im US-Kongress noch so sehr gegen diese Wohltaten für Konzerne gewettert wurde, die Abgeordneten die Ethanolsubventionen nur zögerlich anrührten.51 Firmen behaupten wie gesagt immer, die eigentlichen Nutznießer jeglicher finanzieller Unterstützung, die sie erhalten, seien andere. In diesem Fall gaben die Ethanolbefürworter vor, die eigentlichen Nutznießer seien die amerikanischen Maisfarmer. Das traf zumeist jedoch nicht zu, insbesondere nicht in der Anfangszeit der Subvention.52


Natürlich ist es schwer zu verstehen, weshalb amerikanische Maisfarmer, die bereits massive staatliche Zuwendungen erhielten – fast die Hälfte ihres Einkommens stammte aus Washington und nicht vom »Acker« –, noch stärker unterstützt werden sollten, und es lässt sich auch nur schwer mit den Grundsätzen einer freien Marktwirtschaft in Einklang bringen. (Tatsächlich fließt der ganz überwiegende Teil der staatlichen Agrarsubventionen nicht, wie viele glauben, armen Landwirten oder auch landwirtschaftlichen Familienbetrieben zu. Die Ausgestaltung des Programms verrät sein wahres Ziel: Es geht darum, Geld vom Rest der Gesellschaft an die Reichen und die landwirtschaftlichen Großbetriebe umzuverteilen.)53

Leider erschöpft sich die Spendierfreude der Regierung gegenüber Konzernen nicht in den wenigen Beispielen, die ich hier erwähnt habe. Zur Beschreibung sämtlicher Fälle staatlich abgesegneten Rent-Seekings bedürfte es allerdings eines eigenen Buches.54


KAPITEL 3

Märkte und Ungleichheit

Im vorherigen Kapitel habe ich die Rolle des Rent-Seeking bei der Entstehung des hohen Maßes an Ungleichheit in der amerikanischen Gesellschaft betont. Ein anderer Ansatz zur Erklärung der Ungleichheit legt den Fokus auf abstrakte Marktkräfte. Nach dieser Auffassung hatten die mittleren und unteren Einkommen einfach Pech, dass die Marktkräfte so wirkten, wie sie es taten – mit der Folge, dass die Löhne einfacher Arbeiter sanken, während die Einkommen hochqualifizierter Banker sprunghaft anstiegen. Diese Sichtweise geht von der stillschweigenden Annahme aus, dass es immer riskant sei, den Wundern, die der Markt vollbringt, ins Handwerk zu pfuschen, und dass man daher bei jedem Versuch, den Markt zu »korrigieren«, vorsichtig sein sollte.

Ich sehe das etwas anders. Ich gehe von der Beobachtung aus, die in den Kapiteln 1 und 2 ausführlich dargelegt wurde: Andere fortgeschrittene Industrieländer mit ähnlichem technischem Entwicklungsstand und Pro-Kopf-Einkommen unterscheiden sich erheblich von den Vereinigten Staaten, was das Gleichheitsgefälle bei Einkommen vor Steuern (vor Transfers), nach Steuern und Transfers, in puncto Vermögen und ökonomischer Mobilität anbelangt. Auch in Bezug auf die längerfristigen Trends bei diesen vier Variablen heben sich die USA deutlich von diesen anderen Industrienationen ab. Warum aber unterscheiden sich scheinbar ähnliche fortgeschrittene Industrieländer so stark voneinander, wenn Märkte die wichtigste Triebkraft sind? Unsere Hypothese lautet, dass Marktkräfte durchaus wirksam sind, aber nicht unabhängig von der Politik, sondern von dieser gestaltet werden. Gesetze, Regulierungen und Institutionen setzen Märkten einen Ordnungsrahmen. Jedes Gesetz, jede Regulierung, jede institutionelle Vereinbarung hat Verteilungskonsequenzen  – und so, wie unsere Marktwirtschaft gestaltet ist, begünstigt sie die Begüterten und benachteiligt alle anderen.


In diesem Kapitel geht es um einen weiteren Faktor, der das Maß an gesellschaftlicher Ungleichheit bestimmt. Nicht nur der Staat nimmt auf die Marktkräfte Einfluss, auch gesellschaftliche Normen und Institutionen wirken auf den Markt ein. Tatsächlich ist die Politik häufig Ausdruck gesellschaftlicher Normen und verstärkt diese noch. In vielen Gesellschaften setzt sich die Unterschicht in überproportionalem Umfang aus Gruppen zusammen, die auf die eine oder andere Weise unter Diskriminierung leiden. Das Ausmaß dieser Diskriminierung hängt von gesellschaftlichen Normen ab. Wir werden sehen, wie der Wandel sozialer Normen – etwa hinsichtlich der Frage, was eine angemessene Vergütung ist – und Institutionen wie etwa Gewerkschaften sich auf die Einkommens- und Vermögensverteilung in den USA ausgewirkt hat. Diese sozialen Normen und Institutionen existieren wie die Märkte nicht in einem Vakuum: Auch sie werden zum Teil vom obersten einen Prozent geprägt.




Die Gesetze von Angebot und Nachfrage

Der gängigen ökonomischen Analyse zufolge lassen sich Löhne und Lohnunterschiede mit Hilfe von Angebot und Nachfrage und strukturelle Veränderungen bei der Ungleichverteilung von Löhnen und Einkommen mit Verschiebungen der Nachfrage- und Angebotskurven erklären. Nach der ökonomischen Standardtheorie werden zum Beispiel die Löhne ungelernter Arbeiter durch das Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage bestimmt. Wenn die Nachfrage langsamer wächst als das Angebot,1 sinken die Löhne. Bei der Untersuchung von Veränderungen im Gleichheitsgefälle konzentriert man sich dann auf zwei Fragen: (a) Wodurch sind die Verschiebungen der Nachfrage- und Angebotskurven determiniert? (b) Wodurch sind die »Ausstattungen« (endowments) des Bevölkerungsanteils determiniert, der hochqualifiziert oder sehr vermögend ist?

Das Angebot kann sich durch Einwanderung – legale wie illegale – erhöhen. Durch Zugangserleichterungen zum Bildungssystem kann das Angebot an ungelernten Arbeitskräften sinken und das an Fachkräften steigen. Der technische Wandel kann dazu führen, dass die Nachfrage in einigen Sektoren oder nach bestimmten Berufsgruppen zurückgeht und andere Kategorien von Arbeitskräften plötzlich gefragt sind.


Die globale Finanzkrise spielte sich vor dem Hintergrund eines gravierenden ökonomischen Strukturwandels ab. Dieser umfasst auch einen Umbau des US-amerikanischen Arbeitsmarktes; in den letzten zwanzig Jahren wurden insbesondere im verarbeitenden Gewerbe, ausgerechnet dem Sektor, der in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg dazu beigetragen hatte, eine breite Mittelschicht zu schaffen, Millionen von Arbeitsplätzen vernichtet.2 Dies war zum Teil das Ergebnis von technischen Neuerungen, Produktivitätsfortschritten, die weit größer waren als Steigerungen der Nachfrage. Die Verlagerung von komparativen Vorteilen verschärfte das Problem, da die Schwellenländer, vor allem China, sich Kompetenzen aneigneten und große Summen in Bildung, Technologie und Infrastruktur investierten. Der Anteil der USA an der weltweiten Industrieproduktion war entsprechend rückläufig. Selbstverständlich werden in einer dynamischen Wirtschaft fortwährend Arbeitsplätze zerstört und neue geschaffen. Aber diesmal war es anders: Die neuen Arbeitsplätze waren oftmals schlechter bezahlt und unbeständiger als die alten. Qualifikationen, die Arbeiter in der industriellen Produktion zu gefragten – und hoch bezahlten – Beschäftigten machten, waren an ihren neuen Stellen (sofern sie überhaupt wieder Arbeit fanden) nur von geringem Nutzen, und ihre Löhne spiegelten die Statusänderung wider, wenn sie vom Facharbeiter in der Industrie in einem anderen Wirtschaftssektor zum ungelernten Arbeiter abstiegen. In gewisser Hinsicht wurden die amerikanischen Arbeiter Opfer ihres eigenen Erfolgs: Ihre erhöhte Produktivität brachte sie zur Strecke. Als die freigesetzten Industriearbeiter in anderen Sektoren unterzukommen versuchten, gerieten dort die Löhne unter Druck.

Der Börsenboom und die Immobilienblase zu Beginn des 21. Jahrhunderts trugen mit dazu bei, den tief greifenden Strukturwandel der US-Wirtschaft zu verschleiern. Die Preisblase am Immobilienmarkt verschaffte einigen, die arbeitslos geworden waren, wieder Beschäftigung, aber das sorgte nur vorübergehend für ein wenig Entlastung. Die Blase trieb einen Konsumboom an, der es den Amerikanern erlaubte, über ihre Verhältnisse zu leben: Ohne diese Blase wäre sofort aufgefallen, dass die Einkommen vieler Angehöriger der Mittelschicht stetig sanken.

Dieser sektorale Strukturwandel zählt zu den Schlüsselfaktoren, welche die Ungleichheit in den Vereinigten Staaten vorantrieben. Er hilft zu erklären, weshalb einfache Arbeiter heute so schlecht dastehen. Da
ihre Löhne so niedrig sind, ist es nicht weiter verwunderlich, dass es den Spitzenverdienern, die den Löwenanteil der Unternehmensgewinne kassieren, so gut geht.

Ein zweiter Strukturwandel war auf technische Neuerungen zurückzuführen; die Nachfrage nach Fachkräften stieg, und viele ungelernte Arbeiter wurden durch Maschinen ersetzt. Hochqualifizierte profitierten dagegen vom technischen Fortschritt. Es sollte unmittelbar einleuchten, dass Innovationen oder Investitionen, die den Bedarf an ungelernten Arbeitskräften senken (zum Beispiel Investitionen in Roboter), die Nachfrage nach ungelernten Arbeitskräften schwächen und in diesem Segment zu niedrigeren Löhnen führen.

Diejenigen, die den Lohnrückgang im unteren und mittleren Bereich der Einkommensverteilung auf Marktkräfte zurückführen, betrachten dies dann als normales Ergebnis des Ausgleichs dieser Kräfte. Und wenn der technische Wandel so weitergeht wie bisher, dann werden diese Trends wohl leider anhalten.

Marktkräfte haben jedoch nicht immer in dieser Weise gewirkt, und es gibt keine Theorie, die besagt, dass sie notwendigerweise zu solchen Resultaten führen müssen. Im Lauf der letzten sechzig Jahre haben sich Angebot und Nachfrage nach qualifizierten und ungelernten Arbeitskräften in einer Weise verändert, die die Lohndisparitäten zuerst verminderte und dann erhöhte.3 Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg erhielten sehr viele Amerikaner aufgrund des GI-Gesetzes Zugang zum Hochschulstudium. (Der Anteil der College-Absolventen an der Erwerbsbevölkerung, der 1940 nur 6,4 Prozent betrug, verdoppelte sich bis 1970 auf 13,8 Prozent.)4 Aber das Wirtschaftswachstum und die Nachfrage nach Hochqualifizierten hielten mit dem erhöhten Angebot Schritt, die Bildungsrendite blieb hoch. Arbeitnehmer mit College-Abschluss verdienten im Schnitt noch immer das 1,59-Fache dessen, was ein Highschoolabsolvent nach Hause brachte – fast keine Veränderung gegenüber der Rate des Jahres 1940 (1,65). Das relative Angebot an ungelernten Arbeitskräften sank, was bedeutete, dass auch diese Arbeitnehmer profitierten; die Löhne stiegen auf breiter Front. Der Wohlstand kam allen zugute, und tatsächlich wuchs das Einkommen in den unteren Schichten bisweilen schneller als an der Spitze.

Doch dann nahm das allgemeine Bildungsniveau in den USA nicht weiter zu, insbesondere im Vergleich zum Rest der Welt. Der Anstieg der
Akademikerquote verlangsamte sich, und dies bedeutete, dass das relative Angebot an Fachkräften, das von 1960 bis 1980 im Schnitt um fast 4 Prozent pro Jahr gewachsen war, während der nächsten 25 Jahre nur noch um viel geringere 2,25 Prozent zunahm.5 Im Jahr 2008 betrug der Prozentsatz der Absolventen einer weiterführenden Schule in den USA 76 Prozent, in der EU dagegen 85 Prozent.6 Unter den fortgeschrittenen Industrieländern liegen die Vereinigten Staaten bei der Quote der Hochschulabsolventen nur im Mittelfeld; dreizehn Länder stehen hier besser da.7 Und der Notendurchschnitt amerikanischer Oberschüler, insbesondere in Naturwissenschaften und Mathematik, war bestenfalls mittelmäßig.8

In den letzten 25 Jahren ermöglichte es der technische Fortschritt, insbesondere bei der Computerisierung, einfache, routinemäßige Tätigkeiten von Maschinen erledigen zu lassen. Dadurch erhöhte sich die Nachfrage nach denjenigen, die die entsprechende Technik beherrschten, während die Nachfrage nach Arbeitskräften ohne die geeigneten Kompetenzen zurückging; dies führte zu relativen Lohnsteigerungen für jene, die über die gefragte technische Expertise verfügten.9 Die Globalisierung verschärfte die Folgen des technischen Fortschritts: Routinemäßig oder automatisch zu erledigende Arbeiten verlagert man ins Ausland, wo die erforderlichen Arbeitskräfte nur einen Bruchteil dessen kosten, was in den Vereinigten Staaten üblich ist.10

Zunächst sorgte das Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage dafür, dass die Löhne im mittleren Bereich weiter stiegen, während sie im unteren Bereich stagnierten oder sogar sanken. Doch schließlich gewannen die Effekte von Dequalifizierung und Outsourcing die oberhand. In den letzten fünfzehn Jahren haben sich die mittleren Lohngruppen nicht gut entwickelt.11

So kam es zur »Polarisierung« des US-Arbeitsmarktes, wie ich es in Kapitel 1 bezeichnet habe. Die Zahl niedrig bezahlter Arbeitsplätze, die sich nicht leicht computerisieren lassen, hat weiter zugenommen – darunter Arbeitsplätze in der Pflege und anderen Dienstleistungssektoren –, und das Gleiche gilt für hochqualifizierte Tätigkeiten. Dieser technische Wandel, der sehr gut ausgebildete Arbeitskräfte erfordert, hat ganz offensichtlich die Struktur des Arbeitsmarktes beeinflusst: Die Bildungsprämie stieg, die Anforderungen an andere Arbeitsplätze wurden gesenkt und wieder andere Jobs gänzlich vernichtet. Doch die Begünstigung von Hochqualifizierten durch den technischen Fortschritt
hat wenig mit dem enormen Vermögenszuwachs an der Spitze der Einkommenspyramide zu tun. Die relative Bedeutung dieses Phänomens, auf das wir später in diesem Kapitel zurückkommen werden, ist ohnehin strittig.

Hier ist eine wichtigere Marktkraft im Spiel. Es war bereits davon die Rede, dass Produktivitätsfortschritte im verarbeitenden Gewerbe zu höherer Arbeitslosigkeit in diesem Sektor führten, weil die Nachfrage nach Industrieerzeugnissen, obwohl sie stieg, damit nicht mithalten konnte. Wenn Märkte gut funktionieren, wechseln freigesetzte Arbeitskräfte normalerweise mühelos in einen anderen Sektor. Die Wirtschaft insgesamt profitiert von den Produktivitätssteigerungen, auch wenn die freigesetzte Arbeitskraft selbst dies nicht tut. Aber der Wechsel in andere Sektoren geht möglicherweise nicht reibungslos über die Bühne. Die neuen Arbeitsplätze befinden sich vielleicht an einem anderen Ort, oder sie verlangen andere Qualifikationen. Ganz unten mögen einige Arbeiter in Sektoren mit rückläufiger Beschäftigung »festsitzen«, weil sie keine anderen Stellen mehr finden.

Womöglich kommt es in weiten Bereichen des heutigen Arbeitsmarkts zu einem ähnlichen Phänomen wie während der Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre in der Landwirtschaft. Damals erhöhte sich aufgrund von Produktivitätsfortschritten das Angebot an Agrarprodukten, was die Preise und die landwirtschaftlichen Einkommen Jahr für Jahr unerbittlich verfallen ließ – es sei denn, es gab eine schlechte Ernte, doch das war die Ausnahme. Zu bestimmten Zeitpunkten und insbesondere zu Beginn der Wirtschaftskrise kam es zu einem jähen Rückgang – das Einkommen der Landwirte fiel innerhalb von drei Jahren um mindestens fünfzig Prozent. Als die Einkommen langsamer sanken, wanderten Arbeitskräfte auf neue Stellen in die Städte ab, und die Wirtschaft machte eine geordnete, wenn auch schwierige Phase des Übergangs durch. Aber als die Preise plötzlich einbrachen – und gleichzeitig der Wert ihrer Immobilien und anderen Vermögenssachen deutlich sank –, saßen die Landwirte auf ihren Farmen fest. Sie konnten es sich nicht leisten, irgendwo anders hinzuziehen, und ihre rückläufige Nachfrage nach Gütern, die in städtischen Fabriken hergestellt wurden, sorgte auch dort für Arbeitslosigkeit.

Heute erleben die Industriearbeiter in den USA etwas Ähnliches.12 Ich besuchte vor kurzem ein Stahlwerk in der Nähe meines Geburtsortes
Gary in Indiana, und obwohl das Werk noch die gleiche Menge Stahl produziert wie vor Jahrzehnten, tut es dies mit einem Sechstel der früher erforderlichen Arbeiter. Und wieder gibt es weder den Anstoß (push) noch die Zugkraft (pull), um Arbeitskräfte zum Einstieg in neue Sektoren zu bewegen: Wegen gestiegener (Aus-)Bildungskosten ist es für Menschen schwieriger geworden, sich die Qualifikationen anzueignen, die sie für Arbeitsplätze benötigen, in denen sie einen Lohn erhielten, der mit ihrem alten Lohn vergleichbar wäre; und in den Sektoren, in denen vielleicht Wachstum stattgefunden hat, gibt es durch die rezessionsbedingt niedrige Nachfrage nur wenige freie Stellen. Die Folge sind stagnierende oder auch sinkende Reallöhne. Noch im Jahr 2007 lag der Grundlohn eines Arbeiters in der Automobilindustrie bei etwa 28 Dollar pro Stunde. Heute können neu eingestellte Arbeiter aufgrund eines zweigliedrigen Lohnsystems, dem die Gewerkschaft der United Automobile Workers zugestimmt hat, nur noch mit etwa 15 Dollar pro Stunde rechnen.13



Zurück zur Rolle des Staates

Diese kursorische Darstellung der Veränderungen, die auf dem Markt stattfanden, und des Beitrags, den die Marktkräfte zur wachsenden Ungleichheit leisten, lässt jedoch außer Acht, welche Rolle der Staat bei der Gestaltung des Marktes spielt. Viele der Arbeitsplätze, die nicht mechanisiert wurden, und wahrscheinlich auch in naher Zukunft nicht mechanisiert werden, sind Stellen im öffentlichen Bildungswesen, in staatlichen Krankenhäusern und so weiter. Wenn wir beschlossen hätten, unsere Lehrer besser zu bezahlen, hätten wir vielleicht bessere Lehrer rekrutiert und dauerhaft gebunden, und dies hätte möglicherweise die ökonomische Leistungsfähigkeit der USA nachhaltig gesteigert. Es war eine politische Entscheidung zuzulassen, dass die Löhne im öffentlichen Sektor unter die Löhne vergleichbarer Stellen in der Privatwirtschaft sinken.14

Die wichtigste Aufgabe des Staates besteht jedoch darin, die grundlegenden Spielregeln festzulegen – durch Gesetze, die die gewerkschaftliche Organisierung von Arbeitnehmern fördern oder hemmen, durch Corporate-Governance-Gesetze, die die Entscheidungsbefugnisse von Führungskräften regeln, und durch Wettbewerbsgesetze, die die Höhe von Monopolrenten beschränken sollten. Wie bereits erwähnt, hat jedes
Gesetz Verteilungsfolgen, wobei manche Gruppen, in der Regel auf Kosten von anderen, profitieren.15 Und diese Verteilungsfolgen sind oft die wichtigsten Wirkungen eines Gesetzes oder eines politischen Maßnahmenkatalogs.16

Konkursgesetze liefern dafür ein Beispiel. In Kapitel 7 werde ich beschreiben, wie »Reformen« unserer Konkursgesetze »partielle Schuldknechte« hervorbringen. Zusammen mit dem Gesetz, das es verbietet, bei einer Privatinsolvenz Schulden aus Studentendarlehen zu löschen,17 ist diese Reform für die Verelendung weiter Bevölkerungsgruppen in den USA verantwortlich. Nicht nur die Verteilungsfolgen, sondern auch die Auswirkungen auf die Effizienz waren negativ. Die »Reform« des Konkursrechts verringerte die Anreize für Kreditgeber, die Kreditwürdigkeit eines Studenten sorgfältig zu prüfen beziehungsweise festzustellen, ob die Bildungsrendite des Betreffenden in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten des Studiums steht. Sie verstärkte stattdessen die Anreize für ausbeuterische Kreditvergabepraktiken, da die Kreditgeber sich jetzt ziemlich sicher sein konnten, dass sie ihre Forderungen eintreiben durften, ganz gleich, wie schwer die Konditionen den Schuldner belasteten und wie unproduktiv der Verwendungszweck des aufgenommenen Kredits war.18 In späteren Kapiteln werden wir noch weitere Beispiele staatlicher »Marktgestaltung« kennenlernen, die zur Folge haben, dass einige auf Kosten anderer profitieren. Und allzu oft sind die Begüterten die Nutznießer dieser Eingriffe.

Nicht nur Gesetze, sondern auch andere politische und behördliche Maßnahmen haben weitreichende Umverteilungsfolgen. Im vorigen Kapitel habe ich einige davon erläutert, etwa was die Durchsetzung von Gesetzen gegen wettbewerbswidriges Verhalten angeht. In Kapitel 9 wird es um die Geldpolitik gehen, die sich auf den Beschäftigungsgrad und die Stabilität der Wirtschaft auswirkt. Wir werden sehen, wie mittels Geldpolitik das Einkommen von Arbeitnehmern geschmälert und das von Kapitaleignern erhöht wurde.

Schließlich beeinflusst die Politik auch die Zielrichtung von Innovationen. Der technische Fortschritt begünstigt nicht zwangsläufig hohe Qualifikation. Er könnte zum Beispiel auch den sparsameren Umgang mit natürlichen Ressourcen begünstigen. Auf politische Alternativen, mit denen sich Innovationen in eine neue Richtung lenken ließen, werde ich noch eingehen.




Globalisierung

Ein Aspekt der Theorie über die »Marktkräfte« steht mittlerweile seit über zehn Jahren im Zentrum der Aufmerksamkeit: die Globalisierung, also die engere Verflechtung der Volkswirtschaften auf der Welt. Nirgendwo beeinflusst die Politik die Marktkräfte stärker als auf diesem Feld. Nicht nur die Senkung der Transport- und Kommunikationskosten hat die Globalisierung vorangetrieben, genauso wichtig waren Veränderungen der Spielregeln, etwa durch den Abbau von Hindernissen für den freien, grenzüberschreitenden Kapitalverkehr und von Handelsschranken (zum Beispiel die Senkung von Einfuhrzöllen auf chinesische Güter, so dass diese unter fast gleichen Bedingungen mit amerikanischen Gütern konkurrieren können). Sowohl die Handelsglobalisierung (der Waren- und Dienstleistungsverkehr) als auch die Globalisierung der Kapitalmärkte (die internationale Finanzmarktverflechtung) haben zu der wachsenden Ungleichheit beigetragen, wenn auch in unterschiedlicher Weise.




Finanzmarktliberalisierung

Während der letzten dreißig Jahre haben sich die US-Finanzinstitute entschieden für die ungehinderte Mobilität von Kapital eingesetzt. Tatsächlich wurden sie zu Vorkämpfern der Rechte oder, besser gesagt, Vorrechte des Kapitals gegenüber den Rechten von Arbeitnehmern oder auch politischen Rechten.19 Rechte tun nichts anderes, als festzulegen, welche Ansprüche die einzelnen wirtschaftlichen Akteure haben: So gehört zu den Rechten, die Arbeiter fordern, etwa das Recht, sich zusammenzuschließen, sich gewerkschaftlich zu organisieren, Tarifverhandlungen zu führen und zu streiken. Viele undemokratische Regierungen handhaben diese Rechte äußerst restriktiv, aber auch in demokratischen Staaten kommt es zu Einschränkungen. In gleicher Weise haben auch Kapitaleigner Rechte. Das höchste Grundrecht von Kapitaleignern ist der Schutz vor Enteignung. Aber selbst in einer demokratischen Gesellschaft werden diese Rechte beschränkt; das Enteignungsrecht erlaubt es dem Staat, eine Privatperson im öffentlichen Interesse zu enteignen, allerdings im Rahmen eines »rechtsstaatlichen Verfahrens« und nur
gegen eine angemessene Entschädigung. In den letzten Jahren forderten die Kapitaleigner weitere Rechte, etwa das Recht, sich ungehindert in anderen Wirtschaftsräumen bewegen zu dürfen. Gleichzeitig sprachen sie sich gegen Gesetze aus, die sie stärker für Menschenrechtsverletzungen in anderen Ländern zur Verantwortung ziehen würden; das betrifft beispielsweise das Alien Torts Statute (Gesetz zur Regelung ausländischer Ansprüche), das es opfern solcher Delikte erlaubt, in den Vereinigten Staaten zu klagen.

Es ist eine einfache ökonomische Tatsache, dass die Effizienzgewinne für die weltwirtschaftliche Produktion durch Freizügigkeit der Arbeitnehmer die Effizienzgewinne durch Freizügigkeit des Kapitals weit, weit übertreffen. Die Differenzen in der Kapitalrendite fallen im Vergleich zu den Unterschieden beim Arbeitsertrag äußerst gering aus.20 Aber die Finanzmärkte haben die Globalisierung angetrieben, und auch wenn diejenigen, die auf den Finanzmärkten arbeiten, ständig von Effizienzgewinnen sprechen, meinen sie im Grunde etwas anderes: ein Regularium, das ihnen Profite beschert und ihren Vorteil gegenüber den Arbeitnehmern ausbaut. Die Drohung, Kapital abzuziehen, sollten die Arbeitnehmer allzu weitgehende Forderungen bezüglich Rechten und Löhnen stellen, sorgt dafür, dass die Löhne niedrig bleiben.21 Der Investitionswettbewerb zwischen Ländern beschränkt sich nicht auf Lohnsenkungen und den Abbau des Arbeitnehmerschutzes. Es gibt vielmehr ganz allgemein einen »Unterbietungswettbewerb«, der auf eine möglichst grobmaschige Regulierung der Wirtschaft und niedrige Steuern zielt. In einem Bereich, dem Finanzsektor, hat sich dies als besonders kostspielig erwiesen und maßgeblich zum Auseinanderdriften der Vermögensverhältnisse beigetragen. Die Länder liefern sich aus Angst, Finanzdienstleister könnten in andere Märkte abwandern, einen Wettstreit um das am wenigsten regulierte Finanzsystem. Einige US-Kongressabgeordnete fürchteten zwar die Folgen dieser Deregulierung, fühlten sich jedoch machtlos: Schließlich drohten die USA Arbeitsplätze und eine wichtige Industrie zu verlieren, wenn sie sich nicht fügten. Rückblickend war dies ein Fehler. Die Verluste, die die USA infolge einer Krise erlitten, die unzureichender Regulierung geschuldet war, wogen weit schwerer als die Zahl der Arbeitsplätze im Finanzsektor, die erhalten blieben.

Während es vor zehn Jahren noch Allgemeingut war zu glauben, dass der freie Kapitalverkehr allen nütze, sind seit der Großen Rezession
bei vielen verständlicherweise Zweifel aufgekommen. Diese Bedenken werden nicht nur von Menschen in Entwicklungsländern, sondern auch von einigen der engagiertesten Globalisierungsbefürworter vorgebracht. Tatsächlich hat sogar der IWF (der Internationale Währungsfonds, die internationale Organisation, die für die Stabilität der internationalen Finanzmärkte verantwortlich ist) mittlerweile die Gefahren einer unbeschränkten und exzessiven Integration der Finanzmärkte22 erkannt: Ein Problem in einem Land kann rasch auf ein anderes Land übergreifen. Tatsächlich hat die Angst vor Ansteckungseffekten zur Auflegung von Bankenrettungspaketen mit einem Volumen von aberhundert Milliarden Dollar geführt. Auf ansteckende Krankheiten reagiert man für gewöhnlich mit »Quarantäne«-Maßnahmen, und auch der IWF hielt schließlich im Frühjahr 2011 eine ähnliche Reaktion auf den Finanzmärkten für wünschenswert. Das Pendant zur Quarantäne sind hier Kapitalverkehrskontrollen, mit denen sich die volatilen grenzüberschreitenden Kapitalströme, insbesondere in Krisenzeiten, begrenzen lassen.23

Die Ironie liegt darin, dass in den Krisen, die von den Finanzmärkten hervorgerufen werden, Arbeitnehmer und mittelständische Unternehmen die Hauptlast der Kosten tragen. Krisen gehen mit hoher Arbeitslosigkeit einher, die die Löhne drückt, so dass die Arbeiter doppelt in Mitleidenschaft gezogen werden. In früheren Krisen hat der IWF (in der Regel mit Rückendeckung des US-Finanzministeriums) von angeschlagenen Staaten nicht nur massive Budgetkürzungen verlangt, wodurch aus konjunkturellen Abschwächungen überhaupt erst Rezessionen und Wirtschaftskrisen wurden, sondern er forderte auch Notverkäufe von Staatseigentum, woraufhin die Finanziers auf das weidwunde Wild herabstießen und ihm den Rest gaben. In einem meiner früheren Bücher, Die Schatten der Globalisierung, erläuterte ich, warum Goldman Sachs sowohl aus der Asienkrise von 1997 als auch aus der Finanzkrise von 2008 als Gewinnerin hervorging. Wenn wir uns fragen, weshalb sich die Finanziers derartig bereichern können, dann ist ein Teil der Antwort einfach: Sie haben die Regeln mitgeschrieben, die es ihnen erlauben, selbst in den Krisen, die sie mit verursacht haben, glänzende Geschäfte zu machen.24



Globalisierung des Handels

Die Folgen der Handelsglobalisierung waren nicht so dramatisch wie die der Krisen, die mit der Liberalisierung der Kapital- und Finanzmärkte verbunden waren, aber sie haben sich trotzdem langsam und stetig entfaltet. Die Grundidee ist simpel: Die Bewegung von Gütern ist ein Ersatz für die Bewegung von Menschen. Wenn die Vereinigten Staaten Güter importieren, deren Herstellung ungelernte Arbeiter erfordert, verringern sie die Nachfrage nach ungelernten Arbeitern, die diese Güter in den Vereinigten Staaten herstellen, und dies drückt die Löhne ungelernter Arbeiter. Amerikanische Arbeiter können nur dadurch konkurrenzfähig bleiben, dass sie immer niedrigere Löhne akzeptieren – oder ihre Qualifikation stetig erweitern.25 Dieser Effekt tritt unabhängig davon auf, wie wir die Globalisierung gestalten, solange sie zu einer Zunahme des Handels führt.

Doch die Art und Weise, wie die Globalisierung gestaltet wurde, hat sogar zu noch niedrigeren Löhnen geführt, weil die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer ausgehöhlt wurde. Bei hoher Kapitalmobilität und niedrigen Zöllen können Firmen Arbeitnehmern einfach sagen, dass sie ins Ausland abwandern werden, wenn sich die Beschäftigten nicht mit niedrigeren Löhnen und schlechteren Arbeitsbedingungen abfinden. Um zu verstehen, wie asymmetrisch sich die Globalisierung auf die Verhandlungsmacht auswirken kann, stellen Sie sich einen Moment lang vor, wie die Welt aussehen würde, wenn die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet wäre, nicht aber die Kapitalmobilität.26 Die Staaten würden um Arbeitnehmer konkurrieren. Sie würden ihnen gute Schulen und eine gesunde Umwelt sowie niedrige Steuern versprechen. Finanzieren ließe sich dies durch hohe Steuern auf Kapital. Aber das ist nicht die Welt, in der wir leben, und zwar zum Teil deshalb, weil das obere eine Prozent dies nicht will.

Da die Konzerne die Regierungen dazu brachten, die Regeln der Globalisierung so festzulegen, dass ihre Verhandlungsmacht gegenüber den Arbeitnehmern gestärkt wurde, können sie politisch Druck ausüben und eine niedrigere Besteuerung verlangen. Sie drohen dem Land: Wenn unsere Steuern nicht gesenkt werden, wandern wir ins Ausland ab, wo wir niedriger besteuert werden. Als die Unternehmen eine politische Agenda, die die Marktkräfte zu ihren Gunsten ausrichten sollte, durchzusetzen
versuchten, haben sie selbstverständlich nicht verraten, was sie im Schilde führten. Wenn sie sich für die Globalisierung stark machen – für ungehinderte Kapitalflüsse und Investitionsschutz –, dann tun sie dies nicht mit der Begründung, dass sie sich damit auf Kosten der übrigen Gesellschaft bereichern werden. Vielmehr bringen sie fadenscheinige Argumente vor, wonach alle profitieren werden.

Diese Behauptung stützt sich auf zwei entscheidende Annahmen: Erstens, dass die Globalisierung die Wirtschaftsleistung des Landes insgesamt, gemessen etwa am Bruttoinlandsprodukt (BIP), steigern wird. Zweitens, dass alle von dem erhöhten BIP profitieren werden, da die Einkommenseffekte von oben nach unten »durchsickern« werden. Keine der beiden Annahmen trifft zu. Wenn Märkte perfekt funktionieren, dann erlaubt Freihandel Arbeitnehmern tatsächlich, aus geschützten Sektoren in effizientere ungeschützte Exportsektoren zu wechseln. Infolgedessen kann das BIP steigen. Aber Märkte funktionieren oft nicht so reibungslos. Zum Beispiel finden viele Beschäftigte, die durch Importe ihren Arbeitsplatz verlieren, keine andere Stelle. Sie werden arbeitslos. Wenn jemand, der einen Arbeitsplatz mit niedriger Produktivität in einem geschützten Sektor hatte, arbeitslos wird, sinkt das Sozialprodukt. Dies ist in den USA passiert. So etwas passiert bei schlechter makroökonomischer Steuerung, so dass die Wirtschaft mit einer hohen Arbeitslosenquote konfrontiert ist, und es geschieht, wenn die Finanzsektoren ihre Aufgaben nicht erfüllen, so dass keine neuen Unternehmen geschaffen werden, die die alten, zerstörten Unternehmen ersetzen.

Die Globalisierung kann aus einem weiteren Grund die Gesamtproduktion schmälern: Sie erhöht typischerweise die Risiken, denen Länder ausgesetzt sind.27 Wenn sich ein Land öffnet, setzt es sich allen möglichen Risiken aus, von der Volatilität der Kapitalmärkte bis zu heftigen Kursschwankungen an den Rohstoffbörsen. Die höhere Schwankungsanfälligkeit veranlasst Firmen dazu, sich auf weniger riskante Aktivitäten zu verlegen, doch diese sicheren Aktivitäten sind oftmals weniger rentabel. In manchen Fällen kann der Effekt der Risikovermeidung so stark ausfallen, dass alle Einbußen erleiden.28

Aber selbst wenn die Handelsliberalisierung zu einer höheren Gesamtproduktion einer bestimmten Volkswirtschaft führt, können große Bevölkerungsgruppen trotzdem am Ende schlechter dastehen. Betrachten wir für einen Moment, was eine vollständig integrierte Weltwirtschaft
(in der sich sowohl Wissen als auch Kapital weltweit frei bewegen können) zur Folge hätte: Alle Arbeitnehmer (mit einer bestimmten Qualifikation) würden überall auf der Welt den gleichen Lohn erhalten. Ungelernte Arbeitskräfte in den USA erhielten den gleichen Lohn wie ungelernte Arbeitskräfte in China. Und dies wiederum würde bedeuten, dass die Löhne amerikanischer Arbeiter jäh fallen würden. Der maßgebliche Lohn errechnete sich aus dem Durchschnittslohn in den USA und im Rest der Welt und läge daher leider viel näher an den niedrigeren Löhnen, die in anderen Ländern gezahlt werden. Es ist nicht weiter verwunderlich, dass Befürworter einer vollständigen Liberalisierung, die im Allgemeinen glauben, dass Märkte gut funktionieren, dieses Ergebnis geflissentlich verschweigen. Tatsächlich haben die ungelernten Arbeiter in den Vereinigten Staaten bereits eine Niederlage eingesteckt. In dem Maße, wie die Globalisierung voranschreitet, werden ihre Löhne weiter unter Druck stehen. Ich glaube nicht, dass Märkte so effizient funktionieren, dass die Löhne vollständig angeglichen werden, aber sie werden sich in diese Richtung bewegen, und zwar so weit, dass dies Anlass zu ernsthafter Besorgnis sein sollte.29 Das Problem ist heute in den Vereinigten Staaten und Europa besonders gravierend: Während Arbeitskräfte sparende technische Veränderungen die Nachfrage nach vielen der »soliden« Stellen für Mittelschicht-Arbeiter drosseln, schafft die Globalisierung einen Weltmarkt, der dieselben Arbeiter direkt mit vergleichbaren Arbeitern im Ausland konkurrieren lässt. Beide Faktoren drücken die Löhne.

Wie können die Globalisierungsbefürworter dann behaupten, dass alle Menschen Wohlstandsgewinne verzeichnen werden? Die Theorie besagt, dass alle besser gestellt sein können. Das heißt, die Gewinner können die Verlierer entschädigen. Aber sie besagt nicht, dass sie dies tun werden – und das ist in der Regel auch nicht der Fall. Tatsächlich behaupten Globalisierungsbefürworter oft, Globalisierung bedeute, dass sie – die Gewinner – dies nicht tun können und auch nicht tun sollten. Die Steuern, die erhoben werden müssten, um den Verlierern zu helfen, würden die Wettbewerbsfähigkeit des Landes beeinträchtigen, und in unserer wettbewerbsintensiven globalisierten Welt könne man dies schlicht nicht leisten. Tatsächlich schadet die Globalisierung den Beziehern niedriger Einkommen nicht nur direkt, sondern auch indirekt, weil globalisierungsbedingt Sozialausgaben gekürzt und die Steuerprogression abgebaut werden.


Die Folge ist, dass in vielen Ländern einschließlich der Vereinigten Staaten die Globalisierung höchstwahrscheinlich in erheblichem Umfang zu unserem wachsenden Maß an Ungleichheit beiträgt. Ich habe betont, dass die Probleme mit der Art und Weise zusammenhängen, wie die Globalisierung bislang politisch gestaltet wurde. Länder in Asien haben von dem exportinduzierten Wachstum enorm profitiert, und einige (etwa China) ergriffen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil dieses gestiegenen Volkseinkommens den Armen zugutekommt, ein Teil floss in den Ausbau des öffentlichen Bildungssystems, und ein Großteil wurde in die Wirtschaft reinvestiert, um weitere Arbeitsplätze zu schaffen. In anderen Ländern gibt es neben Gewinnern große Verlierer: Die Einkommen armer Maisbauern in Mexiko etwa sanken in dem Maße, wie subventionierter amerikanischer Mais die Weltmarktpreise drückte.

In vielen Ländern sind aufgrund makroökonomischer Funktionsstörungen mehr Arbeitsplätze vernichtet worden, als im gleichen Zeitraum neue geschaffen wurden. Und das trifft seit der Finanzkrise sowohl für die Vereinigten Staaten als auch für Europa zu.

Zu den Gewinnern der Globalisierung, so wie sie bislang gesteuert wurde, zählen in den Vereinigten Staaten und einigen europäischen Ländern die oberen Einkommensgruppen. Zu den Verlierern gehören die unteren und in zunehmendem Maße auch die mittleren Einkommensgruppen.



Jenseits der Marktkräfte: Gesellschaftliche Veränderungen

Bis jetzt haben wir den Einfluss von Marktkräften, Politik und Rent-Seeking auf den hohen Grad von Ungleichheit in unserer Gesellschaft diskutiert. Ebenso wichtig sind allgemeine gesellschaftliche Veränderungen, die sowohl Normen als auch Institutionen betreffen.30 Diese werden ebenfalls von der Politik geprägt und prägen ihrerseits die Politik. Die augenfälligste gesellschaftliche Veränderung ist der Niedergang der Gewerkschaften: Waren 1980 noch 20,1 Prozent der Lohn- und Gehaltsempfänger in den USA gewerkschaftlich organisiert, sank dieser Prozentsatz bis 2010 auf 11,9 Prozent.31 Ein ökonomisches Machtgefälle und
ein politisches Vakuum waren die Folge. Ohne den Schutz, den eine Gewerkschaft bietet, ist es den Arbeitern noch schlechter ergangen, als es ansonsten der Fall gewesen wäre. Marktkräfte schränkten die Einflussmöglichkeiten der verbliebenen Gewerkschaften weiter ein. Die Drohung mit Arbeitsplatzverlusten durch Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland hat die Macht der Gewerkschaften erodieren lassen. Ein schlechter Job ohne angemessene Bezahlung ist besser als gar kein Job. Aber so, wie unter Präsident Franklin Delano Roosevelt die gewerkschaftliche Organisierung gefördert wurde, so haben republikanische Politiker sowohl auf einzelstaatlicher wie auf Bundesebene im Namen der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes auf die Schwächung der Gewerkschaften hingearbeitet. Den Auftakt markiert die Niederschlagung des Fluglotsenstreiks durch Präsident Reagan im Jahr 1981.32

Nach gängiger volkswirtschaftlicher Lehrmeinung tragen flexible Arbeitsmärkte zu ökonomischer Schlagkraft bei. Ich dagegen behaupte, dass ein starker arbeitsrechtlicher Schutz von Arbeitnehmern ein andernfalls bestehendes ökonomisches Machtungleichgewicht korrigiert. Ein derartiger Schutz steigert die Loyalität der Arbeitnehmer zu ihren Firmen, ihre Leistungsbereitschaft und ihre Motivation, in sich selbst und in ihre Arbeitsplätze zu investieren. Außerdem verbessert er den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Atmosphäre am Arbeitsplatz.33 Die Tatsache, dass die Entwicklung am amerikanischen Arbeitsmarkt in der Großen Rezession so unbefriedigend verlaufen ist und dass sich die Situation amerikanischer Arbeitnehmer seit mittlerweile dreißig Jahren ständig verschlechtert, sollte Zweifel an den mythischen Vorzügen eines flexiblen Arbeitsmarktes aufkommen lassen. In den Vereinigten Staaten gelten Gewerkschaften jedoch als Hort der Unbeweglichkeit und daher als eine Ursache für die Ineffizienz des Arbeitsmarktes, was ihr Ansehen inner- wie außerhalb der Politik nachhaltig beschädigt hat.34

Ungleichheit mag zugleich Ursache wie Folge der Entwicklung sein, die in den letzten vierzig Jahren zum Zusammenbruch des gesellschaftlichen Zusammenhalts geführt hat. Das Muster und das Ausmaß der Lohn- und Gehaltsschwankungen in Prozent des Volkseinkommens lassen sich kaum mit einer Theorie in Einklang bringen, die sich ausschließlich auf herkömmliche ökonomische Faktoren stützt. So haben sich beispielsweise im verarbeitenden Gewerbe über dreißig Jahre lang, von 1949
bis 1980, Produktivität und realer Stundenlohn parallel entwickelt. Im Jahr 1980 dann begannen sie plötzlich auseinanderzudriften – der reale Stundenlohn stagnierte fast fünfzehn Jahre lang, ehe er wieder, fast im Gleichschritt mit der Produktivität, zu steigen begann, und zwar bis Anfang der nuller Jahre, als der Reallohn abermals weitgehend stagnierte. Diese Daten lassen sich unter anderem dahingehend deuten, dass sich Topmanager in den Phasen, in denen die Lohnzuwächse weit hinter den Produktivitätssteigerungen zurückblieben, einen höheren Anteil an den »Renten« sicherten, die ihre Unternehmen abwarfen.35

Das Ausmaß, in dem dies geschieht, wird nicht nur von ökonomischen und gesellschaftlichen Kräften (der Fähigkeit und Bereitschaft von Vorstandschefs, einen höheren Prozentsatz der Unternehmenserträge für sich selbst abzuzweigen), sondern auch von der Politik beeinflusst und davon, welchen rechtlichen Ordnungsrahmen diese setzt.




Corporate Governance

Die Politik ist – insbesondere, was die Gestaltung des Rechtsrahmens von Unternehmen angeht – ein wesentlicher Bestimmungsfaktor dafür, welchen Anteil am Gewinn eines Unternehmens dessen Spitzenmanager für sich selbst beanspruchen können. US-Gesetze gestehen ihnen hier erhebliche Entscheidungsspielräume zu. Dies bedeutet, dass sich Führungskräfte in den Vereinigten Staaten leichter auf Kosten von Arbeitnehmern und Aktionären bereichern können als Manager in anderen Ländern, wenn sich soziale Einstellungen so verändern, dass große Lohn- und Gehaltsunterschiede akzeptabel werden.

Ein erheblicher Teil des US-amerikanischen Sozialprodukts wird von börsennotierten Gesellschaften erwirtschaftet. Aktiengesellschaften haben vielfältige Vorteile – Rechtsschutz durch ihre beschränkte Haftung,36 Größenvorteile, oftmals ein langjähriger guter Ruf –, die es ihnen erlauben, Erträge zu erzielen, die höher sind als das, was sie ansonsten zahlen müssten, um sich Kapital zu beschaffen. Wir nennen diese Überrenditen »Unternehmensrenten«, und die Frage ist, wie diese Renten zwischen den verschiedenen »Anspruchsgruppen« einer Aktiengesellschaft (insbesondere zwischen Arbeitnehmern, Anteilseignern und Management) aufgeteilt werden.


Bis Mitte der siebziger Jahre bestand ein breiter gesellschaftlicher Konsens: Leitende Angestellte wurden gut bezahlt, aber nicht fabelhaft; die Renten wurden hauptsächlich zwischen loyalen Arbeitnehmern und dem Management aufgeteilt. Die Aktionäre hatten nicht viel zu sagen. Das amerikanische Unternehmensgesetz ist sehr managerfreundlich. Es ist schwer für Aktionäre, die Vorgehensweise des Managements infrage zu stellen, schwer, eine Übernahmeschlacht erfolgreich durchzuziehen37 oder einen Stimmrechtskampf zur Erlangung der Stimmrechtsmehrheit anzuzetteln. Im Lauf der Jahre lernten Manager, sich zu verschanzen und ihre Interessen zu schützen. Sie können dies auf vielfältige Weise tun, etwa indem sie Investitionen in einen Schleier der Ungewissheit hüllen, dadurch den Wert des Unternehmens weniger kalkulierbar und eine Übernahmeschlacht viel riskanter machen; durch »Giftpillen«, die den Wert des Unternehmens im Falle einer Übernahme mindern; und durch »goldene Fallschirme«, die ihnen ein sorgenfreies Leben garantieren, sollte die Firma übernommen werden.38

In den achtziger und neunziger Jahren erkannten die Topmanager allmählich, dass die Maßnahmen zur Abwehr äußerer Angriffe in Verbindung mit schwindender Gewerkschaftsmacht auch bedeuteten, dass sie sich ungestraft einen größeren Teil der Unternehmensrenten in die Tasche stecken konnten. Sogar einige führende Finanzkapitalisten räumen ein, dass »die Art, wie die Vergütung von Führungskräften in unserem zutiefst mangelhaften System der Corporate Governance festgelegt wird, zu stark überzogenen Vorstandsvergütungen geführt hat«.39

Normen dessen, was als »gerecht« galt, änderten sich ebenfalls: Die Führungskräfte zögerten nicht, sich ein größeres Stück vom Unternehmenskuchen zu nehmen und sich selbst erkleckliche Sümmchen zuzuschanzen, während sie zugleich beteuerten, sie müssten Mitarbeiter entlassen und Löhne senken, um das Unternehmen am Leben zu halten. In manchen Kreisen hatten sich diese schizophrenen Einstellungen zu »Fairness« so tief eingeprägt, dass ein Mitglied der Regierung Obama zu Beginn der Großen Rezession ohne rot zu werden sagen konnte, wegen der Unantastbarkeit von Verträgen müssten die vom Versicherer AIG zugesagten Boni ausgezahlt werden – selbst den Managern, die das Unternehmen überhaupt erst in die Lage gebracht hatten, dass es mit öffentlichen Geldern in Höhe von 150 Milliarden Dollar gerettet werden musste –, nur um Minuten später die Arbeiter in der Automobilindustrie
zu ermahnen, einer Abänderung ihrer Verträge zuzustimmen, die ihnen enorme Lohneinbußen beschert hätte.

Andere Corporate-Governance-Gesetze oder allein geringfügige Modifikationen, etwa stärkere Mitspracherechte der Aktionäre bei der Vorstandsvergütung,40 hätten den ungezügelten Selbstbedienungseifer der Topmanager vielleicht gemäßigt, aber das obere eine Prozent wollte – und will – solche Reformen nicht, selbst wenn sie die Wirtschaft effizienter machen würden. Und sie machen ihren politischen Einfluss geltend, damit es nicht zu solchen Reformen kommt.

Die Schwächung der Gewerkschaften und des gesellschaftlichen Zusammenhalts hat in Verbindung mit Corporate-Governance-Gesetzen, die dem Management sehr große Spielräume bei der Leitung des Unternehmens zu ihrem eigenen Vorteil lassen, nicht nur zu einer rückläufigen Lohnquote (prozentualer Anteil des Arbeitnehmerentgelts am Volkseinkommen) geführt, sondern auch die Art und Weise verändert, wie unsere Wirtschaft auf eine Abkühlung der Konjunktur reagiert. In einer Rezession haben die Arbeitgeber früher möglichst viele ihrer Mitarbeiter behalten, da sie sich deren Loyalität und Fachkompetenz sichern wollten und ihnen an deren Wohl gelegen war. Die Folge war, dass die Arbeitsproduktivität sank, während die Lohnquote stieg. Die Gewinne trugen die Hauptlast der konjunkturellen Abschwächung. Nach dem Ende einer Rezession ging die Lohnquote zurück. Aber in dieser und der vorherigen Rezession (2001) änderte sich das Muster: Die Lohnquote ging in der Rezession und in den Folgejahren zurück. Die Unternehmen rühmten sich hingegen ihrer Rücksichtslosigkeit – sie entließen so viele Mitarbeiter, dass die Produktivität tatsächlich anstieg.41


Diskriminierung

Ein weiterer wichtiger gesellschaftlicher Faktor ist für die Entstehung von Gleichheitsgefällen von Bedeutung. Große Gruppen der amerikanischen Gesellschaft – Frauen, Afroamerikaner und Latinos – werden ökonomisch diskriminiert. Das große Ausmaß der Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen ist bei all diesen Gruppen unübersehbar. Die Löhne von Frauen, Afroamerikanern und Latinos sind alle deutlich niedriger als die von weißen Männern.42 Unterschiede im Bildungsniveau
(oder in anderen Merkmalen) erklären die Disparität zum Teil, aber eben nur zum Teil.43

Einige Ökonomen haben behauptet, in einer Marktwirtschaft könne es keine Diskriminierung geben.44 Solange es in einer Wettbewerbswirtschaft Einzelne gebe, die keine rassischen (oder geschlechtsbezogenen oder ethnischen) Vorurteile hegten, so die Theorie, würden sie Mitglieder der diskriminierten Gruppe einstellen, weil deren Löhne niedriger seien als die ähnlich qualifizierter Mitglieder der nicht diskriminierten Gruppe. Dieser Prozess gehe so lange weiter, bis die Lohn-/Einkommensdiskriminierung beseitigt sei. Vorurteile könnten zur räumlichen Trennung von Arbeitsplätzen, nicht aber zu Einkommensunterschieden führen. Dass solche Argumentationen in der ökonomischen Zunft überhaupt Widerhall fanden, sagt eine Menge über das Fachgebiet aus. Für einen Ökonomen wie mich, der in einer Stadt und einer Gegend aufwuchs, wo Diskriminierung offensichtlich war, stellten solche Argumente eine Herausforderung dar: Mit einer Theorie, die behauptete, Diskriminierung könne es nicht geben, stimmte etwas nicht. In den vergangenen vierzig Jahren wurden etliche Theorien entwickelt, die erklären, warum Diskriminierung fortbesteht.45

Spieltheoretische Modelle beispielsweise haben gezeigt, wie mithilfe stillschweigender, geheimer Absprachen innerhalb einer dominanten Gruppe (Weiße, Männer) die ökonomischen Interessen einer anderen Gruppe unterdrückt werden können. Wer mit dem diskriminierenden Verhalten bricht, wird bestraft: Andere weigern sich, im Laden der Betroffenen einzukaufen, für sie zu arbeiten, sie zu beliefern; soziale Sanktionen wie Ächtung können ebenfalls wirksam sein. Wer die Regelverstöße nicht ahndet, wird in gleicher Weise bestraft.46

Ähnliche Forschungen haben gezeigt, wie andere Mechanismen (die mit unvollkommener Information zusammenhängen) selbst in einer Wettbewerbswirtschaft zu diskriminierenden Gleichgewichten führen können. Wenn sich die wahre Leistungsfähigkeit eines Menschen und die Qualität seiner Ausbildung nur schwer beurteilen lassen, orientieren sich Arbeitgeber vielleicht daran, welcher Rasse, Ethnie oder welchem Geschlecht die Person angehört – ob dies gerechtfertigt ist oder nicht. Wenn Arbeitgeber glauben, dass die Angehörigen einer bestimmten Gruppe (Frauen, Latinos, Afroamerikaner) weniger produktiv sind, zahlen sie ihnen niedrigere Löhne. Die Diskriminierung hat zur Folge, dass
die Mitglieder der Gruppe geringere Anreize haben, Investitionen zu tätigen, die ihre Produktivität steigern würden. Die Überzeugungen bestätigen sich selbst. Dies wird manchmal auch statistische Diskriminierung genannt – allerdings in einer besonderen Form, bei der die Diskriminierung überhaupt erst die Unterschiede hervorbringt, die angeblich zwischen den Gruppen existieren.47

In den gerade skizzierten Theorien der Diskriminierung diskriminieren Menschen bewusst. Unlängst haben Ökonomen eine weitere Triebfeder diskriminierenden Verhaltens beschrieben: »implizite Diskriminierung«, deren sich die Diskriminierenden nicht bewusst sind und die dem widerspricht, was sie (explizit) denken oder für ihre organisation als wünschenswert erachten.48 Psychologen haben gelernt, implizite Einstellungen (Einstellungen, deren sich der Einzelne nicht bewusst ist) zu messen. Es gibt erste Hinweise darauf, dass diese Einstellungen diskriminierendes Verhalten besser vorhersagen als explizite Einstellungen, insbesondere wenn die Betreffenden unter Zeitdruck stehen. Diese Befunde lassen Studien, die systematische rassische Diskriminierung nachgewiesen haben, in einem neuen Licht erscheinen.49 Dies hängt damit zusammen, dass viele Entscheidungen in der realen Welt, etwa Stellenbesetzungen, oft unter Zeitdruck auf der Basis uneindeutiger Informationen getroffen werden müssen – Bedingungen, die der impliziten Diskriminierung Tür und Tor öffnen.

Ein bemerkenswertes Beispiel ist die stigmatisierende Wirkung von Vorstrafen, wie sie die Soziologin Devah Pager in einer Studie untersucht hat.50 In ihrer Feldstudie bewarben sich »statistische Zwillingspaare« (Paare von Personen, die in vielen Merkmalen übereinstimmen) von 23-Jährigen um reale Stellen für Berufseinsteiger, um zu testen, in welchem Ausmaß sich eine Vorstrafe (ein Rauschgiftdelikt ohne Körperverletzung) auf die späteren Beschäftigungschancen auswirkt. Alle Teilnehmer besaßen weitgehend gleiche Bewerbungsunterlagen, etwa ein Highschoolzeugnis, so dass Unterschiede im Bewerbungserfolg auf die Rassenzugehörigkeit oder den Vorstrafenstatus zurückgeführt werden konnten. Nach der Einladung zu einem Vorstellungsgespräch wurden nicht vorbestrafte Weiße im Vergleich zu vorbestraften Weißen im Verhältnis 2 zu 1 zurückgerufen, bei Schwarzen betrug das Verhältnis fast 3 zu 1. Und ein weißer Mann mit Vorstrafe hat eine geringfügig höhere Chance, für eine Stelle in Betracht gezogen zu werden, als ein schwarzer
Mann ohne Vorstrafe. Das bedeutet, dass eine schwarze Hautfarbe im Schnitt die Beschäftigungschancen erheblich vermindert, und dies gilt noch stärker für Vorbestrafte.

Diese Effekte können für schwarze Männer, die versuchen, sich ökonomisch auf eigene Füße zu stellen, große Hindernisse darstellen, da ungefähr jeder dritte männliche Afroamerikaner im Lauf seines Lebens zu einer Haftstrafe verurteilt wird.

Es gibt starke Wechselwirkungen zwischen Armut, Rasse und Politik. Wenn bestimmte Minderheiten in überproportionalem Maße von Armut betroffen sind und wenn die Leistungen des staatlichen Bildungs-und Gesundheitswesens für die Armen mangelhaft sind, dann werden Mitglieder dieser Minderheiten auch in überproportionalem Maße unter unzureichender Ausbildung und einem schlechten Gesundheitszustand zu leiden haben. Die Gesundheitsstatistiken sind in dieser Hinsicht sehr aufschlussreich: Die Lebenserwartung betrug im Geburtsjahr 2009 für Schwarze 74,3 Jahre gegenüber 78,6 Jahren für Weiße.51

Wie wir in Kapitel 1 sahen, hat die Große Rezession jene Gruppen, die traditionell diskriminiert werden, besonders schwer getroffen. Die Banken betrachteten sie als leichte Beute, weil sie sozial aufsteigen wollten; der Besitz eines Hauses war ein Zeichen dafür, dass sie es in die Mittelschicht geschafft hatten. Skrupellose Immobilienverkäufer drängten Haushalten Hypothekendarlehen auf, die sie nicht zurückzahlen konnten, die nicht auf ihre Bedürfnisse zugeschnitten und mit hohen Transaktionskosten verbunden waren.

Heute hat ein hoher Prozentsatz dieser Bevölkerungsgruppen nicht nur seine Immobilie, sondern auch seine Lebensersparnisse verloren. Die Daten, die zeigen, was mit ihrem Vermögen passiert ist, sind wirklich verstörend: Nach der Krise besaß der typische schwarze Haushalt ein Reinvermögen von nur 5677 Dollar; das entspricht einem Zwanzigstel dessen, was ein typischer weißer Haushalt sein eigen nennt.52

Unser Wirtschaftssystem belohnt Gewinne, ganz gleich, wie sie zustande kommen, und dass in einer auf Geld fixierten Wirtschaft moralische Bedenken beiseitegeschoben werden, ist nicht weiter verwunderlich. Manchmal zieht unser System diejenigen, die sich moralisch verwerflich verhalten haben, zur Rechenschaft, wenn auch erst nach einem langen und teuren Rechtsstreit. Aber selbst dann ist nicht immer sicher, ob die Geldstrafen mehr als nur einen Teil der Gewinne abschöpfen,
die die Banken mit ihren skrupellosen Geschäftspraktiken verdient haben. In diesem Fall zahlen sich selbst für diejenigen, die bestraft werden, Verbrechen aus.53 Im Dezember 2011, vier bis sieben Jahre nach der Vergabe riskanter Hypothekendarlehen (an Schuldner niedriger Bonität), erklärte sich die Bank of America bereit, im Rahmen eines Vergleichs 335 Millionen Dollar wegen ihrer Afroamerikaner und Latinos diskriminierenden Praktiken zu zahlen, die höchste Vergleichssumme, die jemals wegen unlauterer Baufinanzierungspraktiken gezahlt wurde. Wells Fargo und anderen Kreditgebern wurden in ähnlicher Weise diskriminierende Praktiken vorgeworfen; Wells Fargo, das größte US-Hypothekendarlehensinstitut, zahlte im Rahmen einer Vergleichsvereinbarung 85 Millionen Dollar an die US-Notenbank. Kurzum, die Diskriminierung bei der Kreditvergabe war nicht auf Einzelfälle beschränkt, sondern eine weit verbreitete Praxis.

Diskriminierung bei der Kreditvergabe und beim Wohnungsbau hat folglich dazu beigetragen, den Lebensstandard von Afroamerikanern zu senken und ihr Vermögen zu schmälern, und dies hat die bereits erörterten Diskriminierungseffekte am Arbeitsmarkt weiter verschärft.



Die Rolle des Staates bei der Umverteilung

Bslang ging es darum, welchen Einfluss Marktkräfte, die von politischen und gesellschaftlichen Faktoren geprägt werden, auf das Ausmaß der Ungleichheit bei Einkommen und Transfers vor Steuern haben.

Paradoxerweise wurden die Reichen just zu der Zeit steuerlich entlastet, als die Märkte begannen, in wachsendem Maße Verteilungsgefälle zu produzieren. Der Spitzensteuersatz wurde von 70 Prozent unter Carter auf 28 Prozent unter Reagan gesenkt; unter Clinton wurde er auf 39,6 Prozent erhöht, unter George W. Bush auf 35 Prozent herabgesetzt.54

Diese Senkung sollte zu mehr Arbeitsplätzen und mehr Ersparnissen führen, aber das tat sie nicht.55 Reagan hatte sogar behauptet, die Anreizeffekte seiner Steuersenkungen wären so stark, dass die Steuereinnahmen steigen würden. Doch das Einzige, was stieg, war das Defizit. Die Steuersenkungen von George W. Bush waren auch nicht erfolgreicher: Die Ersparnisbildung nahm nicht zu; vielmehr sank die Sparquote der privaten Haushalte auf ein Rekordtief (von im Grunde null).


Doch der größte steuerpolitische Skandal war die Senkung der Steuern auf Veräußerungsgewinne. Dies geschah zunächst unter Clinton und dann, in einem weiteren Kürzungsschritt, unter Bush – diese Kürzungen sorgten dafür, dass der Steuersatz auf langfristige Veräußerungsgewinne nur noch 15 Prozent beträgt. Auf diese Weise haben wir den Superreichen, die einen großen Teil ihres Einkommens aus Veräußerungsgewinnen beziehen, fast einen Freifahrtschein ausgestellt. Es ist absurd, dass Investoren, ganz zu schweigen von Spekulanten, niedriger besteuert werden als jemand, der für seinen Lebensunterhalt hart arbeitet. Und Veräußerungsgewinne werden außerdem erst dann besteuert, wenn sie realisiert werden (das Wertpapier also veräußert wird), und diese Steuerstundung bringt einen enormen Vorteil mit sich, insbesondere wenn die Zinsen hoch sind.56 Werden die Wertpapiere vererbt, sind die Kapitalgewinne, die zu Lebzeiten des Verstorbenen anfielen, sogar vollkommen steuerfrei. Tatsächlich haben Steueranwälte für Reiche wie Ronald Lauder, der sein Vermögen von seiner Mutter, Estée Lauder, erbte, sogar ausgetüftelt, wie man »ein omelett machen kann, ohne die Eier zu zerschlagen«, das heißt seine Aktien zu verkaufen, ohne Steuern zu zahlen.57 Da sind komplizierte Transaktionen wie Leerverkäufe (Veräußerung geliehener Aktien) und Derivate im Spiel, und Obwohl dieses konkrete Schlupfloch schließlich geschlossen wurde, suchen Steueranwälte der Reichen immer nach Mitteln und Wegen, um das Finanzamt auszutricksen.

Die Verteilungsdiskrepanzen sind bei Einkommen aus Dividenden größer als bei Löhnen und Gehältern, und bei Veräußerungsgewinnen sind sie größer als bei allen anderen Einkommensarten, so dass eine Steuervergünstigung für diese Gewinne faktisch eine Steuervergünstigung für die Superreichen ist. Den unteren 90 Prozent der Bevölkerung fließen weniger als zehn Prozent aller Veräußerungsgewinne zu.58 Weniger als sieben Prozent der Haushalte mit einem Einkommen von weniger als 100 000 Dollar haben überhaupt Einkommen aus solchen Gewinnen, und bei diesen Haushalten machen die Einkommen aus Veräußerungsgewinnen und Dividenden zusammengenommen im Schnitt 1,4 Prozent ihres Gesamteinkommens aus.59 Bei den 400 reichsten Personen machten Löhne und Gehälter nur 8,8 Prozent des Einkommens aus, Veräußerungsgewinne 57 Prozent und Zinsen und Dividenden 16 Prozent – 73 Prozent ihres Einkommens wurden mithin niedrig besteuert. Tatsächlich kassieren die obersten 400 Steuerzahler fast fünf
Prozent der gesamten Dividendensumme der USA.60 Sie gaben für das Jahr 2008 im Schnitt jeweils 153,7 Millionen Dollar (insgesamt 61,5 Milliarden Dollar an Veräußerungsgewinnen) an, und für 2007 jeweils 228,8 Millionen Dollar (bei einer Gesamtsumme von 91,4 Milliarden Dollar). Die Senkung der Kapitalgewinnsteuer von dem üblichen Satz von 35 Prozent auf 15 Prozent bedeutete für jeden dieser 400 Steuerzahler im Schnitt also 2008 ein Geschenk von 30 Millionen und 2007 von 45 Millionen Dollar; die Steuereinnahmen gingen dadurch 2008 um zwölf Milliarden Dollar, 2007 um 18 Milliarden Dollar zurück.61

Dies führt unter dem Strich dazu, dass die Superreichen im Schnitt mit einem niedrigeren Steuersatz belastet werden als die weniger Wohlhabenden; und dieser niedrigere Steuersatz hat zur Folge, dass ihr Vermögen schneller wächst. Der durchschnittliche Steuersatz betrug im Jahr 2007 für die einkommensstärksten 400 Haushalte nur 16,6 Prozent, was erheblich niedriger ist als die 20,4 Prozent für die Steuerzahler im Allgemeinen. (Im Jahr 2008, dem letzten Jahr, für das Daten verfügbar sind, stieg der Satz leicht auf 18,1 Prozent.) Während der durchschnittliche Steuersatz seit 1979 geringfügig zurückgegangen ist – von 22,2 Prozent auf 20,4 Prozent –, ist der des obersten einen Prozents fast um ein Viertel gefallen, von 37 Prozent auf 29,5 Prozent.62

Die meisten Länder haben Erbschaftsteuern eingeführt, nicht nur, um von denjenigen Abgaben zu erheben, die wirtschaftlich am ehesten dazu in der Lage sind, sondern auch um die Entstehung von Erbdynastien zu verhindern. Wenn eine Generation ihr Vermögen ungeschmälert an die nachfolgende vermachen kann, beeinträchtigt dies die Gleichheit der Lebenschancen. Wenn sich die Reichen der Besteuerung entziehen (wie sie es in zunehmendem Maße tun) und wenn die Erbschaftsteuern gesenkt werden (wie dies unter Präsident Bush geschah – der die Steuer 2010 faktisch abschaffte, wenn auch nur für ein Jahr), dann wächst die Bedeutung des ererbten Vermögens.63 Unter diesen Umständen und bei einer immer stärkeren Konzentration des Vermögens im obersten einen Prozent (oder den obersten 0,1 Prozent) drohen sich die Vereinigten Staaten letztlich zu einer Erboligarchie zu entwickeln.

Die Reichen und Superreichen benutzen oftmals Aktiengesellschaften, um ihr Einkommen vor dem Zugriff des Fiskus zu schützen, und sie haben alles in ihrer Macht Stehende getan, um die Körperschaftsteuer niedrig zu halten und möglichst viele Schlupflöcher im Steuergesetz
unterzubringen. Einige Aktiengesellschaften nutzen die Gestaltungsspielräume der gesetzlichen Bestimmungen derart eifrig, dass sie überhaupt keine Steuern zahlen.64 obgleich der Körperschaftsteuersatz in den Vereinigten Staaten angeblich höher ist als in vielen anderen Ländern  – und laut Gesetz bei 35 Prozent liegt –, entspricht die tatsächliche durchschnittliche Steuerbelastung von Unternehmen der in vielen anderen Ländern, und das Körperschaftsteueraufkommen fällt in Prozent des BIP gemessen im Schnitt geringer aus als in anderen fortgeschrittenen Industrieländern. Durch Schlupflöcher und Sondervorschriften wurde die Steuer derart ausgehöhlt, dass sie heute nur noch weniger als neun Prozent zu den Einnahmen des Bundes beiträgt; Mitte der fünfziger Jahre lag ihr Anteil noch bei 30 Prozent.65 Wenn ein amerikanisches Unternehmen über eine ausländische Tochtergesellschaft im Ausland investiert, werden deren Gewinne in den Vereinigten Staaten erst dann besteuert, wenn das Geld in die USA transferiert wird. Während das für das Unternehmen ein tolles Geschäft ist (wenn es in einem Niedrigsteuerland wie Irland investiert), hat es die perverse Folge, Reinvestitionen im Ausland zu fördern – und so Arbeitsplätze außerhalb der Vereinigten Staaten zu schaffen, nicht innerhalb. Die Konzerne überredeten Präsident Bush, ihnen ein Steuerfreijahr zu gewähren: Gelder, die sie während des Freijahres in die USA zurückführten, angeblich um sie dort zu investieren, sollten mit nur 5,25 Prozent besteuert werden. Als Bush sein Versprechen einlöste und das Steuerfreijahr mit diesem Satz durchsetzte, transferierten die Unternehmen ihre Gewinne zwar tatsächlich in die USA; Microsoft allein repatriierte 32 Milliarden Dollar.66 Aber die Daten zeigen, dass keine nennenswerten zusätzlichen Investitionen getätigt wurden. Dafür gelang es den Unternehmen, das Gros der Steuern zu vermeiden, die sie normalerweise hätten zahlen müssen.67

Auf der Ebene der US-Bundesstaaten verhält es sich sogar noch schlimmer. Viele Bundesstaaten geben nicht einmal mehr vor, sie wollten die Bürger nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit – also progressiv – besteuern, so dass das obere eine Prozent prozentual einen höheren Anteil seines Einkommens abführen müsste als die Einkommensschwachen. Vielmehr nutzen sie die Umsatzsteuer als eine Haupteinnahmequelle, und da die Armen einen höheren Prozentsatz ihres Einkommens für den Konsum ausgeben, ist diese Steuer häufig regressiv.68


Während die Steuerpolitik entweder die Reichen reicher werden lassen oder der Verteilungsdisparität Grenzen setzen kann, sind Ausgabenprogramme besonders wichtig, wenn es darum geht, die Armen vor weiterer Verarmung zu schützen. Die staatliche Rentenversicherung hat die Altersarmut weitgehend beseitigt. Neuere Forschungen haben gezeigt, wie stark diese Effekte sein können: Allein die Steuergutschrift für Arbeitseinkommen, die das Einkommen armer Arbeiterfamilien aufstockt, hat die Armutsquote um 2 Prozentpunkte gesenkt. Wohngeld, Lebensmittelmarken und kostenloses Schulessen tragen ebenfalls deutlich zur Armutsbekämpfung bei.69 Von einer Krankenversicherung für arme Kinder können Millionen profitieren; es senkt das Risiko dieser Kinder, durch eine Krankheit oder ein anderes gesundheitliches Problem lebenslang benachteiligt zu sein, und steht damit in deutlichem Kontrast zu einigen der Subventionen für Unternehmen und Steuerschlupflöcher, die viel mehr kosten und von denen viel weniger Menschen profitieren. Die Vereinigten Staaten geben viel mehr Geld für ihr großes Bankenrettungspaket aus, das den Banken half, ihre großzügigen Boni-Zusagen einzuhalten, als für Hilfeleistungen, die denen zugute kamen, die infolge der von den Großbanken verursachten Rezession arbeitslos wurden. Wir haben für die Banken (und andere Konzerne wie AIG) ein weitaus tragfähigeres Sicherheitsnetz geschaffen als für arme Amerikaner.

Bemerkenswert an den Vereinigten Staaten ist die Tatsache, dass der Markt – ein von Interessenpolitik und Rent-Seeking geprägter und verzerrter Markt – hier ein höheres Maß an Ungleichheit erzeugt als in anderen fortgeschrittenen Industrieländern, der Staat aber weniger tut, um diese Ungleichheit durch Steuern und Ausgabenprogramme zu mäßigen. Im Gegenteil: Je mehr Ungleichheit der Markt generierte, desto weniger hat unsere Regierung dagegen unternommen.70



Staat und Chancengleichheit

Zu den beunruhigenden Befunden, die in Kapitel 1 erwähnt wurden, gehört die Tatsache, dass die Chancengleichheit in den Vereinigten Staaten nicht nur abgenommen hat, sondern mittlerweile sogar das in anderen Ländern einschließlich der Staaten des alten Europas herrschende Niveau unterschreitet. Die in diesem Kapitel beschriebenen Marktkräfte
spielen dabei eine Rolle: Da die Bildungsrendite gestiegen ist, stehen die Hochqualifizierten gut da, während sich die Aussichten derjenigen (insbesondere Männer), die nur über einen Highschoolabschluss oder einen noch niedrigeren Bildungsgrad verfügen, immer weiter verdüstern. Dies gilt ganz besonders heute, inmitten unserer tiefen Wirtschaftskrise. Bei den mindestens 25-Jährigen mit einem College- oder noch höheren Bildungsabschluss betrug die Arbeitslosigkeit nur 4,2 Prozent, bei denjenigen aus dieser Altersgruppe, die nicht einmal einen Highschoolabschluss hatten, lag sie drei Mal höher, bei 12,9 Prozent. Für die Jüngeren, die gerade erst die Highschool abgebrochen haben oder nach dem Highschoolabschluss keine weiterführende Bildungseinrichtung besuchen, sind die Aussichten noch viel düsterer: Ihre Arbeitslosenrate beträgt 42,7 beziehungsweise 33,4 Prozent.71

Der Zugang zu höherer Bildung hängt jedoch zunehmend von dem Einkommen, dem Vermögen und dem Bildungsstand der Eltern ab, wie wir in Kapitel 1 sahen, und dies aus gutem Grund: Ein Universitätsstudium wird immer teurer, insbesondere da die Bundesstaaten die Förderung kürzen, und der Zugang zu den besten Hochschulen hängt von dem Besuch der besten Highschools, Grundschulen und Kindergärten ab. Die Armen können sich keine hochwertigen privaten Grund- und Sekundärschulen leisten, und sie können es sich nicht leisten, in den reichen Vororten zu leben, die ein erstklassiges öffentliches Bildungssystem bieten. Traditionellerweise haben die Armen häufig in enger räumlicher Nähe zu den Reichen gelebt – auch deshalb, weil sie in ihren Diensten standen. Die Schüler an öffentlichen Schulen stammten daher aus vielfältigen sozialen und ökonomischen Milieus. Eine neuere Studie von Kendra Bischoff und Sean Reardon von der Stanford University zeigt, dass sich dies ändert: Weniger Arme leben in der Nähe der Reichen und umgekehrt.72

In den USA sind Stadtviertel sogar nach Hausbesitzern und Mietern getrennt. Dieses Muster lässt sich nicht mit der Rasse oder der Anwesenheit von Kindern im Haushalt erklären, weil es auch innerhalb rassischer Gruppen und unter Haushalten mit Kindern auftritt. Die Segregation amerikanischer Großstadtregionen in Hausbesitzer- und Mieterviertel kann zu sehr unterschiedlichen Lebensbedingungen führen. Die Lebensqualität in einer Gemeinde richtet sich nach den Anstrengungen ihrer Einwohner, Kriminalität vorzubeugen und sich kommunalpolitisch zu
engagieren, und die entsprechenden Bemühungen zahlen sich für Eigenheimbesitzer stärker aus als für Mieter; im Allgemeinen hat auch mehr davon, wer in einer Umgebung lebt, in der viele andere ähnliche Anstrengungen unternehmen, um die Kommune für die Bedürfnisse ihrer Bürger zu sensibilisieren. Es gibt also ökonomische Kräfte, die über Vermögensunterschiede der Haushalte (die sich im Wohneigentum ausdrücken) die Lebensqualität der Gemeinde beeinflussen, in der ein Haushalt ansässig ist.73 Die Politik der US-Regierung, die Eigentumsquote unter Haushalten mit niedrigen Einkommen zu steigern, spiegelt die Überzeugung wider, dass sich die Eigentumsquote auf die Lebensqualität eines Viertels auswirkt und es negative Folgen für die Gesundheit, die persönliche Entwicklung und den schulischen Erfolg hat, wenn man in einem Viertel mit hoher Kriminalität aufwächst. Für Haushalte ohne Eigenkapital und nur geringfügigem Einkommen ist Wohneigentum – in den Vereinigten Staaten ein wichtiger Weg, um Zugang zu besseren Stadtvierteln zu erhalten und Vermögen aufzubauen – jedoch keine tragfähige option.

In Kapitel 1 habe ich auch darauf hingewiesen, dass selbst unter College-Absolventen diejenigen mit wohlhabenden und gebildeten Eltern bessere Chancen am Arbeitsmarkt besitzen. Dies mag zum Teil mit den besseren Beziehungen dieser Eltern zusammenhängen, die besonders wichtig werden, wenn Stellen wie in der jetzigen Situation knapp sind. Die zunehmende Bedeutung von Praktika spielt jedoch auch eine Rolle. Auf einem Arbeitsmarkt, auf dem wie bei uns 2008 auf jede freie Stelle viele Stellensuchende kommen, ist Berufserfahrung entscheidend. Firmen nutzen dieses Ungleichgewicht aus, indem sie unbezahlte oder gering bezahlte Praktika anbieten. Die Reichen sind nicht nur in einer besseren Position, um an ein solches Praktikum zu kommen, das den Lebenslauf aufpoliert; sie können sich unbezahlte Arbeit für ein oder zwei Jahre auch eher leisten.74

Die Regierung hat wenig getan, um diesen Marktkräften, die aufgrund eines unterschiedlichen Zugangs zu »Humankapital« und Arbeitsplätzen zu größerer Chancenungleichheit führen, entgegenzuwirken. Sie hat noch weniger unternommen, um im Bereich des Finanzkapitals für faire Bedingungen zu sorgen, denn die Steuerprogression wurde gedrosselt und insbesondere die Erbschaftsteuern gesenkt.Kurzum: Wir haben ein Wirtschafts- und Sozialsystem geschaffen und betreiben eine Politik,
die die gegenwärtigen Disparitäten vermutlich nicht nur aufrechterhalten, sondern noch verschärfen werden: Wir können in Zukunft sowohl beim Human- als auch beim Finanzkapital ein noch höheres Maß an Ungleichheit erwarten.


Das Gesamtbild

In diesem Kapitel und in Kapitel 2 konnten wir sehen, wie die Spielregeln dazu beigetragen haben, die Menschen an der Spitze der Einkommenspyramide noch reicher zu machen und die Not der Armen zu vergrößern. Der Staat trägt auf zweifache Weise zu unserem gegenwärtigen Maß an Ungleichheit bei: Er ist für die ungleiche Einkommensverteilung vor Steuern mitverantwortlich und er unternimmt immer weniger, um diese Ungleichheit durch progressive Besteuerung und ausgabenpolitische Maßnahmen zu korrigieren.

In dem Maße, wie die Reichen reicher werden, haben sie mehr zu verlieren, wenn der Staat Rent-Seeking einschränkt und Einkommen umverteilt, um die Wirtschaft gerechter zu ordnen, und sie haben mehr Ressourcen, um sich gegen solche Versuche zur Wehr zu setzen. Es mag seltsam erscheinen, dass wir in Anbetracht wachsender Ungleichheit weniger unternommen haben, um die negativen Folgen aufzufangen, doch genau das stand zu erwarten. Es ist überall auf der Welt das Gleiche: Egalitär ausgerichtete Gesellschaften bemühen sich darum, ihren sozialen Zusammenhalt aufrechtzuerhalten; in Gesellschaften mit Verteilungsdisparitäten tendieren Regierung und Behörden dazu, das Fortbestehen der Ungleichheit zu fördern. Dieses Muster lässt sich immer wieder nachweisen.75




Zur Rechtfertigung der Ungleichheit

Zu Beginn des Kapitels ging es darum, auf welche Weise die Reichen ihr Einkommen und ihr Vermögen oftmals zu rechtfertigen versuchen und wie die »Grenzproduktivitätstheorie« – die Auffassung, dass diejenigen, die höhere Einkommen erzielen, dies deshalb tun, weil sie einen größeren Beitrag zum gesellschaftlichen Wohl leisten – zumindest in den
Wirtschaftswissenschaften zur vorherrschenden Doktrin geworden ist. Deutlich wurde auch, dass die Krise Zweifel an dieser Theorie geweckt hat.76 Diejenigen, die ausbeuterische Kreditpraktiken perfektionierten, die an der Entwicklung von Finanzderivaten beteiligt waren – die der Milliardär Warren Buffett einmal als »finanzielle Massenvernichtungswaffen« bezeichnete – oder die die hochriskanten neuen Hypothekenpapiere konzipierten, die dann zur Krise führten, kassierten Millionen, manchmal aberhundert Millionen Dollar.77

Aber schon zuvor war klar, dass ein bestenfalls schwacher Zusammenhang zwischen Gehalt und gesellschaftlichem Nutzen bestand, haben doch die bedeutenden Wissenschaftler, auf deren Entdeckungen unsere modernen Gesellschaften beruhen, im Allgemeinen nur einen kleinen Bruchteil dessen für sich beansprucht, was ihre Entdeckung wert ist; und im Vergleich zu den materiellen Gratifikationen, die jene Finanzalchemisten einstrichen, die die Welt an den Rand des Ruins brachten, erhielten sie lediglich ein Taschengeld.

Es geht jedoch um mehr als das: Man kann die Beiträge einzelner Individuen im Grunde nicht von denen anderer Individuen abgrenzen. Selbst im Rahmen des technischen Fortschritts basieren die meisten Erfindungen auf der Synthese bereits vorhandener Elemente und stellen nichts vollkommen Neues dar. Sieht man sich heute viele der wichtigen Wirtschaftssektoren an, so beruht ein Großteil der dort erzielten Fortschritte auf öffentlich finanzierter Grundlagenforschung.

Gar Alperovitz und Lew Daly zogen 2009 daraus folgenden Schluss: »Wenn uns ein Großteil unseres heutigen ›Besitzstandes‹ in Form von Beiträgen vieler Generationen im Laufe der Zeit geschenkt worden ist, stellt sich die Frage, wie viel – heute und in Zukunft – vernünftigerweise als ›Verdienst‹ eines Einzelnen bezeichnet werden kann.«78 In ähnlicher Weise hängt der Erfolg jedes Unternehmers nicht nur von diesem technischen »Erbe« ab, sondern auch von den institutionellen Rahmenbedingungen (der rechtsstaatlichen Ordnung), dem Angebot an qualifizierten Arbeitskräften und der Verfügbarkeit einer guten Infrastruktur (Verkehr und Kommunikation).




Ist Ungleichheit notwendig, um Menschen Anreize zu geben?

Die Verteidiger des Status quo bringen oftmals noch ein anderes Argument vor: Das gegenwärtige hohe Maß an Ungleichheit sei notwendig, damit die Menschen Anreize haben, sich beruflich anzustrengen, zu sparen und zu investieren. Hier werden zwei Standpunkte durcheinandergebracht. Der eine lautet, dass es keine Ungleichheit geben sollte, der andere, dass wir besser dastehen würden, wenn die Schere nicht so weit geöffnet wäre, wie sie es heute ist. Ich und, soweit ich weiß, die meisten derer, die progressiven politischen Ideen anhängen, plädieren nicht für vollständige Gleichheit. Wir erkennen durchaus, dass Anreize dadurch geschwächt würden. Die Frage lautet daher: Inwieweit würden die Anreize geschwächt, wenn wir ein etwas geringeres Niveau an Ungleichheit hätten? Im nächsten Kapitel werde ich darlegen, warum ein Rückgang der Ungleichheit die Produktivität sogar steigert.

Auf einen Großteil dessen, was Leistungslohn beziehungsweise leistungsbezogene Vergütung genannt wird, trifft gerade das nicht zu. Mit dieser Bezeichnung sollten lediglich die enormen Disparitäten gerechtfertigt und Unbedarfte in dem Irrglauben gewiegt werden, dass unser Wirtschaftssystem ohne diesen hohen Grad an Ungleichheit nicht funktionieren würde. Dies zeigte sich, als die Banken im Anschluss an das Finanzdebakel von 2008 aus lauter Verlegenheit die Vergütungen ihrer Manager nicht länger »Leistungsboni« nannten, sondern auf einmal von »Personalerhaltungsboni« oder »Treueprämien« sprachen (auch wenn das Einzige, was erhalten wurde, die schlechte Leistung war).

Im Rahmen von Leistungslohnsystemen soll die Entlohnung mit der erbrachten Leistung steigen. Aber nicht nur die Banken machten Folgendes: Wenn gemäß den Kriterien, die herangezogen wurden, um die Höhe der Vergütung festzulegen, die gemessene Leistung zurückging, wurde einfach das Vergütungssystem geändert. Dies führte in der Praxis dazu, dass die Vergütung hoch war, wenn die Leistung stimmte, aber auch dann, wenn dies ganz und gar nicht der Fall war.79




Zur Analyse der Ursachen von Ungleichheit

Ökonomen streiten sich gern darüber, in welchem Verhältnis einzelne Faktoren zu der wachsenden Ungleichheit in Amerika führten. Das zunehmende Auseinanderklaffen von Löhnen und Kapitaleinkommen und die Tatsache, dass ein wachsender Prozentsatz der Einkünfte auf jene Formen entfällt, die besonders ungleich verteilt sind, trugen dazu bei, dass das Markteinkommen immer weiter auseinanderdriftet. Ein Rückgang der Steuerprogression und Ausgabenkürzungen sind für eine noch stärkere Zunahme des Transfereinkommens nach Steuern mitverantwortlich.

Die Erklärung für die Zunahme der Streuung von Löhnen und Gehältern ist besonders umstritten. Einige konzentrieren sich auf den technischen Wandel und die damit verbundene Begünstigung von Hochqualifizierten. Andere legen das Augenmerk auf gesellschaftliche Faktoren: die Schwächung der Gewerkschaften oder die schwindende Geltungskraft sozialer Normen, die der Vergütung von Führungskräften Schranken setzten. Wieder andere rücken die Globalisierung in den Mittelpunkt. Einige betonen die wachsende Bedeutung der Finanzmärkte. Hinter jedem Erklärungsansatz stehen mächtige Gruppeninteressen: Wer darum kämpft, Märkte zu öffnen, schreibt der Globalisierung nur eine unwesentliche Rolle zu; wer sich für eine Stärkung der Gewerkschaften einsetzt, sieht in deren Schwächung den zentralen Faktor. Dann wieder prägen die unterschiedlichen Aspekte der Ungleichheit die jeweiligen Debatten: Die wachsende Bedeutung der Finanzmärkte hat vielleicht wenig mit der Polarisierung der Löhne in der Mittelschicht zu tun, dafür aber eine Menge mit der Zunahme von Einkommen und Vermögen an der Spitze. Außerdem variiert die Bedeutung der verschiedenen Faktoren je nach Zeitpunkt: Die Globalisierung hat seit dem Jahr 2000 vermutlich eine wichtigere Rolle gespielt als in dem vorhergehenden Jahrzehnt. Dennoch besteht unter Ökonomen zunehmend Einigkeit, dass sich die Wirkungen der einzelnen Kräfte kaum fein säuberlich auseinanderhalten und zergliedern lassen. Wir können keine kontrollierten Experimente durchführen, um herauszufinden, wie sich die Ungleichheit entwickelt hätte, wenn wir, unter ansonsten gleichen Bedingungen, stärkere Gewerkschaften gehabt hätten. Außerdem wechselwirken die Kräfte miteinander: Die Wettbewerbsorientierung
der Globalisierung – die Drohung, Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern – hat entscheidend zur Schwächung der Gewerkschaften beigetragen.80

Aus meiner Sicht geht die Debatte häufig am Wesentlichen vorbei: dass die Ungleichheit in Amerika (und einigen anderen Ländern) so stark zugenommen hat, dass man sie nicht mehr ignorieren kann. Der technische Fortschritt (der Hochqualifizierte begünstigt) mag für gewisse Aspekte unseres gegenwärtigen Ungleichheitsproblems, insbesondere was die Polarisierung am Arbeitsmarkt angeht, von zentraler Bedeutung sein. Aber selbst wenn dem so ist, müssen wir nicht tatenlos zusehen und uns mit den Konsequenzen abfinden. Habgier mag der menschlichen Natur innewohnen, doch das heißt nicht, dass wir nichts tun könnten, um die Folgen dessen abzufedern, was gewissenlose Banker durch wettbewerbswidrige Praktiken und Ausbeutung der Armen anrichten. Wir können und sollten Banken regulieren, ausbeuterische Kreditvergabe verbieten, die Banken für ihre betrügerischen Produkte zur Rechenschaft ziehen und sie für den Missbrauch von Monopolmacht bestrafen. Mit stärkeren Gewerkschaften und besseren Bildungschancen ließe sich auch der Begünstigung Hochqualifizierter durch den technischen Wandel etwas entgegensetzen. Außerdem muss sich der technische Fortschritt nicht zwangsläufig so entwickeln: Wenn man Unternehmen dazu zwingen würde, für die ökologischen Folgen ihrer Produktion finanziell einzustehen, würde sie dies vielleicht dazu ermuntern, von technischen Neuerungen, die Hochqualifizierte begünstigen, auf technische Innovationen umzustellen, die Ressourcen schonen. Niedrige Zinsen mögen Unternehmen dazu ermuntern, in der Produktion auf Roboter umzustellen, die leicht zu automatisierende Arbeitsplätze Geringqualifizierter ersetzen; mit alternativen makroökonomischen und Investitionsstrategien ließe sich das Tempo drosseln, mit dem Facharbeiter aus unserer Volkswirtschaft verdrängt werden. Und selbst wenn die Ökonomen sich nicht darüber einig sind, wie die Rolle der Globalisierung bei der Zunahme der Ungleichheit genau zu veranschlagen ist, benachteiligen die Asymmetrien der Globalisierung Arbeitnehmer besonders stark, und dies können wir besser steuern, und zwar so, dass das Maß an Ungleichheit womöglich verringert wird.

Deutlich wurde ebenfalls, dass das Wachstum des Finanzsektors gemessen am US-Volkseinkommen (manchmal als »Finanzialisierung«
der Wirtschaft bezeichnet) die Ungleichheit verschärft hat – sowohl, was die Vermögen an der Spitze als auch die Armut am Fuß der Einkommenspyramide betrifft. Jamie Galbraith hat gezeigt, dass dort, wo der Finanzsektor groß ist, auch Ungleichheit herrscht, und dieser Zusammenhang ist kein Zufall.81 Wir sahen, wie Deregulierung sowie versteckte und offene staatliche Subventionen die Wirtschaft verzerren und nicht nur einen größeren Finanzsektor hervorbrachten, sondern auch dessen Fähigkeit steigerten, Geld von unten nach oben umzuverteilen. Wir brauchen den Prozentsatz der Ungleichheit, der der erhöhten Finanzialisierung der Wirtschaft zuzuschreiben ist, nicht genau zu kennen, um einzusehen, dass sich politisch etwas ändern muss. Gegen jeden Faktor, der zur Ungleichheit beiträgt, muss etwas unternommen werden, wobei besonderer Nachdruck auf jene gelegt werden sollte, die gleichzeitig direkt unsere Wirtschaft schwächen, etwa durch das Fortbestehen von Monopolmacht und eine wettbewerbsverzerrende Wirtschaftspolitik. Ungleichheit ist mittlerweile fest in unserem Wirtschaftssystem verankert; es bedarf einer umfassenden Agenda – die ausführlich in Kapitel 10 beschrieben wird –, um sie wieder auszumerzen.



Alternative Ungleichheitsmodelle

Dieses Kapitel drehte sich um unterschiedliche Theorien zum Thema Ungleichheit; in manchen scheint die Ungleichheit stärker »gerechtfertigt«, das Einkommen der Reichen »verdienter« und der Preis für die Begrenzung der Ungleichheit und eine Umverteilung höher zu sein als in anderen. Das »leistungsbasierte« Modell der Einkommensbestimmung konzentriert sich auf die Arbeitsanstrengungen jedes Einzelnen; und wenn Ungleichheit weitgehend das Ergebnis von Leistungsunterschieden wäre, dann könnte man kaum etwas dagegen einwenden, und es erschiene ungerecht und ineffizient, Leistung nicht zu belohnen. Die typisch amerikanischen Aufstiegsgeschichten, von denen in Kapitel 1 die Rede war, gehören zu dieser Tradition: In den über hundert Geschichten vom Tellerwäscher, der zum Millionär wurde, hat sich der Held durch eigene Anstrengung aus der Armut befreit. Daran mag ein Körnchen Wahrheit sein, aber es ist nur ein Körnchen. Denn in Kapitel 1 wurde deutlich, dass der Erfolg eines Menschen hauptsächlich durch
seine Ausgangsbedingungen determiniert wird, durch das Einkommen und das Bildungsniveau seiner Eltern. Auch Glück spielt eine wichtige Rolle.

Die zentrale These dieses Kapitels und des vorangehenden lautet, dass Ungleichheit außerdem kein Naturgesetz, nicht abstrakten Marktkräften geschuldet ist. Anders als die Lichtgeschwindigkeit, auf die wir keinen Einfluss haben, geht die Ungleichheit in sehr hohem Maße auf politische Entscheidungen zurück, welche die technische Entwicklung und die Märkte ebenso prägen wie die Gesellschaft als solche. Darin liegt ein Moment der Hoffnung wie auch der Verzweiflung: Hoffnung, weil es bedeutet, dass diese Ungleichheit nicht unvermeidlich ist und dass man durch eine andere Politik eine effizientere und (ökonomisch) stärker auf Gleichheit ausgerichtete Gesellschaft verwirklichen kann; Verzweiflung, weil die politischen Prozesse, die in diese politischen Entscheidungen münden, so schwer zu ändern sind.

Es gibt eine Quelle der Ungleichheit, insbesondere im unteren Einkommensbereich, von der in diesem Kapitel kaum die Rede war. Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches befinden wir uns noch immer in der schlimmsten Rezession seit der Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre. Makroökonomisches Missmanagement in all seinen Erscheinungsformen aber ist eine Hauptursache von Ungleichheit. Arbeitslose haben ein deutlich erhöhtes Armutsrisiko, das umso mehr steigt, je länger die Rezession andauert. Die Spekulationsblase vermittelte einigen wenigen Mittellosen eine Illusion von Wohlstand, aber nur kurzzeitig; als die Blase schließlich platzte, vernichtete sie das Vermögen derer, die sich am unteren Ende der Einkommensverteilung befinden, verschärfte die Ungleichheit in puncto Vermögensverteilung sowie die prekäre Lebenssituation der Unterprivilegierten. In Kapitel 9 werde ich darlegen, inwiefern die makroökonomische (und insbesondere die Geld-) Politik der Vereinigten Staaten und vieler anderer Länder die Interessen und Ideologien der Reichen widerspiegelt.

Außerdem werde ich mich im Folgenden mit »negativen Dynamiken« und »Teufelskreisen« befassen. Wir sahen im letzten Kapitel, dass ein höheres Maß an monetärer Ungleichheit zu einem Abbau der Chancengleichheit führt, wodurch sich die Schere zwischen Arm und Reich noch weiter öffnet. Im nächsten Kapitel werden wir weitere Beispiele für Abwärtsspiralen kennenlernen, wenn etwa Ungleichheit dazu führt, dass
wir uns nicht mehr als Kollektiv begreifen, das gemeinsam dafür sorgt, dass jeder sein Potenzial ausschöpfen kann, weil die Gemeinschaft zum Beispiel in ausreichendem Umfang leistungsfähige öffentliche Schulen zur Verfügung stellt. Ungleichheit, so werden wir sehen, fördert Instabilität, die ihrerseits die Ungleichheit vorantreibt.


KAPITEL 4

Warum es wichtig ist

In Kapitel 1 sahen wir, dass die amerikanische Wirtschaft seit Jahren für die meisten Bürger nicht das hält, was sie versprochen hat (auch wenn, mit Ausnahme des Jahres 2009, das BIP pro Kopf gewachsen ist). Das hat einen einfachen Grund: wachsende Ungleichheit, eine größer werdende Kluft zwischen den Reichen und dem Rest. In Kapitel 2 sahen wir, dass die Reichen ihr Einkommen unter anderem durch Rent-Seeking überdurchschnittlich steigern konnten – was zur Folge hatte, dass sie sich ein größeres Stück vom Kuchen aneigneten und dadurch den gesamten Kuchen verkleinerten.

Wir zahlen einen hohen Preis für unser großes und zunehmendes Maß an Ungleichheit, und weil diese Entwicklung wahrscheinlich anhält  – wenn wir nichts dagegen unternehmen –, wird auch der Preis, den wir zahlen, wahrscheinlich steigen. Die Menschen in den mittleren und insbesondere in den unteren Einkommensgruppen wird es vermutlich am härtesten treffen, doch auch unser Land als Ganzes – unsere Gesellschaft, unsere Demokratie – wird einen sehr hohen Preis zahlen.

Gesellschaften mit großem Verteilungsgefälle funktionieren nicht effizient, ihre Volkswirtschaften sind instabil und langfristig nicht tragfähig. Wenn eine Interessengruppe zu viel Macht hat, kann sie die Politik für ihre Interessen einspannen, so dass diese nicht länger dem Gemeinwohl dient. Setzen die Reichsten ihre politische Macht dazu ein, von ihnen kontrollierten Unternehmungen überzogene Vorteile zu verschaffen, werden dringend benötigte Einnahmen in die Taschen einiger weniger umgeleitet, statt der Gesellschaft insgesamt zugutezukommen.

Aber die Reichen existieren nicht in einem Vakuum. Sie brauchen ein funktionsfähiges Umfeld, um ihre Position aufrechtzuerhalten und mit ihren Vermögenswerten Einkommen zu erwirtschaften. Die Reichen wehren sich gegen Steuern, doch Steuern erlauben es dem Staat, Investitionen
zu tätigen, die langfristig ein hohes Wirtschaftswachstum sicherstellen. Wenn der Staat aus Mangel an Steuereinnahmen nur wenig Geld ins Bildungswesen investiert, bringen Schulen nicht die hochqualifizierten Absolventen hervor, die Unternehmen brauchen, um zu prosperieren. Wird dieser Trend ins Extrem getrieben – und so weit sind wir heute –, verzerrt er die sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen genauso stark, wie die schnell und mühelos zu erzielenden Einnahmen der Rohstoffindustrie das Wirtschaftsgefüge und die Anreizstruktur in erdöl- und erzreichen Ländern verzerren.

Wir wissen, wozu solche extremen Ungleichgewichte führen, denn allzu viele Länder haben diese Entwicklung bereits hinter sich. Die Erfahrung Lateinamerikas, der Weltregion mit dem höchsten Grad an Ungleichheit,1 liefert uns einen Vorgeschmack auf das, was uns bevorsteht. Viele dieser Länder wurden jahrzehntelang von Bürgerkriegen heimgesucht, sie litten unter hoher Kriminalität und gesellschaftlicher Instabilität. So etwas wie gesellschaftlichen Zusammenhalt gab es nicht.

In diesem Kapitel wird erklärt, weshalb eine Volkswirtschaft wie die US-amerikanische, in der das Vermögen der meisten Bürger schrumpft, das mittlere Einkommen stagniert und es vielen der ärmsten Bürger Jahr für Jahr finanziell schlechter geht, auf lange Sicht höchstwahrscheinlich nicht prosperieren wird. Zunächst werden wir uns die Auswirkungen der Ungleichverteilung auf das Sozialprodukt und die ökonomische Stabilität ansehen, dann die Folgen für die ökonomische Effizienz und das Wachstum betrachten – und es gibt deren viele, die sich zudem über eine Reihe von Kanälen bemerkbar machen. Einige werden durch die fortschreitende Verarmung verursacht, andere lassen sich auf die Aushöhlung der Mittelschicht zurückführen, wieder andere auf die zunehmende Disparität zwischen dem obersten einen Prozent und der übrigen Bevölkerung. Einige dieser Effekte wurzeln in traditionellen ökonomischen Mechanismen, während andere durch die allgemeinen Konsequenzen der Ungleichheit für unser politisches System und unsere Gesellschaft ausgelöst werden. Auch irrige Vorstellungen, wonach etwa Ungleichheit wachstumsfördernd sei, während Maßnahmen zur Angleichung der Lebensumstände  – etwa Steuererhöhungen für die Reichen – wachstumshemmend seien, werden unter die Lupe genommen.





Instabilität und Wirtschaftsleistung

Es ist vermutlich kein Zufall, dass dieser Krise ebenso wie der Weltwirtschaftskrise ein drastisches Auseinanderdriften der Einkommens- und Vermögensverhältnisse vorausging.2 Wenn Geld an der Spitze der Gesellschaft konzentriert ist, sind die Mittel, die dem Durchschnittsamerikaner für Ausgaben zur Verfügung stehen, begrenzt – oder wären es zumindest, wenn es keine künstliche Stütze gäbe; in den Jahren vor dieser Krise nahm diese die Form einer Immobilien(preis)blase an, die von der Geldpolitik der US-Notenbank aufgebläht wurde. Die Immobilienblase erzeugte einen Nachfrageboom, der den Anschein erweckte, alles wäre in Ordnung. Allerdings sollten wir schon bald erkennen, dass dieser die Probleme nur vorübergehend verschleiert hatte.

Die Umverteilung von unten nach oben drosselt den Konsum, weil Personen mit höherem Einkommen einen geringeren Prozentsatz davon für Konsum verwenden als Personen mit geringen Einkünften (an der Spitze der Einkommenspyramide werden 15 bis 25 Prozent des Einkommens gespart, am Fuß der Einkommenspyramide wird alles ausgegeben).3 Die Folge: Sofern und solange nichts anderes geschieht, etwa durch eine Zunahme der Investitionen oder der Exporte, bleibt die Gesamtnachfrage in der Wirtschaft hinter dem potenziellen Gesamtangebot zurück – und dies hat Arbeitslosigkeit zur Folge. In den neunziger Jahren war dieses »andere« die Blase am Technologiemarkt, im ersten Jahrzehnt unseres Jahrhunderts gab es die Blase am Immobilienmarkt. Heute bleibt nur noch der Rückgriff auf die Staatsausgaben.

Schuld an der Arbeitslosigkeit ist eine ungenügende gesamtwirtschaftliche Nachfrage (nach Gütern und Dienstleistungen, von Verbrauchern, Unternehmen, staatlichen Stellen und Exporteuren); in mancher Hinsicht lässt sich diese Nachfragelücke – und damit das Leistungsdefizit der US-Wirtschaft – vollständig auf die extreme Ungleichheit zurückführen. Wie wir gesehen haben, fließen dem obersten einen Prozent der Bevölkerung etwa 20 Prozent des US-Volkseinkommens zu. Wenn dieses oberste eine Prozent etwa 20 Prozent seines Einkommens spart, würde eine Umverteilung von nur 5 Prozentpunkten zu den unteren und mittleren Einkommensschichten, die keine Ersparnisse bilden können – so dass das oberste eine Prozent nach wie vor 15 Prozent des Volkseinkommens erhielte –, die Gesamtnachfrage direkt um einen Prozentpunkt
erhöhen. Aber in dem Maße, wie dieses Geld wieder in Umlauf käme, würde die Gesamtproduktion um 1,5 bis zwei Prozentpunkte zunehmen.4 In einer Rezession wie der gegenwärtigen hätte dies einen Rückgang der Arbeitslosigkeit in vergleichbarer Höhe zur Folge. Mit einer solchen Umverteilung von Einkommen hätte man die Arbeitslosenquote von 8,3 (Anfang 2012) auf 6,3 Prozent senken können. Größer angelegt, etwa von den oberen 20 Prozent zu den übrigen 80 Prozent, wäre die Arbeitslosigkeit dank einer solchen Umverteilung noch weiter gedrosselt worden – auf fünf oder sechs Prozent, was fast schon im Normbereich liegt.

Die zunehmende Ungleichheit trägt noch auf andere Weise zur Schwächung der makroökonomischen Leistungsfähigkeit bei. Im letzten Kapitel erwähnten wir den drastischen Rückgang der Lohnquote in der gegenwärtigen Rezession; dieser Rückgang entsprach mehr als einer halben Billion Dollar pro Jahr.5 Dieser Betrag liegt weit über dem Wert des Konjunkturpakets, das der Kongress verabschiedet hat. Das Konjunkturpaket sollte die Arbeitslosigkeit um geschätzte 2 bis 2,5 Prozentpunkte senken. Genau der gegenteilige Effekt tritt ein, wenn man Arbeitnehmern Geld wegnimmt.

Seit den Zeiten des bedeutenden britischen Ökonomen John Maynard Keynes wissen Regierungen, dass sie bei einem Nachfrageausfall  – bei hoher Arbeitslosigkeit – Maßnahmen ergreifen müssen, um entweder die öffentlichen oder die privaten Ausgaben zu erhöhen. Das eine Prozent hat sich intensiv darum bemüht, die Staatsausgaben zu beschränken. Der private Konsum wird durch Steuersenkungen angeregt, und so ging Präsident Bush vor, der sich in acht Jahren zu drei großen Steuersenkungen entschloss. Der gewünschte Erfolg blieb jedoch aus. Die Bürde, der Nachfrageschwäche entgegenzuwirken, wurde damit der US-Notenbank auferlegt, deren Aufgabe es ist, die Inflationsrate niedrig, das Wachstum hoch und die Arbeitslosigkeit gering zu halten. Zu diesem Zweck senkt die Notenbank die Leitzinsen und stellt den Banken billig Geld zur Verfügung, das diese, in normalen Zeiten, an Haushalte und Firmen ausleihen. Wenn mehr zinsgünstige Kredite zur Verfügung stehen, kurbelt dies oftmals die Investitionstätigkeit an. Aber auch das kann schiefgehen. Statt reale Investitionen zu stimulieren, die zu höherem langfristigem Wachstum führen, verursacht die Ausweitung des Kreditangebots mitunter auch Spekulationsblasen, die wiederum Haushalte dazu veranlassen, in einer langfristig nicht tragfähigen Weise – auf
Schuldenbasis – zu konsumieren. Platzt eine Blase, kann dies eine Rezession nach sich ziehen. Die Politik reagiert auf nachlassende Nachfrage infolge zunehmender Ungleichheit nicht zwangsläufig in einer Weise, die zu Instabilität und Vergeudung von Ressourcen führt – häufig aber doch.




Vom Regen in die Traufe: Wie Blasen die Ungleichheit verschärfen

Der Rezession von 1991 suchte die US-Notenbank zum Beispiel mit der Senkung der Leitzinsen und der Ausweitung des Kreditangebots zu begegnen; damit trug sie zur Entstehung der sogenannten Dotcom-Blase bei, einem phänomenalen Kursanstieg bei Technologieaktien, der mit erheblichen Investitionen in diesen Sektor einherging. Dieser Blase lag selbstverständlich eine reale Veränderung zugrunde, ein technischer Wandel, der durch die Revolution in der Kommunikations- und Computertechnik herbeigeführt wurde. Das Internet wurde zu Recht als »transformative Innovation« betrachtet. Der irrationale Überschwang seitens der Investoren ging jedoch über jedes zu rechtfertigende Maß weit hinaus.

Unzureichende Regulierung, mangelhafte Buchführung und unlautere Bankgeschäfte sowie inkompetente Bankangestellte waren an der Entstehung der Blase ebenfalls beteiligt. Banken priesen Aktien an, von denen sie genau wussten, dass es »Nieten« waren. »Leistungszulagen« lieferten den CEOs Anreize, ihre Bilanzen zu frisieren und Gewinne auszuweisen, die weit höher waren als die tatsächlich erzielten. Die Regierung hätte diesem Treiben Einhalt gebieten können: durch stärkere Regulierung der Banken, Deckelung der Leistungszulagen, den Erlass besserer Rechnungslegungsvorschriften und das Einfordern höherer Einschüsse (der Bargeldbetrag, den Anleger aufbringen müssen, wenn sie Aktien kaufen). Aber die Nutznießer der Dotcom-Blase – und insbesondere die Konzernchefs und die Banken – wollten keine staatlichen Eingriffe. Da war eine Party am Laufen, und diese Party dauerte mehrere Jahre. Außerdem waren sie (zu Recht, wie sich zeigte) fest davon überzeugt, dass jemand anders einspringen und die Sache wieder in Ordnung bringen würde.


Allerdings profitierten auch die damaligen Politiker von der Blase. Die irrationale Nachfrage nach Kapitalanlagen während des Dotcom-Booms half, die ansonsten schwächelnde Nachfrage, die durch das hohe Maß an Ungleichheit verursacht wurde, so weit auszugleichen, dass die Regierungszeit von Präsident Bill Clinton zu einer des scheinbaren Wohlstandes wurde. Die Steuereinnahmen aus Veräußerungsgewinnen und anderen Einkommensarten, die durch die Spekulationsblase erzeugt wurden, erweckten sogar den Eindruck einer soliden Haushaltspolitik. Und bis zu einem gewissen Grad konnte die Regierung sich das, was geschah, sogar als »Verdienst« anrechnen: Clintons Politik der Finanzmarktderegulierung und der Senkung von Kapitalgewinnsteuern (was die Spekulation mit Technologie-Aktien rentabler machte) heizte das Ganze noch an.6

Als die Hightech-Blase schließlich platzte, ging die Nachfrage von Unternehmen (insbesondere Technologiefirmen) nach Kapital deutlich zurück. Die Wirtschaft glitt in eine Rezession ab. Nun musste sie durch etwas anderes wiederbelebt werden. George W. Bush gelang es, eine Steuersenkung für die Reichen durch den Kongress zu bringen. Das Gros kam den Superreichen zugute: eine Senkung des Steuersatzes auf Dividenden von 35 auf 15 Prozent, eine weitere Kürzung des Kapitalgewinnsteuersatzes von 20 auf 15 Prozent und eine schrittweise Abschaffung der Erbschaftsteuer.7 Doch da die Reichen einen so großen Teil ihrer Einkünfte sparen, kurbelten diese Steuersenkungen die Konjunktur nur in beschränktem Maße an. Wie ich im Folgenden zeigen werde, bewirkten sie sogar mitunter das Gegenteil dessen, was sie bewirken sollten.

Als die Verantwortlichen in den Aktiengesellschaften erkannten, dass die Dividendensteuer wahrscheinlich nicht so niedrig bleiben wird, hatten sie einen starken Anreiz, ihre Ausschüttungsquote zu maximieren – das heißt so viel von den Unternehmensgewinnen auszuschütten, wie sie konnten, ohne die Überlebensfähigkeit ihres Unternehmens zu gefährden. Dadurch verringerten sich indes die Barreserven, die ihnen zur Verfügung standen, um sich bietende Investitionschancen zu ergreifen. Die Investitionstätigkeit ging jenseits des Immobiliensektors sogar zurück,8 entgegen den Vorhersagen mancher Konservativer.9 (Eine Ursache für die Investitionsschwäche war selbstverständlich die Tatsache, dass viele Firmen während der Spekulationsblase am Technologiemarkt überinvestiert
hatten.) Aus dem gleichen Grund hat die Kürzung der Erbschaftsteuer möglicherweise die Ausgabebereitschaft gedämpft; die Reichen konnten jetzt mehr Geld für ihre Kinder und Enkel zurücklegen und hatten damit weniger Anreize, Geld für wohltätige Zwecke zu spenden.10

Bemerkenswerterweise zogen die US-Notenbank und ihr damaliger Präsident Alan Greenspan aus der Dotcom-Blase keine Lehren. Das hing zum Teil mit der Politik der »Ungleichheit« zusammen, die keine alternativen Strategien zuließ, mit denen sich die Konjunktur wieder hätte ankurbeln lassen, ohne eine weitere Blase zu erzeugen – etwa durch Steuersenkungen für die Armen oder erhöhte Ausgaben für dringend benötigte Infrastrukturprojekte. Diese Alternative zu der leichtfertigen Politik, die die Regierung betrieb, war für all jene ein rotes Tuch, die den Staat zurückstutzen und so weit schwächen wollten, dass er keine progressive Besteuerung oder Umverteilungspolitik mehr durchsetzen konnte. Franklin Delano Roosevelt hatte solche Alternativstrategien im Rahmen seines New Deal ausprobiert und war vom Establishment dafür an den Pranger gestellt worden. Tatsächlich retteten niedrige Zinsen, eine laxe Regulierung und ein verzerrter und dysfunktionaler Finanzsektor die Wirtschaft – für kurze Zeit.

Die US-Notenbank produzierte, unabsichtlich, eine weitere Blase, die vorübergehend effektiver war als die letzte, langfristig aber zerstörerischer. Die Notenbanker konnten keine spekulative Aufblähung erkennen, weil aus ihrer ideologisch geprägten Überzeugung, Märkte seien immer effizient, notwendigerweise folgte, dass es keine Blase geben konnte. Die Immobilienblase war effektiver, weil sie nicht nur einige wenige Technologiefirmen, sondern viele Millionen Haushalte, die sich für vermögender hielten, als sie waren, zu Mehrausgaben veranlasste. Binnen eines einzigen Jahres wurde fast eine Billion Dollar an erst- und zweitstelligen Hypothekendarlehen aufgenommen, und ein Großteil davon floss in den Konsum.11 Aber unter anderem deshalb war diese Blase auch zerstörerischer: Als sie platzte, gerieten Zigmillionen Familien an den Rand des finanziellen Ruins. Bevor das Debakel vorüber ist, werden noch Millionen von Amerikanern ihre Häuser verlieren und weitere Millionen ihr ganzes Leben lang darum kämpfen müssen, über die Runden zu kommen.

Überschuldete Haushalte und ein Überangebot an Immobilien belasten die Konjunktur schon seit Jahren und werden es wohl auch noch
auf Jahre hinaus tun; das eine wie das andere trägt zu Arbeitslosigkeit und damit einer massiven Ressourcenverschwendung bei. Die Dotcom-Blase hinterließ zumindest etwas Nützliches: Glasfasernetze und neue Technologien, die sich als Motor für die Wirtschaft erweisen sollten. Die Immobilienblase dagegen hinterlässt schlecht gebaute Häuser, die sich in den falschen Regionen befinden und für die Bedürfnisse eines Landes, in dem es den meisten Menschen wirtschaftlich immer schlechter geht, ungeeignet sind. Sie markiert den Höhepunkt einer Dreißigjahresperiode, in der man sich von Krise zu Krise hangelte und einige ausgesprochen naheliegende Lehren nicht zog.

In einer Demokratie mit einem hohen Grad an Ungleichheit kann auch die Politik unausgewogen sein, und wenn eine unausgewogene Politik eine unausgewogene Wirtschaft steuern soll, sind die Folgen potenziell tödlich.



Deregulierung

Eine unausgewogene Politik auf der Basis extremer Ungleichheit vermag noch auf andere Weise zu Instabilität zu führen: durch Deregulierung. Deregulierung hat maßgeblichen Anteil an der Instabilität, die wir und viele andere Länder erleben. Es lag im kurzsichtigen Interesse der Vermögenden, Aktiengesellschaften und insbesondere dem Finanzsektor freie Hand zu lassen; sie benutzten ihren politischen Einfluss und ihre Macht zur Meinungsbildung dazu, die Deregulierung voranzutreiben, zunächst in der Luftfahrtbranche und anderen Verkehrssektoren, dann in der Telekommunikationsindustrie und schließlich – und da waren die Folgen am gefährlichsten – auf den Finanzmärkten.12

Gesetzliche Vorschriften sind die Spielregeln, die die Funktionstüchtigkeit unseres Systems verbessern sollen: um freien Wettbewerb sicherzustellen, Missbrauch zu verhindern und diejenigen zu schützen, die sich nicht selbst schützen können. Ohne gesetzliche Beschränkungen greifen die im letzten Kapitel beschriebenen Formen von Marktversagen – bei denen Märkte keine effizienten Ergebnisse produzieren – immer weiter um sich. Im Finanzsektor zum Beispiel kommt es dann zu Interessenkonflikten und Auswüchsen wie übermäßiger Kreditvergabe, Überschuldung, überzogener Risikobereitschaft und Spekulationsblasen. Aber die
Akteure im Unternehmenssektor sehen die Dinge anders: Sie sehen vor allem die Gewinnsteigerungen, die ihnen der Wegfall gesetzlicher Beschränkungen beschert. Sie denken nicht an die allgemeinen und oftmals langfristigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen, sondern an ihren beschränkten, kurzfristigen Eigennutz, an die Gewinne, die sie jetzt womöglich einstreichen.13

Im Gefolge der Weltwirtschaftskrise, der ähnliche Exzesse vorausgingen, erließ die Regierung strenge Vorschriften zur Regulierung der Finanzmärkte, unter anderem den Glass-Steagall Act von 1933, der die Banken zwang, das Einlagen- und Kreditgeschäft vom Wertpapiergeschäft zu trennen, und außerdem zu einem Einlagensicherungsfonds führte. Diese konsequent durchgesetzten Gesetze leisteten dem Land gute Dienste: In den Jahrzehnten nach ihrer Verabschiedung blieb der Wirtschaft jene Art von Finanzkrise erspart, die die Vereinigten Staaten (und andere Länder) bis dahin wiederholt heimgesucht hatten. Mit der Aufhebung dieses Ordnungsrahmens im Jahr 1999 brachen sich die Auswüchse erneut und mit noch größerer Wucht Bahn: Die Banken setzten technische, wirtschaftswissenschaftliche und insbesondere finanzwirtschaftliche Fortschritte sehr schnell praktisch um. Diese Innovationen eröffneten Möglichkeiten zur Erhöhung der Fremdfinanzierung, mit denen sich die noch vorhandenen Vorschriften umgehen ließen und die die Aufsichtsbehörden nicht richtig durchschauten, sie boten neue Optionen zur ausbeuterischen Kreditvergabe und leisteten neuen Tricks Vorschub, mit denen unvorsichtige Kreditkartennutzer hinters Licht geführt werden konnten.

Die Verluste infolge der unzureichenden Auslastung von Produktionsmitteln, die mit der Großen Rezession und anderen konjunkturellen Abschwüngen einhergeht, sind enorm. Die schiere Vergeudung von Ressourcen, die diese jüngste durch den privaten Sektor verursachte Krise mit sich brachte – eine Differenz in Höhe von Billionen von Dollar zwischen dem Wert an Gütern und Dienstleistungen, die die Wirtschaft (bei Kapazitätsauslastung) hätte produzieren können, und der tatsächlichen Produktion – übertrifft alles, was eine demokratisch gewählte Regierung jemals an Finanzmitteln verschwendete. Der Finanzsektor gab vor, seine Innovationen hätten einen wirtschaftlichen Produktivitätsschub ausgelöst – eine Behauptung, für die es keine Beweise gibt –, und doch besteht kein Zweifel daran, dass gerade er für Instabilität und
Ungleichheit verantwortlich ist. Selbst wenn der Finanzsektor dreißig Jahre lang zu einem um 0,25 Prozent höheren Wachstum geführt hätte  – eine Annahme, die weit über das hinausgeht, was selbst die eifrigsten Fürsprecher des Sektors beteuern –, würde dies doch kaum die Verluste ausgleichen, die sein Fehlverhalten auslöste.

Wir haben gesehen, dass Ungleichheit Instabilität erzeugt, und zwar sowohl durch die Deregulierungspolitik als auch infolge der wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die in der Regel als Reaktion auf die unzureichende Gesamtnachfrage ergriffen werden. Keines von beidem ist eine notwendige Folge der Ungleichheit: Wenn unsere Demokratie besser funktionierte, hätte sie sich vielleicht der politischen Forderung nach Deregulierung widersetzt und auf die schwache Gesamtnachfrage in einer Weise reagiert, die nachhaltiges Wachstum gestärkt anstatt eine Blase erzeugt hätte.14

Es gibt weitere negative Effekte dieser Instabilität: Sie erhöht die Risiken. Firmen sind risikoscheu, was bedeutet, dass sie einen Ausgleich für das Eingehen von Risiken verlangen. Ohne einen solchen Ausgleich drosseln sie ihre Investitionstätigkeit und das Wachstum fällt niedriger aus.15

Ungleichheit erzeugt Instabilität und diese Instabilität wiederum Ungleichheit – einer der fatalen Teufelskreise, um die es in diesem Kapitel geht. In Kapitel 1 sahen wir, dass die Große Rezession den unteren und sogar den mittleren Einkommensgruppen besonders übel mitgespielt hat, und dies ist typisch: Einfache Arbeitnehmer sehen sich mit höherer Arbeitslosigkeit, niedrigeren Löhnen, sinkenden Immobilienpreisen und dem Verlust eines Großteils ihres Vermögens konfrontiert. Da die Reichen besser in der Lage sind, Risiken zu tragen, ernten sie die Belohnung, die die Gesellschaft als Ausgleich für die Übernahme höherer Risiken bereitstellt.16 Wie immer zahlen sich die politischen Maßnahmen, für die sie sich einsetzten und die anderen so hohe Kosten aufbürdeten, offensichtlich für sie aus.

Im Gefolge der globalen Finanzkrise des Jahres 2008 setzt sich heute weltweit die Einsicht durch, dass Ungleichheit zu Instabilität führt und Instabilität ihrerseits Ungleichheit verschärft.17 Selbst der IWF, der die Stabilität der Weltwirtschaft gewährleisten soll und den ich heftig dafür kritisiert habe, dass er den Folgen, die seine Auflagen für die Armen bedeuten, nicht genügend Aufmerksamkeit schenkt, hat, wenn auch
reichlich spät, eingeräumt, dass er das Thema Ungleichheit nicht ignorieren kann, wenn er seinen Auftrag erfüllen soll. In einer Studie aus dem Jahr 2011 zog der IWF folgendes Fazit: »Wir stellten fest, dass längere Wachstumsphasen durchgängig mit einer Angleichung der Einkommensverteilung verbunden sind. Ein Abbau der Ungleichheit und nachhaltiges Wachstum sind daher über längere Zeiträume betrachtet möglicherweise zwei Seiten derselben Medaille.«18 Im April 2011 unterstrich der damalige geschäftsführende Direktor des IWF, Dominique Strauss-Kahn: »Letztlich sind Beschäftigung und Gerechtigkeit Bausteine ökonomischer Stabilität und wirtschaftlichen Wohlstandes, politischer Stabilität und des Friedens. Damit gehören sie zu den Kernaufgaben des IWF und müssen ins Zentrum der wirtschaftspolitischen Agenda gerückt werden.«19



Der Zusammenhang zwischen Ungleichheit und volkswirtschaftlicher Effizienz

Die Kosten, die durch Ungleichheit erzeugte Instabilität verursacht, sind nur ein Grund dafür, dass ein hohes Maß an Ungleichheit – wie es derzeit in den Vereinigten Staaten herrscht – die Effizienz und die Produktivität einer Volkswirtschaft schmälert. Im Folgenden werde ich (a) auf den Rückgang der gesamtgesellschaftlich nützlichen öffentlichen Investitionen und die unzureichende Finanzierung des öffentlichen Bildungswesens eingehen, (b) auf die massiven Verzerrungen des Wirtschaftsgeschehens (insbesondere in Verbindung mit Rent-Seeking) und des rechtlichen Ordnungsrahmens sowie (c) auf die Auswirkungen auf die allgemeine Arbeitsmoral und auf die Problematik des Wunsches, mit den anderen gleichziehen zu wollen.



Abnahme der öffentlichen Investitionen

Das gegenwärtige ökonomische Kredo betont die Rolle des Privatsektors als Motor des Wirtschaftswachstums. Es ist leicht zu ersehen, weshalb: Wenn wir an Innovationen denken, denken wir an Apple, Facebook, Google und eine Vielzahl weiterer Unternehmen, die unser Leben verändert
haben. Aber hinter den Kulissen arbeitet der öffentliche Sektor, von dessen Leistungsfähigkeit der Erfolg dieser Firmen und sogar die Lebensfähigkeit unserer gesamten Volkswirtschaft in hohem Maße abhängen. Schöpferische Jungunternehmer gibt es auf der ganzen Welt. Ob sie ihre Ideen jedoch verwirklichen und neue Produkte auf den Markt bringen können, hängt vom jeweiligen Staat ab.

Zum einen legt der Staat die Spielregeln fest. Er verschafft dem Recht Geltung. Allgemeiner gesagt, stellt er die weiche wie die harte Infrastruktur bereit, ohne die eine Gesellschaft und eine Wirtschaft nicht funktionsfähig sind. Wenn der Staat keine Verkehrswege, Häfen, Bildungseinrichtungen oder Grundlagenforschung finanziert – oder dafür sorgt, dass jemand anders es tut, oder zumindest die Voraussetzungen dafür schafft, dass jemand anders es tun könnte –, dann können Unternehmen nicht florieren. Ökonomen nennen solche Investitionen »öffentliche Güter«, ein Fachterminus, der auf die Tatsache verweist, dass die gesamte Gesellschaft beispielsweise von den Erkenntnissen der Grundlagenforschung profitiert.

Eine moderne Gesellschaft erfordert gemeinschaftliches Handeln. Ohne dass alle Bürger an einem Strang ziehen, sind solche Investitionen nicht zu tätigen. Die daraus erwachsenden Gemeinwohleffekte vermag kein privater Investor für sich zu nutzen, und aus diesem Grund führt es zu Unterinvestition, wenn man die Bereitstellung öffentlicher Güter dem Markt überlässt.

Die Vereinigten Staaten und die Welt haben enorm von öffentlich finanzierter Forschung profitiert. In früheren Jahrzehnten trugen Forschungen, die von unseren staatlichen Universitäten und landwirtschaftlichen Beratungsdiensten durchgeführt wurden, im Agrarsektor zu massiven Produktivitätszuwächsen bei.20 Die heutige Revolution in der Informationstechnologie und die modernen Fortschritte in der Biotechnologie verdanken sich teilweise ebenfalls öffentlich finanzierten Forschungsvorhaben.

Seit etlichen Jahrzehnten leiden die USA unter den Folgen zu geringer Investitionen in die Infrastruktur, die Grundlagenforschung und das Bildungswesen. Angesichts des erklärten Willens von Republikanern wie Demokraten, das Defizit abzubauen, und der Weigerung des Repräsentantenhauses, die Steuern zu erhöhen, sind weitere Kürzungen in diesen Bereichen absehbar – und zwar trotz der eindeutigen Belege dafür, dass
der gesamtwirtschaftliche Nutzen dieser Investitionen die durchschnittlich im Privatsektor erzielte Rendite und zweifellos auch die staatlichen Kapitalbeschaffungskosten weit übertrifft.21 Tatsächlich erhielt der Boom der neunziger Jahre durch Erfindungen der Vorgängerjahrzehnte Auftrieb, die schließlich von unserer Wirtschaft umgesetzt wurden. Der Brunnen, aus dem die Privatwirtschaft – für die nächste Generation transformativer Investitionen – schöpfen kann, trocknet jedoch aus. Innovative Anwendungen sind auf Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung angewiesen, und diese haben wir einfach nicht ausreichend betrieben.22

Die Tatsache, dass wir diese entscheidenden öffentlichen Investitionen nicht getätigt haben, sollte uns nicht überraschen. Sie ist das Resultat einer unausgewogenen Vermögensverteilung. Je mehr sich die Gewichte in dieser Hinsicht in einer Gesellschaft verschieben, desto weniger sind die Reichen gewillt, Geld für die Bedürfnisse der Allgemeinheit auszugeben. Die Reichen sind für Parks, gute Bildungschancen, medizinische Versorgung oder persönliche Sicherheit nicht auf den Staat angewiesen. Sie können sich all diese Dinge selbst leisten. Dadurch entfernen sie sich immer weiter von der Durchschnittsbevölkerung.

Die Reichen fürchten zudem einen starken Staat – einen, der seine Macht dazu nutzt, die Ungleichgewichte in unserer Gesellschaft zu korrigieren, indem er ihnen einen Teil ihres Vermögens wegnimmt und es für öffentliche Investitionen verwendet, die dem Gemeinwohl dienen oder den Bedürftigen helfen. Während sich die reichsten Amerikaner vermutlich über die jetzige Regierung beklagen würden, dürfte sie ihnen in Wahrheit gerade recht sein: Die parteipolitische Blockade geht so weit, dass jedwede Umverteilung von oben nach unten ausgeschlossen ist, die politischen Lager sind so gespalten, dass sie außer Steuersenkungen nichts zuwege bringen.



Das Ende der Chancengleichheit

Unsere unzureichenden Investitionen in öffentliche Güter einschließlich des öffentlichen Bildungswesens haben zu dem Rückgang der ökonomischen Mobilität beigetragen, von dem in Kapitel 1 die Rede war. Dies wiederum hat weitreichende Konsequenzen für das Wachstum und die
Effizienz unserer Volkswirtschaft. Immer wenn wir Chancengleichheit abbauen, nutzen wir eine unserer wertvollsten Ressourcen – unsere Menschen – nicht so produktiv, wie es möglich wäre.

Wir haben bereits gesehen, dass die Aussichten auf eine gute Ausbildung für Kinder aus Familien mit niedrigem oder mittlerem Einkommen sehr viel schlechter sind als für Kinder aus reichem Hause. Das Einkommen der Eltern wird immer wichtiger, da die Studiengebühren viel schneller steigen als die Einkommen, insbesondere an staatlichen Colleges, an denen 70 Prozent der Amerikaner ihre Ausbildung erhalten. Aber, so könnte man fragen, wird diese Lücke denn nicht durch erweiterte Darlehensprogramme für Studierende gefüllt? Die Antwort lautet leider: nein. Und wieder trägt der Finanzsektor daran keine geringe Schuld. Momentan zeichnet sich der Markt durch eine Reihe von Fehlanreizen aus, die im Verbund mit fehlenden Rechtsvorschriften gegen Missbrauch bewirken, dass die Darlehensprogramme für Studierende die Chancen der Mittellosen nicht verbessern, sondern im Gegenteil oft zu deren weiterer Verelendung beitragen. Der Finanzsektor erreichte nämlich, dass Studentendarlehen im Fall einer Privatinsolvenz von der Entschuldung ausgenommen werden: die Kreditgeber haben daher kaum Anreize sicherzustellen, dass die Hochschulen, für deren Besuch die Studenten Kredite aufnehmen, ihnen tatsächlich eine Ausbildung bieten, die ihnen später ein hohes Einkommen sichert. Unterdessen vereitelten gewinnorientierte private Hochschulen mit hoch bezahlten Führungskräften jegliche Versuche, höhere Standards durchzusetzen; damit hätten Hochschulen, die die sozial Schwachen und schlecht Informierten ausbeuten – indem sie ihr Geld nehmen, ohne ihnen eine Ausbildung angedeihen zu lassen, die sie in die Lage versetzte, die Kredite später aus ihrem Arbeitseinkommen problemlos zurückzuzahlen –, keinen Anspruch auf Kreditgewährung mehr gehabt.23 Es ist vollkommen verständlich, dass ein junger Mensch, der sieht, wie die Schuldenlast das Leben seiner Eltern ruiniert, nur widerwillig ein Studentendarlehen aufnimmt. Tatsächlich ist es bemerkenswert, dass so viele es dennoch tun, mit der Folge, dass der durchschnittliche Uni-Absolvent heute mehr als 25 000 Dollar Schulden hat.24

Womöglich spielt bei der Abnahme der sozialen Mobilität, die sich langfristig negativ auf die Produktivität der USA auswirkt, noch ein weiterer Faktor eine Rolle. Aus Studien über den Bildungserfolg geht hervor,
wie wichtig die Förderung im Elternhaus ist. Die Bezieher mittlerer und niedriger Einkommen müssen sich ihren Lebensunterhalt hart verdienen und immer mehr arbeiten, um über die Runden zu kommen. Dadurch bleibt für die Familie – und die Beaufsichtigung der Hausaufgaben  – immer weniger Zeit. Familien müssen Kompromisse eingehen, und das betrifft auch die Investitionen in ihre Kinder (obwohl sie das vermutlich nicht so ausdrücken würden).



Von Verzerrungen im Wirtschaftskreislauf und unzureichender Regulierung

Ein zentrales Thema der vorherigen Kapitel war die Tatsache, dass die Ungleichheit in unserer Wirtschaft zu einem großen Teil auf Rent-Seeking zurückzuführen ist. In ihrer einfachsten Form sind Renten lediglich eine Form der Umverteilung von unten nach oben. Das ist beispielsweise der Fall, wenn es Mineralölkonzernen und Bergwerksgesellschaften gelingt, sich zu Preisen weit unterhalb dessen, was angemessen wäre, mit Erdöl- und Erzabbaurechten einzudecken. Ein Gutteil an Ressourcen wird auf Lobbying verschwendet: Über 3100 Lobbyisten arbeiten für die Gesundheitsindustrie (auf jeden Kongressabgeordneten kommen annähernd sechs), 2100 für die Energie- und Rohstoffwirtschaft. Alles in allem wurden allein im Jahr 2011 über 3,2 Milliarden Dollar für Lobbying ausgegeben.25 Die stärkste Verzerrung erfährt dadurch unser politisches System; die größte Verliererin ist unsere Demokratie.

Aber oft geht Rent-Seeking mit Vergeudung echter Ressourcen einher, die die Produktivität und das Wohlstandsniveau eines Landes beeinträchtigt. Es verzerrt die Ressourcenverteilung und schwächt die Wirtschaft. Bemühungen, sich ein größeres Stück vom Kuchen anzueignen, führen zwangsläufig dazu, dass der Kuchen insgesamt kleiner wird. Monopolmacht und steuerliche Vorzugsbehandlung von Sonderinteressen bewirken genau dies.26

Das Ausmaß des Rent-Seeking und der damit verbundenen Störungen unserer Wirtschaft lässt sich zwar nicht exakt quantifizieren, ist jedoch zweifellos enorm. Einzelpersonen und Unternehmen, die sich hervorragend auf Rent-Seeking verstehen, werden reichlich belohnt. Sie streichen unter Umständen gewaltige Profite für ihre Firmen ein, ohne
dass ihr gesellschaftlicher Beitrag auch nur im Geringsten positiv wäre. Denn in einer Rentenökonomie, zu der sich die amerikanische Wirtschaft mehr und mehr entwickelt, klaffen private und soziale Renditen weit auseinander. Die Banker, die für ihre Unternehmen hohe Gewinne erwirtschafteten, wurden reich belohnt, doch diese Gewinne, darauf wurde schon hingewiesen, waren kurzlebig und vollkommen unabhängig von nachhaltigen Verbesserungen in der Realwirtschaft. Dass etwas nicht stimmte, hätte offensichtlich sein sollen: Schließlich soll der Finanzsektor eigentlich der übrigen Wirtschaft dienen, nicht andersherum. Doch vor der Krise flossen 40 Prozent aller Unternehmensgewinne dem Finanzsektor zu.27 Kreditkartenunternehmen verdienten mit den Abrechnungsgebühren mehr Geld als der Einzelhändler mit dem Verkauf seiner Waren. Für die Bewegung von ein paar Elektronen nach dem Durchziehen einer Karte – ein Prozess, der höchstens ein paar Pennys kostet – erhielt die Finanzgesellschaft genauso viel Geld wie der Einzelhändler für die Abwicklung des komplexen Vorgangs, seinem Kunden eine breite Palette an Lebensmitteln zu erschwinglichen Preisen zur Verfügung zu stellen.28

Rent-Seeking verzerrt unsere Wirtschaft nicht zuletzt durch die Fehlallokation der wertvollsten Ressource unseres Landes: seiner talentierten Nachwuchskräfte. Ehedem fühlten sich intelligente junge Leute zu einem bunten Spektrum an Berufen hingezogen – die einen wollten anderen dienen, etwa als Ärzte, Lehrer oder Beamte; andere wollten unser Wissen erweitern. Einige zog es von jeher in die Wirtschaft, aber in den Jahren vor Ausbruch der Krise entschied sich ein immer höherer Prozentsatz der klügsten Köpfe des Landes für den Finanzsektor. Und in Anbetracht der Tatsache, dass sich so viele junge Spitzenkräfte im Finanzsektor tummelten, war es nicht weiter überraschend, dass dieser Sektor sehr innovativ war. Viele dieser »Finanzinnovationen« dienten indes lediglich dazu, gesetzliche Vorschriften zu umgehen, und schädigten langfristig die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft. Mit echten Erfindungen wie dem Transistor oder dem Laser, die unseren Lebensstandard erhöhten, lassen sich diese Finanzinnovationen nicht vergleichen.

Rent-Seeking gibt es nicht nur im Finanzsektor. Bemerkenswert ist, wie weit verbreitet Wettbewerbsbeschränkungen und Rent-Seeking in vielen Schlüsselsektoren der Wirtschaft mittlerweile sind. Auf den Hightech-Sektor (Microsoft) bin ich bereits an anderer Stelle eingegangen.
Zwei weitere Sektoren sind in das Blickfeld geraten: der Gesundheitssektor und die Telekommunikationsindustrie. Die Arzneimittelpreise liegen so weit über den Produktionskosten, dass es sich für Pharmafirmen lohnt, hohe Summen für Überzeugungsarbeit aufzuwenden, damit Ärzte und Patienten die Medikamente auch einsetzen beziehungsweise schlucken; die Pharma-Industrie gibt heute mehr für Marketing aus als für Forschung.29 Und ein Großteil der sogenannten Forschung ist selbst nichts anderes als Rent-Seeking: Eine Firma produziert ein Nachahmerpräparat (Generikum), um einen Teil der hohen Gewinne, die eine Konkurrenzfirma mit einem Blockbusterpräparat erwirtschaftet, für sich abzuschöpfen. Stellen Sie sich vor, wie wettbewerbsfähig die US-Wirtschaft sein könnte – und wie viele Arbeitsplätze geschaffen werden könnten –, wenn all dieses Geld in echte Forschung und echte Investitionen zur Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität gesteckt würde.

Immer wenn Monopolmacht Renten generiert, kommt es zu einer massiven Verzerrung im Wirtschaftsablauf. Die Preise sind zu hoch, und dies löst eine Verschiebung vom monopolisierten Produkt auf andere aus. Es ist bemerkenswert, dass gewisse Sektoren weiterhin überzogene Gewinne zu erwirtschaften scheinen, obwohl die US-amerikanische Volkswirtschaft doch angeblich so wettbewerbsorientiert ist. Ökonomen wundern sich, dass es im Gesundheitssektor möglich ist, für immer mehr Geld immer weniger Leistung zu erbringen: Die Leistungsbilanz des Gesundheitswesens fällt in den Vereinigten Staaten schlechter als in fast allen anderen fortgeschrittenen Industriestaaten aus, und doch geben die Vereinigten Staaten sowohl absolut pro Kopf der Bevölkerung als auch in Prozent des BIP deutlich mehr dafür aus. Wir verwenden mehr als ein Sechstel des BIP für die medizinische Versorgung, Frankreich dagegen weniger als ein Achtel. Pro Kopf zahlen die Vereinigten Staaten 2,5 Mal mehr für das Gesundheitswesen als der Durchschnitt der fortgeschrittenen Industriestaaten.30 Die Ineffizienz ist so gravierend, dass die Differenz zwischen dem US-amerikanischen und dem französischen Pro-Kopf-Einkommen um ein Drittel abnimmt, wenn man dies berücksichtigt.31 Auch wenn dieses Effizienzgefälle viele Ursachen hat, spielt Rent-Seeking, insbesondere seitens der Krankenversicherungen und Pharma-Unternehmen, eine erhebliche Rolle.

Das berüchtigtste Beispiel habe ich bereits erwähnt: eine Vorschrift im Gesetz zur Ausweitung des Medicare-Programms der Bush-Regierung
aus dem Jahr 2003, die einen starken Anstieg der Arzneimittelpreise in den Vereinigten Staaten und einen Marktlagengewinn für die Pharmahersteller von schätzungsweise mindestens 50 Milliarden Dollar jährlich nach sich zog. Nun könnte man sagen: Was sind unter Freunden schon 50 Milliarden Dollar? In einer Volkswirtschaft mit einem Leistungsvolumen von 15 Billionen Dollar entspricht dies weniger als einem Drittelprozent.32 Aber wie Senator Everett Dirksen aus Illinois gesagt haben soll: Eine Milliarde hier, eine Milliarde da, da kommt ein ganz schönes Sümmchen zusammen. Im Falle unserer nach Renten strebenden Konzerne sind es 50 Milliarden Dollar hier, 50 Milliarden Dollar da – da kommt eine gigantische Summe zusammen.

Bei stark eingeschränktem Wettbewerb ist der eigentliche Wettbewerbseffekt oftmals Verschwendung, da die Wettbewerber darum ringen, wer von ihnen den Verbraucher ausbeuten darf. Entsprechend sind hohe Gewinne nicht das einzige Zeichen von Rent-Seeking. Tatsächlich führt verzerrte, oligopolistische Konkurrenz zwischen Firmen mitunter sogar zur Verschwendung von Renten, nicht aber zu ökonomischer Effizienz; wenn (über der normalen Kapitelrendite liegende) Gewinne auf oder gegen Null gedrückt werden (beziehungsweise auf das Niveau der normalen Kapitalrendite), ist das nicht unbedingt ein Beleg für eine effiziente Volkswirtschaft. Wir sehen Hinweise auf Rent-Seeking beispielsweise in den hohen Aufwendungen zur Anwerbung von Kreditkarten- oder Handykunden. Hier geht es darum, Kunden so gründlich und so schnell wie möglich mit Gebühren und Kosten zu belasten, die weder verständlich noch vorhersagbar sind. Unternehmen tun alles in ihrer Macht Stehende, um den Vergleich der Nutzungskosten zweier Kreditkarten möglichst zu erschweren, weil ein solcher Vergleich dem Wettbewerb zugute kommen und der Wettbewerb die Gewinne aufzehren würde. Amerikanische Unternehmen müssen viel mehr an Kreditkartengesellschaften zahlen als Unternehmen in anderen Ländern, denen es gelungen ist, einige der wettbewerbswidrigen Praktiken einzudämmen – und die höheren Kosten der amerikanischen Unternehmen werden auf die amerikanischen Verbraucher abgewälzt und senken so deren Lebensstandard. Das Gleiche gilt für Handys: Amerikaner haben teurere Handytarife und bekommen einen schlechteren Service als Handynutzer in Ländern, denen es gelungen ist, einen Markt mit besser funktionierendem Wettbewerb zu schaffen.


Manchmal sind die ökonomischen Verzerrungseffekte durch Rent-Seeking auch subtiler Natur und schlagen sich nicht offensichtlich in einem Rückgang des BIP nieder. Dies hängt damit zusammen, dass das BIP die Kosten für die Umwelt nicht angemessen abbildet. Es gibt keinen Aufschluss über die Nachhaltigkeit des Wachstums. Verdankt sich das BIP vor allem der Förderung unterirdischer Rohstoffe, dann sollten wir ausweisen, dass dies am Reichtum des betreffenden Landes zehrt, solange die Erlöse aus diesen Bodenschätzen nicht oberirdisch in Human-oder Sachkapital investiert werden. Doch dafür sind unsere Messgrößen nicht ausgelegt. Wachstum, das sich der Überfischung oder der Ausbeutung von Grundwasser verdankt, ist kurzlebig, aber das wird von unseren Kriterien nicht erfasst. Unser Preissystem ist fehlerhaft, weil es die Knappheit vieler dieser Umweltressourcen nicht angemessen widerspiegelt. Und da das BIP auf Marktpreisen basiert, sind unsere BIP-Kenngrößen ebenfalls fehlerhaft.

Wirtschaftszweige wie die Kohle- und Erdölindustrie wollen, dass das so bleibt. Sie sind weder daran interessiert, dass die Verknappung der natürlichen Ressourcen oder die Umweltschäden in die Preisbildung einfließen, noch daran, dass unsere BIP-Kennziffern so korrigiert werden, dass sie der Nachhaltigkeit Rechnung tragen. Tatsächlich ist es eine versteckte Subvention, wenn man solchen Wirtschaftszweigen die Kosten, die sie der Umwelt auferlegen, erlässt – ein Geschenk ähnlich denen, welche die Industrie durch steuerliche Vergünstigungen und den Zugriff auf Ressourcen weit unterhalb des Marktpreises erhält.

Zu meiner Zeit als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats von Präsident Clinton habe ich mich dafür eingesetzt, dass die Vereinigten Staaten ein »umweltbereinigtes BIP« veröffentlichen, in dem sich die Ausbeutung unserer Ressourcen und die Zerstörung unserer Umwelt widerspiegeln sollten. Aber die Kohleindustrie wusste, was dies bedeuten würde, sie nutzte ihren immensen Einfluss im Kongress und drohte jenen Abgeordneten, die sich für die Erstellung eines »Grünen BIP« aussprachen, generell die finanzielle Unterstützung zu entziehen, nicht nur für dieses Projekt.

Wenn die Ölindustrie mehr Offshore-Bohrungen fordert und zugleich auf Gesetze drängt, die die Mineralölkonzerne davor schützen, die vollen Konsequenzen einer Ölkatastrophe zu tragen, dann verlangt sie letztlich nichts anderes, als mit öffentlichen Mitteln subventioniert zu
werden. Und solche Subventionen stellen nicht nur Renten bereit, sondern verzerren auch die Ressourcenverteilung. Das BIP und die gesellschaftliche Wohlfahrt insgesamt sinken, wie es die BP-Ölkatastrophe im Golf von Mexiko verdeutlicht hat. Weil die Erdöl- und die Bergbaugesellschaften ihre Finanzkraft dazu einsetzen, die Umweltgesetzgebung zu beeinflussen, leben wir in einer Welt mit mehr Luft- und Wasserverschmutzung, in einer Umwelt, die weniger ansprechend und weniger gesund ist, als es ansonsten der Fall wäre. Die Kosten schlagen sich in einem geringeren Lebensstandard für den amerikanischen Durchschnittsbürger nieder, der Nutzen manifestiert sich in höheren Gewinnen für die Erdöl- und die Bergbauunternehmen. Wieder besteht eine Inkongruenz zwischen den sozialen Renditen (die infolge der Senkung unseres Lebensstandards aufgrund der Umweltschäden tatsächlich negativ ausfallen können) und den privaten Erträgen (die oftmals gewaltig sind).33

Wie in den letzten beiden Kapiteln deutlich wurde, geht es beim Rent-Seeking unter anderem darum, Gesetzgebung und staatliche Regulierung zum eigenen Vorteil zu beeinflussen. Dafür braucht man Juristen. Wenn man sagen kann, dass Amerika eine Regierung des einen Prozents durch das eine Prozent für das eine Prozent hat, dann lässt sich mit noch größerer Berechtigung sagen, dass Amerika eine Regierung der Juristen durch Juristen für Juristen ist. 26 der 44 US-Präsidenten waren Juristen, 36 Prozent der Abgeordneten im Repräsentantenhaus haben Jura studiert. Selbst wenn sie nicht im engeren Sinne darauf aus sind, den finanziellen Interessen von Juristen entgegenzukommen, sind sie vielleicht kognitiv voreingenommen.

Der rechtliche Ordnungsrahmen soll unsere Wirtschaft effizienter machen, indem er dem Einzelnen wie dem Unternehmen Anreize bietet, nicht gegen die Regeln zu verstoßen. Aber wir haben ein Rechtssystem konzipiert, das einem Wettrüsten gleichkommt: Die beiden Protagonisten setzen alles daran, sich gegenseitig durch ein massives Aufgebot an Juristen in die Knie zu zwingen, das heißt, sich gegenseitig finanziell zu überbieten, da fähige und intelligente Anwälte teuer sind. Das Ergebnis hängt oftmals weniger von den Tatsachen des Falles oder Problems ab als von den Summen, die zur Verfügung stehen. Dabei kommt es zu einer massiven Fehlleitung von Ressourcen, nicht nur bei Rechtsstreitigkeiten, sondern auch durch die Maßnahmen, die ergriffen werden, um
den Ausgang eines Prozesses zu beeinflussen oder um Rechtsstreitigkeiten vorzubeugen.

Einige Studien, aus denen hervorgeht, dass Länder mit (im Verhältnis zur Einwohnerzahl) weniger Juristen höhere Wachstumsraten verzeichnen, lassen erahnen, welche makroökonomischen Auswirkungen die US-amerikanische Prozessfreude hat.34 Andere Studien deuten darauf hin, dass sich ein hoher Prozentsatz von Juristen in einer Gesellschaft vor allem deshalb negativ auf die Wirtschaft auswirkt, weil er begabte Leute davon abhält, sich innovativeren Tätigkeitsfeldern (wie Ingenieurwissenschaft und Naturwissenschaften) zuzuwenden, ein Befund, der auch für den Finanzsektor gilt.35

Doch um eines klarzustellen: Obwohl es dem Finanzsektor und Großunternehmen ganz allgemein so prächtig gelungen ist, die Aufhebung von Vorschriften zu erreichen, die den einfachen Bürger schützen sollen, ist das Rechtssystem oft der einzige Schutz, den Amerikaner aus unteren und mittleren Einkommensschichten haben. Statt eines Systems, das auf starken sozialen Zusammenhalt, ein ausgeprägtes soziales Verantwortungsbewusstsein und strenge Vorschriften zum Schutz von Umwelt, Arbeitnehmern und Verbrauchern gründet, leisten wir uns indes noch immer ein sehr teures System der nachträglichen Rechenschaftspflicht, das sich weit mehr auf die Bestrafung konzentriert, nachdem der Schaden (zum Beispiel an der Umwelt) angerichtet ist, als darauf, die Handlungsfreiheit einzuschränken, damit der Schaden gar nicht erst entsteht.36

Großunternehmen wehren sich in ihrem Kampf mit der übrigen Gesellschaft erfolgreich gegen Regulierung, und die Anwälte stehen ihnen in nichts nach. Beide Gruppen stecken sehr viel Geld in die Lobbyarbeit, um sicherzustellen, dass sie ihre Rent-Seeking-Aktivitäten fortsetzen können. Im Verlauf dieses Wettrüstens scheint ein Gleichgewicht erreicht worden zu sein: Es gibt zumindest einige Gegenkräfte, die den Konzernen Paroli bieten. Obwohl dieses Gleichgewicht besser ist als der Zustand, der einträte, wenn die Konzerne ihre Regeln selbst aufstellten – so dass die Opfer ihrer Handlungen keine Ansprüche auf Entschädigung hätten –, ist das gegenwärtige System für unsere Gesellschaft noch immer mit sehr hohen Kosten verbunden.

Das eine Prozent, das unsere Politik maßgeblich gestaltet, verzerrt die Wirtschaft nicht nur, indem es nicht das tut, was es tun sollte, nämlich
private und gesellschaftliche Anreize zur Deckung zu bringen, sondern indem es die Wirtschaft geradezu ermuntert, das zu tun, was sie nicht tun sollte. Die wiederholten Bankenrettungspakete, die Banken dazu ermutigen, überhöhte Risiken einzugehen, sind dafür das offensichtlichste Beispiel.37 Viele meinen allerdings, dass die außenpolitischen Verzerrungen sogar noch kostspieliger sind. Überzeugender als Bushs vorgebliche Entschlossenheit, einen Diktator aus dem Weg zu räumen, ist die Anziehungskraft des irakischen Öls (und der womöglich satten Profite, auf die Bush-Anhänger, einschließlich der Halliburton Corporation von Vizepräsident Richard Cheney, hoffen durften) als Erklärung für den Irakkrieg.38

Während diejenigen an der Spitze in überproportionalem Umfang zu den Nutznießern des Krieges gehören dürften, sind sie an den Kosten unterproportional beteiligt. Mitglieder des obersten einen Prozents leisten nur selten Wehrdienst – eine reine Freiwilligenarmee zahlt nicht gut genug, um für die Söhne und Töchter des obersten einen Prozents attraktiv zu sein. Die Klasse der Vermögenden spürt nicht einmal das Zwicken einer höheren Steuerlast, wenn die Nation in den Krieg zieht: Dieser wird auf Pump finanziert,39 und bei klammer Staatskasse werden Steuervergünstigungen für die Mittelschicht und Sozialprogramme gestrichen, nicht etwa die steuerliche Vorzugsbehandlung und die vielfältigen Schlupflöcher für die Reichen.

In der Außenpolitik geht es definitionsgemäß darum, die Interessen und die Ressourcen einer Nation ins Gleichgewicht zu bringen. Da das obere eine Prozent das Sagen hat und sich nicht an der Finanzierung von Kriegen beteiligt, kann von Ausgewogenheit und Zurückhaltung jedoch keine Rede mehr sein. Den Abenteuern, die wir unternehmen können, sind keine Grenzen gesetzt, und sowohl Konzerne als auch Auftragnehmer der öffentlichen Hand werden wahrscheinlich davon profitieren. Überall auf der Welt sind vom Staat finanzierte Straßen und Gebäude bei den entsprechenden Auftragnehmern ausgesprochen beliebt, weil sie ungemein lukrativ sein können, insbesondere wenn man die richtigen Parteien mit Spenden unterstützt. In den USA selbst hat sich das Militär als wahre Goldgrube für Auftragnehmer der öffentlichen Hand erwiesen.




Effizienzlohntheorie und Entfremdung

Ein zentrales Thema dieses Kapitels ist die Tatsache, dass das Verteilungsgefälle in unserer Gesellschaft in erheblichem Maße darauf zurückzuführen ist, dass private Anreize und soziale Renditen nicht deckungsgleich sind und dass die momentan hochgradige Ungleichheit ebenso wie die weitverbreitete Akzeptanz dieses Umstands es (trotz der ermutigenden Zeichen der Occupy-Wall-Street-Bewegung) heutzutage schwer machen, daran politisch zu rütteln. Die politischen Fehlentscheidungen umfassen viele Bereiche: die makroökonomische Stabilisierung, die Deregulierung von Wirtschaftszweigen, die Unterinvestition in Infrastruktur, öffentliches Bildungswesen, soziale Absicherung und Forschung.

Jetzt möchte ich mich einer ganz anderen Ursache dafür zuwenden, dass eine Volkswirtschaft an Effizienz und Produktivität verliert, wenn es massiv an der Verteilungsgerechtigkeit hapert. Menschen sind keine Maschinen. Man muss sie zu harter Arbeit motivieren. Wenn sie das Gefühl haben, unfair behandelt zu werden, kann es schwer sein, sie zu motivieren. Dies ist eines der zentralen Dogmen der modernen Arbeits-ökonomik, das in der Effizienzlohntheorie aufgegriffen wird, der zufolge die Art und Weise, wie Unternehmen ihre Arbeitnehmer behandeln – und eben auch entgelten –, deren Produktivität beeinflusst. Die Theorie wurde vor fast hundert Jahren von dem bedeutenden Wirtschaftswissenschaftler Alfred Marshall entwickelt, der schon 1895 schrieb: »Hoch bezahlte Arbeitskräfte sind im Allgemeinen effiziente und daher keine teuren Arbeitskräfte«, auch wenn er einräumte: »Dies ist eine Tatsache, die, obgleich sie für die Zukunft der Menschheit mehr Hoffnung in sich birgt als jede andere uns bekannte Tatsache, die Verteilungstheorie erheblich komplizierter machen dürfte.«40

Die Renaissance dieser Theorie nahm in der Entwicklungsökonomik ihren Anfang; einige Theoretiker erkannten, dass unterernährte Arbeitskräfte weniger produktiv sind.41 Aber diese Einsicht gilt auch für fortgeschrittene Industrienationen wie die Vereinigten Staaten, die im Zweiten Weltkrieg feststellen mussten, dass viele Rekruten so unterernährt waren, dass ihre militärische Leistungsfähigkeit dadurch gefährdet war. Bildungswissenschaftler haben gezeigt, dass sich Hunger und Mangelernährung negativ auf die Lernfähigkeit auswirken.42 Aus diesem Grund sind kostenlose Schulessen so wichtig. Angesichts der Tatsache,
dass jeder siebte Amerikaner dem Risiko unzureichender Lebensmittelversorgung ausgesetzt ist, sind viele amerikanische Kinder aus sozial schwachen Familien auch einem erhöhten Risiko von Lernproblemen ausgesetzt.

In einer modernen Volkswirtschaft wird die Leistungsfähigkeit jedoch weniger durch Unterernährung als vielmehr durch zahlreiche andere Faktoren beeinflusst. Die Verarmung im unteren und mittleren Einkommensbereich konfrontiert die Betroffenen mit einer ganzen Reihe von Ängsten und Sorgen: Werden sie ihr Eigenheim verlieren? Werden sie ihren Kindern eine Ausbildung finanzieren können, die diesen später zu beruflichem Erfolg verhilft? Werden die Eltern im Rentenalter über die Runden kommen? Je mehr Energie auf diese Sorgen verwendet wird, desto weniger Energie steht für die Produktivität am Arbeitsplatz zur Verfügung.

Der Ökonom Sendhil Mullainathan und der Psychologe Eldar Shafir fanden bei Experimenten heraus, dass ein Leben mit knappen Ressourcen oft zu Entscheidungen führt, die die Bedingungen der Knappheit noch verschärfen: »Die Armen nehmen teure Kredite auf und bleiben arm. Die Vielbeschäftigten [die an Zeit Armen] schieben auf, wenn sie wenig Zeit haben, nur um sich noch mehr aufzubürden.«43 Die Ergebnisse einer sehr einfachen Umfrage veranschaulichen, dass die Armen im Unterschied zu den Bessersituierten kognitive Ressourcen für das tagtägliche Überleben in Anspruch nehmen müssen. Bei dieser Erhebung wurden Personen, die gerade ein Lebensmittelgeschäft verlassen hatten, gefragt, welche Summe sie insgesamt in dem Geschäft ausgegeben hatten und was einzelne Artikel in ihrer Einkaufstasche jeweils kosteten. Die Armen konnten diese Fragen im Allgemeinen präzise beantworten, die Vergleichsgruppe oftmals nicht. Die kognitiven Ressourcen eines Individuums sind begrenzt. Der Stress, nicht genügend Geld zu besitzen, um dringende Bedürfnisse zu befriedigen, mag die Fähigkeit beeinträchtigen, Entscheidungen zu treffen, die die Mangelsituation möglicherweise lindern würden. Der begrenzte Vorrat an kognitiven Ressourcen ist erschöpft, und dies kann Menschen dazu veranlassen, irrationale Entscheidungen zu treffen. Stress und Sorgen können auch den Erwerb neuer Fähigkeiten und Kenntnisse beeinträchtigen. Wenn das Lernvermögen reduziert ist, nimmt die Produktivität langsamer zu, und das verheißt für die langfristige Leistungsfähigkeit einer Wirtschaft nichts Gutes.


Genauso wichtig für die Motivation der Arbeitskräfte ist das Gefühl, fair behandelt zu werden. Auch wenn nicht immer ganz klar ist, was fair bedeutet, und auch wenn das Fairnessempfinden des Einzelnen womöglich durch eigene Interessen verzerrt ist, wächst das Bewusstsein, dass die gegenwärtige Lohndisparität unfair ist. Wenn Manager behaupten, Löhne müssten gesenkt oder Mitarbeiter entlassen werden, damit das Unternehmen wettbewerbsfähig bleibt, und gleichzeitig ihre eigene Vergütung erhöhen, empfinden Arbeitnehmer dies zu Recht als unfair. Das tangiert nicht nur ihre aktuelle Leistungsbereitschaft, sondern auch ihre Loyalität zum Unternehmen, ihre Bereitwilligkeit, mit anderen zu kooperieren, und ihre Bereitschaft, in ihre Zukunft zu investieren. Wie jedes Unternehmer weiß, ist ein zufriedener Arbeitnehmer ein produktiver Arbeitnehmer; und ein Arbeitnehmer, der glaubt, dass ein Unternehmen seinen Führungskräften im Verhältnis zu seinen gewöhnlichen Mitarbeitern zu viel zahlt, ist wahrscheinlich kein zufriedener Arbeitnehmer.44

Eine ausführliche Fallstudie von Alan Krueger und Alexandre Mas über den Reifenhersteller Bridgestone/Firestone brachte ein besonders abschreckendes Beispiel an den Tag. Nach einem profitablen Geschäftsjahr verlangte die Unternehmensleitung, die Schichten von acht auf zwölf Stunden zu verlängern, die abwechselnd tagsüber und nachts abzuleisten waren, und den Lohn für neu eingestellte Mitarbeiter um 30 Prozent zu senken. Mit seiner Forderung schuf das Management die Voraussetzungen für die Produktion vieler fehlerhafter Reifen. Die fehlerhaften Reifen wurden bis zu ihrem Rückruf durch Firestone im Jahr 2000 mit über tausend Unfalltoten und -verletzten in Verbindung gebracht.45

In der Sowjetunion spielte die unter Arbeitern weitverbreitete Meinung, nicht angemessen bezahlt zu werden, eine wesentliche Rolle beim Zusammenbruch der Wirtschaft – ganz im Sinne der russischen Redensart: »Sie tun so, als würden sie uns bezahlen, und wir tun so, als würden wir arbeiten.«

In aktuellen wirtschaftswissenschaftlichen Experimenten hat sich bestätigt, wie wichtig Fairness ist. Ein Experiment zeigte, dass sich Lohnerhöhungen für Arbeiter, die das Gefühl hatten, unfair behandelt zu werden, erheblich auf die Produktivität auswirkten – während sie keinen Effekt auf diejenigen hatten, die ohnehin glaubten, fair behandelt zu werden. Oder nehmen wir eine andere Situation, bei der eine Gruppe von
Arbeitern eine ähnliche Aufgabe ausführt. Es wäre zu erwarten gewesen, dass Lohnerhöhungen für einige und Lohnsenkungen für andere die Produktivität der höher entlohnten Arbeiter steigern und die der geringer entlohnten Arbeiter mindern würde, und zwar so, dass sich beide Effekte gegenseitig aufheben. Aber die – im Experiment bestätigte – volkswirtschaftliche Theorie besagt, dass der Rückgang der Produktivität bei den Geringverdienern größer ausfällt als der Produktivitätszuwachs der Besserverdienenden, so dass die Produktivität insgesamt nachlässt.46


Konsumverhalten

Ich habe gezeigt, wie sich Ungleichheit mittels verschiedener Mechanismen, die man ökonomische nennen könnte und die sowohl durch Interessen- wie durch Regierungspolitik verstärkt und geprägt werden, negativ auswirkt: sowohl auf Wachstum und Effizienz einer Volkswirtschaft als auch, kurz- wie langfristig, auf das gesellschaftliche Wohl. Ungleichheit führt jedoch auf einer noch tieferen Ebene zu Verzerrungseffekten. Die Trickle-down-Wirtschaftspolitik mag eine Chimäre sein, aber der Trickle-down-Behaviorismus ist eine sehr reale Tatsache. Menschen unterhalb des obersten einen Prozents streben immer häufiger danach, die über ihnen nachzuahmen. Natürlich ist es für diejenigen am Fuß der Vermögenspyramide unvorstellbar, so zu leben wie das wohlhabendste eine Prozent. Aber diejenigen, die sich im zweiten Perzentil befinden, eifern dem obersten einen Prozent nach, diejenigen im dritten Perzentil eifern dem zweiten Perzentil nach und so weiter.

Ökonomen sprechen von der Bedeutung des »relativen Einkommens« und der »relativen Entbehrung«. Das, worauf es (bei der individuellen Beurteilung des eigenen materiellen Wohlergehens zum Beispiel) ankommt, ist nicht nur das absolute Einkommen eines Individuums, sondern sein Einkommen im Vergleich zu den Einkünften anderer.47 Die Bedeutung des relativen Einkommens ist in entwickelten Ländern so groß, dass Ökonomen nach wie vor darüber streiten, ob es überhaupt irgendeinen langfristigen Zusammenhang zwischen dem BIP-Wachstum und dem subjektiven Wohlbefinden in diesen Ländern gibt.48 Die Bedeutung, die Individuen ihrem Konsumverhalten im Vergleich zu dem
anderer beimessen, hilft zu erklären, weshalb so viele Amerikaner über ihre Verhältnisse leben – und weshalb so viele so hart und so lange arbeiten, nur um womöglich mit den anderen Schritt zu halten.

Vor vielen Jahren stellte John Maynard Keynes eine Frage. Jahrtausendelang waren die meisten Menschen gezwungen, den größten Teil ihrer Zeit nur für ihr Überleben zu arbeiten, für Nahrungsmittel, Kleidung und Unterkunft. Dann, beginnend mit der Industriellen Revolution, hatten beispiellose Produktivitätsfortschritte zur Folge, dass immer mehr Menschen aus einem Leben in Knechtschaft am Rande des Existenzminimums befreit werden konnten. Immer größere Teile der Bevölkerung benötigten nur einen kleinen Teil ihrer Zeit, um für den lebensnotwendigen Bedarf zu sorgen. Die Frage lautete: Wofür geben Menschen die Produktivitätsdividende aus?49 Die Antwort liegt nicht auf der Hand. Sie konnten entweder mehr Freizeit oder immer mehr Güter genießen. Die volkswirtschaftliche Theorie liefert keine klaren Vorhersagen, auch wenn die Vermutung nahezuliegen scheint, dass vernünftige Menschen sich entscheiden würden, sowohl mehr Güter als auch mehr Freizeit zu genießen. Das geschah in Europa. Amerika dagegen schlug einen anderen Weg ein: weniger Freizeit (pro Haushalt, da Frauen in zunehmendem Maße erwerbstätig wurden) und immer mehr Güter. Dies lässt sich vielleicht mit dem hohen Maß an Ungleichheit in den USA und der zunehmenden Sensibilität der Einzelnen für den Konsum anderer erklären. Womöglich arbeiten wir mehr, um unser Konsumniveau im Vergleich zu anderen aufrechtzuerhalten, und vielleicht ist dieser erbarmungslose Konkurrenzkampf aus Sicht des Einzelnen zwar rational, aber hinsichtlich des selbstgesetzten Ziels sinnlos. Adam Smith verwies vor über 250 Jahren darauf, dass, wenn einige aufsteigen, andere notwendigerweise ganz nach unten sinken.50 Während es nach der herrschenden volkswirtschaftlichen Theorie keine »richtige« Antwort auf Keynes’ Frage gibt, mutet die Antwort der Vereinigten Staaten beunruhigend an.51 Die Menschen sagen, sie würden so hart für die Familie arbeiten, doch ihre harte Arbeit beschneidet immer mehr die Zeit für die Familie, und das Familienleben leidet darunter. Die Mittel passen offenkundig nicht zu dem erklärten Zweck.




Der angebliche Zielkonflikt zwischen Gleichheit und Effizienz

Auf den vorangehenden Seiten habe ich dargelegt, dass die Ungleichheit – in all ihren Dimensionen – der US-Wirtschaft geschadet hat. Es gibt, darauf habe ich bereits hingewiesen, auch ein Gegen-Narrativ, das hauptsächlich von der politischen Rechten vertreten wird und das sich auf Anreize konzentriert. Nach dieser Sichtweise sind Anreize für eine funktionierende Wirtschaft unverzichtbar, und Ungleichheit ist die zwangsläufige Folge jedes Anreizsystems, da einige mehr produzieren werden als andere. Jede Umverteilungsmaßnahme schwäche entsprechend notwendigerweise die Anreize. Verfechter dieses Standpunktes behaupten auch, es sei falsch, sich auf die Ungleichheit der Ergebnisse zu fixieren, insbesondere in einem bestimmten Jahr. Das, worauf es ankomme, sei die Ungleichheit auf Lebenszeit, und noch wichtiger sei Chancengleichheit. Sie behaupten des Weiteren, Effizienz und Gleichheit seien gegenläufig – sinkt das eine, wächst das andere, und umgekehrt. Während die Menschen zu unterschiedlich großen Effizienzeinbußen bereit sein mögen, um im Gegenzug das Maß an Ungleichheit zu verringern, ist nach Auffassung der politischen Rechten in den USA der Preis für jede noch so geringfügige Angleichung der Lebensverhältnisse einfach zu hoch. Tatsächlich sei er so hoch, dass selbst die Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen, insbesondere diejenigen, die von staatlichen Programmen abhängig sind, sehr wahrscheinlich eine Verschlechterung ihrer materiellen Lage in Kauf nehmen müssten, denn wenn sich das Wirtschaftswachstum verlangsame, sänken die Einkommen für alle, die Steuereinnahmen würden zurückgehen, was die Kürzung staatlicher Ausgaben zur Folge hätte.

Ich argumentiere dagegen in diesem Kapitel dahingehend, dass sich durch Abbau der Ungleichheit die Effizienz und Produktivität unserer Volkswirtschaft steigern lassen könnten. In diesem Abschnitt rekapituliere ich die wichtigsten Streitpunkte: Die politische Rechte sieht eine Volkswirtschaft mit vollständiger Konkurrenz, in der die private Vergütung der sozialen Rendite entspricht; wir sehen eine Volkswirtschaft, die durch Rent-Seeking und andere Verzerrungen gekennzeichnet ist. Die Rechte unterschätzt die Notwendigkeit staatlicher (kollektiver) Eingriffe, um das durchgängige Marktversagen zu korrigieren, und überschätzt
die Bedeutung finanzieller Anreize. Und infolge all dieser Irrtümer überschätzt die Rechte die Kosten einer progressiven Besteuerung und unterschätzt deren Nutzen.




Rent-Seeking und der angebliche Zielkonflikt zwischen Gleichheit und Effizienz

Eine zentrale These dieses Buches lautet, dass Rent-Seeking in der US-Wirtschaft weit verbreitet ist und die gesamtwirtschaftliche Effizienz beeinträchtigt. Die große Kluft zwischen privater Entlohnung und sozialer Rendite, die eine Rentenökonomie auszeichnet, bedeutet, dass die Anreize, die Individuen geboten werden, oftmals zu Fehlverhalten führen und dass diejenigen, die hohe Gehälter einstreichen, nicht unbedingt diejenigen sind, die die größten Beiträge zum Allgemeinwohl geleistet haben. In den Fällen, in denen die privaten Erträge der Spitzenverdiener ihren sozialen Grenzbeitrag deutlich übertreffen, könnte eine Umverteilung das Maß an Ungleichheit reduzieren und zugleich die Effizienz steigern.52

Wenn man die Funktionsweise von Märkten dadurch verbesserte, dass man private und soziale Renditen zur Deckung bringt, den Spielraum für Rent-Seeking einschränkt und zugleich andere Formen von Marktversagen korrigiert, unter deren Folgen vor allem die Armen und die Mittelschicht zu leiden haben, würde man der Ungleichheit zu Leibe rücken und gleichzeitig die Effizienz steigern – also genau das Gegenteil dessen bewirken, was die Rechte behauptet.



Marktversagen und der angebliche Zielkonflikt zwischen Gleichheit und Effizienz

Die Rechte unterschätzt auch die Bedeutung anderer Unvollkommenheiten in unserer Wirtschaft: Wenn die Kapitalmärkte vollkommen wären, dann könnte jedes Individuum bis zu dem Punkt in sich selbst investieren, wo zusätzliche Erträge gleich den Kapitalkosten wären. Aber Kapitalmärkte sind alles andere als vollkommen. Individuen haben keinen leichten Zugang zu Kapital und können Risiken nicht abwälzen.


Ein Mangel an finanziellen Ressourcen schränkt die Produktivitätschancen von Familien in vielfältiger Weise ein. Er mindert ihre Fähigkeit, in ihre Kinder zu investieren, Immobilieneigentum zu erwerben und dadurch zum einen an den finanziellen Erträgen teilzuhaben, die mit der Aufwertung ihrer Wohnviertel verbunden sind, und zum anderen Sicherheiten anbieten zu können, die Kreditgebern glaubhaft zeigen, dass sie die aufgenommenen Mittel sinnvoll verwenden werden – was nützlich ist, um Bankkredite zu erschwinglichen Bedingungen zu erhalten. Vermögen in Form von Sicherungsgegenständen wirkt als Katalysator, nicht als Input, der im Produktionsprozess aufgebraucht wird.53 Die wichtigste Folge dieser Unvollkommenheiten besteht darin, dass in einer Welt, in der viele Familien nur ein geringes oder gar kein Vermögen besitzen und in welcher der Staat nur beschränkte Bildungschancen bereitstellt, zu wenig in Humankapital investiert wird.

Dies führt letztlich dazu, dass insbesondere dann, wenn ein qualitativ hochwertiges öffentliches Bildungssystem fehlt, vor allem das elterliche Vermögen (Bildung, Einkommen) darüber bestimmt, wie sich das Vermögen der Kinder entwickelt. Dass es in den USA mit ihrem hohen Grad an Vermögens- und Einkommensdisparitäten zugleich an Chancengleichheit fehlt, wie wir in Kapitel 1 sahen, ist daher nicht verwunderlich. Aus dem gleichen Grund ist zu erwarten, dass bei mehr Verteilungsgerechtigkeit und mehr Chancengleichheit die Produktivität der US-Wirtschaft zunehmen würde.

Ein weiterer Grund spricht gegen die angebliche Gegenläufigkeit von Ungleichheit und Effizienz. Risikomärkte – die Menschen in die Lage versetzen, sich am privaten Markt gegen wichtige Lebensrisiken wie Arbeitslosigkeit zu versichern – sind unvollkommen beziehungsweise gar nicht vorhanden; dies erlegt denjenigen, die über begrenzte Ressourcen verfügen, eine gewaltige Bürde auf. Weil Risikomärkte unvollkommen sind, fällt die individuelle Wohlfahrt bei fehlender sozialer Absicherung niedriger aus – und auch die Bereitschaft, hoch rentierliche und hoch riskante Geschäftsprojekte in Angriff zu nehmen, ist geringer. Eine bessere soziale Absicherung kann daher dazu beitragen, die wirtschaftliche Dynamik zu steigern.




Die negativen Auswirkungen des sogenannten Leistungslohns

Die politische Rechte und viele Ökonomen neigen dazu, den Nutzen des Leistungslohns zu über- und seine Kosten zu unterschätzen. Es gibt bestimmt Situationen, in denen monetäre Anreize Menschen dazu veranlassen können, sich auf ein heikles Problem zu konzentrieren und eine Lösung zu finden. Ein berühmtes Beispiel schildert Dava Sobel in ihrem Buch Längengrad. Die wahre Geschichte eines einsamen Genies, welches das größte wissenschaftliche Problem seiner Zeit löste.54 Wie sie berichtet, lobte das britische Parlament 1714 einen »Preis in Höhe des Lösegelds für einen König (in heutiger Währung mehrere Millionen Dollar) für ein ›praktikables und nützliches‹ Mittel zur Bestimmung des Längengrads« aus. Dies war entscheidend für den Erfolg der transozeanischen Navigation. John Harrison, ein Uhrmacher, der nie die Schule besucht hatte, aber ein genialer Mechaniker war, widmete sein Leben der Lösung dieses Problems und erhob im Jahr 1773 schließlich Anspruch auf diesen Preis. Doch daraus, dass Menschen durch monetäre Anreize dazu gebracht werden können, sich intensiv um die Lösung eines bedeutenden Problems zu bemühen, lässt sich keineswegs zwingend folgern, dass monetäre Anreize grundsätzlich der Schlüssel zu Höchstleistungen seien.

Um zu verdeutlichen, zu welchen absurden Ergebnissen der Leistungslohn in bestimmten Situationen führen kann, stellen wir uns einmal vor, wie es wäre, wenn Ärzte nach Leistung bezahlt würden. Ist es denkbar, dass ein Arzt, der eine Herzoperation durchführt, mehr Sorgfalt oder Mühe aufwenden würde, wenn seine Bezahlung davon abhinge, dass der Patient den Eingriff überlebt oder die eingesetzte Herzklappe länger als fünf Jahre hält? Ärzte geben bei jeder Operation ihr Bestes, und zwar aus Gründen, die wenig mit Geld zu tun haben. Interessanterweise sind uns die Gefahren eines Leistungslohns auf manchen Gebieten durchaus bewusst: Sachverständige in einem Prozess dürfen beispielsweise nicht danach bezahlt werden, wie der Prozess ausgeht.

Weil finanzielle Anreizsysteme niemals perfekt ausgestaltet werden können, führen sie oftmals zu verzerrten Verhaltensweisen, einer Überbetonung der Quantität und einer Unterbewertung der Qualität.55 Aus diesem Grund verzichtet man in den meisten Wirtschaftszweigen auf grob vereinfachende (und verzerrende) Anreizpläne, wie sie im Finanzsektor
und für Vorstandschefs üblich sind. Stattdessen wird bei der Beurteilung die Leistung im Vergleich zu anderen in einer ähnlichen Position berücksichtigt; man bemerkt die langfristige Leistung und das langfristige Potenzial. Belohnungen erfolgen oftmals in Form von Beförderungen. Aber insbesondere bei hochkarätigen Stellen unterstellt man, dass die Mitarbeiter auch ohne »Leistungslohn« ihr Bestes geben.56

Der Leistungslohn, insbesondere in der Form, wie er im Finanzsektor umgesetzt wurde, verdeutlicht, zu welchen Fehlanreizen eine solche Vergütung führen kann: Die Banker hatten einen Anreiz zu übermäßig risikoträchtigem, kurzsichtigem Handeln sowie zu Bilanzfälschung und -verschleierung.57 In guten Jahren kassierten die Banker einen großen Anteil der Gewinne; in schlechten Jahren blieben die Verluste an den Aktionären hängen und in richtig schlechten Jahren auch an den Anleihegläubigern und Steuerzahlern. Es war ein einseitiges Vergütungssystem: Bei Kopf gewannen die Banker, bei Zahl verloren alle anderen.

Selbst wenn das Vergütungssystem der Banker vor der Großen Rezession sinnvoll gewesen wäre – danach, als die Banken an staatliche Lebenserhaltungssysteme angeschlossen wurden, war es dies keinesfalls mehr. Ich habe oben bereits beschrieben, wie die Regierung ihnen im Wesentlichen Blankoschecks ausstellte – ihnen praktisch zinslose Darlehen gewährte, die sie in Anleihen »investieren« konnten, die viel höhere Renditen abwarfen. Ein befreundeter Banker sagte mir einmal, jeder, selbst sein zwölfjähriger Sohn, hätte ein Vermögen machen können, wenn der Staat ihm Darlehen zu derart günstigen Konditionen angeboten hätte. Aber die Banker behandelten die Gewinne, die sie damit erwirtschafteten, so, als verdankten sie sich ihrer genialen Begabung und als würden sie sie genauso verdienen wie die Vergütung, an die sie sich gewöhnt hatten.

Die Vergütungssysteme der Banker mögen einige der strukturellen Defizite der sogenannten Leistungslohnsysteme verdeutlichen, doch die Probleme reichen tiefer. Aktienoptionen wirkten genauso einseitig wie die Vergütung der Banker – die Führungskräfte profitierten, wenn die Kurse stiegen, erlitten jedoch keine entsprechenden Einbußen, wenn die Kurse sanken. Aktienoptionen förderten zudem Bilanzkosmetik, mit der man den Anschein erweckte, dem Unternehmen gehe es gut, so dass der Aktienkurs nach oben ging.


Ein Element der kreativen Buchführung bestand darin, die Aktienoptionen selbst so zu bilanzieren, dass die Aktionäre nicht wussten, wie stark der Wert ihrer Aktien durch die neu ausgegebenen Optionen verwässert wurde. Als das Financial Accounting Standards Board (das nominell unabhängige Gremium, das die Rechnungslegungsgrundsätze festlegt), unterstützt von der US-Börsenaufsicht und dem Wirtschaftswissenschaftlichen Beirat des Präsidenten, versuchte, Unternehmen dazu zu zwingen, die Vergütung ihrer Führungskräfte wahrheitsgetreu in der Bilanz auszuweisen, reagierten die Vorstandschefs mit einer Heftigkeit, die beredt Zeugnis von ihrem Täuschungswillen ablegte. Die vorgeschlagenen Reformen sahen nicht die Abschaffung von Aktienoptionen vor, sondern nur, dass die Firmen die Vergütung ihrer Führungskräfte so ausweisen sollten, dass diese für ihre Aktionäre leicht verständlich ist. Wir wollten die Funktionsweise der Märkte dadurch verbessern, dass wir ihnen zuverlässigere Informationen lieferten.

Wir schufen deshalb ein unabhängiges Gremium zur Festsetzung der Rechnungslegungsgrundsätze, weil diese Richtlinien beeinflussen, wie Märkte die zukünftigen Geschäftsaussichten von Firmen beurteilen und weil sich Firmen Standards wünschen, die sie in einem positiven Licht erscheinen lassen – was zumindest kurzfristig zu einem Anstieg ihres Aktienkurses führt. Doch dann spielten die Konzerne ihre Trumpfkarte  – ihren politischen Einfluss – aus, und hochrangige Regierungsmitglieder schalteten sich in einen Prozess ein, der unabhängig und unpolitisch sein sollte, um die Verschleierungsmöglichkeiten aufrechtzuerhalten.58 Der Druck hatte den gewünschten Erfolg.

Wenn man wirklich an Anreizen – und nicht an Täuschung – interessiert gewesen wäre, hätte man ein ganz anderes Vergütungssystem konzipiert. Aktienoptionspläne belohnten Führungskräfte bei einer Börsen-Hausse, die sie kaum als ihr Verdienst beanspruchen konnten. Sie bescherten den CEOs auch einen hohen Bonus, wann immer der Preis ihrer Produkte in die Höhe schoss oder der Preis eines wichtigen Produktionsmittels fiel – unabhängig davon, ob sie irgendetwas getan hatten, um die jeweilige Preisänderung zu bewirken. Treibstoffkosten sind für Fluggesellschaften ein entscheidender Kosten- und damit Erfolgsfaktor, was zur Folge hatte, dass die Vorstandschefs von Fluggesellschaften jedes Mal, wenn der Erdölpreis sank, einen Bonus erhielten. Ein sachgerechtes Anreizsystem würde die Vergütung von der Unternehmensleistung
im Branchenvergleich abhängig machen, aber so gehen nur wenige Firmen vor. Dies zeugt entweder davon, dass sie die Funktionsweise von Anreizen nicht richtig verstanden haben, davon, dass sie kein Interesse an einem leistungsbezogenen Vergütungssystem haben, oder von beidem.59

In dem Fehlen wirklich leistungsgerechter Vergütungssysteme wie etwa solcher, die auf die relative Leistung abstellen – also die Leistung im Vergleich zu einer Gruppe vergleichbarer Wettbewerber –, spiegelt sich ein weiteres Marktversagen wider, von dem bereits im letzten Kapitel die Rede war: Defizite in der Corporate Governance, dem Ordnungsrahmen für eine verantwortungsvolle Unternehmensführung und -kontrolle, die Führungskräften den Freiraum geben, ihre eigenen Interessen zu verfolgen  – indem sie etwa Vergütungssysteme einführen, die sie selbst bereichern  –, anstatt das zu tun, was im Interesse der Gesellschaft oder auch der Aktionäre wäre.

Bislang bewegt sich die hier erörterte Kritik am Leistungslohn im Rahmen der traditionellen ökonomischen Analyse. Aber Anreize sollen Menschen motivieren, damit sie zum Beispiel hart arbeiten. Psychologen, Arbeitsökonomen und andere Sozialwissenschaftler haben sich eingehend damit befasst, was Menschen motiviert, und es sieht ganz so aus, als hätten die Ökonomen, zumindest in vielen Fällen, falsch gelegen.

Menschen lassen sich durch intrinsische Belohnungen – durch die Zufriedenheit, die mit dem Gefühl einhergeht, gute Arbeit geleistet zu haben – oftmals besser motivieren als durch extrinsische (Geld). Die Wissenschaftler, um nur ein Beispiel zu nennen, deren Forschungen und Ideen in den letzten zweihundert Jahren unser Leben von Grund auf veränderten, trieb größtenteils nicht das Streben nach Reichtum. Dies ist ein Glück, denn andernfalls wären sie Banker geworden. Für sie war und ist das Streben nach Wahrheit, die Lust am Denken, das Erfolgserlebnis einer bedeutenden Entdeckung – und die Anerkennung ihrer Fachkollegen  – das, was am meisten zählt.60 Das bedeutet natürlich nicht, dass sie Geld ablehnen werden, wenn man es ihnen gibt. Und jemand, der sich besorgt fragt, wovon er das nächste Essen für sich und seine Familie bezahlen soll, wird, wie schon ausgeführt, zu zerstreut sein, um gute Forschungsarbeit zu leisten.

Aber unter bestimmten Umständen kann die Konzentration auf extrinsische Belohnungen (Geld) die Leistungsbereitschaft sogar schwächen. Die meisten (oder zumindest viele) Lehrer haben sich nicht des
Geldes wegen für diesen Beruf entschieden, sondern wegen ihrer Liebe zu Kindern und ihrem Spaß am Unterrichten. Die besten Lehrer hätten weit höhere Einkommen erzielen können, wenn sie in der Kreditwirtschaft Karriere gemacht hätten. Es ist fast eine Beleidigung anzunehmen, dass sie nicht ihr Bestes tun, um ihren Schülern möglichst viel beizubringen, und dass eine Gehaltszulage von 500 oder 1500 Dollar ihre Leistungsbereitschaft noch weiter steigern könnte. Tatsächlich können Leistungszulagen kontraproduktiv sein: Sie erinnern Lehrer daran, wie schlecht sie bezahlt werden, und diejenigen, die dadurch veranlasst werden, sich auf das Thema angemessener Vergütung zu fokussieren, werden sich vielleicht nach einer besser bezahlten Stelle umsehen und diejenigen zurücklassen, für die der Lehrberuf die einzige Option ist. (Das Gefühl, schlecht bezahlt zu werden, untergräbt natürlich die Arbeitsmoral und zieht gegenläufige Anreizeffekte nach sich.)

Eine oft erzählte Geschichte liefert ein weiteres Beispiel: Eine genossenschaftlich organisierte Kindertagesstätte hatte ein Problem mit bestimmten Eltern, die ihre Kinder nicht rechtzeitig abholten. Die Leitung beschloss daraufhin, bei nicht pünktlicher Abholung eine Gebühr zu verlangen, um den Eltern einen Anreiz zur Verhaltensänderung zu geben. Aber viele Eltern, einschließlich derer, die hin und wieder zu spät gekommen waren, hatten sich durchaus bemüht, ihre Kinder rechtzeitig abzuholen; sie taten wegen des sozialen Drucks, des Wunsches, das »Richtige« zu tun, ihr Bestes, wenn auch nicht immer mit dem gewünschten Ergebnis. Aber die Erhebung einer Gebühr machte aus einer gesellschaftlichen Pflicht eine monetäre Transaktion. Die Eltern agierten nicht mehr aus sozialer Verantwortung heraus, sondern kalkulierten, ob der Nutzen einer Verspätung die Kosten der Geldbuße überwog oder nicht. Die Zahl der Verspätungen nahm zu.61

Die gängigen leistungsorientierten Vergütungssysteme sind mit einer weiteren Schwäche behaftet. In betriebswirtschaftlichen Seminaren betonen wir, wie wichtig Teamarbeit ist, und auch den meisten Arbeitgebern ist klar, dass Zusammenarbeit für den Unternehmenserfolg absolut unverzichtbar ist. Das Problem besteht darin, dass individuelle Anreize eben diese Teamarbeit untergraben können, weil Konkurrenz ebenso gut destruktiv wie konstruktiv wirken kann.62 Kooperation dagegen lässt sich durch eine Bezahlung fördern, die von der »Teamleistung« abhängt.63 Ironischerweise hat die herrschende volkswirtschaftliche Theorie solche
Entlohnungssysteme immer diskreditiert, indem sie behauptete, der Einzelne hätte dann keine Anreize, weil sein Beitrag zur Gesamtleistung des Teams (selbst wenn das Team nur von mittlerer Größe ist) vernachlässigenswert sei.

Die volkswirtschaftliche Theorie bewertete die Wirksamkeit von Teamanreizen deshalb nicht richtig, weil sie die Bedeutung persönlicher Verbundenheit unterschätzte.64 Menschen arbeiten hart, um anderen in ihrem Team zu gefallen – und weil sie glauben, dass es das Richtige ist. Ökonomen überschätzen überdies den Egoismus der Menschen (obgleich es deutliche Hinweise darauf gibt, dass Ökonomen egoistischer sind als andere und dass das Studium der Wirtschaftswissenschaften die Studierenden im Lauf der Zeit egoistischer werden lässt).65 Daher ist es vielleicht auch nicht überraschend, dass Unternehmen, die sich im Besitz ihrer Mitarbeiter befinden – die daher an dessen Gewinnen beteiligt sind –, besser durch die Krise gekommen sind und weniger Mitarbeiter entlassen haben als andere.66

Der Umstand, dass die volkswirtschaftlichen Theorien in diesem Bereich mit Scheuklappen geschlagen sind, hängt mit einer generellen Schwäche des Fachgebiets zusammen. Die volkswirtschaftliche Standardtheorie betrachtet das menschliche Verhalten hauptsächlich unter dem Blickwinkel des rationalen Individualismus. Jedes Individuum beurteilt demnach alles aus einer Perspektive, die dem, was andere tun, wie viel sie verdienen oder wie sie behandelt werden, keine Beachtung schenkt. Menschliche Emotionen wie Neid, Eifersucht oder Gerechtigkeitsempfinden existieren nicht beziehungsweise sind für das ökonomische Verhalten ohne Bedeutung; und falls sie ins Spiel kommen, dann darf dies nicht sein. Die ökonomische Analyse soll so verfahren, als gäbe es diese Emotionen nicht. Nicht-Ökonomen erscheint diese Betrachtungsweise absurd  – und mir ebenfalls. Ich habe bereits erläutert, dass sich zum Beispiel Individuen weniger anstrengen, wenn sie das Gefühl haben, unfair behandelt zu werden, und wie Teamgeist ihre Leistungsbereitschaft anspornen kann. Dieser ökonomische Ansatz, der das von monetären Anreizen gesteuerte Individuum in den Mittelpunkt stellt und wie maßgeschneidert ist für die kurzatmigen US-amerikanischen Finanzmärkte, untergräbt das Vertrauen in unsere Wirtschaft und unsere Loyalität.

Kurzum: Während die politische Rechte behauptet, dass Leistungslohn notwendig sei, um die hohe Produktivität der US-Wirtschaft aufrechtzuerhalten,
verschärfen die leistungsbezogenen Vergütungsmodelle, die von vielen Unternehmen benutzt werden, realiter das Maß an Ungleichheit und sind darüber hinaus kontraproduktiv.


Kosten und Nutzen der Steuerprogression

Die Rechte unterschätzt nicht nur die Kosten der Ungleichheit und ignoriert den Nutzen, den eine Bereinigung der damit verbundenen Marktverzerrungen mit sich bringen würde. Sie überschätzt auch die Kosten einer progressiven Besteuerung im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit und unterschätzt die Nutzeneffekte öffentlicher Ausgaben.

Im letzten Kapitel bin ich auf die unter anderem von Präsident Reagan vorgebrachte Behauptung eingegangen, eine Drosselung der Steuerprogression  – durch Absenken des Spitzensteuersatzes – führe letztlich zu höheren Steuereinnahmen, weil die Ersparnisbildung und die Beschäftigungsrate zunähmen. Er irrte sich: Die Steuereinnahmen gingen deutlich zurück. Den Steuersenkungen von Präsident Bush erging es nicht besser; ganz wie die Reaganschen Steuersenkungen vergrößerten sie nur das Staatsdefizit. Präsident Clinton setzte den Spitzensteuersatz herauf, und die USA erlebten eine Phase starken Wachstums, in der das Verteilungsgefälle leicht abnahm. Natürlich haben die Konservativen Recht, wenn sie darauf hinweisen, dass die Anreize stark geschwächt würden, wenn der Grenzsteuersatz nahe 100 Prozent liegen würde, aber diese Beispiele zeigen, dass wir nirgendwo auch nur annähernd an dem Punkt sind, wo uns dies Kopfzerbrechen bereiten sollte. Tatsächlich schätzten Emmanuel Saez von der University of California, Thomas Piketty von der Paris School of Economics und Stefanie Stantcheva von der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät des MIT nach sorgfältiger Berücksichtigung der Anreizeffekte einer höheren Besteuerung und des gesellschaftlichen Nutzens einer Angleichung der Vermögensverhältnisse, dass der Spitzensteuersatz um die 70 Prozent betragen sollte; auf dem Niveau befand er sich, ehe Präsident Reagan seinen Feldzug für die Reichen begann.67

Aber selbst diese Berechnungen erfassen den Nutzen einer progressiveren Besteuerung meines Erachtens nicht vollständig, und zwar aus drei Gründen: Erstens erhöht ein Mehr an Gerechtigkeit (und an wahrgenommener Gerechtigkeit) die Produktivität, was in Übereinstimmung
mit den meisten ökonomischen Analysen bei diesen Berechnungen außer Acht gelassen wurde.

Zweitens untergräbt der Eindruck, dass unser ökonomisches und politisches System unfair ist, das Vertrauen in das eine wie das andere, obwohl eben dieses Vertrauen für das Funktionieren unserer Gesellschaft unverzichtbar ist, wie ich im nächsten Kapitel ausführlicher zeigen werde. Ein progressiver gestaltetes Steuersystem könnte ein wenig dazu beitragen, den Glauben an die Gerechtigkeit unseres Systems wiederherzustellen. Gesellschaftlich wie wirtschaftlich würden wir davon enorm profitieren. Drittens gehen niedrige Sätze für Spitzenverdiener einschließlich des Präsidentschaftskandidaten Mitt Romney ebenso wie die niedrigen Steuersätze auf Veräußerungsgewinne, die großzügige Definition von Veräußerungsgewinnen68 und die Schlupflöcher in der Körperschaft- und der Einkommensteuer auf Sonderbestimmungen im Steuergesetz zurück. Diese sorgen für Verzerrungen in der Wirtschaft und mindern die Produktivität. So zahlen so viele unserer Großunternehmen zum Beispiel deshalb so wenig Steuern, weil die Gewinne ihrer ausländischen Tochtergesellschaften erst dann besteuert werden, wenn sie ins Inland transferiert werden – was die Firmen dazu ermuntert, im Ausland statt in den Vereinigten Staaten zu investieren. Die Streichung dieser Sonderbestimmungen würde sowohl zu einer differenzierteren Steuerprogression führen als auch der US-Wirtschaft zugute kommen.

Mehr noch: Da die Einkommen der Reichsten aus Renten stammen und es durchaus möglich ist, diese Renten steuerlich abzuschöpfen, ist ein progressiv gestaltetes Steuersystem mit keinerlei negativen Anreizeffekten verbunden.

Die Tatsache, dass Steuersenkungen für die Reichen das Defizit und die Staatsverschuldung deutlich erhöht haben, hat noch einen anderen Effekt: Sie erhöht den Druck, öffentliche Mittel für Investitionen in Bildung, Technologie und Infrastruktur zu kürzen. Die politische Rechte unterschätzt die Bedeutung dieser öffentlichen Investitionen, die nicht nur direkt hohe Renditen abwerfen können, sondern auch die Basis für hoch rentierliche private Investitionen darstellen. Ich erwähnte bereits den Beitrag staatlicher Investitionen zu Forschung und Technik (etwa in Form der ersten Telegraphenlinie, die im neunzehnten Jahrhundert quer durch Nordamerika verlegt wurde, der Entwicklung des Internets und
der Grundlagen für den ersten Browser im zwanzigsten Jahrhundert). Jüngste Forschungen haben ergeben, dass die Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg von großen Produktivitätsfortschritten gekennzeichnet waren, die die Voraussetzungen für weitere Produktivitätssteigerungen in den Folgejahren schufen. Und dafür waren unter anderem staatliche Investitionen in Straßen verantwortlich (die interessanterweise eine wichtige Rolle bei den Produktivitätszuwächsen der Eisenbahnen spielten).69 Solche öffentlichen Investitionen lassen sich nur aus Steuermitteln nachhaltig finanzieren, und angesichts des Ausmaßes der Ungleichheit bedarf es eines durchdachten, progressiv gestalteten Steuersystems, das im Gegensatz zu einem regressiven Steuersystem die Marktverzerrungen reduziert. Ein Vorstandsvorsitzender wird sich nicht weniger anstrengen, sein Unternehmen erfolgreich zu führen, weil er statt mit zwölf nur mit zehn Millionen Dollar pro Jahr nach Hause geht. Zumindest verblasst die mögliche Minderung gesellschaftlich produktiver Leistungsbereitschaft infolge einer erhöhten Besteuerung des obersten einen Prozents – die aufgrund des enormen Verteilungsgefälles in unserer Gesellschaft hohe Summen einbringen würde – gegenüber den Auswirkungen auf die viel größere Zahl derer, die höhere Steuern zahlen müssten, um den gleichen Betrag aufzubringen.



Zum Schluss

Einige negative Effekte der Ungleichheit fielen vielleicht kleiner aus, wenn diejenigen, die heute arm sind, morgen reich wären, oder wenn es echte Chancengleichheit gäbe. Als die Occupy-Wall-Street-Bewegung die Aufmerksamkeit auf das zunehmende Maß an Ungleichheit lenkte, antwortete die Rechte, beinahe stolz, dass sie sich der Chancengleichheit verpflichtet fühle, während es den Demokraten darum gehe, dass alle dasselbe herausbekommen. Der Haushaltsausschuss des Repräsentantenhauses, in dem jene weitreichenden Budgetbeschlüsse gefasst werden, die die Zukunft des Landes maßgeblich beeinflussen, wird von Paul Ryan, einem Republikaner aus Wisconsin, geleitet. Ryan zufolge scheiden sich die beiden amerikanischen Parteien an der Frage, »ob wir eine Nation sind, die nach wie vor an Chancengleichheit glaubt, oder ob wir uns davon entfernen und die Gleichheit der Ergebnisse in den Vordergrund
stellen«.70 Er fuhr fort: »Wir sollten uns nicht auf Umverteilung konzentrieren, sondern auf Aufwärtsmobilität.«

Diese Sichtweise ist in zweifacher Hinsicht irreführend. Sie legt erstens nahe, dass wir zwar in puncto Verteilungsgerechtigkeit scheitern, im Hinblick auf die Chancengleichheit aber erfolgreich sind. In Kapitel 1 wurde deutlich, das dies nicht stimmt. Zweitens wird hier behauptet, wer für progressive Besteuerung eintrete, plädiere dafür, dass alle dasselbe zur Verfügung haben. Dabei geht es den Demokraten nach Einschätzung des Journalisten Jonathan Chait letztlich nur um eine Politik, »die das sprunghaft ansteigende Einkommensgefälle im Wesentlichen unangetastet lässt und es lediglich geringfügig abmildert«.71

Am wichtigsten ist vielleicht folgender Punkt: Niemand ist allein aus eigener Kraft erfolgreich. Es gibt in den Entwicklungsländern viele intelligente, hart arbeitende, tatkräftige Menschen, die arm bleiben – nicht weil es ihnen an Fähigkeiten mangelte oder sie sich nicht hinreichend anstrengten, sondern weil sie in dysfunktionalen Volkswirtschaften arbeiten. Alle Amerikaner profitieren von der physischen und institutionellen Infrastruktur, die das Land durch die gemeinschaftliche Anstrengung vieler Generationen hervorgebracht hat. Das Beunruhigende ist, dass das oberste eine Prozent in dem Bemühen, sich einen unvertretbar großen Anteil an den Vorteilen dieses Systems zu sichern, womöglich bereit sein wird, das System selbst zu zerstören, um an dem festzuhalten, was es hat.

Ich habe in diesem Kapitel gezeigt, dass wir einen hohen Preis für die Ungleichheit zahlen, die unsere Volkswirtschaft in zunehmendem Maße durch ein Nachlassen von Produktivität, Effizienz und Wachstum sowie durch einen Zuwachs an Instabilität belastet und dass der Nutzen einer gegenläufigen Politik, die zumindest das gegenwärtig hohe Ausmaß der Ungleichheit beseitigt, bei Weitem die Kosten aufwiegt, die dadurch möglicherweise entstehen. Es wurde deutlich, auf wie vielen Kanälen sich die negativen Auswirkungen der Ungleichheit bemerkbar machen. Doch letztlich geht es immer um eines, wie in einer Reihe von Ländern und über längere Zeiträume erhobene empirische Befunde bestätigen: Ein höheres Maß an Ungleichheit geht (wenn alle anderen relevanten Faktoren konstant bleiben) mit niedrigerem Wachstum einher.72 Von allen Kosten, die das oberste eine Prozent unserer Gesellschaft auferlegt hat, fällt die Erosion unseres nationalen Identitätsgefühls, für
das Fairness, Chancengleichheit und Gemeinschaftsgefühl so wichtig sind, vielleicht am meisten ins Gewicht. Amerika hat sich lange gerühmt, eine faire Gesellschaft zu sein, in der jeder die gleiche Chance hat voranzukommen, aber die heutigen Statistiken sprechen eine andere Sprache: Die Chancen, dass es ein Amerikaner aus der Unter- oder auch der Mittelschicht in die Oberschicht schafft, sind in Amerika geringer als in vielen europäischen Ländern. Und da die Ungleichheit als solche die Wirtschaft weiter schwächt, werden die Chancen zwangsläufig weiter sinken. Mit einem weiteren Kostenfaktor der in Amerika herrschenden Ungleichheit werde ich mich in den nächsten beiden Kapiteln befassen: der Gefährdung unserer Demokratie.


KAPITEL 5

Eine Gefahr für die Demokratie

Wir haben gesehen, dass das gegenwärtige Maß an Ungleichheit in den USA und vielen anderen Ländern nicht auf das spontane Wirken abstrakter Marktkräfte zurückgeht, sondern von politischen Entscheidungen geprägt und verstärkt wurde. Die Parteipolitik ist das Schlachtfeld, auf dem um die Frage gerungen wird, wie der ökonomische Kuchen einer Nation aufgeteilt werden soll. Das oberste Prozent hat diese Schlacht gewonnen. So sollte es in einer Demokratie nicht sein. In einem System, in dem jeder Bürger eine Stimme hat, sollten 100 Prozent der Bürger zählen. Die moderne politische und volkswirtschaftliche Theorie sagt vorher, dass die Ergebnisse von Wahlen, bei denen jeder Bürger eine Stimme hat, die Ansichten des Durchschnittsbürgers, nicht die der Eliten widerspiegeln sollten. Genauer ausgedrückt, sagt die Standardtheorie, die von Individuen mit genau definierten Präferenzen ausgeht, die sich bei ihrem Abstimmungsverhalten von ihren persönlichen Interessen leiten lassen, vorher, dass das Ergebnis demokratischer Wahlen die Anschauungen des »medianen« Wählers – also der Person genau in der Mitte – widerspiegeln sollte. In Bezug auf die Einstellung zu den öffentlichen Ausgaben zum Beispiel prognostiziert sie, dass die eine Hälfte der Wähler sich für mehr und die andere Hälfte sich für weniger Ausgaben ausspricht.1 Aus den Umfragen geht jedoch durchweg hervor, dass zwischen dem, was die meisten Wähler wollen, und dem, was das politische System liefert, Welten klaffen.

Im Anschluss an die Große Rezession herrscht Ernüchterung nicht nur über das weltwirtschaftliche System, sondern auch darüber, wie die politischen Systeme in vielen westlichen Demokratien funktionieren. Diese Desillusionierung fand ihren Niederschlag in den Occupy-Wall-Street- und Indignado-Bewegungen weltweit. Dass unser Wirtschaftssystem gravierende Mängel aufweist, liegt auf der Hand; aber genauso unverkennbar ist, dass die amerikanische Politik nicht einmal damit
begonnen hat, diese zu beheben. Die meisten Amerikaner sind überzeugt davon, dass die neuen gesetzlichen Vorschriften zur Regulierung des Finanzmarkts (Dodd-Frank Act) nicht weit genug gehen, und sie haben Recht. Schon vor der Krise wusste man, dass Banken die Bildungslücken oder unzureichende Information ihrer Kunden großflächig und gezielt ausnutzen, um sie dazu zu bewegen, ausbeuterische Kredite aufzunehmen. Es wäre im Interesse der meisten Amerikaner gewesen, diese ebenso einzudämmen wie die missbräuchlichen Kreditkartenpraktiken  – die leichtfertige Ausgabe von Karten mit großen Verfügungsrahmen und zu überhöhten Zinsen. Aber das geschah nicht. Die US-Bundesregierung unternahm wenig, um Banken, die gegen das Gesetz verstießen, strafrechtlich zu belangen; wie wir in Kapitel 7 sehen werden, tat sie sogar weit weniger als in der vergleichsweise harmlosen Bausparkassen-Krise vor zwanzig Jahren. Die New York Times schilderte, wie die US-Börsenaufsicht, die Investoren vor Betrug schützen soll, »es wiederholt zugelassen hat, dass sich die größten Unternehmen Sanktionen entzogen, die sich eigens gegen betrügerische Machenschaften richten«.2

Weshalb besaß die »Mitte« nicht den politischen Einfluss, den sie laut Standardtheorie haben sollte, und warum scheint unser gegenwärtiges System nach dem Grundsatz »ein Dollar – eine Stimme« statt »eine Person – eine Stimme« zu funktionieren? In den vorangegangenen Kapiteln sahen wir, wie die Politik die Märkte gestaltet: Die Politik legt die ökonomischen Spielregeln fest, und die Karten sind zugunsten des obersten einen Prozents gezinkt. Das hängt zumindest zum Teil damit zusammen, dass auch die politischen Spielregeln maßgeblich von diesem einen Prozent festgelegt werden.

In dieser Geschichte sind zwei Elemente entscheidend: zum einen die gezielte Manipulation der öffentlichen Wahrnehmung, so dass sich die 99 Prozent die Interessen des einen Prozents zu eigen machen. Darum wird es im nächsten Kapitel gehen. Zum anderen haben die ökonomischen und politischen Aspekte demokratischer Wahlen eine Schlüsselfunktion. Darauf konzentriere ich mich in diesem Kapitel.





Wie demokratische Prozesse untergraben werden




Das Wahlparadoxon und die Enttäuschung der Wähler

Zu den ungelösten Rätseln der modernen politischen Ökonomie zählt die Frage, weshalb Menschen überhaupt zur Wahl gehen. Denn bei ganz wenigen Wahlen hängt das Ergebnis von der Stimme einer einzelnen Person ab. Die Teilnahme an Wahlen ist mit Kosten verbunden; zwar erhebt kein einziger US-Bundesstaat heutzutage Gebühren für die Stimmabgabe, aber es kostet doch Zeit und Mühe, das zugewiesene Wahllokal aufzusuchen. Auch die im US-amerikanischen System vorab erforderliche Registrierung als Wähler kann ein Hindernis darstellen, da sie eine Planung weit im Vorfeld der Wahlen erfordert. Menschen, die in weiträumigen Städten mit einem schlechten öffentlichen Verkehrssystem leben, sind möglicherweise benachteiligt, was die Erreichbarkeit ihrer Wahllokale betrifft. Menschen mit eingeschränkter Mobilität haben unter Umständen Schwierigkeiten, zu ihrem Wahllokal zu gelangen, selbst wenn es ganz in der Nähe liegt. Den Mühen der Wähler steht nur ein geringer persönlicher Nutzen gegenüber. Tatsächlich ist es praktisch nie der Fall, dass die Stimme eines Einzelnen den Ausschlag für das Endergebnis gibt. Moderne politische und ökonomische Theorien gehen von der Annahme aus, dass Menschen rationale, eigennützige Akteure sind. In diesem Fall aber ist es zunächst unverständlich, warum Menschen überhaupt zur Wahl gehen.

Was bewegt uns trotzdem dazu? Die Tatsache, dass wir mit »Bürgertugenden« indoktriniert wurden. Es ist unsere staatsbürgerliche Pflicht, zur Wahl zu gehen. Jede Person, die in Erwägung zieht, nicht wählen zu gehen, fragt sich, was wäre, wenn sich alle so verhielten wie sie: »Wenn ich und andere gleichgesinnte Menschen nicht wählen würden, hätte dies zur Folge, dass das Ergebnis von denjenigen bestimmt würde, deren Ansichten ich nicht teile.« Diese Bürgertugend sollte indes nicht als etwas Selbstverständliches betrachtet werden. Wenn sich die Überzeugung durchsetzt, dass das politische System strukturell unausgewogen und unfair ist, werden sich die Menschen nicht mehr an ihre staatsbürgerlichen Pflichten gebunden fühlen. Wenn der Gesellschaftsvertrag aufgekündigt wird, wenn das Vertrauen zwischen einer Regierung und ihren Bürgern schwindet, sind Enttäuschung, Rückzug ins Private oder
Schlimmeres die Folge.3 In den Vereinigten Staaten und in vielen anderen Demokratien auf der Welt nimmt das Misstrauen gegenüber der Politik ständig zu.4

Die Ironie besteht darin, dass die Vermögenden, die das politische System zu ihren Zwecken manipulieren wollen, ein solches Ergebnis begrüßen. Wer zur Wahl geht, glaubt, dass das politische System funktioniert oder zumindest für einen selbst funktioniert. Wenn das politische System daher einseitig den Interessen der Begüterten Vorschub leistet, dann sind diese (in höherem Maße als der Durchschnitt) motiviert, sich politisch zu engagieren. Und das System dient zwangsläufig denjenigen am besten, deren Stimmen Gehör finden.

Wenn die Wähler zudem zur Stimmabgabe bewogen werden müssen, weil sie desillusioniert sind, wird es teuer, eine hohe Wahlbeteiligung zu erreichen; je größer die Politikverdrossenheit, desto kostspieliger wird es, die Bürger zu mobilisieren. Aber je mehr Geld benötigt wird, desto mehr Macht bekommen die Begüterten. Für die Reichen ist die finanzielle Einflussnahme auf den politischen Prozess keine Frage der staatsbürgerlichen Pflicht; es ist eine Investition, von der sie eine Rendite verlangen (und bekommen). Es ist nur natürlich, dass sie den politischen Prozess schließlich so gestalten, dass er ihren Interessen förderlich ist. Dies wiederum verschärft die Politikverdrossenheit unter den übrigen Wählern und verschafft dem Geld noch mehr Macht.



Vertrauensschwund

Ich habe betont, dass die Menschen in diesem Land gemeinsam handeln, sich als Gemeinschaft verstehen müssen, wenn die Probleme der USA gelöst werden sollen. Dieses gemeinschaftliche Handeln erfolgt formal über den Staat, der dafür verantwortlich ist, dass die nationalen Probleme gelöst werden. Die Bürger werden zwangsläufig unterschiedlicher Auffassung darüber sein, was zu tun ist. Unter anderem deshalb ist das Agieren als Kollektiv so schwierig. Kompromisse sind nötig, und Kompromisse erfordern Vertrauen: Eine Gruppe gibt heute nach in der Überzeugung, dass eine andere dies nächstes Jahr tun wird. Alle müssen darauf vertrauen können, dass sie fair behandelt werden, und wenn eine Maßnahme zu anderen Ergebnissen führt, als ihre Befürworter behaupteten,
müssen Änderungen vorgenommen werden, um den unerwarteten Umständen Rechnung zu tragen.

Allerdings fällt es leichter, gemeinschaftlich zu handeln, wenn die Interessen und Perspektiven einer Gruppe zumindest annähernd deckungsgleich sind; wenn alle sozusagen im selben Boot sitzen. Das oberste eine Prozent und die übrigen 99 Prozent aber sitzen offensichtlich nicht mehr im selben Boot.

Kooperation und Vertrauen sind in jeder gesellschaftlichen Sphäre wichtig. Oft unterschätzen wir, welche Rolle Vertrauen für das effiziente Funktionieren unserer Wirtschaft spielt oder welche Bedeutung die Bewahrung des Gesellschaftsvertrags hat, der uns zusammenhält. Wenn jeder privatrechtliche Vertrag dadurch durchgesetzt werden müsste, dass eine Partei die andere verklagt, käme unsere gesamte Wirtschaft, nicht nur unsere Politik, zum Stillstand. Das Rechtssystem erzwingt gewisse Aspekte »anständigen Verhaltens«, aber anständiges Verhalten basiert größtenteils auf Freiwilligkeit. Unser System könnte sonst gar nicht funktionieren. Wenn wir jedes Mal, wenn wir ungestraft damit durchkämen, einfach unseren Abfall wegwerfen würden, wären unsere Straßen verdreckt, oder wir müssten viel Geld für polizeiliche Überwachung aufwenden, um sie auf diese Weise sauber zu halten. Wenn Individuen bei jedem Vertrag betrügen würden – solange sie ungestraft damit davonkommen  –, wäre nicht nur das Leben unangenehm, sondern auch jede Geschäftsbeziehung äußerst störungsanfällig.

Die gesamte Geschichte hindurch florierten jene Volkswirtschaften, in denen ein gegebenes Wort ein Ehrenwort ist und ein Handschlag so viel gilt wie eine Unterschrift.5 Ohne Vertrauen sind geschäftliche Transaktionen, die auf der stillschweigenden Absprache beruhen, dass die komplexen Details später ausgehandelt werden, nicht realisierbar. Ohne Vertrauen ist jeder Vertragspartner ständig auf der Hut und versucht herauszufinden, wie und wann seine Geschäftspartner ihn übervorteilen wollen. Menschen wenden Energie und Ressourcen auf, um sich gegen dieses Risiko zu versichern, Alternativpläne zu erarbeiten und Maßnahmen zu ergreifen, die sicherstellen sollen, dass die Konsequenzen eines möglichen »Vertrauensbruchs« begrenzt sind.

Einige Sozialwissenschaftler versuchen, den Effekt von »Vertrauen« auf die Gesamtwirtschaft mithilfe des Konzepts vom Sozialkapital zu erklären. Eine Volkswirtschaft mit mehr »Sozialkapital« ist entsprechend
produktiver, so wie es auch für eine Volkswirtschaft mit vergleichsweise viel Human- oder Sachkapital gilt. Sozialkapital ist ein umfassender Begriff, der jene Faktoren beinhaltet, die sowohl im öffentlichen wie im privaten Sektor zu funktionstüchtigen Steuerungs- und Regelungsstrukturen und -prozessen beitragen. Aber die Idee des Vertrauens liegt sämtlichen Definitionen von Sozialkapital zugrunde; Menschen können darauf vertrauen, dass sie gut, anständig, respektvoll und fair behandelt werden. Und sie erwidern das ihnen entgegengebrachte Vertrauen.

Sozialkapital ist das Bindemittel, das Gesellschaften zusammenhält. Wenn Individuen das wirtschaftliche und politische System für unfair halten, verliert das Bindemittel an Wirkung und die Gesellschaft funktioniert nicht mehr richtig Auf meinen Reisen um die Welt, die ich zum Teil in meiner Funktion als Chefvolkswirt der Weltbank unternahm, sah ich Fälle, in denen das Sozialkapital groß war und der gesellschaftliche Zusammenhalt ebenfalls hoch. Aber ich sah auch Fälle, in denen der soziale Zusammenhalt zerstört wurde und Gesellschaften dysfunktional wurden. Bhutan, der abgelegene Himalaya-Staat in Nordostindien zum Beispiel, schützt seine Wälder im Rahmen eines umfassenden staatlichen Programms zur Erhaltung der Umwelt. Jede Familie darf eine bestimmte Anzahl von Bäumen für ihren privaten Gebrauch fällen. Ich fragte mich, wie die Einhaltung einer solchen Vorschrift in diesem dünn besiedelten Land gewährleistet werden kann. Die Antwort war einfach: durch das Sozialkapital, um in unserer Terminologie zu bleiben. Die Bhutaner haben den »rechten« Umgang mit der Umwelt verinnerlicht. Es wäre unmoralisch zu schummeln, und deshalb tun sie es nicht.

Gemeinschaften, die auf künstliche Bewässerung angewiesen sind  – ob in den Bergen Balis oder in der Atacama-Wüste Nordchiles – müssen zusammenarbeiten, um ihre Wasserreservoirs nachhaltig zu bewirtschaften und die Bewässerungskanäle zu erhalten. Auch diese Gemeinschaften scheinen starke soziale Bindungen zwischen ihren Mitgliedern zu entwickeln, anders gesagt: eine große Summe an Sozialkapital anzusammeln, so dass es höchstens zu geringfügigen Verstößen gegen den »Gesellschaftsvertrag« kommt. Das andere Extrem war Usbekistan nach dem Niedergang des Sowjet-Imperiums: Als ich dieses Land bereiste, sah ich die Folgen der Erosion von Sozialkapital. Die meisten Treibhäuser hatten keine Glasscheiben mehr und waren mithin vollkommen ineffektiv. Man erzählte mir, dass mit dem fortschreitenden Zerfall der usbekischen
Gesellschaft und Wirtschaft jede Familie nur noch ihre eigenen Interessen verfolgte. Das Glas wurde aus den Treibhäusern gestohlen. Niemand wusste so recht, was er mit dem gestohlenen Glas anfangen sollte, aber es vermittelte ein gewisses Gefühl der Sicherheit, und die Menschen waren fest davon überzeugt, dass jemand anderes das Glas stehlen würde, wenn sie es nicht täten.

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion kam es auch in Russland zu einem deutlichen Rückgang der Wirtschaftsleistung. Dies stellte die meisten Ökonomen vor ein Rätsel. Schließlich hatte sich der Bestand an Sach-, Human- und Naturkapital durch die Krise nicht verändert. Die Ersetzung der alten Zentralverwaltungswirtschaft mitsamt all ihren Verzerrungen durch eine Marktwirtschaft hätte doch eigentlich eine effizientere Nutzung dieser Ressourcen nach sich ziehen sollen. Diese Analyse ließ jedoch außer Acht, in welchem Maße die 74-jährige Herrschaft der KPdSU gemeinsam mit der Unterdrückung zivilgesellschaftlicher Institutionen das Sozialkapital ausgehöhlt hatte. Das Land war allein durch die Planwirtschaft und eine repressive Diktatur zusammengehalten worden. Als beide zerfielen, fehlte es schlichtweg an dem gesellschaftlich und wirtschaftlich notwendigen Sozialkapital. Russland war »in einem systemischen Vakuum gefangen, da es weder eine Plan- noch eine Marktwirtschaft war«.6

Jüngste Fortschritte bei der Erforschung gesellschaftlicher Normen zeigen, dass viele beziehungsweise sogar die meisten Menschen sich einer individuell nützlichen, aber gesellschaftlich schädlichen Handlung enthalten, wenn ihrer Einschätzung nach die meisten anderen dies ebenfalls tun. Das Gegenteil trifft jedoch auch zu. Und daraus erwächst eine wichtige Konsequenz: Wünschenswertes Verhalten kann sehr schnell erodieren, wenn Menschen eine hinreichende Anzahl von »Regelübertretungen« miterleben.7

In den USA kam es in den letzten Jahren zu einem enormen Vertrauensschwund.8 Innerhalb der Wirtschaft führte der Bankensektor diesen Trend an. Ein ganzer Wirtschaftszweig, der ehedem auf Vertrauen basierte, hat dieses eingebüßt. Schlagen Sie an einem beliebigen Tag eine Zeitung auf, und Sie werden höchstwahrscheinlich mehr als einen Artikel finden, in dem es um eine Bank oder eine Person aus einem anderen Zweig des Finanzsektors geht, die wegen Betrugs, wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung oder Mitwirkung an einem Kreditkartenmissbrauch,
wegen Insiderhandel oder Beteiligung an einem Hypothekenskandal angeklagt oder verurteilt wurde.

Der Chef von Goldman Sachs, Lloyd Blankfein, sagte es in aller Deutlichkeit: Intelligente Investoren verlassen sich nicht auf Vertrauen oder sollten es zumindest nicht tun. Diejenigen, die die Produkte der Banken kauften, seien mündige Erwachsene gewesen, die die Risiken hätten erkennen können. Sie hätten wissen müssen, dass Goldman Sachs die Mittel und die Anreize besaß, um Produkte zu entwickeln, die mit dem hohen Risiko eines Totalverlusts verbunden waren, dass die Bank die Mittel und die Anreize besaß, um Informationsasymmetrien zu erzeugen  – das heißt, dass die Banker mehr über die Produkte wussten als die Käufer –, und dass sie die Mittel und die Anreize hatte, diese Asymmetrien für sich auszunutzen. Diejenigen, die den Investmentbanken zum Opfer fielen, waren, größtenteils, wohlhabende Anleger (darunter indes auch Pensionsfonds, die das Geld von Otto Normalverbraucher verwalteten). Aber irreführende Werbung für Kreditkarten und ausbeuterische, auf Übervorteilung des schwächeren, schlechter informierten Vertragspartners abzielende Kreditvergabepraktiken haben jedem Amerikaner deutlich gemacht, dass man den Banken nicht trauen darf. Man muss das Kleingedruckte lesen – und selbst das genügt nicht.

Kurzsichtige Finanzmärkte, die sich auf Quartalserträge konzentrieren, trugen in erheblichem Maße dazu bei, auch das Vertrauen am Arbeitsplatz auszuhöhlen. Früher behielten die meisten Unternehmen ihre guten Mitarbeiter auch in Phasen rückläufiger Konjunktur, und diese Mitarbeiter revanchierten sich mit Loyalität und konsequenter Fort- und Weiterbildung, um die Produktivität ihrer Firma zu steigern. Man nennt dies »Hortung von Arbeitskräften«, und es ist ökonomisch sinnvoll.9 Aber als die Märkte immer kurzatmiger wurden, schien diese humane Personalpolitik nicht mehr profitabel zu sein. Die Steigerung der Ertragskraft  – durch Investitionen in Humankapital, niedrigere Fluktuationskosten und stärkere Betriebsbindung der Beschäftigten – würde sich erst in etlichen Jahren bemerkbar machen, insbesondere wenn sich die Rezession noch eine Zeitlang hinzog. Die Entlassung von Arbeitnehmern war im flexiblen US-Arbeitsmarkt relativ leicht, und damit wurden Arbeitskräfte einfach zu einem weiteren Produktionsmittel, über das die Firmen frei verfügen konnten. Daraus erklärt sich einer der ungewöhnlichen Aspekte der Rezession des Jahres 2008 (und anderer Abschwünge
in jüngerer Vergangenheit), die ich zu Beginn von Kapitel 2 diskutierte. Nach dem alten Modell sank in einem Konjunkturabschwung die Produktivität, weil viele Arbeitskräfte weiterbeschäftigt wurden. Doch statt auf den Tiefpunkt des Konjunkturzyklus zu sinken, stieg die Produktivität jetzt an: All jene tüchtigen Arbeitskräfte, bei denen sich die Firma früher gefragt hätte, ob sie sie entlassen sollte oder nicht, wurden jetzt kurzerhand freigesetzt. Die Aufgabe, erneut Teamgeist und Loyalität herzustellen sowie Humankapital aufzubauen, blieb einer zukünftigen Unternehmensleitung vorbehalten.10 Ganz allgemein gilt, dass Beschäftigte an Arbeitsplätzen, an denen sie, auch während einer Rezession, gut behandelt werden, nicht nur zufriedener, sondern auch produktiver sind.11 Man sollte nicht unterschätzen, wie wichtig es ist, sich an seinem Arbeitsplatz wohl zu fühlen: Die meisten Menschen verbringen einen Großteil ihrer Lebenszeit in ihrem Beruf, und das, was dort geschieht, übt einen starken Einfluss auf die übrigen Bereiche ihres Lebens aus.12

Die Erosion sozialer Bindungen und der Vertrauensverlust – den wir in der Politik, im Finanzsektor und im Berufsleben sehen – werden zwangsläufig weiterreichende gesellschaftliche Folgen haben. Vertrauen und gegenseitiges Wohlwollen sind nicht nur für das Funktionieren der Märkte, sondern auch für jeden anderen Aspekt der sozialen Kooperation unverzichtbar. Ich habe erläutert, weshalb der langfristige Erfolg einer Volkswirtschaft sozialen Zusammenhalt erfordert – eine Art Gesellschaftsvertrag, der die Mitglieder einer Gesellschaft miteinander verbindet. Erfahrungen in anderen Ländern haben jedoch gezeigt, wie leicht dieser Zusammenhalt verlorengeht. Wird der Gesellschaftsvertrag gebrochen, ist es mit der sozialen Kohäsion schnell vorbei.

Regierungsentscheidungen – die sich in politischen Maßnahmen, Gesetzen oder Haushaltsbeschlüssen niederschlagen – stärken oder schwächen diesen Vertrag. Indem die USA es zuließen, dass sich die soziale Schere unkontrolliert öffnet, haben sie der Vernichtung von Sozialkapital, wenn nicht gar sozialen Konflikten den Weg geebnet.

Das Feld, auf dem soziale Kooperation absolut unverzichtbar ist, ist die Politik, denn hier werden kollektiv Entscheidungen getroffen, die alle Bürger betreffen. Natürlich lässt sich das gesellschaftliche Zusammenleben auch auf andere Weise organisieren: Polizeistaaten stellen strenge Verhaltensregeln auf und bestrafen die geringste Zuwiderhandlung. Es handelt sich um ein System der Regeltreue, das auf »Anreizen« basiert –
den Anreizen von Sanktionen. Allerdings funktionieren solche Gesellschaften in der Regel nicht besonders gut. Diejenigen, die die Regeln durchsetzen, können nicht überall sein, und wenn Menschen den Eindruck haben, dass Regeln und Vorschriften unfair sind, werden sie versuchen, diese zu umgehen. Es wird teuer, die Einhaltung der Regeln zu gewährleisten, und es wird auch nur teilweise gelingen. Die Produktivität wird niedrig sein und das Leben unangenehm.

Die demokratische Alternative basiert auf Vertrauen und einem Gesellschaftsvertrag, auf der Einsicht in die Verpflichtungen und Rechte des Einzelnen. Wir sagen die Wahrheit, weil es richtig beziehungsweise moralisch ist, dies zu tun – in Kenntnis der Kosten, die anderen auferlegt werden, wenn das System gegenseitigen Vertrauens zusammenbricht. Wir haben gesehen, dass Vertrauenserosion der Wirtschaft schadet. Aber im Bereich des Politischen sind die Folgen womöglich noch gravierender: Das Scheitern des Gesellschaftsvertrags wird die Funktionsfähigkeit unserer Demokratie vielleicht noch stärker beeinträchtigen als unsere Wirtschaft.



Fairness und Desillusionierung

Für die meisten Amerikaner ist die Bedeutung von Fairness offensichtlich. Tatsächlich war die Fairness unseres Wirtschaftssystems einer der Aspekte unserer Gesellschaft, auf den die Amerikaner von jeher besonders stolz waren – die Tatsache, dass es jedem eine Chance gab. Neuere Forschungen haben gezeigt, wie wichtig Fairness für die meisten Menschen ist (auch wenn sich Wirtschaftswissenschaftler weiterhin fast ausschließlich auf Effizienz konzentrieren). In einer Reihe von Experimenten, die zunächst von den deutschen Ökonomen Werner Güth, Rolf Schmittberger und Bernd Schwarze durchgeführt wurden, erhielt eine Versuchsperson einen bestimmten Geldbetrag, zum Beispiel hundert Dollar, den sie anschließend zwischen sich und einen Mitspieler aufteilen sollte.13 In der ersten Version, dem sogenannten Diktatorspiel, muss der zweite Spieler das akzeptieren, was ihm gegeben wird. Die volkswirtschaftliche Standardtheorie liefert eine klare Vorhersage: Der erste Spieler behält die hundert Dollar für sich selbst. In der Praxis aber gibt der erste Spieler dem zweiten etwas, wenn auch im Allgemeinen weniger als die Hälfte.14


Ein ähnliches Experiment liefert noch eindeutigere Belege dafür, dass Menschen großen Wert auf Fairness legen: Die meisten Menschen würden sich eher mit einem ineffizienten Ergebnis – auch wenn es sie selbst schädigt – als mit einem unfairen abfinden. In dem sogenannten Ultimatumspiel hat der zweite Spieler das Recht, Einspruch gegen die vom ersten Spieler vorgeschlagene Aufteilung zu erheben. Legt der zweite Spieler Veto ein, gehen beide leer aus. Die volkswirtschaftliche Standardtheorie legt eine klare Strategie nahe: Der erste Spieler behält 99 Dollar für sich selbst und gibt dem zweiten Spieler einen Dollar, der diesen akzeptiert, weil ein Dollar besser ist als kein Dollar. Tatsächlich bewegen sich die Angebote im Schnitt typischerweise zwischen dreißig und vierzig Dollar (beziehungsweise 30 bis 40 Prozent der Gesamtsumme in einem Spiel, in dem es um andere Größen geht), und der zweite Spieler widerspricht tendenziell der Aufteilung, wenn ihm weniger als zwanzig Dollar angeboten werden.15 Er ist bereit, eine gewisse Unfairness hinzunehmen – er erkennt, dass er sich in einer weniger mächtigen Position befindet –, aber er wird nur ein begrenztes Maß an Unbilligkeit tolerieren. Er würde lieber gar nichts bekommen als zum Beispiel zwanzig Dollar – eine Aufteilung im Verhältnis 4 zu 1 erscheint ihm als zu unfair.16

Der Eindruck von Unfairness beeinflusst das Verhalten. Wenn Arbeitnehmer sich von ihrem Arbeitgeber ungerecht behandelt fühlen, bummeln sie eher bei der Arbeit.17 Im letzten Kapitel bin ich auf Versuchsergebnisse eingegangen, die die Bedeutung des Gerechtigkeitsempfindens für die Produktivität bestätigen. Aber das amerikanische Wirtschaftssystem ist, wie in Kapitel 1 dargelegt, in einem grundlegenden Sinne nicht mehr fair. Chancengleichheit ist lediglich ein Mythos; und die Amerikaner begreifen dies allmählich. Einer Umfrage zufolge glauben heute 61 Prozent der Amerikaner, unser Wirtschaftssystem begünstige die Reichen; nur 36 Prozent – etwas mehr als jeder dritte Amerikaner  – halten unser System im Großen und Ganzen für fair.18 (Und in einem ähnlichen prozentualen Verhältnis halten sie eine die Reichen begünstigende ökonomische Unfairness für ein gravierenderes Problem als Überregulierung.)19 Andere Studien, in denen die Ansichten der Befragten darüber, wie eine gerechte Einkommensverteilung aussehen könnte, mit ihrer Wahrnehmung zur Ungleichheit in den Vereinigten Staaten verglichen werden, bestätigen, dass die meisten die Ungleichheit für zu
groß halten. Und dieser Eindruck zog sich quer durch die unterschiedlichsten demographischen Gruppen – er war unter Männern wie unter Frauen, unter Demokraten wie unter Republikanern, unter Spitzen- wie unter Geringverdienern weit verbreitet. Tatsächlich sollten die oberen 40 Prozent in der idealen Verteilung, die den meisten Menschen vorschwebte, über weniger Vermögen verfügen als gegenwärtig die oberen 20 Prozent. Genauso frappierend ist ein anderer Befund: Als die Befragten aufgefordert wurden, zwischen zwei Verteilungen (die in einem Kreisdiagramm dargestellt wurden) zu wählen, entschieden sie sich mit überwältigender Mehrheit für diejenige, die die Verteilung in Schweden abbildete, und nicht für die US-amerikanische (92 zu 8 Prozent).20

Die Aussage, unser politisches System sei unausgewogen und nicht repräsentativ, findet sogar noch breitere Zustimmung als die Aussage, unser Wirtschaftssystem sei unfair. Insbesondere die Armen glauben, ihre Stimme finde kein Gehör. Die breite Unterstützung für die Occupy-Wall-Street-Bewegung bestätigt diese Bedenken. Die Überzeugung, unser politisches und unser ökonomisches System seien unfair (die der Wirklichkeit entspricht), schwächt beide Systeme.

Während das sichtbarste Symptom Politikverdrossenheit ist, die dazu führt, dass die Menschen sich nicht mehr am politischen Prozess beteiligen, besteht zugleich die Sorge, dass sich Wähler von Populisten und Extremisten angezogen fühlen könnten, die das Establishment angreifen, weil es dieses unfaire System erschaffen hat,21 und nun unrealistische Veränderungen versprechen.



Misstrauen, Medien und Verdrossenheit

Kein Ökonom bezweifelt die Bedeutung eines funktionierenden Wettbewerbsmarktes für Güter und Dienstleistungen. Noch wichtiger für unsere Gesellschaft und unsere Politik ist jedoch ein Wettbewerbsmarkt der Ideen. Aber leider ist dieser Markt verzerrt – und wird auch so wahrgenommen.22 Bürger können als Wähler keine sachlich fundierten Entscheidungen treffen, wenn sie keinen Zugang zu den erforderlichen Informationen erhalten. Ist die Medienberichterstattung tendenziös, dann erhalten die Wähler keine ausgewogenen Informationen. Und selbst wenn die Medienberichterstattung ausgewogen wäre, wissen die Bürger,
dass die Informationen, die die Regierung gegenüber den Medien offenlegt, dies möglicherweise nicht sind.

Als John Kenneth Galbraith vor etwa sechzig Jahren erkannte, dass nur auf wenigen Märkten annähernd »vollständige Konkurrenz« herrschte, wie Ökonomen sagen, hob er die Bedeutung »ausgleichender Gegenkräfte« hervor.23 Wir werden in den Vereinigten Staaten niemals eine wirklich vielfältige Medienlandschaft haben, mit einer Fülle von Zeitungen und Fernsehsendern, die unterschiedlichste Standpunkte vertreten, aber wir könnten besser sein. Wir könnten die Einhaltung des Wettbewerbsrechts strenger überwachen, in dem Bewusstsein, dass es um mehr geht als nur um die Kontrolle etwa des Werbemarktes – es geht auch um die Kontrolle des Marktes für Ideen. Wir könnten besonders auf Versuche von Medienkonzernen achten, Zeitungen, Fernseh- und Radiosender zu kontrollieren. Und wir könnten jene Medien öffentlich unterstützen, die dazu beitragen, die Medienlandschaft bunter zu machen. Schließlich ist das Gemeinwohl ein öffentliches Gut – das heißt, alle profitieren davon, wenn der Staat gut funktioniert. Es ist eine grundlegende Erkenntnis der Wirtschaftswissenschaften, dass private Märkte von sich aus zu wenig in öffentliche Güter investieren, da der gesamtgesellschaftliche Nutzen weit größer ist als der Nutzen für das Individuum selbst. Es ist für eine gut funktionierende Demokratie wichtig, gut informierte Bürger zu haben, und dies wiederum erfordert aktive und vielfältige Medien. Andere Länder haben – mit einigem Erfolg – versucht, diese Pluralität zu gewährleisten, indem sie den Medien eine breite öffentliche Unterstützung zukommen lassen, angefangen von nationalen öffentlichen Radiosendern bis zu kommunalen Radiostationen und zur Förderung von Lokalzeitungen selbst in kleineren Gemeinden.24

Auch unsere Medienlandschaft könnte ausgewogener sein. Gegenwärtig ist es so, dass das oberste eine Prozent in den Medien das Sagen hat. Die Superreichen verfügen über die Mittel, um kritische Medien aufzukaufen und zu kontrollieren, und einige von ihnen sind bereit, dafür sogar Verluste in Kauf zu nehmen, denn es handelt sich um eine Investition zur Sicherung ihrer ökonomischen Position.25 Wie die politischen Investitionen von Banken mögen auch diese Investitionen viel höhere private Erträge abwerfen als gewöhnliche Investitionen – wenn man die Auswirkungen auf den politischen Prozess mit berücksichtigt.26


Das gehört zur Entstehungsgeschichte von Misstrauen und Verdrossenheit dazu: Nicht nur das Vertrauen in die Fairness unseres politischen und wirtschaftlichen Systems ist verloren gegangen; auch das Vertrauen in die Informationen, die über unser politisches und ökonomisches System zur Verfügung gestellt werden, ist dahin.27



Entmündigung

Die politische Auseinandersetzung dreht sich nicht nur darum, möglichst viele Bürger für die eigene Partei zu gewinnen und sie dazu zu bringen, zur Wahl zu gehen. Sie dreht sich auch darum, diejenigen, die mit dem eigenen Standpunkt nicht übereinstimmen, davon abzuhalten, zur Wahl zu gehen – eine Rückkehr zu der Geisteshaltung von vor zweihundert Jahren, als das Wahlrecht stark eingeschränkt war.

Die mangelnde Bereitschaft der Eliten, das Wahlrecht zu erweitern, ist nachvollziehbar, wie verwerflich sie aus heutiger Sicht auch erscheinen mag. Im Vereinigten Königreich durften bis zur Wahlrechtsreform von 1832 nur Großgrundbesitzer oder sehr begüterte Personen wählen. Die Eliten fürchteten die Folgen, wenn weitere Bevölkerungsgruppen das Wahlrecht erhielten. In den amerikanischen Südstaaten mit ihrer Rassendiskriminierung dachten sich weiße Politiker Ende des neunzehnten Jahrhunderts Kopfsteuern aus, die darauf zielten, den ehemaligen Sklaven und ihren Nachkommen, die nicht das notwendige Kleingeld besaßen, um die Steuer zu bezahlen, das Wahlrecht zu entziehen.28 In Verbindung mit Lese- und Schreibtests und gelegentlicher Gewaltanwendung und Terror sorgten diese Steuern dafür, dass sowohl die Wahlbeteiligung erheblich zurückging als auch der Stimmenanteil der Demokraten, die diese Steuern durchgesetzt hatten, stieg.29

Vor 1979 durften in Ecuador nur die Bürger wählen, die lesen und schreiben konnten, und die herrschende Elite achtete darauf, dass die indigene Bevölkerung keine ausreichende Bildung erhielt, um den Anforderungen zu genügen. In allen Fällen befürchteten die Eliten, sie würden ihre Machtposition und ihre Privilegien sowie ihr Vermögen verlieren, wenn sie das Wahlrecht erweiterten.

Viele der heutigen und früheren Bemühungen, Bevölkerungsgruppen vom Wahlrecht auszuschließen, zielten auf die Entrechtung der
Armen; in den dreißiger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts wurde arbeitslosen Männern und Frauen, die Sozialhilfe bezogen, das Wahlrecht per Gesetz entzogen.30 Der Politikwissenschaftler Walter Dean Burnham hat die lange Geschichte dessen, was er Bemühungen zur »Demobilisierung« von Wählern nennt, ausführlich beschrieben. Diese Maßnahmen richteten sich gegen unterschiedlichste Gruppen: gegen städtische Arbeiter seitens provinzieller Bauern und Kleinstädter; gegen linke Parteien seitens der großen Parteien; gegen Populisten seitens der städtischen Unternehmenseliten; gegen die Armen seitens der mittleren und oberen Einkommensgruppen.31 Viele dieser Vorgänge lassen sich als heimliche politische Entmündigung bezeichnen.

Diejenigen, die die Armen entmündigen wollen, nennen das, was sie tun, selbstverständlich nicht bei seinem Namen. Ökonomen und Statistiker unterscheiden zwei Fehlerquellen: Jemand, der die Voraussetzung zur Ausübung des Wahlrechts erfüllt, darf nicht wählen, und jemand, der die Voraussetzungen nicht erfüllt, darf wählen. Die Republikaner behaupten tendenziell, Letzteres sei das gravierendere Problem, Demokraten behaupten, Ersteres sei wichtiger. Aber die Behauptung der Republikaner ist unaufrichtig: Die Schranken, die sie errichten wollen, um letztere Fehlerquelle zu beheben, sind im Grunde ökonomische Schranken, keine Schranken, die auf der Wahrscheinlichkeit basieren, dass jemand die notwendigen Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts auch erfüllt. Wenn man die Vorlage eines von einer Behörde ausgestellten Ausweises mit einem Lichtbild verlangt – typischerweise ein Führerschein oder ein von der Kraftfahrzeugbehörde ausgestellter Personalausweis –, unterscheidet man zwischen denjenigen, die über ausreichend Mittel, Zeit und Informationen verfügen, um die Kraftfahrzeugbehörde aufzusuchen, und denjenigen, bei denen dies nicht der Fall ist.32 Um einen Wählerausweis zu erhalten, muss man unter Umständen auch eine Geburtsurkunde oder ein anderes Dokument vorlegen, was noch mehr Zeit, Geld und Kenntnisse über die bürokratischen Abläufe erfordert.

Während die Zeiten eines unverhohlenen Ausschlusses vom Wahlprozess in den Vereinigten Staaten größtenteils hinter uns liegen, gibt es weiterhin einen steten Strom von Initiativen zur Einschränkung der Wahlbeteiligung, die immer auf die sozial Schwachen und die weniger gut Vernetzten zielen. Behörden können sogar noch subtilere Methoden
anwenden, um bestimmte Gruppen von der politischen Partizipation abzuhalten, ganz gleich, ob es sich dabei um unzureichende Information und mangelnde Sensibilisierung der Wähler in sozial schwachen oder Einwanderervierteln, um die mangelnde personelle Ausstattung von Wahllokalen oder um die Vereitelung der Stimmabgabe von Straftätern handelt. In einigen Fällen ist es schwer, Nachlässigkeit von absichtlichem Wahlrechtsentzug abzugrenzen, doch die Wirkungen sind die gleichen: Die Wahlbeteiligung, oftmals einer bestimmten Gruppe, wird gedrückt. Mit solchen Maßnahmen werden der Registrierung oder der Stimmabgabe zwar keine unüberwindlichen Hindernisse, aber gleichwohl hohe Hürden in den Weg gestellt – insbesondere mit Blick auf weniger privilegierte Bevölkerungsgruppen, bei denen die Wahlmotivation ohnehin niedrig und das Misstrauen gegenüber Politik und Staat hoch ist. Dies führt letztlich dazu, dass jeder vierte Wahlberechtigte – mindestens 51 Millionen Amerikaner – nicht registriert ist.33

Man kann die Registrierung indes auch vereinfachen und die Wahrscheinlichkeit erhöhen, damit diejenigen, die die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts erfüllen, dieses dann tatsächlich wahrnehmen. Wenn man den Bürgern erlaubte, sich gleichzeitig mit der Beantragung eines Führerscheins als Wähler registrieren zu lassen, würde dies die Transaktionskosten senken und daher die Wählerregistrierung erleichtern. Flexiblere Öffnungszeiten der Wahllokale und mehr Wahlkabinen würden die eigentliche Stimmabgabe erleichtern.

Dieser versuchte Wahlrechtsentzug entfaltet eine doppelte Wirkung. Im Erfolgsfall wird damit ereicht, dass die Stimmen einiger Bürger nicht zählen; und die Wahrnehmung, dass sich gewisse Kreise so intensiv darum bemühen, den seit Langem anerkannten Grundsatz, dass alle Bürger ihre Stimme abgeben dürfen, rückgängig zu machen, verstärkt die Enttäuschung über das politische System und die Entfremdung von der Politik.



Entmachtung

Wir haben bereits gesehen, wie dank der ökonomischen Spielregeln, die die Politik festlegt, die Karten zugunsten des obersten einen Prozents gezinkt werden. Das Gleiche gilt für die politischen Spielregeln. Der Eindruck,
dass sie auf unfaire Weise festgesetzt werden – dass sie den ökonomischen Eliten unverhältnismäßig weitgehende Einflussmöglichkeiten einräumen, mit der Folge, dass deren wirtschaftliche Macht noch wächst – verschärft die Entfremdung von der Politik und ein Gefühl von Ohnmacht und Enttäuschung. Dieses Ohnmachtsgefühl erleben die weniger Privilegierten bei ihren Behördenkontakten immer wieder.

Die Entscheidung in dem Fall der konservativen Organisation Citizens United gegen die Bundeswahlkommission, in dem der Oberste Bundesgerichtshof der USA im Jahr 2010 unbegrenzte Wahlkampfspenden durch Unternehmen weitgehend absegnete, stellte einen Meilenstein bei der Entmachtung des amerikanischen Durchschnittsbürgers dar.34 Das Urteil erlaubt Unternehmen und Gewerkschaften, bei der Unterstützung von Kandidaten und politischen Anliegen bei Wahlen im gleichen Umfang von der »Redefreiheit« Gebrauch zu machen wie Einzelpersonen. Da Großunternehmen ungleich finanzkräftiger sind als die große Mehrheit der amerikanischen Privatpersonen, droht das Urteil eine Klasse von superreichen politischen Wahlkämpfern mit einem eindimensionalen politischen Interesse – optimaler Selbstbereicherung – zu schaffen.

Philosophisch lässt sich die Entscheidung des Gerichts kaum rechtfertigen. Aktiengesellschaften sind juristische Personen, die für einen spezifischen Zweck gegründet und durch vom Menschen gemachte Gesetze mit spezifischen Rechten und Pflichten versehen wurden. Sie genießen zum Beispiel den Vorteil der Haftungsbeschränkung, trotzdem kann es in manchen Fällen zu einer Durchgriffshaftung kommen, auch kann individuelles Verschulden bei Straftaten geahndet werden. Aber Aktiengesellschaften sind keine Menschen, und sie haben keine unveräußerlichen Rechte. Der Oberste Gerichtshof schien anderer Meinung zu sein, als er ihnen freie Hand ließ, ihre Macht nach Belieben auszuspielen und unser politisches System nach ihrem Gutdünken zu gestalten.

Die Entscheidung des Gerichts, das das Gut der Redefreiheit gegen das Gut einer ausgewogenen Demokratie abwägen musste, hat mit Letzterer kurzen Prozess gemacht. Es ist allgemein anerkannt, dass Korruption vorliegt, wenn eine Person oder Organisation eine Geldzuwendung (Unterstützung) davon abhängig macht, dass ein Kandidat ihr eine Gefälligkeit erweist (einen Gesetzentwurf unterstützt). Korruption untergräbt den Glauben an unsere Demokratie. Aber zwischen dem, was man unter Korruption versteht, und dem, was tatsächlich geschieht,
besteht kein großer Unterschied – Kandidaten, die beispielsweise einen Gesetzentwurf unterstützen, der einen Mineralölkonzern von der Haftung für die Schäden einer Ölkatastrophe freistellt, werden mit Spenden bedacht, und der Kandidat weiß, wie alle anderen auch, dass der Spendenhahn sofort zugedreht wird, wenn er anders abstimmt. Es gibt keine formale Gegenleistung, aber die Wirkung ist die Gleiche. Und, was am wichtigsten ist, die Durchschnittsbürger nehmen das genauso wahr, so dass dieses Verhalten den Glauben an unsere Demokratie kaum weniger erschüttert als unverhohlene Korruption.35

Die Entscheidung des Gerichts spiegelte in gewisser Weise nur ein weiteres Mal den Erfolg der Finanzwelt bei der Schaffung eines Systems wider, das nach dem Motto »ein Dollar – eine Stimme« funktioniert: Die Superreichen hatten mit Erfolg die Wahl von Politikern arrangiert, die ihrerseits Richter ernannten, die Unternehmen das Recht zur unbegrenzten finanziellen Unterstützung ihrer Interessenvertreter in der Politik zuerkannten.36

Die politischen Spielregeln können Menschen ebenfalls, und vollkommen zu Recht, das Gefühl vermitteln, dass sie entmündigt werden. Die Manipulation von Wahlbezirksgrenzen kann die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass die Stimme eines Bürgers nicht zählt: Dabei werden die Grenzen der Wahlbezirke so gezogen, dass das Ergebnis der Wahl praktisch im Vorhinein feststeht. Der Filibuster – das Recht auf unbegrenzte Redezeit – verleiht einer Minderheit von Senatoren eine unverhältnismäßige Machtfülle. In der Vergangenheit wurde diese Taktik der Zermürbungsrede besonnen eingesetzt. Es bestand ein unausgesprochenes Einvernehmen darüber, dass sie nur bei Anliegen von überragender Bedeutung angewandt werden sollte: Ironischerweise wurde diese Taktik am häufigsten benutzt, wenn es darum ging, die Verabschiedung von Bürgerrechtsgesetzen zu verhindern, die das Wahlrecht aller Bürger gewährleisten sollten. Aber diese Zeiten sind vorbei. Heute wird der Filibuster ganz selbstverständlich generell zur Störung der Gesetzgebungsverfahren eingesetzt.37

Später werden wir noch ein weiteres Beispiel der Beschneidung politischer Teilhaberechte diskutieren: den Einfluss der US-Notenbank auf die makroökonomische Politik. Die Regierung hat die Zuständigkeit für ein politisches Steuerungsinstrument, das von zentraler Bedeutung für die Lebensverhältnisse der Durchschnittsbürger ist – die Geldpolitik, die
die Höhe der Arbeitslosigkeit und die Konjunktur beeinflusst –, einer Gruppe übertragen, die sich in erheblichem Umfang aus Personen zusammensetzt, die von Banken und anderen privatwirtschaftlichen Akteuren gewählt wurden und nur einer unzureichenden demokratischen Rechenschaftspflicht unterliegen.

Die zunehmende Ungleichheit in den Vereinigten Staaten wirkt sich auf unsere Demokratie womöglich besonders schädlich aus. Es besteht weitgehend Einvernehmen darüber, dass die Mittelschicht die tragende Säule unserer Demokratie ist. Viele Arme haben sich so sehr von der Politik entfremdet, dass sie nur noch schwer dazu zu bewegen sind, zur Wahl zu gehen. Die Reichen brauchen keine allgemeinverbindlichen Rechtsregeln; sie können die ökonomischen und politischen Prozesse so beeinflussen, dass sie ihren Interessen dienlich sind, und sie tun dies auch. Die Mittelschicht versteht vermutlich am ehesten, weshalb es in einer Demokratie so wichtig ist, von seinem Wahlrecht Gebrauch zu machen, und auch, warum ein fairer rechtlicher Ordnungsrahmen für unsere Wirtschaft und Gesellschaft unverzichtbar ist. Mitte des zwanzigsten Jahrhunderts hielten die Mitglieder der Mittelschicht das wirtschaftliche und politische System für grundsätzlich fair, und ihr Glaube an »bürgerschaftliches Engagement« wurde scheinbar durch einen Wachstumsschub belohnt, von dem sie – und alle anderen – profitierten. Aber gegenwärtig verändert sich all dies. Wie wir in Kapitel 3 sahen, führt die Polarisierung des US-Arbeitsmarktes zur Aushöhlung der Mittelschicht, und deren Angehörige betrachten einen politischen Prozess, der sich kaum noch ihrer Belange annimmt, mit wachsender Enttäuschung.



Weshalb es uns kümmern sollte

Unser politisches System ist mittlerweile so konstruiert, dass es, obgleich nominell auf dem Grundsatz der Gleichgewichtigkeit aller Wählerstimmen (eine Person – eine Stimme) beruhend, letztlich den Interessen der Menschen an der Spitze der Einkommens- und Vermögenspyramide dient. Und ein weiterer Teufelskreis wurde in Gang gesetzt: Die politischen Spielregeln begünstigen die Reichen nicht nur auf direktem Wege, indem sie dafür sorgen, dass deren Stimmen ein unverhältnismäßig
großes Gewicht haben, sie laufen auch auf einen politischen Prozess hinaus, der den Reichen indirekt noch mehr Macht verleiht. Ich habe eine ganze Reihe von Faktoren aufgezeigt, die zu Politikverdrossenheit und Misstrauen gegenüber dem politischen System beitragen. Die tiefe Spaltung in unserer Gesellschaft erschwert die Suche nach Kompromissen und trägt zu unserem politischen Stillstand bei, der wiederum das Vertrauen sowohl in die Leistungsfähigkeit als auch in die Fairness unserer Institutionen untergräbt. Versuche, bestimmten Bevölkerungsgruppen das Wahlrecht zu entziehen, die Erkenntnis, dass unser politisches und ökonomisches System unfair ist, das Wissen, dass der Informationsfluss durch Medien kontrolliert wird, die ihrerseits von den oberen Zehntausend kontrolliert werden, und die offensichtliche Rolle des Geldes in der Politik, die sich in der Tatsache widerspiegelt, dass unbeschränkte Wahlkampfspenden erlaubt sind, nährten die Politikverdrossenheit noch. Die Enttäuschung hat die politische Partizipation insbesondere der unteren Einkommensgruppen genauso effektiv zurückgehen lassen wie die unverhohlenen Versuche der Wahlrechtsmanipulation in dem Bestreben, den Stimmen der Reichen ein unverhältnismäßig großes Gewicht zu geben. Dies hat dem oberen 1 Prozent und seinem Geld mehr Einflussmöglichkeiten verschafft – was wiederum das Misstrauen und die Verdrossenheit noch weiter anheizte. Aufgrund dieser Desillusionierung ist es kostspielig, die Wähler zum Urnengang zu mobilisieren – und Kampagnen zur Wählermobilisierung lassen sich auf diejenigen konzentrieren, deren Interessen mit denen der Reichen übereinstimmen.

Der Effekt lässt sich in den Vereinigten Staaten beobachten, wo die Wahlbeteiligung im Vergleich zu der in anderen fortgeschrittenen Gesellschaften kläglich niedrig ist. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung bei den Präsidentschaftswahlen betrug in den letzten Jahren 57 Prozent.38 Aber bei den Wahlen zum Repräsentantenhaus gaben in den Jahren, in denen nicht gleichzeitig Präsidentschaftswahlen stattfanden, im Schnitt nur 37,5 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme ab.39 In Anbetracht des Ausmaßes der Enttäuschung unter den jungen Wahlberechtigten  – insbesondere nach den Wahlen von 2008, als die Erwartungen so hoch waren –, ist es nicht weiter verwunderlich, dass deren Wahlbeteiligung bei den Wahlen im Jahr 2010 mit nur etwa 20 Prozent noch niedriger lag.40 Die Beteiligung an den parteiinternen Vorwahlen ist noch niedriger – und zudem verzerrt41 –, mit der Folge, dass die Alternativen,
die sich den Wählern bei den allgemeinen Wahlen bieten, enttäuschend erscheinen und ihrerseits zu einer niedrigen Beteiligung bei diesen Wahlen beitragen.

Die Desillusionierung über unser politisches System und der Glaube, dass es unfair ist, können außerparlamentarisch Erschütterungen auslösen, wie die Occupy-Wall-Street-Bewegung zeigt. Führt dies dann zu einer Reform des politischen Systems, mag sich dies durchaus positiv auswirken. Wenn das politische System Reformen jedoch eine Absage erteilt, wird die Entfremdung von den Bürgern noch vorangetrieben. Oben war davon die Rede, wie wichtig Vertrauen, Kooperation, Sozialkapital und das Gefühl, fair behandelt zu werden, für eine funktionierende Wirtschaft und Gesellschaft im Allgemeinen sind. Die diesbezüglichen Mängel unseres politischen Systems haben weitreichende Konsequenzen – ein weiterer hoher Preis, den unsere Gesellschaft und unsere Wirtschaft für die große und sich verbreiternde Kluft zwischen Arm und Reich zahlt.



Politische Reformen

Die meisten Amerikaner erkennen mittlerweile, wie wichtig es ist, dass unser politischer Prozess in einer Weise reformiert wird, der ihn für die Wünsche der Mehrheit empfänglicher und gegen die Macht des Geldes unempfindlicher macht. So wie die politischen Spielregeln den Vermögenden heute unverhältnismäßig viel Einfluss gewähren, so ließe sich mit einer Änderung der Spielregeln dem Demokratiedefizit unserer Gesellschaft auch entgegenwirken. Wir können und sollten zum Beispiel die Spielregeln ändern, um sicherzustellen, dass möglichst viele Bürger zur Wahl gehen – indem wir aufhören, ganzen Bevölkerungsgruppen das Wahlrecht entziehen zu wollen, und es den Armen erleichtern, ihre Stimme abzugeben. Der Manipulation von Wahlrechtsbezirken, die die Reaktionsfähigkeit des politischen Systems herabsetzen soll, muss ebenso ein Riegel vorgeschoben werden wie der »Drehtür«-Praxis, die es Leuten aus dem Bankensektor ermöglicht, mühelos von der Wall Street nach Washington und wieder zurück zu wechseln. Regeln wie die Wahlpflicht, die es zum Beispiel in Australien gibt, führen vorhersagbar zu einer höheren Wahlbeteiligung und dazu, dass die Wahlergebnisse die in
der Gesellschaft vorhandenen unterschiedlichen Meinungen und Interessen umfassender widerspiegeln.42 Vor allem aber ist eine Reform der Wahlkampffinanzierung notwendig. Selbst wenn das Citizens-United-Urteil nicht aufgehoben wird, sollten Aktiengesellschaften nur dann Wahlkampfspenden tätigen dürfen, wenn ihre Eigentümer – die Aktionäre – dies beschließen. Diese Entscheidung sollte nicht den Topmanagern überlassen bleiben, die ihre Macht nicht nur dazu benutzen, sich schamlos aus den Firmenkassen zu bedienen, sondern auch dazu, ein System aufrechtzuerhalten, das ihnen diese Selbstbedienung erlaubt. Und die Regierung sollte ihre Finanzmittel dazu verwenden, auf dem »Marktplatz der Ideen« für gleiche Rahmenbedingungen für alle oder zumindest dafür zu sorgen, dass die Rahmenbedingungen nicht so weit auseinanderklaffen wie heute.43

Wir wissen, was zu tun ist – und selbst wenn die Reformen nicht jene lupenreine Demokratie herbeizaubern, in der alle Stimmen gleich viel Gewicht besitzen und die wir uns wünschen würden, könnten sie uns diesem Ziel doch ein Stück näher bringen. Aber entsprechende Bemühungen wurden aus einem naheliegenden Grund behindert: Die Finanzwelt verfügt über die Anreize und die Mittel sicherzustellen, dass das System weiterhin ihren Interessen dient. Zu meiner Zeit als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats des Präsidenten unternahm die Regierung Clinton einen beherzten Versuch, die Wahlkampffinanzierung zu reformieren. Die Frequenzbänder, die Fernsehsender nutzen, gehören der Allgemeinheit. Statt diese Wellen Fernsehsendern zur unbeschränkten Nutzung zu überlassen – eine eklatante Form von »Konzernwohlfahrt« –, sollten wir die Nutzungsrechte verkaufen; und wir könnten dies mit der Auflage verknüpfen, eine bestimmte Sendezeit für Wahlwerbung zur Verfügung zu stellen. Wenn die Wahlwerbung kostenlos wäre, brauchten Politiker weniger Geld, und wir könnten bei denjenigen, die die kostenlose Werbezeit in Anspruch nehmen, die Höhe und die Herkunft der Wahlkampfspenden, die sie entgegennehmen dürften, beschränken. Aber die Fernsehsender, die mit der Wahlwerbung – und mit den ihnen kostenlos zur Verfügung gestellten Frequenzen – eine Menge Geld verdienen, haben sich dieser Reform energisch und erfolgreich widersetzt.



Die Aushöhlung unserer Demokratie

Demokratie basiert – zumindest nach dem Verständnis der meisten von uns – auf dem Grundsatz, dass alle Stimmen das gleiche Gewicht haben. Die politische Rhetorik konzentriert sich überwiegend auf den »mittleren«, »unabhängigen« Wähler, wie es nach der gängigen politischen Theorie auch der Fall sein sollte. Aber niemand würde behaupten, dass die konkreten politischen Ergebnisse in den USA die Interessen des Wählers in der Mitte widerspiegeln. Der »Medianwähler« hat kein Interesse daran, dass der Staat Unternehmen finanzielle Vergünstigungen gewährt. Der Wähler in der Mitte hat in der Schlacht um die Reform der Finanzmarktregulierung nicht den Sieg davongetragen, obwohl die große Mehrheit (zwei Drittel laut einigen Meinungsumfragen)44 eine strengere Regulierung befürwortete, nur die Großbanken waren dagegen. Letzten Endes bekamen wir eine Regulierungsreform, die wie Schweizer Käse ist – voller Löcher, Ausnahmen und Befreiungen, die nicht mit grundlegenden Prinzipien gerechtfertigt werden können. Angeblich gab es keine guten Gründe für einen besseren Verbraucherschutz bei sämtlichen Kreditverträgen – außer bei Autokrediten; dabei war es einfach so, dass es den Kreditgebern, die von verschärften Vorschriften betroffen gewesen wären, gelang, die notwendigen politischen Investitionen zu tätigen.

Es ist nicht weiter erstaunlich, dass der Finanzdienstleistungsausschuss des Repräsentantenhauses, der die neuen Vorschriften erarbeiten sollte, 61 Mitglieder hat, was fast 15 Prozent aller Abgeordneten entspricht. Das im Jahr 2010 verabschiedete Dodd-Frank-Gesetz zur Regulierung des Finanzmarktes stellt einen sorgfältig ausbalancierten Kompromiss zwischen den zehn größten Banken und den 200 Millionen Amerikanern dar, die eine strengere Regulierung wollten. (Ich fürchte, die Geschichte wird zeigen, dass die große Mehrheit der Amerikaner Recht hatte.)

Paul Krugman formulierte es eindringlich so: »Extreme Einkommenskonzentration ist unvereinbar mit wahrer Demokratie. Kann jemand ernsthaft bestreiten, dass unser politisches System durch den Einfluss des Großkapitals verzerrt wurde und dass sich die Verzerrung in dem Maße verschlimmert, wie das Vermögen einiger weniger immer größer wird?«45


In seiner Gettysburg-Rede sagte Präsident Abraham Lincoln, Amerika kämpfe einen großen Bürgerkrieg, auf dass die »Regierung des Volkes, durch das Volk und für das Volk nicht von der Erde verschwinden möge«. Aber wenn das, was gegenwärtig geschieht, so weitergeht, ist dieser Traum in Gefahr.46

Zu Beginn dieses Kapitels habe ich das Problem des »Medianwählers« erläutert und geschildert, warum unsere Demokratie die Überzeugungen und Interessen der Mittelschicht nicht in gleichem Umfang widerzuspiegeln scheint wie die Interessen der Oberschicht. Eine Teilerklärung dafür lautet: Der Medianwähler (der Wähler, für den gilt, dass die eine Hälfte der Wähler ein höheres Einkommen hat als er, während die andere Hälfte ein niedrigeres Einkommen hat) ist reicher als der Medianamerikaner. Wir haben eine Wählerschaft, die statistisch zugunsten der höheren Einkommensgruppen verzerrt ist.

Aber die Verzerrung der Ergebnisse – das Ausmaß, in dem das politische System die oberen Einkommensbezieher begünstigt – geht über das hinaus, was mit der Verzerrung der Wählerschaft erklärt werden kann. Eine weitere Teilerklärung beruht auf der Verzerrung der Wahrnehmungen und Überzeugungen – dass die oberen Zehntausend die Angehörigen der Mittelschicht dazu gebracht haben, die Welt in einer verzerrten Weise zu sehen, so dass sie politische Maßnahmen, die den Interessen der Wohlhabenden dienlich sind, als deckungsgleich mit ihren eigenen Interessen wahrnehmen. Mit der Frage, wie das oberste eine Prozent dies bewerkstelligt, werde ich mich im nächsten Kapitel befassen.47 Aber zunächst möchte ich mich der Globalisierung zuwenden, die von unseren Eliten so gestaltet wurde, dass diese auf Kosten der meisten Amerikaner davon profitieren. Noch wichtiger aber ist, dass sie in den Vereinigten Staaten und erst recht in anderen Ländern von den Verantwortlichen politisch so gesteuert wurde, dass sie die Demokratie untergräbt. Außerdem unterminiert die gerade beschriebene Schwächung und Verzerrung unserer Demokratie unsere globale Führungsrolle und damit unsere Fähigkeit, eine Welt zu schaffen, die in einem weiteren Sinne mit unseren Werten und unseren Interessen in Einklang steht.




Globalisierung, Ungleichheit und Demokratie

Diese Resultate sollten uns nicht überraschen: Wenn die Globalisierung so gestaltet wird, dass sie nur dem einen Prozent nützt, dann stellt sie einen Mechanismus bereit, der Steuervermeidung erleichtert und zugleich strukturelle Zwänge auferlegt, die das eine Prozent nicht nur bei Verhandlungen innerhalb eines Unternehmens am längeren Hebel sitzen lässt (wie wir in Kapitel 3 sahen), sondern auch in der Politik. Nicht nur Arbeitsplätze wurden in zunehmendem Maße ins Ausland verlagert, sondern, in einem gewissen Sinne, auch die Politik. Dieser Trend beschränkt sich nicht auf die Vereinigten Staaten; er ist ein globales Phänomen, und in einigen Ländern ist die Lage noch weit schlimmer als in den USA.

Die anschaulichsten Beispiele liefern Länder, die überschuldet sind.48 Der Verlust der »Kontrolle« über ihr Schicksal – die Machtübergabe an die Gläubiger – reicht bei den Schuldnerstaaten bis in die Anfangszeit der Globalisierung zurück. Im neunzehnten Jahrhundert sahen sich arme Länder, die Banken in reichen Staaten Geld schuldeten, mit militärischer Eroberung beziehungsweise Bombardierung konfrontiert: Mexiko, Ägypten und Venezuela waren Opfer solcher Zwangsmaßnahmen. Dies setzte sich im zwanzigsten Jahrhundert fort: In den dreißiger Jahren gab Neufundland seine Demokratie auf, als es bankrott ging und von seinen Gläubigern verwaltet wurde.49 In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg war der IWF das Instrument der Wahl: Faktisch traten Länder ihre wirtschaftspolitische Souveränität an eine Organisation ab, die die internationalen Gläubiger vertrat.

Es ist eine Sache, wenn sich solche Ereignisse in armen Entwicklungsländern zutragen; eine ganz andere ist es, wenn sie in fortgeschrittenen Industrienationen auftreten. Dies geschieht gerade in Europa, wo zuerst Griechenland und dann Italien es dem IWF im Verbund mit der Europäischen Zentralbank und der Europäischen Kommission (alle nicht demokratisch gewählt) erlaubte, die wirtschaftspolitischen Parameter zu diktieren und anschließend technokratische Regierungen zu ernennen, die die Umsetzung des Programms beaufsichtigen sollen.50 Als Griechenland eine Volksabstimmung über das strikte Sparprogramm abhalten wollte, stießen europäische Politiker und die Banken einen Schrei des Entsetzens aus: Die Griechen würden das Programm
womöglich ablehnen, und dies hätte zur Folge, dass die Gläubiger auf ihren Forderungen sitzen bleiben würden.51

Die Kapitulation vor den Diktaten der Finanzmärkte reicht noch tiefer und ist noch subtiler. Sie betrifft nicht nur die Länder, die am Rand des Abgrunds stehen, sondern jedes Land, das an den Kapitalmärkten Geld aufnehmen muss. Wenn das Land nicht das tut, was die Finanzmärkte wollen, drohen sie damit, seine Kreditwürdigkeit herabzustufen, ihr Kapital abzuziehen und die Zinsen zu erhöhen; diese Drohungen zeitigen für gewöhnlich den gewünschten Erfolg. Die Finanzmärkte bekommen, was sie wollen. Vielleicht finden freie Wahlen statt, aber so wie man es den Wählern darstellt, gibt es in den Angelegenheiten, die ihnen am meisten bedeuten – den wirtschaftspolitischen Fragen – keine echten Alternativen.

Luiz Inácio Lula da Silva stand in den neunziger Jahren zwei Mal kurz davor, zum brasilianischen Präsidenten gewählt zu werden, und beide Male protestierte die Wall Street und legte de facto ihr Veto ein. Die Wall Street signalisierte, wenn da Silva gewählt würde, werde man massiv Kapital aus Brasilien abziehen, die Zinsen, die das Land für neue Kredite bezahlen müsste, würden stark ansteigen, Investoren würden einen weiten Bogen um das Land machen, und das Wirtschaftswachstum würde einbrechen. Beim dritten Mal, im Jahr 2002, machten die Brasilianer letztlich klar, dass sie sich von internationalen Finanziers keine Vorschriften mehr machen ließen.52 Und die Leistungsbilanz von Präsident Lula war hervorragend: Er bewahrte die ökonomische Stabilität, förderte das Wachstum und unternahm Schritte, um das extreme Maß an Ungleichheit in Brasilien abzubauen. Er war einer der wenigen Präsidenten weltweit, die nach achtjähriger Amtszeit in der Bevölkerung noch immer genauso beliebt waren wie zu Beginn.

Dies ist nur eines von vielen Beispielen, bei denen die Finanzmärkte mit ihrem Urteil offensichtlich falsch lagen. Verfechter der Finanzmärkte behaupten gern, einer der Vorzüge offener Kapitalmärkte bestehe darin, dass sie »disziplinierend« wirkten. Aber die Märkte sind ein wankelmütiger Zuchtmeister, der in einem Moment ein A-Rating (für erstklassige Bonität) vergibt, nur um im nächsten Moment mit einem D-Rating (Ramsch-Niveau) aufzuwarten. Schlimmer noch: Die Interessen der Finanzmärkte decken sich oftmals nicht mit denen des Landes. Die Märkte sind kurzsichtig und verfolgen eine politische und
ökonomische Agenda, die das Wohl der Geldgeber, nicht das der Gesamtgesellschaft im Blick hat.

Das muss nicht so sein. Die Finanzmärkte können hauptsächlich wegen ihrer völligen Offenheit für kurzfristige Kapitalflüsse damit drohen, von einem Tag auf den anderen Kapital aus einem Land abzuziehen. Doch trotz des ideologisch motivierten Bekenntnisses der Finanzmärkte zur sogenannten Kapitalmarktliberalisierung (die gänzlich uneingeschränkte Kapitalzu- und -abflüsse in und aus einem Land erlaubt) – eine Ideologie, die sich mit dem Eigeninteresse der Märkte deckt – fördert eine solche Liberalisierung das Wirtschaftswachstum nicht; vielmehr führt sie zu mehr Instabilität und Ungleichheit.53

Die Probleme reichen tiefer und sind weiter verbreitet, als ich es hier skizzieren konnte. Wie einer der weltweit führenden Globalisierungsexperten, der Harvard-Professor Dani Rodrik, dargelegt hat, sind Demokratie, nationale Selbstbestimmung und vollständige, uneingeschränkte Globalisierung nicht miteinander vereinbar.54

Internationale Unternehmen versuchen oft, das, was sie in ihrem Heimatland nicht durchsetzen können, in der internationalen Arena zu erreichen. Das Finanzdienstleistungsabkommen der Welthandelsorganisation (WTO) sollte die Liberalisierung der Finanzmärkte erzwingen, indem es Regierungen verpflichtete, ausländischen Banken den Eintritt in ihre inländischen Märkte zu erlauben, und gleichzeitig deren Fähigkeit einschränkte, Rechtsvorschriften zu erlassen, die gewährleisten sollten, dass das Finanzsystem stabil bleibt und Wirtschaft und Gesellschaft tatsächlich in der Weise dient, in der es dies tun sollte. Das Handelsabkommen, mit dem die sogenannte Uruguay-Runde endete, hat Ländern weltweit ein Regime von Schutzrechten für geistiges Eigentum aufgezwungen, das schlecht für die wissenschaftliche Forschung, ob in den USA oder weltweit, schlecht für die Entwicklungsländer und schlecht für den Zugang zu medizinischer Versorgung ist. Das Abkommen, das aufgrund von Konzerninteressen mit dem Ziel konzipiert wurde, den freien Austausch von Wissen einzuschränken, stärkt Monopolmacht: Es hilft, Renteneinkommen zu generieren, und diese Renten sind, wie wir in Kapitel 2 sahen, zu einem Gutteil für das heutige Ungleichheitsproblem verantwortlich.55 Unabhängig davon, ob man diese Beurteilung dieses internationalen Abkommens teilt, steht doch außer Frage, dass jedem Land bei der Ausgestaltung des jeweiligen Urheberrechts enge –
unnötig enge – Grenzen gesetzt sind. Es hat das Selbstbestimmungsrecht der Staaten und ihre demokratischen Befugnisse untergraben. Sie sind nicht mehr frei, sich ein Schutzrechtsregime zu geben, in dem sich ihre Ansichten darüber, wie sich der wissenschaftliche Fortschritt in ihrem Land am besten fördern lässt, widerspiegelten, wobei sie den Zugang zu Wissen und lebensrettenden Medikamenten mit der Notwendigkeit in Einklang bringen müssten, Anreize für Forschung und Innovation bereitzustellen; sie müssen ein Regime wählen, das den Diktaten der WTO entspricht.56

Es gibt eine Fülle weiterer Beispiele. Die Vereinigten Staaten wollten in ihrem bilateralen Handelsabkommen mit Singapur dieses Land zu einer weniger strengen Regulierung von Kaugummi bewegen, da die US-Regierung befürchtete, die bestehenden Vorschriften könnten die Ausfuhr eines unserer »wichtigsten« Exportprodukte, Kaugummi, einschränken. In ihrem bilateralen Abkommen mit Chile versuchte die US-Regierung Chile eine bindende Zusage zu entlocken, keine Kapitalverkehrskontrollen einzuführen, Regeln, die das Land erfolgreich angewandt hatte, um seine Wirtschaft zu stabilisieren. Bei anderen Abkommen sollten Länder daran gehindert werden, den Kauf von Fahrzeugen mit hohem Spritverbrauch zu erschweren, weil die US-Automobilindustrie auf die Herstellung solcher Spritfresser spezialisiert ist. Abschnitt 11 des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens und andere bilaterale Investitionsabkommen (sowie Wirtschaftsabkommen, die die Vereinigten Staaten und Europa mit Entwicklungsländern geschlossen haben) gewähren Firmen, die infolge von Gesetzesänderungen Gewinneinbußen erleiden, einen Schadensersatzanspruch, etwas, was sowohl der US-Kongress als auch die US-Gerichte ablehnten. Diese Bestimmung ist auf Umweltvorschriften gemünzt, damit der Erlass entsprechender Vorschriften für die Staatskasse teuer wird.57

Für viele Entwicklungsländer – und in den letzten Jahren auch für europäische Länder –, die verschuldet sind und sich an den IWF wenden müssen, waren die Folgen des Verlusts ihrer wirtschaftspolitischen Souveränität gravierend. Zumindest innerhalb der Vereinigten Staaten und der meisten europäischen Länder kann das eine Prozent seinen Willen normalerweise nicht kampflos durchsetzen. Aber Finanzminister benutzen den IWF oftmals, um den Standpunkten des einen Prozents Geltung zu verschaffen und die institutionellen Mechanismen
und den regulatorischen und makroökonomischen Ordnungsrahmen zu schaffen, die im Interesse des einen Prozents liegen. Selbst Griechenland musste als Gegenleistung für das Rettungspaket der Europäischen Union im Jahr 2011 Gesetze verabschieden, die sich nicht nur auf den Haushalt, sondern auch auf den Gesundheitssektor, die Rechte der Gewerkschaften bei Tarifverhandlungen und den Mindestlohn auswirkten. Selbst wenn die Globalisierung die Demokratie nicht durch globale Abkommen oder als Teil einer internationalen »Rettungsaktion« einschränkt, schränkt sie diese durch Wettbewerb ein. Man sagte uns, eine laxe Finanzmarktregulierung sei notwendig, weil die Finanzdienstleistungsunternehmen andernfalls ins Ausland abwandern würden. Als der Vorschlag gemacht wurde, die Boni von Bankern zu besteuern, drohten Londoner Finanzinstitute damit, das Land zu verlassen. In diesen Fällen könnte man kontern: Gott sei Dank, dass wir sie los sind. Die Kosten, die der Gesellschaft durch die Exzesse des Finanzsektors entstanden sind – die Rettungspakete, die Störungen des Wirtschaftsablaufs, die Ungleichheit –, wiegen erheblich schwerer als die wenigen Arbeitsplätze, die Unternehmen in diesem Sektor geschaffen haben. Die Spekulanten werden das Weite suchen; aber diejenigen, die den wirklich wichtigen Finanzgeschäften nachgehen – die Kreditversorgung der heimischen Unternehmen gewährleisten –, werden bleiben. Sie müssen bleiben.

Das Feld, auf dem die Demokratie am stärksten eingeschränkt ist, ist die Besteuerung; das betrifft insbesondere die Gestaltung von Steuersystemen, die dem Verteilungsgefälle entgegenwirken. Das, was Steuerwettbewerb genannt wird – der Wettstreit verschiedener Staaten um die niedrigsten Steuern –, begrenzt den Spielraum für progressive Besteuerung. Bei allzu hoher Steuerbelastung drohen Firmen mit Abwanderung. Das Gleiche tun vermögende Privatpersonen. Hier haben die Vereinigten Staaten zumindest einen Vorteil gegenüber anderen Ländern: Wir werden nach unserem weltweiten Einkommen besteuert. Ein griechischer Staatsbürger, der von den öffentlichen Schulen und Universitäten seines Heimatlandes, von seinen Krankenhäusern und seinem Gesundheitssystem profitiert hat, kann seinen Wohnsitz nach Luxemburg verlagern, unbeschränkt in ganz Europa Geschäfte machen und sich jeglicher Verantwortung für das Zahlen von Steuern entziehen – das gilt selbst für die Rückzahlung seiner Ausbildungskosten.


Wir bekommen oft zu hören, es gehe nicht anders, die Globalisierung lasse uns keine andere Wahl. Dieser Fatalismus, der denjenigen nützt, die vom gegenwärtigen System profitieren, verschleiert die Wahrheit: Diese Notlage beruht auf freier Entscheidung. Die Regierungen unserer Demokratien haben einen ökonomischen Ordnungsrahmen für die Globalisierung ausgewählt, der diesen Demokratien faktisch die Hände gebunden hat. Das oberste eine Prozent befürchtet von jeher, Demokratien könnten unter dem Einfluss etwa einer populistischen Führungsfigur versucht sein, eine »übermäßig« progressive Besteuerung durchzusetzen. Heute versucht man den Bürgern weiszumachen, sie könnten sich dies nicht erlauben – jedenfalls nicht, wenn sie an der Globalisierung teilhaben wollten.

Kurzum, die Globalisierung, so, wie sie politisch gestaltet wurde, engt die Entscheidungsfreiheit unserer Demokratien ein und erschwert es ihnen, die steuer- und ausgabenpolitischen Maßnahmen durchzusetzen, die notwendig sind, um eine Angleichung der Vermögensverhältnisse und Chancengleichheit zu erreichen. Aber die Fesselung unserer demokratischen Entscheidungsstrukturen und -prozesse entspricht genau dem, was die oberen Zehntausend wollen: Wir können eine Demokratie haben, in der die Stimme jedes Bürgers das gleiche Gewicht hat, und trotzdem Ergebnisse erhalten, die man eher in einem System erwarten würde, das nach dem Motto »ein Dollar – eine Stimme« verfährt.58



Der schwindende Einfluss Amerikas

Amerikas globale Stärke ist seine soft power – die Macht seiner Ideen, ein Bildungssystem, das die zukünftige Führungselite vieler Länder der Erde ausbildet, das Vorbild, das es für andere darstellt. Irak und Afghanistan haben die Grenzen militärischer Macht aufgezeigt; nicht einmal eine Supermacht, die so viel für ihr Militär ausgibt wie sämtliche Staaten der übrigen Welt zusammengenommen, kann ein Land mit einem Zehntel ihrer Einwohnerzahl und 0,1 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung wirklich befrieden oder erobern. Die USA haben ihren Einfluss lange Zeit mittels ihrer Wirtschaftskraft und der Anziehungskraft ihrer Demokratie ausgeübt.


Aber das amerikanische Modell verliert an Glanz. Es ist nicht nur so, dass das amerikanische Kapitalismusmodell kein nachhaltiges Wachstum erzeugte. Weit stärker schlägt zu Buche, dass andere allmählich erkennen, dass die meisten Bürger von diesem Wachstum nicht profitiert haben, und ein solches Modell ist politisch nicht besonders attraktiv. Auch die Korruption (amerikanischen Stils) unseres politischen Systems, in dem Sonderinteressen einen beherrschenden Einfluss ausüben, wird andernorts zur Kenntnis genommen.

Selbstverständlich geht es hier um mehr als nur ein bisschen Schadenfreude. Wir haben Ländern auf der ganzen Welt Vorträge gehalten über gute Wirtschaftspolitik, leistungsfähige Institutionen, echte demokratische Verhältnisse, solide Staatsfinanzierung und ausgeglichene Haushalte. Wir haben ihnen sogar Standpauken über übermäßige Ungleichheit und ausuferndes Rent-Seeking gehalten. Doch mittlerweile ist unsere Glaubwürdigkeit dahin: Unser politisches System wird als eines wahrgenommen, in dem eine Partei danach strebt, die Armen politisch zu entmündigen, in dem man mit Geld Politiker kauft und Strategien erwirkt, die Disparitäten verschärfen. Das Risiko eines schwindenden Einflusses sollte uns zu denken geben. Selbst wenn sich die Dinge in den Vereinigten Staaten besser entwickelt hätten, würde das Wachstum der Schwellenländer eine neue Weltordnung erfordern. Nur während einer kurzen Zeitspanne – zwischen dem Fall der Berliner Mauer und dem Zusammenbruch von Lehman Brothers – hatten die Vereinigten Staaten in praktisch allen Bereichen einen beherrschenden Einfluss. Heute verlangen die Schwellenländer mehr Mitspracherechte in internationalen Foren. Aus den G8, in der die reichsten Industriestaaten die Grundlinien der Weltwirtschaftspolitik abzustimmen versuchten, wurden die G20, weil wir keine andere Wahl hatten: Die globale Rezession gab zwar den Anstoß dazu, aber um globale Fragen wie die weltweite Erwärmung oder den Welthandel effektiv anzugehen, musste man weitere Länder einbeziehen. China ist schon heute die weltweit zweitgrößte Volkswirtschaft, die zweitgrößte Exportwirtschaft, die weltgrößte Produktionswirtschaft, der Sparweltmeister und der größte Treibhausgasemittent.

Bei der Verbreitung von Ideen – Gleichheit, Menschenrechten, Demokratie und Marktwirtschaft – war Amerika außerordentlich erfolgreich. Es gehörte zu der Mission der Vereinigten Staaten, eine Welt zu erschaffen, die diese Werte teilt. Das liegt allerdings auch in unserem
ureigenen Interesse. Oben wies ich darauf hin, dass die eigentliche Quelle unserer Macht unsere soft power ist; diese Macht verdankt sich jedoch ausschließlich der Tatsache, dass andere die Dinge durch eine Brille sehen, die sich nicht allzu sehr von unserer eigenen unterscheidet. Wir mögen versuchen, eine Pax Americana durchzusetzen, aber wir haben gesehen, wie schwierig und kostspielig das ist. Es lässt sich viel mehr erreichen, wenn andere einsehen, dass sich ihre Interessen mit unseren decken, was die Schaffung einer demokratischen und prosperierenden Gesellschaft anbelangt. Eine effiziente Steuerung der Globalisierung erfordert weltweite Abkommen in den Bereichen Handel, Finanzmarkt, Investitionen, Umwelt, Gesundheit und Wissensmanagement. In der Vergangenheit haben die Vereinigten Staaten einen sehr starken Einfluss auf die Gestaltung dieser Abkommen ausgeübt. Wir haben diesen Einfluss nicht immer in sinnvoller Weise genutzt; wir haben ihn oft dazu eingesetzt, eigene Sonderinteressen zu begünstigen und dabei Rent-Seeking-Aktivitäten Vorschub geleistet, die bei der Schaffung von Ungleichheit eine so große Rolle spielen. In der Frühphase der modernen Globalisierung wurde das nicht voll und ganz verstanden, doch das ist heute anders. Es gibt Forderungen nach Änderungen an den Aufsichts-und Steuerungsmechanismen globaler ökonomischer Institutionen und Vereinbarungen, und in Verbindung mit dem neuen weltwirtschaftlichen Machtgleichgewicht sind entsprechende Änderungen unvermeidlich. Auch danach wird unser Einfluss wahrscheinlich immer noch groß sein, fast sicher unangemessen groß im Verhältnis zu unserer Bevölkerung oder unserer Wirtschaftskraft. Aber das Ausmaß, in dem die Weltwirtschaft und die Weltpolitik im Einklang mit unseren Werten und Interessen gestaltet werden können, wird weitgehend von der Qualität der Leistungen abhängen, die unser ökonomisches und politisches System für die meisten Bürger erbringt. In dem Maße, wie sich in anderen Regionen der Welt Demokratien entwickeln, wird ein ökonomisches und politisches System, das die meisten Bürger zurücklässt – wie es das unsere getan hat –, nicht als vorbildhaft angesehen werden, und die Spielregeln, für die sich ein solches Land stark macht, werden mit Skepsis betrachtet werden.




Zum Schluss

Die Vereinigten Staaten spielten eine zentrale Rolle bei der Festsetzung der gegenwärtigen Spielregeln, und die Vereinigten Staaten, die noch immer die größte Volkswirtschaft der Erde sind, können ihre ökonomische Macht dazu nutzen, um neue Regeln für eine fairere Weltwirtschaftsordnung maßgeblich mitzugestalten. Ob dies im Interesse des einen Prozents liegt, sei dahingestellt,59 es liegt jedenfalls in unserem allgemeinen nationalen Interesse. Wie wir früher sahen, tragen die gegenwärtigen Globalisierungsregeln zu unserem wachsenden Maß an Ungleichheit bei. Eines Tages, vielleicht schon bald, werden auch wir einsehen, dass die Globalisierung so, wie sie gegenwärtig gesteuert wird, weder die weltwirtschaftliche Effizienz noch die globale Fairness fördert; und, was noch wichtiger ist, sie gefährdet unsere Demokratie. Eine andere Welt ist möglich: Es gibt alternative Ordnungsrahmen der Globalisierung, die sowohl unserer Wirtschaft als auch unserer Demokratie besser dienen; aber sie basieren nicht auf einer ungezügelten Globalisierung. Wir haben die Risiken kennengelernt, die schrankenlose Märkte für unsere Wirtschaft und unsere Demokratie darstellen, und wir wissen, wie wir den Kapitalismus so bändigen können, dass er der Mehrheit der Bürger, nicht nur einer sehr kleinen, aber mächtigen Gruppe dient. In der gleichen Weise können wir auch die Globalisierung zügeln; es bleibt uns auch gar nichts anderes übrig, wenn wir unsere Demokratie bewahren, eine Verschärfung unserer grassierenden Ungleichheit verhindern und unseren weltweiten Einfluss erhalten wollen.


KAPITEL 6

1984 hat begonnen

Im letzten Kapitel ging es um das große Rätsel, wie es sein kann, dass es dem obersten einen Prozent in einer Demokratie, die angeblich auf dem Grundsatz der Gleichheit aller Wählerstimmen basiert, gelungen ist, die Politik für seine Interessen einzuspannen. Ich habe geschildert, wie Entmachtung, Enttäuschung und Entmündigung die Wahlbeteiligung senken und einem System Vorschub leisten, in dem der Wahlerfolg hohe Investitionen erfordert und in dem die Vermögenden politische Investitionen tätigen, die satte Renditen abwerfen – oftmals höhere Erträge als ihre sonstigen Investitionen.

Die Begüterten haben noch eine andere Möglichkeit, um von der Regierung das zu erhalten, was sie wollen: Sie können die 99 Prozent davon überzeugen, dass sie die gleichen Interessen haben. Diese Strategie erfordert ziemlich eindrucksvolle Täuschungsmanöver, weichen die Interessen des einen Prozents und die der 99 Prozent doch in vielerlei Hinsicht deutlich voneinander ab.

Die Tatsache, dass es dem obersten einen Prozent so erfolgreich gelungen ist, die öffentliche Meinung zu manipulieren, zeigt, wie formbar Überzeugungen sind. Wenn andere dies tun, nennen wir es »Gehirnwäsche« und »Propaganda«.1 Wir missbilligen solche Versuche als unausgewogen und manipulativ, ohne zu erkennen, dass in unseren Demokratien etwas ganz Ähnliches geschieht. Das Besondere unserer Zeit besteht darin, dass wir sehr viel mehr darüber wissen, wie man Wahrnehmungen und Überzeugungen gezielt beeinflussen kann – dank der Fortschritte der sozialwissenschaftlichen Forschung.

Die herrschende volkswirtschaftliche Lehrmeinung geht gleichwohl noch immer davon aus, dass Individuen festgefügte Präferenzen und vollkommen rationale Erwartungen und Wahrnehmungen haben. Menschen wissen, was sie wollen. Aber in diesem Punkt irrt sich die herkömmliche
Volkswirtschaftslehre. Wenn dem so wäre, könnte Werbung wenig ausrichten.2 Unternehmen machen sich jüngste Fortschritte auf den Gebieten der Psychologie und der Wirtschaftswissenschaften zunutze, um die Vorlieben und Überzeugungen von Verbrauchern so zu manipulieren, dass diese dazu veranlasst werden, ihre Produkte zu kaufen. In diesem Kapitel werden wir erfahren, wie das eine Prozent Ansichten über Fairness und Effizienz, über die Stärken und Schwächen von Staat und Markt und sogar über die Ungleichheit im heutigen Amerika geprägt hat.

Es ist offensichtlich, dass viele, wenn nicht die meisten Amerikaner die bei uns herrschende Ungleichheit nur ungenügend erfassen: Sie halten deren Ausmaß für niedriger, als es tatsächlich ist, sie unterschätzen ihre negativen wirtschaftlichen Folgen,3 sie unterschätzen die Fähigkeit des Staates, etwas dagegen zu tun, und sie überschätzen die Kosten entsprechender Korrekturmaßnahmen. Ihnen ist nicht einmal klar, was der Staat tatsächlich tut; viele Menschen, die soziale Maßnahmen wie Medicare sehr schätzen, wissen gar nicht, dass es sich um eine staatliche Maßnahme handelt.4 Einer aktuellen Studie zufolge glaubten die Befragten im Schnitt, dass das obere Fünftel der Bevölkerung knapp unter 60 Prozent des gesamten Privatvermögens besitzt, während diese Gruppe in Wirklichkeit etwa 85 Prozent des Privatvermögens auf sich vereint. (Interessanterweise hielten die Befragten im Schnitt eine Vermögensverteilung für ideal, bei der die oberen 20 Prozent knapp über 30 Prozent des Vermögens besitzen. Die Amerikaner erkennen an, dass ein gewisses Maß an Ungleichheit unvermeidlich und vielleicht sogar wünschenswert ist, wenn Leistungsanreize geschaffen werden sollen; aber das in der amerikanischen Gesellschaft erreichte Maß geht weit über dieses Niveau hinaus.)5

Amerikaner schätzen jedoch nicht nur das Ausmaß der Ungleichverteilung falsch ein, sie unterschätzen auch das Ausmaß der Veränderungen, die in den letzten Jahren stattgefunden haben. Nur 42 Prozent der Amerikaner sind der Ansicht, die Ungleichheit habe sich in den vergangenen zehn Jahren verschärft, während sie in Wirklichkeit drastisch angestiegen ist.6 Auch was die Einschätzung der sozialen Mobilität anbelangt, geht die Wahrnehmung offensichtlich an der Realität vorbei. In mehreren Studien wurde belegt, dass die soziale Mobilität zu optimistisch eingeschätzt wird.7 Doch die Amerikaner sind nicht die Einzigen,
denen solche Fehler unterlaufen. Länderübergreifend scheint es eine umgekehrte Korrelation zwischen Entwicklungstrends in puncto Ungleichheit und den entsprechenden Wahrnehmungen zu geben. Eine vorgeschlagene Erklärung lautet, dass die Ungleichheit, wenn sie so groß ist wie in den Vereinigten Staaten, weniger auffällt – vielleicht weil Menschen mit unterschiedlichem Einkommen und Vermögen unter sich bleiben.8 Doch wie immer sie auch entstehen mögen: Diese irrigen Überzeugungen haben weitreichende Konsequenzen für die Politik und insbesondere die Wirtschaftspolitik.

Wahrnehmungen haben von jeher die Wirklichkeit geprägt, und die Untersuchung der Frage, wie sich Überzeugungen entwickeln, bildet einen Schwerpunkt der Geistesgeschichte. So sehr die Mächtigen Überzeugungen prägen wollen und dabei auch erfolgreich sind – alles haben sie nicht im Griff. Ideen führen ein Eigenleben, und globale Veränderungen in Wirtschaft und Technik beeinflussen Ideen (so wie Ideen einen enormen Einfluss auf unsere Wirtschaft haben). Das besondere Kennzeichen unserer Zeit ist indes die Tatsache, dass das oberste eine Prozent besser als früher darüber informiert ist, wie sich Präferenzen und Überzeugungen in einer Weise prägen lassen, die es ihm erlaubt, seinen Interessen Geltung zu verschaffen, und dazu außerdem mehr Instrumente und Ressourcen als früher einsetzen kann.

In diesem Kapitel gehe ich auf einige der wirtschaftswissenschaftlichen und psychologischen Forschungsarbeiten ein, die unser Verständnis der Zusammenhänge zwischen Wahrnehmungen und Wirklichkeit vertieft haben. Und ich zeige, wie sich das eine Prozent diese Fortschritte für seine Ziele zunutze macht – um das Gleichheitsgefälle in der amerikanischen Gesellschaft geringfügiger und akzeptabler aussehen zu lassen, als es ist beziehungsweise sein sollte.




Einige Grundlagen der modernen Psychologie und Volkswirtschaftslehre

Die Erforschung des tatsächlichen Verhaltens von Menschen – statt jenes Verhaltens, das sie beispielsweise an den Tag legen würden, wenn sie Zugang zu vollkommener Information hätten und diese in ihrem Bestreben, ihre wohlverstandenen Ziele zu erreichen, effizient nutzten – ist
Gegenstand einer wichtigen Teildisziplin der modernen Volkswirtschaftslehre, der sogenannten Verhaltensökonomik. Sie geht von der Annahme aus, dass menschliches Verhalten selbst dann, wenn es nicht mit den Grundsätzen der Rationalität übereinstimmt, vorhersagbar sein kann. Und wenn wir die Determinanten des Verhaltens verstehen, können wir es beeinflussen.9

Moderne psychologische und verhaltensökonomische Studien haben gezeigt, dass es auf bestimmten Feldern systematisch zu Fehlwahrnehmungen kommt. Wir treffen ständig Urteile, die auf Voreingenommenheit beruhen. Die Forschung bemüht sich um Erklärungen, wodurch diese Verzerrungen und Fehlwahrnehmungen zustande kommen.




Bezugsrahmen und Fehlwahrnehmungen

Die Wissenschaft hat gezeigt, wie sehr unsere Wahrnehmungen zum Beispiel durch »Bezugsrahmen« (frames) beeinflusst werden, den Kontext, in den eine Analyse eingebettet ist. Polizeiliche Gegenüberstellungen sind ein bekanntes Beispiel: Obwohl sich keiner der Beschuldigten am Tatort aufgehalten haben kann, identifizieren Augenzeugen einen von ihnen aus voller Überzeugung als Täter. Ein Großteil der politischen Auseinandersetzung dreht sich um Bezugsrahmen. Die Deutungskontexte, die verschiedene Gruppen in unserer Gesellschaft geltend machen (framing), wirken sich auf ihre Urteile aus.

Bezugsrahmen und die entsprechenden Wahrnehmungen und Verhaltensweisen lassen sich manipulieren. Außerdem verstärken sich diese Deutungsmuster und Wahrnehmungen tendenziell selbst.10 Aus einer Reihe von Experimenten geht hervor, wie »zerbrechlich« und leicht beeinflussbar unsere Überzeugungen sind. Die Versuchsteilnehmer wurden beispielsweise gebeten, einen Zettel mit einer Zahl aus einem Hut zu ziehen. Anschließend stellte man ihnen eine Frage, über die sie wahrscheinlich keine gesicherten Informationen besaßen, etwa über die Zahl der Schiffe, die im Vorjahr den Panama-Kanal passierten. Wie sich zeigte, hängt die Antwort in systematischer Weise mit der Zufallszahl zusammen, die die Teilnehmer zuvor aus dem Hut gezogen hatten – wer eine höhere Zahl zog, antwortete systematisch mit einer höheren Zahl.11 Die volkswirtschaftliche Standardtheorie geht, wie bereits erwähnt, von
der Annahme aus, dass der Mensch festgefügte Präferenzen und Überzeugungen hat. Wie viel jemand auf die hohe Kante legen möchte, ist demnach eine Entscheidung, welche die Person auf der Basis einer sorgfältigen Nutzenabwägung zwischen heutigem und zukünftigem Konsum trifft. Aber die Wirklichkeit sieht anders aus. Wenn Arbeitgeber Mitarbeiter fragen, wie viel sie von ihrem Lohn auf ihr Rentenkonto einzahlen wollen, hängt die Antwort ganz entscheidend davon ab, wie der Arbeitgeber die Frage formuliert. Wenn er zum Beispiel sagt, dass zehn Prozent vom Lohn abgezogen und auf ein Rentenkonto eingezahlt werden, es sei denn, der Mitarbeiter optiert dafür, mehr (15 Prozent) oder weniger (fünf Prozent) zu sparen, entscheidet sich der Arbeiter für 10 Prozent. Sagt der Arbeitgeber hingegen, dass 15 Prozent abgezogen werden, es sei denn, der Beschäftigte optiert für eine kleinere Zahl (fünf oder zehn Prozent), wird mit hoher Wahrscheinlichkeit die Zahl 15 Prozent gewählt. Stellt er die Frage noch anders, indem er zusätzliche Optionen von 20 oder 25 Prozent anführt, wirken sich diese Optionen – die für die meisten Personen irrelevant sind, weil sie sich auf keinen Fall dafür entscheiden würden – dennoch auf die Antwort des Mitarbeiters aus.12

Ein solches Verhalten sollte niemanden überraschen (zumindest niemanden, der kein Ökonom ist). Wir wissen im Grunde nicht, wie unser Leben in vierzig Jahren aussehen wird, und haben daher keine geeignete Grundlage für ein sachgerechtes Urteil darüber, wie viel wir heute sparen sollten. Das ökonomische Standardmodell geht davon aus, dass Individuen wiederholt Entscheidungen treffen – etwa zwischen Eichblatt- und gewöhnlichem Kopfsalat – und durch Experimentieren herausfinden, was sie wirklich mögen. Doch sofern es keine Wiedergeburt gibt, hat ein Mensch keine Möglichkeit, das Ersparnisexperiment mehrfach zu durchlaufen: Spart man zu wenig, wird man es vielleicht eines Tages bereuen, aber man kann sein Leben nicht wieder von vorn beginnen; das Gleiche gilt, wenn man zu viel auf die hohe Kante legt. Und die heutige Welt unterscheidet sich so sehr von der vergangener Tage, dass man weder von seinen Eltern viel über lebenslanges Sparen lernen noch an die eigenen Kinder Entsprechendes weitergeben kann.




Gleichgewichtsfiktionen

Die psychologische Forschung erbrachte eine zweite wichtige Erkenntnis: Menschen verarbeiten Informationen, die mit ihren bestehenden Überzeugungen in Einklang stehen, anders als Informationen, die dies nicht tun.13 Erstgenannte Informationen werden im Gedächtnis gespeichert, gelten als relevant und verstärken Überzeugungen. Nicht zu vorgefassten Überzeugungen passende Informationen werden dagegen eher ignoriert, bagatellisiert oder vergessen. Diese kognitive Verzerrung wird »Bestätigungsfehler« genannt.14

Die »Gleichgewichtsfiktionen«, die aus diesem Prozess resultieren können, sind Überzeugungen, die nachdrücklich vertreten werden, weil die »Belege« – so wie sie wahrgenommen und verarbeitet werden – voll und ganz mit diesen Überzeugungen in Einklang stehen.15



Verhaltensökonomik und modernes Marketing

Verhaltensbeeinflussung ist ein zentrales Ziel des Marketings. Im Laufe der Jahre haben Unternehmen intensiv zu ergründen versucht, was die Kaufentscheidungen von Verbrauchern bestimmt, denn wenn sie die entsprechenden Faktoren kennen, können sie die Konsumenten dazu bewegen, mehr von den eigenen Produkten zu kaufen. Folglich besteht der hauptsächliche Zweck der Werbung nicht darin, Informationen zu vermitteln, sondern darin, Wahrnehmungen zu beeinflussen. Die bekanntesten Beispiele beschwören einen Lebensstil, der den Verbrauchern als erstrebenswert erscheint, selbst wenn er dem der tatsächlichen Nutzer des Produkts gar nicht entspricht. Der »Marlboro Man« ist ein besonders krasses Beispiel für diese Strategie.16



Wahrnehmungen beeinflussen das Verhalten und das Marktgleichgewicht

Überzeugungen und Wahrnehmungen beeinflussen das Verhalten, ganz unabhängig davon, ob sie der Wirklichkeit entsprechen oder nicht. Wenn Menschen den »Marlboro Man« als den Typ von Mann ansehen, der sie
selbst gern wären, werden sie diese Marke vielleicht Konkurrenzprodukten vorziehen. Wenn jemand ein Risiko überbewertet, trifft er vielleicht überzogene Sicherheitsvorkehrungen. Aber noch stärker als auf das individuelle Verhalten wirken sich Wahrnehmungen und Überzeugungen auf das kollektive Verhalten aus, zu dem auch wirtschaftspolitische Entscheidungen gehören. Ökonomen wissen seit Langem, dass Ideen die Politik beeinflussen. Von John Maynard Keynes stammt das berühmte Diktum:


[…] die Gedanken der Ökonomen und Staatsphilosophen [aber sind], sowohl wenn sie im Recht, als auch wenn sie im Unrecht sind, einflussreicher, als gemeinhin angenommen wird. Die Welt wird in der Tat durch nicht viel anderes regiert. Praktiker, die sich ganz frei von intellektuellen Einflüssen glauben, sind gewöhnlich die Sklaven irgendeines verblichenen Ökonomen.17


Sozialwissenschaften wie die Wirtschaftswissenschaften unterscheiden sich dadurch von den exakten Wissenschaften, dass hier Überzeugungen die Wirklichkeit verändern: Ansichten über das Verhalten von Atomen wirken sich nicht auf das tatsächliche Verhalten von Atomen aus, aber Ansichten darüber, wie das Wirtschaftssystem funktioniert, wirken sich auf dessen Funktionsweise aus. Der große Finanzier George Soros bezeichnet dieses Phänomen als »Reflexivität«,18 und die Tatsache, dass er dieses Phänomen erkannt hat, mag zu seinem Erfolg beigetragen haben. Keynes, der nicht nur ein bedeutender Ökonom, sondern auch ein exzellenter Investor war, beschrieb Märkte als einen Schönheitswettbewerb, bei dem derjenige gewinnt, der richtig beurteilt, was die anderen Juroren für das Schönste halten.

Märkte erschaffen manchmal ihre eigene Wirklichkeit. Wenn die Überzeugung vorherrscht, Märkte seien effizient und jegliche staatliche Regulierung beeinträchtige die Effizienz, dann wird die Regierung wahrscheinlich die rechtliche Reglementierung abbauen, was wiederum Folgen für das Verhalten der Märkte hat. In der jüngsten Krise führte die Deregulierung zu allem anderen als Effizienz, aber selbst in diesem Fall tobt eine Deutungsschlacht. Anhänger der politischen Rechten machten die Regierung für das scheinbare Marktversagen verantwortlich: Ihres Erachtens war der Versuch der Regierung, Menschen mit niedrigen Einkommen
zum Erwerb von Wohneigentum zu drängen, die Ursache des Problems. Obwohl diese Auffassung in konservativen Kreisen verbreitet ist, lassen die empirischen Daten eine solche Schlussfolgerung kaum zu. Aber trotz der mangelnden Plausibilität ihres Erklärungsansatzes hielten diejenigen, die glaubten, Märkte könnten nichts Böses und Regierungen könnten nichts Gutes tun, ihre Ansichten für zutreffend – ein weiteres Beispiel für einen »Bestätigungsfehler«.19



Die Wahrnehmungen von Ungleichheit und individuelles Verhalten

Wie in Kapitel 4 beschrieben, neigen Arbeitskräfte, die sich von ihrem Arbeitgeber unfair behandelt fühlen, dazu, sich vor Arbeitsaufgaben zu drücken. Wenn Arbeitskräfte, die einer sozialen Minderheit angehören, niedrigere Löhne erhalten als andere, gleich qualifizierte Personen, werden und sollten sie sich unfair behandelt fühlen – aber die daraus resultierende niedrigere Produktivität kann und wird Arbeitgeber wahrscheinlich dazu veranlassen, noch niedrigere Löhne zu zahlen. Es kann sich ein »Diskriminierungsgleichgewicht« herausbilden.20

Die Wahrnehmung von Rassen- und Kastenzugehörigkeiten sowie von Geschlechtsidentitäten kann sich ebenfalls erheblich auf die Produktivität auswirken. In einer Reihe brillanter Experimente in Indien sollten Kinder aus niederen und hohen Kasten Aufgaben lösen, wobei sie mit kleinen Geldbeträgen belohnt wurden, wenn ihnen dies gelang. Lösten sie die Aufgaben anonym, gab es zwischen den Kasten keine Leistungsunterschiede. Doch wenn Angehörige niederer und hoher Kasten in einer gemischten Gruppe waren, in der bekannt war, wer der niederen Kaste angehörte (die Betreffenden wussten es, und sie wussten, dass die anderen es wussten), schnitten die Angehörigen der niederen Kaste viel schlechter ab als die der hohen Kaste.21 Das Experiment veranschaulicht die Bedeutung sozialer Wahrnehmungen: Angehörige niederer Kasten wurden auf irgendeine Weise von der Überzeugung beeinflusst, dass Menschen aus niederen Kasten unterlegen seien – aber nur in Gegenwart derer, die dieser Überzeugung waren.




Die Wahrnehmung von Fairness und die Politik der Ungleichheit

Ich habe bereits erwähnt, dass unsere Wahrnehmung von Bezugsrahmen beeinflusst wird, und daher ist es nicht weiter verwunderlich, dass sich die heutige politische Auseinandersetzung vor allem darum dreht, in welchem Kontext man die Ungleichheit setzt. Wie Schönheit liegt auch Fairness zumindest zum Teil im Auge des Betrachters, und die Reichen wollen sicherstellen, dass das heutige Maß an Ungleichheit in den Vereinigten Staaten so gedeutet wird, dass es fair oder zumindest akzeptabel wirkt. Denn wird es als unfair wahrgenommen, dann kann das nicht nur die Produktivität am Arbeitsplatz beeinträchtigen, sondern auch zu gesetzlichen Maßnahmen führen, die der Ungleichheit entgegenwirken.

In der politischen Auseinandersetzung konzentriert sich der öffentliche Diskurs auf Effizienz und Fairness, wie immer der realpolitische Ausdruck der Sonderinteressen aussehen mag. In den Jahren, in denen ich selbst – als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats des Präsidenten – ein öffentliches Amt bekleidete, hat natürlich kein einziger Industrielobbyist, der um Subventionen warb, dies mit dem unverhohlenen Wunsch getan, sich persönlich zu bereichern. Vielmehr formulierten die Bittsteller ihre Wünsche so, dass viel von Fairness und Nutzen, den andere davon hätten (mehr Arbeitsplätze, hohe Steuereinnahmen), die Rede war. Das Gleiche gilt für die politischen Weichenstellungen, die maßgeblich zum weiteren Auseinanderdriften der Vermögensverhältnisse in den Vereinigten Staaten beitrugen – sowohl für jene, die die Ungleichheit der Markteinkommen förderten, als auch für jene, welche die Rolle des Staates bei der Bekämpfung der Ungleichheit schwächten. Der Kampf um den Bezugsrahmen konzentriert sich zunächst darauf, wie wir die Ungleichheit wahrnehmen – wie groß sie ist, welche Ursachen sie hat und wie sie sich rechtfertigen lässt.

Vorstandschefs, insbesondere im Finanzsektor, haben versucht, andere (und sich selbst) davon zu überzeugen, dass sich eine hohe Vergütung mit dem (vergleichsweise) größeren Beitrag des Einzelnen zum Allgemeinwohl rechtfertigen lässt und dass diese notwendig sei, um Leistungsträger dazu zu motivieren, weiterhin solche Beiträge zu liefern. Aus diesem Grund wird diese Form der Vergütung leistungsorientierte Vergütung genannt. Aber die Krise zeigte allen, was die wirtschaftswissenschaftliche
Forschung schon längst nachgewiesen hatte: Das Argument war ein Scheinargument. Wie in Kapitel 4 dargelegt, ist das, was leistungsorientierte Vergütung genannt wird, alles andere als das, denn die Vergütung war hoch, wenn die Leistung gut war, und sie war es auch dann, wenn die Leistung schlecht war. Nur der Name änderte sich. Bei schwacher Leistung sprach man lieber von »Treueprämie«.

Wenn man meint, dass die Probleme der Armen weitgehend hausgemacht sind und sich diejenigen, die Sozialhilfe beziehen, tatsächlich auf Kosten der übrigen Gesellschaft ein angenehmes Leben machen (wie es die »Sozialschmarotzer«- und »Sozialhilfebetrüger«-Kampagnen in den achtziger und neunziger Jahren suggerierten), dann kann man ihnen ohne Bedenken die Unterstützung streichen. Wenn man glaubt, dass die Spitzenverdiener deshalb so hohe Einkommen beziehen, weil sie einen so großen Beitrag zur gesellschaftlichen Wohlfahrt leisten – der sogar so groß sei, dass ihre Vergütung nur einen Bruchteil davon abdecke  –, dann scheint ihre Bezahlung gerechtfertigt zu sein, insbesondere wenn ihre Beiträge angeblich das Ergebnis harter Arbeit und nicht bloßer glücklicher Zufälle sind. Andere Ideen (über die Bedeutung von Anreizen und leistungsorientierter Vergütung) legen nahe, dass der Abbau des Einkommensgefälles mit einem hohen Preis verbunden wäre. Wieder andere (die Trickle-down-Theorie) machen uns glauben, dass ein hohes Maß an Ungleichheit im Grunde kein großes Übel sei, da alle finanziell bessergestellt seien, als sie es in einer Welt mit ausgeglicheneren Vermögensverhältnissen wären.

Die andere Seite in diesem Kampf vertritt entgegengesetzte Überzeugungen: den grundsätzlichen Glauben an den Wert der Verteilungsgerechtigkeit, der sich in Analysen wie jenen ausdrückt, die in den vorangegangenen Kapiteln vorgestellt wurden und die zu dem Ergebnis gelangen, dass das hohe Maß an Ungleichheit in den Vereinigten Staaten die ökonomische Instabilität erhöht, die Produktivität senkt und die Demokratie untergräbt und dass dies größtenteils in einer Weise geschieht, die nichts mit gesellschaftlichen (Wohlfahrts-)Beiträgen zu tun hat, sondern vielmehr auf die Fähigkeit zurückzuführen ist, Marktmacht auszuüben – die Fähigkeit, Verbraucher durch Monopolmacht auszubeuten oder mittellose und ungebildete Kreditnehmer durch Praktiken auszubeuten, die verboten sein sollten, auch wenn sie es gegenwärtig nicht sind.


Der »Kampf der Ideen« manifestiert sich oftmals in der Auseinandersetzung um konkrete politische Streitfragen, etwa darum, ob Steuern auf Kapitalerträge erhöht werden sollten. Aber hinter diesen Kontroversen verbirgt sich die umfassendere Auseinandersetzung um Wahrnehmungen und Grundwerte – etwa um die Rolle des Marktes, des Staates und der Zivilgesellschaft. Es handelt sich nicht bloß um eine philosophische Debatte, sondern gerungen wird darum, wer die Wahrnehmungen über die angemessenen Zuständigkeiten dieser drei prägt. Diejenigen, die nicht wollen, dass das Abschöpfen politischer Renten unterbunden wird, von dem sie so sehr profitieren, und die nicht wollen, dass der Staat Umverteilung betreibt oder ökonomische Chancen und soziale Mobilität verbessert, betonen das Versagen des Staates. (Bemerkenswerterweise gilt dies auch dann, wenn die Betreffenden ein öffentliches Amt bekleiden und etwas tun könnten und sollten, um jedes Problem, von dem sie Kenntnis erlangen, zu korrigieren.) Sie argumentieren, der Staat störe den Marktmechanismus. So, wie sie einerseits die Schwächen des Staates überzeichnen, übertreiben sie andererseits die Stärken der Märkte. Für unsere Zwecke am wichtigsten ist die Tatsache, dass sie danach streben, diesen Wahrnehmungen Allgemeingültigkeit zu verschaffen, so dass wir alle glauben, dass Ausgaben von Privatpersonen (und sei es für Glücksspiele) ökonomisch allemal sinnvoller seien als Staatsausgaben und dass alle staatlichen Bemühungen, Marktversagen – etwa die Tendenz von Unternehmen zu übermäßiger Umweltverschmutzung – zu beheben, mehr Schaden als Nutzen stiften.22

Dieser große Meinungskampf ist entscheidend dafür, wie man die Entwicklung der Ungleichheit in Amerika begreift. Die Tatsache, dass die Rechten während der letzten dreißig Jahre diese Auseinandersetzung sehr erfolgreich bestritten, hat unseren Staat entscheidend geprägt. Wir haben zwar nicht den minimalistischen Staat verwirklicht, den die Libertären verlangen. Aber wir haben einen Staat verwirklicht, der nicht genügend Spielraum hat, um jene öffentlichen Güter bereitzustellen – Investitionen in Infrastruktur, Technik und Bildung –, die eine starke wirtschaftliche Dynamik freisetzen würden, und der zu schwach ist, um jene Umverteilung ins Werk zu setzen, die notwendig ist, um eine faire Gesellschaft zu schaffen. Er ist indes noch immer mächtig genug, um den Reichen eine Fülle von Geschenken zu machen. Die Befürworter eines weitgehend »staatsfreien« Finanzsektors waren glücklich, dass die
Regierung im Jahr 2008 das Geld hatte, um sie zu retten – und staatliche Rettungsaktionen gehören tatsächlich seit Jahrhunderten unverbrüchlich zur Geschichte des Kapitalismus dazu.23

Diese erbitterten politischen Kontroversen basieren ihrerseits auf allgemeinen Ideen über Menschenrechte, die menschliche Natur und die Bedeutung von Demokratie und Gleichheit. In den Debatten über die Einschätzung dieser Grundwerte haben die Vereinigten Staaten in den letzten Jahren eine andere Richtung eingeschlagen als die meisten anderen Länder der Welt. Zwei Kontroversen – über die Todesstrafe (die in Europa strikt abgelehnt wird) und über das Recht auf medizinische Versorgung (das in den meisten Ländern als ein grundlegendes Menschenrecht angesehen wird) – sind bezeichnend für diese Unterschiede. Es mag schwierig sein herauszufinden, welche Rolle die tiefen ökonomischen und sozialen Gräben in unserer Gesellschaft bei der Entstehung dieser gravierenden Differenzen spielten; aber klar ist, dass, wie im letzten Kapitel angemerkt, unser weltweiter Einfluss abnehmen wird, wenn unsere Werte und Überzeugungen augenscheinlich immer weniger mit denen der übrigen Welt übereinstimmen.



Wie sich Ideen entwickeln

Der Wandel der Einstellungen zu diesen Grundwerten ist sowohl Ursache als auch Folge eines gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels  – und dazu gehört auch die Veränderung der gesellschaftlichen Ungleichheit.

Die Ideengeschichte widmet sich der Entstehung und Weiterentwicklung von Ideen. Niemand kontrolliert diese Entwicklung.24 Der Wandel vollzieht sich eher in organischer Weise. Ideen entspringen aus vielfältigen Quellen – oft in Reaktion auf aktuelle Ereignisse, manchmal als Teil eines natürlichen evolutionären Prozesses.25

Ideen werden freigesetzt (man kann sie als intellektuelle Mutationen auffassen), und einige landen auf fruchtbarem Boden: Sie helfen Menschen, die Welt zu verstehen, insbesondere da es im ureigenen Interesse des Menschen liegt, sie zu verstehen.

In der Vergangenheit änderten sich Überzeugungen manchmal in einer Weise, die dem Wohl der Eliten förderlich war, etwa als sich Ideen,
die Sklaverei oder Ungleichheit rechtfertigten, allgemein durchsetzten. Manchmal veränderten sich Anschauungen in einer Weise, die ihren Interessen zuwiderlief. Zweifellos wäre es den Eliten in Großbritannien lieber gewesen, wenn die Ideen der Aufklärung den Atlantik nicht überquert hätten. Sklaveneignern in den amerikanischen Südstaaten wäre es lieber gewesen, wenn die Aussage »alle Menschen werden gleich erschaffen« enger ausgelegt worden wäre. Dass sich zumindest in einigen Fällen Überzeugungen in einer Weise entwickelten, die den Interessen der Eliten zuwiderlief, deutet darauf hin, dass die Eliten, zumindest in der Vergangenheit, die Entwicklung der Ideen nicht vollständig kontrollierten.

So hat beispielsweise die Globalisierung für viele Länder auch neue Ideen mit sich gebracht, etwa Demokratie, Menschenrechte und soziale Gleichheit. Ein grundlegender Wandel in Technik oder Marktstruktur – die Umstellung von der Landwirtschaft auf industrielle Produktion oder von einer Industrie- auf eine Dienstleistungswirtschaft – geht zwangsläufig mit gesellschaftlichen Veränderungen gewaltigen Ausmaßes einher, und dies betrifft auch Anschauungen über die »richtige« Organisation von Gesellschaft und Wirtschaft. Die Entstehung des industriellen Sektors erforderte besser ausgebildete Arbeitskräfte, und es ließ sich nur schwer ein Argument dafür finden, Wahlrechte nicht auf die Gebildeten zu erweitern, auch wenn diese traditionell nicht zu den Eliten zählten.

Im zwanzigsten Jahrhundert spielten Erfolg und Versagen von Regierungen und Märkten eine wichtige Rolle bei der Herausbildung von Ideen über die angemessene Aufgabenverteilung zwischen Staat und Markt. In Anbetracht der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre, als die Arbeitslosigkeit in den USA 25 Prozent erreichte, konnten höchstens ideologische Eiferer die Auffassung vertreten, Märkte seien immer effizient. Es war nicht weiter verwunderlich, dass unter diesen Umständen die Anschauung, der Staat solle stärker in die makroökonomische Steuerung eingreifen, an Zuspruch gewann. Vor 1960 generierten die Märkte in den meisten Entwicklungsländern (zumindest so, wie sie von den Kolonialmächten gestaltet worden waren) von sich aus keine Wachstumsimpulse. Es war daher nur verständlich, dass viele Menschen in diesen Ländern die Ansicht vertraten, der Staat solle den weiteren Entwicklungsprozess aktiv gestalten. Doch in Anbetracht des Scheiterns kommunistischer Systeme konnte allenfalls ein verbohrter Ideologe noch für einen beherrschenden Einfluss des Staates auf die Wirtschaft plädieren.
Diese Erfahrungen, die Beobachtungen, dass Märkte – ebenso wie der Staat – oftmals versagen, mündeten folgerichtig in die hier vertretene Auffassung, dass Märkte, Staat und Zivilgesellschaft in einem ausgewogenen Kräfteverhältnis zueinander stehen sollten. Die konkrete Ausformung dieses Gleichgewichts konnte sich von Land zu Land und im Zeitablauf unterscheiden. In Ostasien entstand die Idee des Entwicklungsstaates, der die Entwicklung mithilfe von Marktmechanismen vorantreiben sollte. Sie zeitigte einige fantastische Erfolge, historisch beispiellose, nachhaltige Wachstumsraten, die zu einem enormen Rückgang der Armut und hohen Wohlstandszuwächsen für die große Mehrheit der Bevölkerung führten.

Aber Ideen und Interpretationen historischer Ereignisse sind immer strittig. Einige analysieren diese Ereignisse und gelangen zu ganz anderen Schlussfolgerungen. Manche Experten (etwa der Nobelpreisträger Milton Friedman, ein Vertreter der Chicagoer Schule) legten bei ihrer Deutung der Weltwirtschaftskrise den Schwerpunkt auf das Staatsversagen, genauso wie die politische Rechte den Bemühungen der US-Regierung, sozial schwachen Gruppen den Erwerb von Wohneigentum zu erleichtern, die Schuld an der Großen Rezession gab. Andere analysierten die gewaltigen Erfolge der Vereinigten Staaten in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg – ihre relative Stabilität, das rasche Wachstum, das allen zugutekam – und behaupteten, die Wirtschaft könne noch schneller wachsen, wenn wir nur deregulierten und Steuern senkten. (Dazu kam es allerdings nicht, wie wir aus früheren Kapiteln wissen: In der Ära der Deregulierung und Steuersenkung wuchs die Wirtschaft langsamer, und die Gesellschaft entwickelte sich auseinander.)

Wie ich hinsichtlich der Gleichgewichtsfiktionen deutlich machte, lösen empirische Fakten Kontroversen nicht immer, denn je nach Standpunkt werden die Daten unterschiedlich ausgelegt. Auch wenn das Wachstum zur Zeit der Deregulierung und Steuersenkungen niedriger war und das Wohlstandsniveau der meisten Amerikaner sank, lassen sich andere Faktoren dafür verantwortlich machen – so wird argumentiert, es habe noch immer zu viel Regulierung und Unsicherheit geherrscht, und beides sei denjenigen anzulasten, die für eine weitergehende Regulierung eintraten. Analysen, die zeigen, dass die staatlich geförderten US-Hypothekenbanken Fannie Mae und Freddie Mac nicht im Zentrum der Großen Rezession standen, werden einfach als irrelevant abgetan.26


Einige Ideen wirken transformativ, aber Gesellschaften und Überzeugungen wandeln sich für gewöhnlich langsam. Manchmal laufen intellektuelle und gesellschaftliche Veränderungen mit unterschiedlicher Geschwindigkeit ab; manchmal klaffen Anschauungen und Wirklichkeit so eklatant auseinander, dass dies zu einem Überdenken bestehender Anschauungen – oder gesellschaftlichem Wandel – zwingt.

Veränderungsprozesse laufen oft langsamer ab, als es vielleicht wünschenswert wäre, und die langsame Entwicklung von Ideen ist eine der Ursachen dafür, dass sich Gesellschaften manchmal nur wie im Schneckentempo wandeln. In der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 mag der Grundsatz, dass alle Menschen gleich erschaffen wurden, klar und deutlich formuliert worden sein, dennoch sollten fast zweihundert Jahre vergehen, bis die Vereinigten Staaten Bürgerrechtsgesetze verabschiedeten, die diesen Grundsatz rechtsverbindlich machten, und von einer »Gesellschaft der Gleichen« sind wir noch immer weit entfernt.

Dass sich Ideen nur langsam verändern, hängt unter anderem damit zusammen, dass Ideen und Wahrnehmungen soziale Konstrukte sind. Meine Bereitschaft, an einer Überzeugung festzuhalten, steht in Zusammenhang mit der Tatsache, dass andere ähnliche Überzeugungen hegen. Bei meinen Reisen durch die USA und die Welt verblüfft es mich immer wieder, wenn ich feststelle, dass an manchen Orten bestimmte Anschauungen Teil der herrschenden (öffentlichen) Meinung sind – etwa, dass der Staat notwendigerweise ineffizient sei oder dass die Regierung die Rezession verursachte beziehungsweise die globale Erwärmung ein Mythos sei –, während andernorts genau das Gegenteil als »die Wahrheit« gilt.

Die meisten Menschen prüfen empirische Daten nicht selbst. Nur wenige besitzen die nötige Sachkunde, um etwa die Daten über die globale Erwärmung selbst zu bewerten, selbst wenn sie die Zeit dazu hätten. Aber die Tatsache, dass andere, mit denen sie reden und denen sie vertrauen, bestimmte Anschauungen hegen, bestärkt sie in ihrer Überzeugung, dass diese richtig sein müssen. Einige dieser gesellschaftlich konstruierten Ideen und Wahrnehmungen bilden die Linse, durch die wir die Welt sehen. Kategorien wie Rasse und Kaste sind in einigen Gesellschaften von Belang, in anderen dagegen nicht. Doch diese »Ideen« haben, wie schon erwähnt, reale Konsequenzen, die sehr beständig sein können.


Gesellschaften können an bestimmten Überzeugungen »kleben«, mit der Folge, dass sich die Anschauungen jedes Einzelnen nur dann verändern, wenn hinreichend viele andere ihre Meinung ändern; ist das nicht der Fall, ändern sich diese Überzeugungen nicht.

Wenn man Ideen und Wahrnehmungen als gesellschaftliche Konstrukte auffasst, lässt sich auch erklären, warum sich gesellschaftliche Anschauungen manchmal recht schnell verändern. Wenn aus irgendeinem Grund genügend Menschen eine neue Idee attraktiv finden, kann es zu einem abrupten Umschlag kommen, so dass die Idee Teil einer neuen »gesellschaftlichen Konstruktion der Wirklichkeit« wird, zur neuen herrschenden Meinung. Die Idee von der Existenz rassischer Unterschiede wird dann von einem Konzept, das zu beweisen ist, zu einem Konzept, das zu widerlegen ist. Oder es kommt zu einem abrupten Meinungswandel hinsichtlich der Auffassung, Ungleichheit sei notwendig für das Funktionieren einer Marktwirtschaft, so dass diese der Überzeugung weicht, die gegenwärtig weit geöffnete Schere zwischen Arm und Reich in Amerika beeinträchtige die Funktionstüchtigkeit unserer Wirtschaft und unserer Gesellschaft. Die neuen Ideen finden Eingang in die herrschende Meinung, bis eine andere geistige oder faktische Strömung das intellektuelle Gleichgewicht stört.

Der gesellschaftliche Kontext von Überzeugungen ist entscheidend. Wenn verschiedene Gruppen kaum interagieren, entwickeln sie mitunter unterschiedliche Wahrnehmungen der Wirklichkeit. So verhält es sich mit der Debatte über die Legitimität und den Grad der Ungleichheit. In einigen Gruppen (und dazu gehören die Reichen ebenso wie die Armen) ist man davon überzeugt, dass die Reichen ihr Vermögen durch eigene harte Arbeit erworben haben und dass die Beiträge anderer und Glück nur eine geringe Rolle dabei spielten; andere Gruppen sehen das genau andersherum.27 Es ist nicht weiter verwunderlich, dass diese Gruppen unterschiedliche steuerpolitische Ansichten haben. Wenn jemand glaubt, sein Besitz sei das Ergebnis ausschließlich seiner eigenen Anstrengungen, zeigt er vergleichsweise wenig Bereitschaft, dieses Vermögen mit anderen zu teilen, von denen er glaubt, sie hätten sich absichtlich weniger angestrengt als er. Wenn jemand seinen Erfolg weitgehend glücklichen Umständen zu verdanken glaubt, ist er eher bereit, sein Vermögen zu teilen.



Wie sich die Wahrnehmung von Politik beeinflussen lässt

Heute bemühen sich diejenigen, die die Ungleichgewichte in Gesellschaften aufrechterhalten wollen, aktiv darum, Wahrnehmungen und Überzeugungen so zu manipulieren, dass Ungleichheit eher hingenommen wird. Sie verfügen über das Wissen, die Instrumente, die Mittel und die Anreize, dies zu tun. Auch wenn es schon in der Vergangenheit viele Versuche gegeben hat, gesellschaftliche Wahrnehmungen zu beeinflussen  – heute geschieht dies mit wachsender Raffinesse. Wer sich darum bemüht, weiß zum Beispiel mehr darüber, auf welche Weise sich Ideen und Präferenzen manipulieren lassen. Die Betreffenden brauchen nicht mehr nur zu hoffen und zu beten, dass sich die gesellschaftlichen Anschauungen in einer Weise entwickeln, die ihren Interessen dienlich ist.28

Die Tatsache, dass die Begüterten Wahrnehmungen in ihrem Sinne beeinflussen können, widerspricht der Annahme, dass niemand die Entwicklung von Ideen kontrolliere. Die Kontrolle kann auf unterschiedliche Weise erfolgen. Eine Möglichkeit bietet der Zugang zu Bildung und zu den Medien. Wenn eine Gruppe hinsichtlich der Bildungschancen und dem Zugang zu öffentlichen Ämtern und den Medien stark benachteiligt ist, ist sie nicht gleichberechtigt in dem Raum der Diskussion und Konsensfindung vertreten, in dem sich die »herrschende Meinung« konstituiert. Manche Ideen tauchen daher gar nicht auf; andere lassen sich erfolgreich unterdrücken.

Eine zweite Möglichkeit besteht darin, soziale Distanz zu schaffen. Wenn die ökonomische Chancenungleichheit dazu führt, dass eine Gruppe weit schlechter gestellt ist als andere Gruppen, dann finden kaum Kontakte zwischen der ersten Gruppe und Menschen aus den anderen Gruppen statt, so dass diese ärmere Gruppe sich wahrscheinlich auch »kulturell« absondern wird. Dies wiederum hat zur Folge, dass Ansichten über wesensmäßige Unterschiede der armen Gruppe eher Fuß fassen und fortbestehen. Wie ich in Arbeiten über kognitive Bezugsrahmen darlegte,29 hängt die Wirkungsmacht gesellschaftlich konstruierter Kategorien auch davon ab, dass sie nicht als gesellschaftlich konstruiert durchschaut werden.

Wichtiger noch ist, dass nicht nur Güter, sondern auch Ideen – und insbesondere die Ideen, die politischen Konzepten zugrunde liegen – vermarktet werden können. Das moderne Marketing hat uns die Kunst
und Wissenschaft der gezielten Beeinflussung von Wahrnehmungen gelehrt, und wer über genügend Mittel verfügt (in überproportionalem Maße sind dies die Vermögenden), hat auch die Instrumente, um genau dies zu tun.

Bei ihrer Produktwerbung haben viele Firmen kaum Bedenken, verzerrte Informationen zu verbreiten oder gar zu lügen. So gelang es etwa den Zigarettenherstellern, Zweifel an den wissenschaftlichen Beweisen für die Gesundheitsgefahren des Rauchens zu streuen, obwohl sie selbst gegenteilige Studienergebnisse im Schrank hatten. In ähnlicher Weise zeigte Exxon keinerlei Skrupel, sogenannte Denkfabriken großzügig finanziell dafür zu unterstützen, dass sie die wissenschaftlichen Belege für die Risiken der globalen Erwärmung in Zweifel zogen, obgleich die Beweislage vollkommen eindeutig war. Gesetze über die Pflicht zu wahrheitsgemäßer Werbung sollen die Spielräume der Firmen bei der Fehlinformation der Verbraucher einschränken, aber bei der Werbung für Ideen und politische Konzepte gibt es nichts Vergleichbares.30 Wir haben bereits mehrere Beispiele kennengelernt – etwa die Behauptung, dass die US-amerikanische Gesellschaft zwar ein höheres Vermögensgefälle als andere aufweisen mag, dafür aber Chancengleichheit biete, oder dass die eigentliche Ursache der Großen Rezession staatliche Maßnahmen zur Förderung des Wohnungseigentums der sozial Schwachen seien – und werden uns noch weitere ansehen.

Überzeugungen und Wahrnehmungen werden selbstverständlich auch von der Ausbildung geprägt, die man durchläuft, und das gilt vielleicht für keine Gruppe in solchem Maße wie für die Ökonomen. Es gibt gewichtige Anhaltspunkte dafür, dass sich die Wahrnehmungen und Urteile von Ökonomen etwa in Bezug auf Fairness deutlich von denen der übrigen Gesellschaft unterscheiden. Dem Wirtschaftswissenschaftler Richard Thaler von der University of Chicago zufolge hielten 82 Prozent der Befragten aus der Gesamtbevölkerung es für unfair, den Preis von Schneeschaufeln nach einem Schneesturm zu erhöhen; von seinen BWL-Studenten waren nur 24 Prozent dieser Meinung.31 Dies könnte zum Teil damit zusammenhängen, dass sich jene Personen in verstärktem Maße von den Wirtschaftswissenschaften angezogen fühlen, die weniger Wert auf Fairness legen. Es liegen indes auch Belege dafür vor, dass das Studium der Wirtschaftswissenschaften Wahrnehmungen prägt – und angesichts des wachsenden Einflusses von Wirtschaftswissenschaftlern auf
politische Inhalte und Maßnahmen haben ihre Fairness-Konzepte und Ansichten über unvermeidliche Zielkonflikte zwischen Gerechtigkeit und ökonomischer Effizienz möglicherweise weitreichende Auswirkungen.

Die politische Rechte hat den prägenden Einfluss der Bildung auf Wahrnehmungen durchaus erkannt; sie versucht daher, aktiv auf die Gestaltung von Lehrplänen in Schulen Einfluss zu nehmen und initiierte überdies ein »Bildungsprogramm« mit dem Ziel, Richtern »ökonomische Kompetenz« zu vermitteln, das heißt, sie dazu zu bringen, die Welt durch die enge Brille konservativer ökonomischer Lehrsätze zu betrachten.32

Eine der effektivsten Methoden, die öffentliche Meinung zu beeinflussen, besteht darin, Politiker für die eigene Perspektive zu vereinnahmen. Schließlich sind Politiker Ideenhändler. (Politiker dazu zu bringen, sich bestimmte Sichtweisen und Wahrnehmungen zu eigen zu machen, hat einen doppelten Vorteil: Sie verkaufen die Ideen nicht nur der Öffentlichkeit; sie setzen sie auch in Gesetze und Regulierungsmaßnahmen um.) Die Ideen stammen meist nicht von den Politikern selbst; vielmehr greifen sie Gedanken aus der Wissenschaft und von bekannten Intellektuellen, von staatlichen Institutionen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) auf. Dabei suchen sie sich die Ideen heraus, die mit ihrer eigenen Weltanschauung in Einklang stehen oder die aus ihrer Sicht zumindest den Interessen ihrer Wähler entsprechen. In der von Geld gesteuerten amerikanischen Politik werden nicht alle Wähler gleich erschaffen. Politiker haben einen Anreiz, sich jene Ideen anzueignen, die den Kapitalinteressen dienen.

In einigen Ländern können Politiker auch direkt gekauft werden. Die meisten amerikanischen Politiker sind jedoch nicht so dumm. Sie nehmen keine dicken Briefumschläge entgegen. Das Geld fließt in ihre Wahlkämpfe und in die Schatullen ihrer Partei. Man nennt dies auch »Korruption amerikanischen Stils«. Einige werden nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt mit Geld belohnt, indem sie eine jener »Drehtüren« zwischen Politik und Wirtschaft benutzen, die in den Vereinigten Staaten so mühelos funktionieren; anderen genügen die Wonnen der Macht, die sie heute genießen.

Unterstützung erhalten diese Ideen durch Scharen von »Fachleuten«, die bereitwillig Sachverständigengutachten, Argumente und
Geschichten liefern, die die Richtigkeit dieser Ansichten belegen sollen. Der Kampf der Ideen findet an vielen Schauplätzen statt. Die Politiker haben ihre Stellvertreter, ihre Speichellecker, die sich nicht selbst um ein Amt bewerben, aber Varianten dieser Ideen vorbringen und die Ansichten von Rivalen in Frage stellen. Beweise und Argumente auf beiden Seiten sind tendenziös. Bei diesem Kampf geht es (wie bei Werbung im Allgemeinen) um zwei Ziele: Zum einen gilt es, jene zu mobilisieren, die bereits »wahre Gläubige« sind, zum anderen jene zu überzeugen, die noch nicht bekehrt wurden. Die eigenen Anhänger müssen nicht nur auf die Beine gebracht, sondern auch in ihrer Überzeugung gestärkt werden. In einer Demokratie, in der Wahlkämpfe so unglaublich kostspielig sind wie in den Vereinigten Staaten, ist es wichtig, die »Basis« zu mobilisieren, weil das Ergebnis von Wahlen oftmals davon abhängt, wie viel Wahlkampfspenden eingeworben werden und ob man die eigenen Anhänger in hinreichend hoher Zahl zur Stimmabgabe motivieren kann. Einen Rivalen als »Liberalen« oder »Neokonservativen« abzustempeln kann dabei helfen, selbst wenn der Kandidat, den man selbst ins Rennen schickt, völlig farblos ist.

Im Zentrum der Überzeugungsarbeit stehen indes die »unabhängigen Wähler«, jene, die sich nicht als Demokraten oder Republikaner registriert haben. Um sie auf die eigene Seite zu ziehen, sind oft wiederholte einfache, tendenziöse Geschichten meist wirkungsvoller als längere und differenziertere, Appelle an Gefühle oft effektiver als Appelle an die Vernunft. Werbeagenturen verstehen sich hervorragend darauf, eine Botschaft zu einem sechzig Sekunden langen Werbespot, der genau den richtigen Ton trifft, zu verdichten – und so eine emotionale Reaktion auszulösen, die scheinbar durch »vernünftige Argumente« unterfüttert wird.33



Das Kriegsgerät

Es gibt ein echtes Schlachtfeld der Ideen. Aber diese Schlacht hat kaum etwas mit dem wissenschaftlichen Wettstreit der Ideen gemein, in dem empirische Daten und theoretische Erklärungsansätze sorgfältig geprüft und gegeneinander abgewogen werden. Es ist ein Schlachtfeld der »Überzeugungen«, der »Bezugsrahmen«, auf dem man nicht unbedingt
die Wahrheit einer Sache zu ergründen sondern vielmehr zu verstehen sucht, wie Anschauungen entstehen und wie sie sich beeinflussen lassen.

In diesem Kampf der Ideen spielen bestimmte Waffen eine besondere Rolle. Im letzten Kapitel diskutierten wir eine davon: die Medien. Es sollte offensichtlich sein, dass eine unausgewogene Medienberichterstattung dafür sorgt, dass der Gegner von vornherein benachteiligt ist.

Doch wie immer Ideen auch verbreitet werden: In dem eigentlichen Kampf sind im Wesentlichen die Bezugsrahmen von Belang, und die werden mittels Worten durchgesetzt. Die Worte, die wir benutzen, können Vorstellungen von Fairness und Legitimität und damit positive Gefühle vermitteln oder aber Vorstellungen und Entzweiung, Selbstsucht und Illegitimität. Worte schaffen auch darüber hinaus Bezüge. Im amerikanischen Sprachgebrauch hat »Sozialismus« eine ganz ähnliche Bedeutung wie »Kommunismus«, und Kommunismus ist die Ideologie, die wir sechzig Jahre lang bekämpften und die wir erst 1989 mit dem Fall der Berliner Mauer besiegten. Daher versetzt es jedem beliebigen Diskussionsthema den Todesstoß, wenn man ihm das Etikett »Sozialismus« anhängt. Das amerikanische Gesundheitsprogramm zur Versorgung älterer Menschen, Medicare, ist ein System mit einem Beitragszahler: Der Staat zahlt die Rechnung, und der einzelne Versicherte kann sich den Leistungsanbieter aussuchen. Die meisten älteren Amerikaner lieben Medicare. Aber viele sind auch derart fest davon überzeugt, der Staat sei gar nicht in der Lage, Dienstleistungen effizient zu erbringen, dass sie glauben, Medicare müsse privat finanziert sein. In der turbulenten Diskussion über die von Präsident Obama vorangetriebene Gesundheitsreform schleuderte ein Mann seinem Abgeordneten zornig entgegen: »Lasst bloß eure verdammten Regierungspfoten von meiner Medicare!«34 Die Konservativen prangern die Einbeziehung der übrigen Bevölkerung in Medicare als »Sozialismus« an. Damit ist die Debatte beendet. Man braucht nicht darüber zu diskutieren, ob das System effizient oder ineffizient ist, die Versorgungsqualität gut oder schlecht, ob der Versicherte Wahlmöglichkeiten hat oder nicht.

Die Amerikaner sind marktgläubig geworden, und Leistungsanreize sorgen dafür, dass Märkte funktionieren. Wenn daher ein Arbeitsentgelt als »Leistungslohn« etikettiert wird, bekommt es sofort einen Heiligenschein; das Etikett genügt als Rechtfertigung, die Höhe dieser Entlohnung ist dann vollkommen egal. Überhöhte Vergütungen sind immer
mal wieder ein politisches Thema. Im Jahr 1993, zu Beginn der Amtszeit von Präsident Clinton, erreichte die Kritik ein solches Ausmaß, dass die Regierung beschloss, eine Zusatzsteuer auf Gehälter von über einer Million Dollar zu erheben. Doch dann wurde für leistungsbezogene Vergütungen eine Ausnahme gemacht.35 Damit schuf man natürlich einen Anreiz, alle hohen Gehälter als leistungsbezogene Vergütung zu deklarieren  – allerdings auch eine ganze Reihe von Fehlanreizen, deren Auswirkungen weit über Arbeitsentgelte hinausgingen.

Nehmen wir ein weiteres Beispiel: Kreditkartenunternehmen erlegen Einzelhändlern, die ihre Karten akzeptieren, Regeln auf. Eine dieser Regeln ist das sogenannte Preisaufschlagsverbot. Es verbietet Einzelhändlern, die Gebühren für Kreditkartentransaktionen an ihre Kunden weiterzugeben. Aber das Preissystem funktioniert nur, wenn die Verbraucher die Kosten kennen, die mit ihren Entscheidungen verbunden sind. Beim Kauf entscheidet man sich für einen bestimmten Zahlungsmodus. Niemand würde behaupten, es sei ein »Aufschlag«, für ein teures Produkt mehr zu berechnen als für ein billiges. Aber dadurch, dass Kreditkartenunternehmen jede Gebühr als Aufschlag einstufen, versuchen sie die Gebühr als unangemessen hinzustellen. Sie wollen den Kunden einreden, dass eine solche Gebühr derart unzumutbar ist, dass sie Einzelhändler, die solche Gebühren berechnen, boykottieren sollten, um so die Händler dazu zu bewegen, keine Gebühren zu erheben. Der Verzicht auf eine ausdrückliche (Zusatz-)Gebühr bedeutet, dass die Kreditkartenunternehmen die Gebühren, die sie Einzelhändlern berechnen, stark anheben können  – bis nahe an die »Belastungsgrenze«, wo der Händler eher auf den Kunden verzichten als die Gebühr bezahlen würde.

Ein letztes Beispiel betrifft die Preisbildungsfunktion der Märkte. In gut funktionierenden Märkten ist die Nachfrage gleich dem Angebot, und der daraus resultierende Gleichgewichtspreis »enthüllt« den Grenznutzen des Gutes für den Käufer und die Grenzkosten für den Verkäufer. Diese Information ist für die Entscheidungsfindung nützlich. Viele Ökonomen behaupteten, in den Preisen (Kursen), die sich an einem Aktienmarkt bilden, spiegele sich analog dazu der wahre Wert des Wertpapiers wider. »Gleichgewichtspreis« ist ein gefühlsbetonter Begriff, und die Märkte sollten vermutlich dafür gelobt werden, dass sie diese wichtige soziale Funktion erfüllen. Tatsächlich behaupteten Marktbefürworter, Märkte seien vollkommen effizient und die Preise offenbarten daher
sämtliche Informationen, die den Marktteilnehmern zugänglich seien. Dies war gleichsam eine religiöse Glaubensfrage, ein Glaubensartikel. Der Sprachgebrauch ist wichtig: Weil »Effizienz« gut ist, sind selbstverständlich auch vollkommen effiziente Märkte gut. Aber diese Annahme beruhte auf einem grundlegenden Denkfehler. Wenn Märkte allen Marktteilnehmern sämtliche Informationen vollständig offenbaren würden, dann hätte tatsächlich niemand einen Anreiz, Informationen über öffentlich gehandelte Wertpapiere zu sammeln, da ja auch diejenigen, die dafür kein Geld ausgeben würden, den gleichen Zugang zu Informationen hätten. Wenn die Effizienzmarkthypothese zuträfe, würde dies ironischerweise bedeuten, dass Aktienmärkte notwendigerweise sehr ineffizient wären, da niemand irgendwelche Informationen sammeln würde.36

Im Anschluss an die Große Rezession hat das Effizienzmarktmodell eine Schlappe hinnehmen müssen.37 Doch in der Zwischenzeit berufen sich einige Befürworter freier Märkte weiterhin auf das Argument der »Preisbildung«, um Marktveränderungen zu verteidigen, die die Märkte in Wirklichkeit volatiler machten und ihre Effizienz einschränkten.

Ein entscheidender Wandel vollzog sich um die Jahrhundertwende: Der größte Teil des Börsenhandels (2009 61 Prozent, 2010 53 Prozent) wird seither von Computern abgewickelt, die unter Verwendung gewisser Algorithmen mit anderen Computern handeln. Kauf- und Verkaufsangebote basieren nicht auf Marktforschung, auf fundierten Einschätzungen der zukünftigen Geschäftsaussichten etwa der Stahlindustrie oder der Effizienz eines ganz bestimmten Stahlherstellers, sondern auf den Informationen, die sich den Preis- und Handelsmustern entnehmen lassen, sowie auf allen sonstigen Informationen, die ein Computer schnell aufnehmen und verarbeiten kann. Kauf- und Verkaufsofferten werden für eine Nanosekunde aufrechterhalten. Wer vorschlägt, eine Firma, die ein Kaufangebot für eine Aktie zu einem bestimmten Preis abgibt, möge dieses Angebot eine Sekunde lang aufrechterhalten, bekommt als Antwort zu hören: »Wollen Sie etwa ins Mittelalter zurück?« Die Preise, die in diesen Nanosekunden festgelegt werden, sind selbstverständlich für reale Entscheidungen irrelevant. Keine Stahlfirma würde ihre Entscheidung darüber, ob sie expandiert oder schrumpft, von diesen Mikroanpassungen der Aktienkurse abhängig machen. Die Befürworter des automatisierten Handels behaupten, die Märkte würden liquider (»tiefer«), aber es ist eine Liquidität, die verschwindet, wenn sie
gebraucht wird, nämlich dann, wenn eine wirkliche Störung auftritt, an die sich der Markt anpassen muss. Das sogenannte Algo-Trading hatte zur Folge, dass am Markt noch nie dagewesene heftige Kursschwankungen auftraten. An einem einzigen Tag, dem 6. Mai 2010, brachen die Aktienkurse so stark ein, dass der Dow Jones vorübergehend zehn Prozent an Wert verlor, unter anderem wegen eines jähen Absturzes um fast 600 Punkte innerhalb von nur fünf Minuten.38 Vor dem Ende dieses Handelstages machte der Markt einen Großteil dieser Verluste wieder wett, und zwar genauso schnell, wie sie eingetreten waren. Niemand konnte behaupten, der wahre Wert der nationalen Aktiva habe sich in dieser kurzen Zeitspanne verringert. Doch das ständige Gerede von »Gleichgewichtspreis«, »Preisbildung« und »effizienten Märkten« erzeugte den Nimbus, der diese Art von Blitzhandel nicht nur akzeptabel, sondern auch wünschenswert erscheinen ließ.

Tatsächlich gibt es Gründe zu der Annahme, dass das Algo-Trading Märkte nicht nur volatiler, sondern auch weniger »informativ« macht. Computer versuchen mithilfe komplexer mathematischer Algorithmen dem Markt sämtliche Informationen zu entlocken, in einer modernen und ausgetüftelteren Version des sogenannten Front Running, jener illegalen Aktivitäten alten Stils, bei denen Broker Informationen, die sie von Kunden erhalten, die ihnen Aufträge erteilen, dazu nutzen, sich selbst zu bereichern. Die Marktteilnehmer wissen das natürlich. Wenn ein Marktforscher entdeckt, dass sich die Geschäfte eines Unternehmens bald hervorragend entwickeln sollten (weil es gerade eine gewinnträchtige Entdeckung gemacht hat), wird er vielleicht schnell einen großen Kaufauftrag erteilen. Aber die Computertrader würden dies sofort bemerken und versuchen, seine Informationen zu ihrem eigenen Vorteil zu nutzen. Heute kennt der erste Trader natürlich die Regeln des Spiels, so dass er niemals eine große Order, sondern nur eine Vielzahl kleiner Aufträge erteilen würde. Mittlerweile findet eine Art Wettrüsten statt, bei dem diejenigen, die die mühsame Marktforschung betreiben, versuchen, ihre Informationen gegen den automatisierten Handel abzuschirmen, während die Programmierer versuchen, den Code der Marktforscher zu knacken. Man könnte einwenden, es sei bloß eine Vergeudung von Ressourcen – ein Kampf um die Renten, die mit frühzeitiger Information verbunden sind. In den Nanosekunden der verfeinerten Preisbildung würden keine Entscheidungen getroffen. Aber es ist
weitaus schlimmer. Insoweit es dem Algo-Trading gelingt, diejenigen auszutricksen, die Marktforschung betreiben, sinkt deren Rendite; es wird folglich weniger in die Informationsbeschaffung investiert, und die Märkte werden weniger an für uns wichtiger Information bereitstellen.



Die politische Auseinandersetzung als Kampf um die Wahrnehmungen

Die politische Auseinandersetzung ist in einem bemerkenswerten Ausmaß ein Kampf darum, welche Wahrnehmung sich durchsetzt. Im Folgenden geht es um drei große politische Auseinandersetzungen der letzten Jahre: um die Abschaffung der Erbschaftsteuer, die Bankenrettung und die Restrukturierung von Hypotheken. Um die beiden letztgenannten Fragen wurde in den Diskussionen über die angemessene Reaktion auf die Finanzkrise 2007/8 gerungen. Alle drei sind von zentraler Bedeutung, wenn wir verstehen wollen, wie die Ungleichheit in den USA die heutigen Dimensionen annehmen konnte. Ohne eine Erbschaftsteuer erschaffen wir eine neue Plutokratie, die durch sich endlos fortsetzende Erbdynastien gekennzeichnet ist. Das Bankenrettungspaket stellte dem Finanzsektor – einer der wichtigen Einkommensquellen für die Reichen  – Geld zur Verfügung. Und die unzureichende Hypothekenrestrukturierung verschärft die ökonomische Belastungssituation in den unteren und mittleren Einkommensgruppen.




Erbschaftsteuern39

Wie wir gesehen haben, konnte die politische Rechte viele Amerikaner dazu bewegen, eine Politik zu unterstützen, die nicht in deren eigenem Interesse ist. Die Erbschaftsteuer, die auf große Hinterlassenschaften erhoben wird, ist das Paradebeispiel. Kritiker der Erbschaftsteuer nennen sie eine Todessteuer und behaupten, es sei unfair, den Tod zu besteuern. Nach gegenwärtiger Rechtslage wird die Steuer nur auf jenen Teil des Nachlasses erhoben, der fünf Millionen Dollar (im Regelfall zehn Millionen Dollar für ein verheiratetes Paar) übersteigt,40 so dass es unwahrscheinlich
ist, dass die meisten Amerikaner jemals von der Steuer betroffen sein werden, ungeachtet ihrer überoptimistischen Einschätzung der gesellschaftlichen Mobilität.41 Doch aufgrund der Vermögenskonzentration in unserer Gesellschaft kann die Steuer viel Geld in die Staatskasse spülen. Theoretisch würde überdies eine »faire« Gesellschaft allen die gleichen Startchancen im Leben gewähren. Wir wissen, dass das unmöglich ist, aber die Steuer soll das Ausmaß der »vererbten« Ungleichheit begrenzen, für etwas fairere Ausgangsbedingungen sorgen. Es sollte unmittelbar einleuchtend sein, dass die Steuer im Interesse der meisten Amerikaner ist, und trotzdem hat die politische Rechte viele Bürger dazu gebracht, sie abzulehnen42 – was ihren eigenen Interessen zuwiderläuft. 2010 wurde die Erbschaftsteuer kurzfristig aufgrund von Steuersenkungen, die unter der Regierung von George W. Bush verabschiedet worden waren, völlig abgeschafft. Die Rechte wettert, die Steuer belaste die mittelständische Wirtschaft schwer, dabei sind die mittelständischen Betriebe überwiegend zu klein, um überhaupt unter die Steuer zu fallen; und Bestimmungen im Erbschaftsteuergesetz erlauben die zeitliche Streckung der Steuerzahlung über vierzehn Jahre, um eine solche finanzielle Überforderung zu vermeiden.43



Rekapitalisierung der Banken

Im Verlauf der Finanzkrise sahen wir, wie die Banken die öffentliche Wahrnehmung zu lenken versuchten. Man sagte uns, wir müssten die Banken retten, um die Wirtschaft zu retten – um unsere Arbeitsplätze zu schützen, auch wenn uns die Rettungspakete noch so gegen den Strich gingen; dass, wenn wir den Banken Auflagen machten, dies für erhebliche Turbulenzen an den Märkten sorgen und es uns allen schlechter gehen werde; dass wir nicht nur die Banken, sondern auch die Banker retten müssten, die Aktionäre der Banken und die Anleihegläubiger gleich mit. Natürlich gab es Länder wie Schweden, die anders verfuhren, die sich an die Regeln des »Kapitalismus« hielten und Banken mit unzureichender Kapitaldecke unter staatliche Verwaltung stellten, gleichsam ein Insolvenzverfahren für Banken mit dem Ziel, die Einleger zu schützen und die Bankaktiva zu erhalten; aber das waren »sozialistische« Länder. Dem schwedischen Beispiel zu folgen war nicht »amerikanisch«.
Obama machte sich diese Argumentation zu eigen; indem er sie wiederholte, verlieh er ihr eine Aura der Glaubwürdigkeit.44 Aber sie war nicht stichhaltig und sollte lediglich den größten Vermögenstransfer in der Geschichte akzeptabel machen: Noch nie in der Geschichte des Planeten haben so viele so wenigen, die so reich waren, so viel gegeben, ohne die geringste Gegenleistung zu verlangen.

Die Frage hätte ganz anders formuliert werden können. Man hätte argumentieren können, der wahre amerikanische Weg sei die Herrschaft von Recht und Gesetz. Und das Gesetz war eindeutig: Wenn eine Bank ihre Verbindlichkeiten und die Summen, die die Einleger abheben wollen, nicht bezahlen kann, wird sie restrukturiert; Aktionäre verlieren alles. Die Anleihegläubiger werden zu den neuen Aktionären gemacht. Wenn dann immer noch nicht genügend Geld vorhanden ist, interveniert der Staat, Anleihegläubiger und ungesicherte Gläubiger verlieren dann alles, während versicherte Einleger das zurückbekommen, was ihnen versprochen worden ist. Die Bank ist gerettet, aber der Staat als der neue Eigentümer der Bank muss früher oder später entscheiden, ob er sie liquidieren, reprivatisieren oder mit einer solideren Bank fusionieren will – und zwar unter anderem mit dem Ziel, für den Steuerzahler möglichst viel von dem Geld, das er in die Bank gesteckt hat, zurückzuholen. Wir warten mit solchen drastischen Maßnahmen natürlich nicht, bis der Bank das Geld ausgeht. Wenn wir zur Bank gehen und unsere Geldkarte in einen Bankautomaten einführen und auf dem Bildschirm die Meldung »Auszahlung nicht möglich« erscheint, dann wollen wir, dass dies darauf zurückzuführen ist, dass unser Konto, nicht die Bank eine ungenügende Deckung aufweist. So sollte das Bankgeschäft funktionieren; aber so liefen die Dinge in den Vereinigten Staaten unter den Regierungen Bush und Obama nicht. Sie retteten nicht nur die Banken – dafür gab es in der Tat gute Gründe –, sondern auch die Aktionäre, die Anleihegläubiger und andere ungesicherte Gläubiger. Dies war ein Sieg im Kampf um die Wahrnehmung.

Man hätte die politische Frage auch anders formulieren können. Dieses alternative Narrativ hätte nicht mit der Behauptung begonnen, dass das, was Schweden getan hat, nicht unserer »Tradition« entspreche, sondern mit einer Analyse dessen, was uns die volkswirtschaftliche Theorie und die Geschichte lehren. Diese hätte ergeben, dass wir zu geringen Kosten für die Allgemeinheit den Bankensektor hätten retten, die
Einleger schützen und den Kreditfluss aufrechterhalten können, wenn wir uns an die üblichen Regeln des Kapitalismus gehalten hätten. Denn genau das hatten Schweden und die Vereinigten Staaten in anderen Situationen getan, in denen Banken in Schieflage geraten waren.

Einfach gesagt: Die Interessen der Wirtschaft hätten besser geschützt und der Glaube daran, dass es in unserem System fair zugeht, besser bewahrt werden können, wenn sich Bush und Obama an die üblichen Regeln des Kapitalismus gehalten hätten, statt sich ihre eigenen Regeln zurechtzubasteln – wenn sie also, in gewisser Weise, rechtsstaatliche Regeln befolgt hätten. Stattdessen bekamen die Banken ihr Geld ohne jegliche Auflage. Das Geld sollte die Banken rekapitalisieren, und die Rekapitalisierung der Banken sollte zu einer Ausweitung der Kreditvergabe führen. Aber Geld, das den Banken gegeben wurde, um Boni damit zu auszuzahlen, konnte nicht gleichzeitig dazu verwendet werden, die Banken zu rekapitalisieren. Die Banker und ihre Unterstützer gewannen einen Etappensieg, als sie das Geld in die Schatullen der Banken und der Banker schafften. Den langfristigen Kampf um die Wahrnehmung haben sie jedoch verloren: Praktisch alle Amerikaner halten das, was sie getan haben, für unfair – und auch durch die außergewöhnlichen wirtschaftlichen Umstände nicht zu rechtfertigen. Dies hat, mehr als alles andere, den Anstoß zu der gegenwärtigen Gegenreaktion gegeben.45


Restrukturierung von Hypotheken

Als die Immobilienblase platzte, waren viele Eigenheimbesitzer plötzlich überschuldet, das heißt, ihre Hypothekenschulden waren größer als der aktuelle Wert ihrer Immobilie. Die Bankenrettung und die Hypothekenrestrukturierung stehen in dem Kampf um die Wahrnehmung in einem scharfen Gegensatz: In dem einen Fall ließ sich die Regierung von der Wahrnehmung leiten, dass ein großes Rettungspaket wünschenswert sei, in dem anderen davon, eine umfassende Restrukturierung sei nicht wünschenswert. Heute werden die Rettungspakete für die Banken weithin als alles andere denn wünschenswert angesehen. Und ironischerweise wird in zunehmendem Maße anerkannt, dass unsere Wirtschaft sich nicht erholen wird, solange wir nicht mehr für den Immobilien-/Hypothekenmarkt tun.


Das, was sich auf dem Hypothekenmarkt abgespielt hat, war alles andere als effizient. Wenn Familien aufgrund von Zwangsversteigerungen ihr Haus verlassen müssen, verlieren alle. Die Kosten für die Familie  – der Bruch in ihrem Leben, der Verlust ihrer Lebensersparnisse – sind offensichtlich. Schlimmer noch: Ein leerstehendes Haus, um das sich niemand kümmert, drückt den Wert der Nachbarhäuser, so dass weitere Immobilien »absaufen«, das heißt, so sehr an Wert verlieren, dass die Schuldenlast untragbar wird. Wo viele Zwangsverkäufe stattfinden, werden ganze Gemeinden unabwendbar in Mitleidenschaft gezogen. Auch die Banken verlieren: Die wichtigste Determinante von Zwangsvollstreckungen ist das Ausmaß, in dem die Hypothekenschuld den Marktwert einer Immobilie übersteigt. Zwangsvollstreckungen ziehen weitere Zwangsvollstreckungen nach sich: Indem die Bank durch Durchsetzung von Zwangsvollstreckungen immer mehr Immobilien in der Umgebung »absaufen« lässt, setzt sie weitere Zwangsvollstreckungen – mit den entsprechenden Verlusten – in Gang; noch mehr verliert sie aufgrund der erheblichen Rechtskosten, die mit jedem Zwangsverkauf verbunden sind.

Es gibt bessere Wege, mit dieser Abwärtsspirale umzugehen: eine Abschreibung der Darlehenssumme (der Schulden des Immobilienbesitzers), vielleicht mit einer Umwandlung von Darlehensforderungen in eine Vermögensbeteiligung, die dem Kreditgeber einen Anteil am Veräußerungsgewinn sichert, wenn das Haus verkauft wird. Eigenheimbesitzer hätten nach wie vor einen Anreiz, ihre Häuser zu behalten; Immobilien würden nicht auf den Markt geworfen, was die Immobilienpreise stark drückt; das kostspielige Zwangsvollstreckungsverfahren würde vermieden. Gemeinden würden geschützt. Alle würden profitieren, wenn Eigenheimbesitzer die Chance zu einem Neuanfang erhielten. Der Darlehensgeber bekäme mindestens die Summe, die ihm eine Zwangsvollstreckung einbringt. Die Umsetzung dieser Strategie hätte allerdings Gesetzesänderungen erfordert. Und die Banken – und die Regierung Obama – verwarfen diesen Ansatz kurzerhand, zumindest bis 2012 die Präsidentschaftswahlen näher rückten.46

Die Banken erkannten, dass die Restrukturierung von Hypotheken sie dazu zwingen würde, ihre Verluste auszuweisen, und dies war etwas, was sie sich mit irreführenden, aber legalen bilanziellen Gestaltungsspielräumen, die ihnen erlaubten, wertgeminderte Hypotheken – bei
denen der Schuldner mit seinen Zahlungen in Verzug war – so zu behandeln, als ob sie langfristig doch noch getilgt würden, erfolgreich vom Leib gehalten hatten. Der wahre Marktwert dieser notleidenden Hypothekendarlehen betrug oftmals nur einen Bruchteil des Nennbetrags. Wenn die Banken diese Verluste ausgewiesen hätten, hätten sie mehr Eigenkapital aufbringen müssen, und es bereitete ihnen schon Mühe, sich im Rahmen der geltenden Vorschriften genügend Eigenkapital zu beschaffen, von denen des neuen Regelwerks (dem sogenannten Basel-III-Paket), das im Herbst 2010 verabschiedet wurde, ganz zu schweigen.

Die Regierung Obama und die Banken haben die Sachlage selbstverständlich nicht so geschildert.47 Zwei Hauptargumente wurden dafür vorgebracht, dass man den Eigenheimbesitzern nicht stärker unter die Arme griff. Es wäre »unfair«, denjenigen zu helfen, die Probleme mit der Tilgung ihrer Hypothekendarlehen hatten, wo es so viele tüchtige und verantwortungsbewusste Bürger gab, die hart gearbeitet und ihre Hypotheken abbezahlt hatten oder die jedenfalls in der Lage waren, ihren laufenden Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Außerdem würde eine Entlastung der Hausbesitzer das Problem des sogenannten moral hazard verschärfen: Paukt man Schuldner heraus, untergräbt man die Rückzahlungsanreize auch für die anderen.48

Das Seltsame an diesen Argumenten war, dass man sie genauso gut und sogar mit größerem Recht auf die Banken hätte anwenden können. Es hatte immer wieder Rettungspakete für angeschlagene Banken gegeben. Die Rettung der mexikanischen Banken 1995, die indonesischen, thailändischen und koreanischen Rettungspakete von 1997/98, die russische Rettungsaktion von 1998, das argentinische Beistandspaket von 2000 – in all diesen und weiteren Fällen handelte es sich im Grunde um Bankenrettungen, auch wenn die Pakete die Namen des Landes trugen, in dem sich die Banken durch übermäßige Kreditvergabe selbst in eine Schieflage gebracht hatten. In den Jahren 2008/9 stellte die US-Regierung dann ein weiteres Rettungspaket auf die Beine, das größte, das es jemals gegeben hatte. Die Banken hatten bewiesen, dass der moral hazard ein ernstzunehmendes Risiko darstellt – Bankenrettungspakete hatten wiederholt und in vorhersagbarer Weise zu überzogener Risikobereitschaft der Finanzinstitute geführt –, und doch blendeten sowohl die Regierung Bush als auch die Regierung Obama dieses Risiko einfach aus und lehnten es ab, von zukünftigem Fehlverhalten abzuschrecken,
indem man beispielsweise Topbanker feuerte (wie es die britische Regierung tat)49 oder Aktionäre und Anleihegläubiger an den Verlusten beteiligte.50 Anders als die Banken waren die meisten Personen, die ihr Eigenheim verloren, keine Wiederholungstäter. Trotzdem forderte man von ihnen, das gesamte Eigenkapital, das sie in ihre Immobilie gesteckt hatten, verloren zu geben, während man Bankaktionären und Anleihegläubigern ein gigantisches Geschenk machte.51 Außerdem wären nur wenige Immobilienbesitzer bereit gewesen, die Ängste durchzumachen, die sie erlebten – Sorgen über den Verlust ihrer Lebensersparnisse und ihres Hauses –, wenn sie gewusst hätten, was ihnen bevorstand; ihr Fehler bestand darin, den Banken zu vertrauen, die die Märkte und Risiken zu verstehen schienen und ihnen versichert hatten, die von ihnen eingegangenen Risiken seien leicht zu kontrollieren.

Die Banker und ihre Verbündeten ergingen sich in Tiraden gegen die Immobilienbesitzer, die ihre Häuser verloren; diese seien leichtsinnig und unbesonnen gewesen. Ein kleiner Prozentsatz hatte sich mehrere Häuser gekauft und wurde nun als »Spekulanten« stigmatisiert, um all jene in Misskredit zu bringen, deren Häuser zwangsversteigert wurden. Aber wie sollte man das Glücksspiel nennen, dem so viele Banken gefrönt hatten? Ihre fahrlässige Spekulation stand im Zentrum der Krise.

Der größte Hohn war jedoch die Behauptung, es wäre »unfair«, ein paar armen Hausbesitzern zu helfen, während man für andere nichts tue. Gemessen an den aberhundert Milliarden Dollar, die dem Finanzsektor nachgeworfen wurden, verblasst diese Ungerechtigkeit. Im Zusammenhang mit den Bankenrettungen wurde dieser Begriff ohnehin geflissentlich vermieden, und wenn ein Kritiker doch darauf zu sprechen kam, wurde sie als ein bedauerlicher, aber notwendiger Preis zur Wiederbelebung der Wirtschaft abgetan. Dass es eine gute Idee zur Wiederbelebung der Wirtschaft sein könnte, die Flut der Zwangsverkäufe zu stoppen – und den einfachen Bürgern zu helfen –, wurde nicht erwähnt.

Es gab Möglichkeiten, den Eigenheimbesitzern zu helfen, die den Steuerzahler keinen Cent gekostet hätten und die Immobilienbesitzer, die ihre Schulden besonnen verwaltet hatten, deutlich bessergestellt hätten als jene, die dies nicht getan hatten; aber die Banken lehnten all diese Vorschläge ab.52

In Kapitel 1 sahen wir, wozu die Kombination aus auflagenfreier Bankenrettung und fehlender Unterstützung für Eigenheimbesitzer unter
anderem führen kann: zur Zunahme der Vermögensungleichheit einschließlich eines dramatischen Vermögensschwunds bei den unteren fünfzig Prozent der Bevölkerung.53



Der große ideologische Disput: Staats- oder Marktversagen

Ich habe den Kampf um die Beeinflussung von Wahrnehmungen und Meinungen im Rahmen recht spezifischer Auseinandersetzungen veranschaulicht, aber am heftigsten toben die Kämpfe auf dem Feld ideologischer Grundüberzeugungen. Bei einem dieser Kämpfe stehen auf der einen Seite diejenigen, die glauben, dass Märkte überwiegend von sich aus effizient funktionieren und dass die meisten Marktversagen letztlich Staatsversagen sind. Auf der anderen Seite stehen diejenigen, die keine ganz so hohe Meinung von den Märkten haben und die dem Staat eine wichtige Rolle zuschreiben. Diese beiden Lager definieren die ideologische Auseinandersetzung unserer Zeit. Sie ist ideologisch, weil es aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht – sowohl aus theoretischer als auch aus historischer Perspektive betrachtet – recht nuancierte Antworten gäbe.

Diese Auseinandersetzung tobt auf allen Politikerfeldern. Sie beeinflusst das, was der Staat tut, um die makroökonomische Stabilität zu gewährleisten, um Märkte zu regulieren, in öffentliche Güter zu investieren, um die Verbraucher, die Investoren und die Umwelt zu schützen und um soziale Sicherungssysteme bereitzustellen. Wir konzentrieren uns hier allerdings auf die große Schlacht, deren Ausgang weitreichende Folgen dafür haben wird, ob die Schere zwischen Arm und Reich sich weiter wie bisher öffnet oder ob sie beginnt, sich zu schließen.

Eine zentrale These der Kapitel 2 und 3 lautete, dass Marktversagen  – und das Versagen des Staates, dessen Folgen einzugrenzen – eine Schlüsselrolle für die Erklärung der Ungleichheit in den USA spielt. An der Spitze der Einkommenspyramide wird ein großer Teil der Einkünfte aus Renten (etwa Monopolrenten) erzielt; an der Basis der Pyramide wird viel zu wenig in Humankapital investiert. Versteckte Subventionen, die den Markt verzerren, und Spielregeln, die den einkommensstärksten Gruppen die Oberhand geben, verschärften die Probleme noch.


Wie in Kapitel 3 dargelegt, zeigt die volkswirtschaftliche Theorie, dass Märkte nicht in einem Vakuum existieren. Der Staat muss zumindest dafür sorgen, dass Verträge eingehalten werden und ein elementarer rechtlicher Ordnungsrahmen gesetzt wird. Die Art und Weise, wie staatliche Akteure dies bewerkstelligen, wirkt sich jedoch sowohl auf die Effizienz als auch auf die Verteilungsgerechtigkeit aus. Die politische Rechte will Spielregeln, welche die Begüterten auf Kosten der Übrigen begünstigen. Sie versuchte, die Debatte in ihrem Sinne zu steuern, indem sie behauptete, es gebe nur ein Regelwerk, das »recht und billig« und mithin für alle am besten sei. In diesem Buch wurde jedoch immer wieder deutlich, dass dies schlichtweg nicht stimmt.

Die volkswirtschaftliche Theorie hat nachgewiesen, dass Märkte effizient funktionieren, wenn private und soziale Renditen weitgehend deckungsgleich sind, und dass sie nicht effizient sind, wenn dies nicht der Fall ist. Marktversagen ist allgegenwärtig. So sind zum Beispiel Externalitäten nicht auf die Umwelt beschränkt. Unsere Banken haben die Weltwirtschaft mit toxischen Hypothekenpapieren vergiftet, und ihr Versagen brachte die Weltwirtschaft an den Rand des Zusammenbruchs und bürdete den Arbeitnehmern und Bürgern weltweit gigantische Kosten auf. Einige Varianten dieses Marktversagens lassen sich im Prinzip leicht beheben: Ein Unternehmen, das die Umwelt verschmutzt, kann für die Verschmutzung zur Kasse gebeten werden. Verzerrungen durch unvollkommene und asymmetrische Informationen aber, die es auf allen Ebenen gibt, lassen sich nicht so leicht korrigieren. Manager handeln nicht immer im Interesse der »Anspruchsgruppen« (einschließlich der Aktionäre), und diese können wenig gegen die mangelnde Berücksichtigung ihrer Interessen tun. Wie wir in Kapitel 4 sahen, war die leistungsbezogene Vergütung, die die Interessen der Manager mit denen der übrigen Anspruchsgruppen in Einklang bringen sollte, diesem Ziel nicht dienlich; nur die Manager profitierten, und zwar auf Kosten aller anderen.54

Aber wenn Sie nur Argumente der Rechten gehört hätten, dann hätten Sie geglaubt, dass Märkte immer funktionieren und staatliche Eingriffe immer schädlich seien. Die Konservativen gaben sich alle Mühe, diese Sichtweise in der Öffentlichkeit zu verankern, wobei sie das Versagen der privaten Märkte ebenso ausblendeten wie staatliche Erfolge. Das Gleiche gilt für die Verteilungsfolgen dieser Marktversagen, also die Frage, wer gewinnt und wer verliert, wenn private Belohnungen und
soziale Renditen nicht gut aufeinander abgestimmt sind. Die Krise war einer jener seltenen Fälle, wo man Gewinner und Verlierer leicht auseinanderhalten kann; aber ob es um Umweltverschmutzung, ausbeuterische Kreditvergabe oder Verstöße gegen Corporate-Governance-Regeln geht – die Reichen sind fast immer die Gewinner und die anderen fast immer die Verlierer.

Natürlich ist umgekehrt nicht jede staatliche Maßnahme von Erfolg gekrönt oder so erfolgreich, wie es sich ihre Befürworter gewünscht hätten. Wenn der Staat Forschungsvorhaben finanziert (oder Existenzgründungen im privaten Sektor unterstützt), dann sollten sogar einige davon scheitern. Denn schlagen zu wenige Projekte fehl, bedeutet dies, dass man nicht genügend Risiken eingeht. Von Erfolg kann man dann sprechen, wenn die Erträge aus den erfolgreichen Projekten mehr als ausreichen, um die Verluste aus den gescheiterten Projekten wettzumachen. Und aus den Daten über staatlich geförderten Forschungsvorhaben geht ganz eindeutig hervor, dass die Erträge staatlicher Investitionen in Wissenschaft und Technik im Durchschnitt sehr, sehr hoch waren: Man denke nur an das Internet, das Humangenomprojekt, an Düsenflugzeuge, den Browser, den Telegraphen oder die Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft im neunzehnten Jahrhundert, die den Grundstein für den Übergang der USA vom Agrar- ins Industriezeitalter legten. Zu meiner Zeit als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats des Präsidenten berechneten wir die durchschnittlichen sozialen Renditen staatlicher Investitionen in Forschung und Entwicklung, und es zeigte sich, dass sie weit über 50 Prozent liegen und damit viel höher als in anderen Investitionsfeldern (einschließlich Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen des privaten Sektors).55

Der Staat ist eine von Menschenhand geschaffene Institution und damit fehlbar. Es gibt Staatsversagen, genauso wie es Marktversagen gibt. Die neuere volkswirtschaftliche Theorie hat Erklärungen dafür geliefert, wann eher der Staat und wann eher die Märkte versagen und wie sich Staat und Märkte (sowie zivilgesellschaftliche Institutionen einschließlich derjenigen, die sowohl Unternehmen als auch Regierungen kritisch unter die Lupe nehmen) gegenseitig ergänzen können, um ein System der gegenseitigen Kontrolle zu schaffen. Es gibt zahllose Beispiele für diese Komplementarität: Das Internet ging aus einer öffentlichen Forschungsinitiative hervor, aber Privatunternehmen wie Google entwickelten
viele der Produkte und Anwendungen, die das Internet ins Zentrum unseres Alltags und unserer Wirtschaft rücken ließen. Der erste Webbrowser wurde dank staatlicher Fördergelder erfunden und dann von der Privatwirtschaft und der Open-Source-Bewegung aufgegriffen und weiterentwickelt.

Offensichtlich gibt es Erfolg und Misserfolg im öffentlichen wie im privaten Sektor. Und doch scheinen viele politisch Rechtsstehende der Ansicht zu sein, nur der Staat könne versagen. Diese unterschiedliche Wahrnehmung von Markt und Staat lässt sich zum Teil mit der oben erläuterten Theorie der Gleichgewichtsfiktionen erklären. Marktgläubige ignorieren Informationen über Marktversagen, während sie ihre Aufmerksamkeit selektiv auf Beispiele von Staatsversagen richten. Sie können sich mühelos an Beispiele fehlgeschlagener staatlicher Programme erinnern, während das massive Versagen unseres Finanzsystems im Vorfeld der Großen Rezession rasch vergessen, als Anomalie bezeichnet oder der Regierung angelastet wird.

Tatsache ist, dass es keine einzige erfolgreiche große Volkswirtschaft gegeben hat, in welcher der Staat nicht eine bedeutende Rolle spielte, und in den Ländern mit dem höchsten Wirtschaftswachstum (etwa China) und in denen mit dem höchsten Lebensstandard (wie in Skandinavien)56 spielt der Staat sogar eine ganz wesentliche Rolle. Dennoch ist die vorherrschende Ideologie der Rechten so tief verwurzelt, dass diese weiterhin auf einen »schlanken Staat« drängt, auf die Übertragung staatlicher Dienstleistungen an Private und auf Deregulierung.

Die Rechte übersieht dabei nicht nur die Erfolge des Staates, sondern auch die Misserfolge der Märkte. Doch im Anschluss an die Krise des Jahres 2008 konnte man vor den wiederholten Finanzkrisen, die den Kapitalismus seit seinen Anfängen erschüttern, kaum noch die Augen verschließen.57 Wiederholte Bankenrettungspakete haben dem Steuerzahler hohe Kosten auferlegt. Wenn wir die Verluste infolge der Kapitalfehlleitung des Finanzsektors vor der Krise und die Differenz zwischen der potenziellen und der tatsächlichen gesamtwirtschaftlichen Produktion nach dem Platzen der Blase zusammenrechnen, erhalten wir eine Zahl, die in die Billionen von Dollar geht.

Nach der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre regulierte die Regierung den Finanzsektor so erfolgreich, dass wir in eine fast vierzigjährige Phase stabiler Finanzmärkte und hoher Wachstumsraten eintraten.
Die Banken konzentrierten sich auf die Kreditvergabe und stellten unseren Unternehmen das Geld zur Verfügung, das diese für eine rasche Expansion benötigten. Der Staat half den Märkten, so zu funktionieren, wie sie funktionieren sollten, indem er den Spielraum für Betrug und arglistige Täuschung der Verbraucher einschränkte und den Wettbewerb stärkte. Aber beginnend mit Präsident Reagan und auch unter Präsident Clinton zog sich der Staat immer weiter zurück. Die Deregulierung führte zu Instabilität; da die Aufsicht gelockert wurde, kam es zu mehr Betrug und weniger Wettbewerb.

Und dies ist nicht das einzige Beispiel. Private Krankenversicherungen sind viel weniger effizient als die staatliche Medicare,58 private Lebensversicherer weit weniger effizient als die staatliche Rentenversicherung.59

Nehmen wir ein weiteres Beispiel: Eine aktuelle Studie zeigte, dass private Auftragnehmer im Schnitt »der US-Bundesregierung mehr als das Doppelte dessen in Rechnung stellten, was diese Bundesbediensteten (für vergleichbare Leistungen) bezahlt«.60 Dem Ausschuss zufolge, der die zu Kriegszeiten im Irak und in Afghanistan geschlossenen Verträge untersuchte, wurde jeder vierte Dollar, der im Irak und in Afghanistan an private Auftragnehmer floss, vergeudet oder zweckentfremdet.61 In einer früheren Studie wiesen Linda Bilmes und ich nach, dass die Regierung Milliarden Dollar hätte einsparen können, wenn diese Leistungen von den Streitkräften erbracht worden wären.62 Diese – und andere – Erfahrungen deuten indes darauf hin, dass der Fremdvergabe-/Privatisierungsagenda nicht nur ideologische Motive zugrunde lagen, sondern auch schlichtes Rent-Seeking.




Liberalisierung und Privatisierung

Paradoxerweise haben Befürworter von Privatisierung (der Übereignung ehemaliger Staatsbetriebe an den privaten Sektor) und Liberalisierung (Deregulierung) lange Zeit behauptet, diese Schritte seien notwendig, um Rent-Seeking Einhalt zu gebieten. Sie verweisen auf die Korruption im öffentlichen Sektor, räumen indes nur selten ein, dass jedem öffentlichen Bediensteten, der Bestechungsgeld entgegennimmt, jemand gegenübersteht, der dieses Geld herüberreicht, und diese Person
stammt in der Regel aus der Privatwirtschaft. Der Privatsektor ist tief in die Korruption verstrickt. Schlimmer noch: Auf einer ganz grundsätzlichen Ebene ist die Privatisierungs- und Liberalisierungsagenda selbst korrupt, hat sie doch denjenigen, die ihren politischen Einfluss dazu nutzten, um sie zu propagieren, satte Renten beschert.63

Weltweit gibt es unzählige Beispiele fehlgeschlagener Privatisierungen: angefangen von Straßen in Mexiko bis zu den Eisenbahnen in Großbritannien.

Bei der großen Privatisierung, die in den letzten Jahren in den Vereinigten Staaten durchgeführt wurde – jener der U.S. Enrichment Corporation (USEC), die angereichertes Uran herstellt, welches in Kernkraftwerken und zur Herstellung von Atombomben verwendet wird –, kam es ständig zu Vorwürfen unlauteren Geschäftsgebarens. Während die ehemaligen Regierungsbeamten, die die Privatisierung vorbereiteten, und die Investmentbank, die sie abwickelte, Millionen kassierten, schreibt das Unternehmen bis heute keine schwarzen Zahlen. Selbst fünfzehn Jahre nach der Privatisierung standen noch immer staatliche Subventionen im Zentrum des USEC-Geschäftsmodells. Die Resultate waren so beunruhigend, dass Vorschläge laut wurden, die USEC wieder zu verstaatlichen.64

Aber Präsident George W. Bush hatte noch weit Größeres im Sinn: die (Teil-)Privatisierung der staatlichen Rentenversicherung, die im Zentrum seiner Rede zur Lage der Nation im Jahr 2005 stand. Heute sind die Amerikaner dankbar dafür, dass sein Vorhaben scheiterte. Denn wenn es Erfolg gehabt hätte, wären die älteren US-Amerikaner noch viel schlechter dran, als sie es ohnehin schon sind: Diejenigen, die ihre Ersparnisse in Aktien angelegt hätten, hätten einen Großteil ihrer Altersversorgung verloren; diejenigen, die ihre Ersparnisse in sicheren US-Schatzwechseln angelegt hätten, kämen nur mühsam über die Runden, da die US-Notenbank die Leitzinsen fast auf null heruntergeschraubt hat. Doch schon vor der Krise hätte es offensichtlich sein müssen, dass die Privatisierung für die meisten Amerikaner ein schlechtes Geschäft gewesen wäre. Ich erwähnte bereits, dass die staatliche Rentenversicherung effizienter ist als ihre privaten Pendants. Private Versicherungsgesellschaften haben viel höhere Transaktionskosten. Tatsächlich ging es bei der Privatisierung genau darum: Für die älteren Menschen sind Transaktionskosten eine schlechte, für den Finanzsektor dagegen eine
gute Sache. Sie sind sein Einkommen. Davon lebt er. Der Finanzsektor hoffte, sich von den aberhundert Milliarden Dollar,65 die Erwerbstätige alljährlich in ihre staatliche Rentenversicherung einzahlen, eine Scheibe abschneiden zu können.66

Die Erfolgsbilanz von Liberalisierungs-/Deregulierungsinitiativen – darunter die berüchtigte Deregulierung des Finanzsektors und die Kapitalmarktliberalisierung  – fällt ebenso durchwachsen aus wie jene der Privatisierungsprojekte. Wer der Ideologie der Rechten verfallen ist, für den ist das Scheitern dieser Vorhaben ein Rätsel. Für denjenigen, der besser über die Beschränkungen von Märkten Bescheid weiß, sind sie vorhersagbar – und sie wurden oft vorhergesagt. Dies gilt auch hinsichtlich der katastrophalen Liberalisierung des Strommarktes in Kalifornien. Das Unternehmen Enron, das zu den größten Liberalisierungsbefürwortern zählte und entschieden an die Zauberkraft des Marktes glaubte (ehe der Konzern 2001 in der bis dato größten Unternehmensinsolvenz aller Zeiten pleite ging), manipulierte den kalifornischen Strommarkt, um Abermillionen abzusahnen – ein Geldtransfer von den einfachen Bürgern dieses Bundesstaates an Enron-Chef Ken Lay und die anderen Topmanager des Konzerns. Mitglieder der Regierung Bush lasteten die Versorgungsengpässe, die Enron gezielt herbeiführte, überzogenen Umweltschutzvorschriften an, die den Neubau von Kraftwerken behindert hätten. Die Wirklichkeit sah anders aus: Kaum dass die Marktmanipulationen von Enron zu dem Zweck, die Preise hochzutreiben, aufgedeckt und die Regulierungsvorschriften wieder in Kraft gesetzt wurden, gab es keine Versorgungsengpässe mehr.


Innovation und Widerstand gegen Regulierung

Regulierungsgegner beklagen immer, staatliche Marktregulierung sei schlecht fürs Geschäft. Vorschriften, die Umweltverschmutzung verhindern, sind natürlich schlecht für Betriebe, die ohne diese Vorschriften die Umwelt verschmutzt hätten. Vorschriften gegen Kinderarbeit sind schlecht für Unternehmen, die ohne sie Kinder ausgebeutet hätten. Rechtsnormen, die amerikanischen Firmen Bestechung oder Menschenrechtsverletzungen verbieten, mögen Unternehmen schaden, die Korruption betreiben und Menschenrechtsverletzungen begehen. Wie wir
gesehen haben, sind private Belohnungen und soziale Renditen oftmals nicht deckungsgleich, und dies hat zur Folge, dass Märkte nicht effizient funktionieren. Es ist Aufgabe der Regierung, das eine mit dem anderen in Einklang zu bringen.

Selbst wenn zuträfe, was einige behaupten, dass nämlich neue bankenaufsichtsrechtliche Bestimmungen innovationshemmend seien, müssten wir den Nutzen der Regulierung gegen die Kosten abwägen. Wenn Regulierung einen Beinahe-Zusammenbruch des Bankensystems tatsächlich verhindern kann, wäre der Nutzen enorm und ginge möglicherweise in die Billionen von Dollar. Einer gut gemachten Regulierung verdanken wir die jahrzehntelange Stabilität unseres Finanzsystems – Regulierung kann also funktionieren. Zumal in dieser Zeit strenger Finanzmarktregulierung auch die Wirtschaft stark wuchs und die Früchte dieses Wachstums breiter gestreut waren als heute. In der »Liberalisierungs-«Phase dagegen stieg das Einkommen eines typischen Bürgers sehr viel langsamer als in der Ära der Regulierung.

Die Liberalisierung scheitert aus einem einfachen Grund: Wenn soziale Renditen und private Belohnungen nicht kongruent sind, wird jede ökonomische Aktivität einschließlich der Innovation verzerrt. Die Innovationstätigkeit im Finanzsektor zielte nicht auf das Wohl der Amerikaner sondern darauf, das der Banker zu fördern. Zumindest eine Zeitlang gelang das auch. Der Sektor versagte allerdings erbärmlich, wenn es darum ging, die Lage des Durchschnittsamerikaners zu verbessern oder das Wachstum der amerikanischen Wirtschaft insgesamt anzukurbeln.



Erfolge im Kampf der Ideen

Ich habe den Kampf der Ideen – einschließlich jener, die für die politischen Entscheidungen, die das Ausmaß gesellschaftlicher Ungleichheit bestimmen, von zentraler Bedeutung sind –, skizziert und nachgezeichnet, wie es den Reichen (und den Konzernen) außerordentlich erfolgreich gelang, Wahrnehmungen und Sichtweisen zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Einige Kämpfe haben sie jedoch auch verloren oder stehen kurz davor. Der Markt für Ideen ist zwar keineswegs vollkommen, aber trotzdem kompetitiv. Das gibt Grund zur Hoffnung. In den folgenden Passagen beschreibe ich drei Fälle, in denen sich das Blatt gewendet hat:
beim Kampf um staatliche Subventionen und anderweitige Vergünstigungen für Großunternehmen; in den Auseinandersetzungen um die Kontroll- und Steuerungsstrukturen und die politischen Leitlinien des IWF sowie bei der Frage, worin die eigentlichen Ziele staatlichen Handelns bestehen sollten.



Klassenkampf und »Konzernwohlfahrt«

Als Präsident Clinton sein Amt antrat, war die Arbeitslosigkeit hoch und das Haushaltsdefizit ebenso, auch wenn uns beides im Vergleich zu heute gering vorkommen mag. Selbstverständlich loteten wir Möglichkeiten für Haushaltskürzungen aus, die die Effizienz steigern sollten, ohne das Credo des Präsidenten, dass der Mensch im Vordergrund stehen sollte, zu gefährden; vielleicht ließen sich zwecks Konjunkturbelebung auch Haushaltsmittel umstrukturieren. Naheliegende Kandidaten für Streichungen waren die hohen Ausgaben für das, was der damalige Arbeitsminister Robert Reich und ich »Konzernwohlfahrt« nannten, also Subventionen für amerikanische Großunternehmen. Der Wirtschaftswissenschaftliche Beirat erhielt den Auftrag, eine Kürzungsliste zu erstellen  – gar nicht so leicht, da sich ein Großteil der Vergünstigungen im Steuergesetz verbirgt. Schon damals standen Subventionen für Banken (zum Beispiel durch IWF-Stützungspakete), für die Landwirtschaft, für Kohle- und andere Bergbaugesellschaften ganz oben auf der Liste.

Ich glaubte, es bestünde innerhalb der Regierung grundsätzlich ein breiter Konsens in dieser Frage, wenn es auch erhebliche Vorbehalte hinsichtlich der konkreten politischen Umsetzung geben mochte. Ich rechnete damit, dass die Ministerien, die die Subventionen vergaben, versuchen würden, ihr Revier zu verteidigen. Was mich überraschte, war die scharfe Kritik des Vorsitzenden des Nationalen Wirtschaftsrates (und späteren Finanzministers) Bob Rubin: Er behauptete, wir würden versuchen, einen Klassenkampf vom Zaun zu brechen. Damit hatten unsere Vorschläge natürlich nicht das Geringste zu tun. Für eine Regierung aus Demokraten, die sich auf die Wiederbelebung der Wirtschaft und darauf konzentrierte, die Lebenssituation der einfachen Bürger zu verbessern, waren teure Subventionen, die die Wirtschaft verzerren und die Lebensverhältnisse weiter auseinanderdriften lassen, schlichtweg nicht zu
rechtfertigen. Zu behaupten, es gebe keine drastischen Disparitäten, keine beträchtlichen Verwerfungen in unserer Gesellschaft, hieße im Übrigen, den Kopf in den Sand zu stecken. Warren Buffett brachte es auf den Punkt, als er sagte: »Seit zwanzig Jahren tobt hier der Klassenkampf, und meine Klasse hat ihn gewonnen.«67 Aber der Vorwurf des Klassenkampfs suggeriert, dass diejenigen, die die Subventionen zurückfahren wollten, Zwietracht säten.

In der Regierung Clinton machten wir kaum Fortschritte beim Subventionsabbau. Die hohen Zuschüsse für die Land- und die Energiewirtschaft blieben unangetastet. Das galt auch für die kleineren, aber höchst symbolträchtigen Subventionen für Firmenjets.

Während der Krise des Jahres 2008 erreichte die »Konzernwohlfahrt« dann neue Höchststände. In der Großen Rezession erhielt allein der Versicherungskonzern AIG mit über 150 Milliarden Dollar aus dem Rettungspaket mehr als das, was zwischen 1990 und 2006 insgesamt für die Sozialhilfe aufgewendet wurde.68

Mit den wachsenden Defiziten wird auch der Haushalt immer genauer unter die Lupe genommen, und Subventionskürzungen liegen auf dem Tisch. Einige sind bereits erfolgt: Die Ethanol-Subvention lief Anfang 2012 nach dreißig Jahren aus. Aber ich vermute, dass die mächtigeren Industrien und Firmen in der Lage sein werden, sich auch für die Zukunft einen Großteil der Mittel, die ihnen in der Vergangenheit zuflossen, zu sichern.

Es gehört zu den Aufgaben des Staates, ein Sicherungsnetz aufzuspannen  – allerdings eines, das Privatpersonen und Familien gegen wichtige Lebensrisiken absichert, insbesondere gegen solche, gegen die sie sich nicht (privat) versichern können, nicht aber eines, das Konzerne vor den Folgen unternehmerischer Fehlentscheidungen schützt oder ihnen dazu verhilft, sich die Taschen mit Subventionen zu füllen. Ohne einen gewissen Grad an Disziplin können Märkte nicht funktionieren – wenn etwa Firmen nur die Gewinne aus riskanten Geschäften einstreichen, während der Steuerzahler die Verluste trägt.





Der IWF: Der Kaiser ist nackt

In Die Schatten der Globalisierung schilderte ich die heftigen Auseinandersetzungen, die sich der IWF mit einigen Akteuren in Entwicklungs-und Schwellenländern in der Entwicklungspolitik, bei der politischen Gestaltung des Übergangs von der Plan- in eine Marktwirtschaft und beim Management der Asienkrise lieferte. Ich legte dar, dass der IWF Ländern in einer Rezession eine strenge Sparpolitik auferlegte, und erläuterte, dass seine »Strukturanpassungsprogramme« – die Privatisierung und Liberalisierung verlangten – oftmals nicht zu Wachstum, sondern zu Verelendung führten.

Damals galt der IWF, insbesondere im Westen, als die Autorität auf diesem Feld. Viele in den Entwicklungsländern dagegen waren skeptisch: Sie sahen, dass die vom IWF propagierten politischen Maßnahmen oft scheiterten. In ihrer Wahrnehmung förderte der IWF die Interessen des globalen Finanzsektors und die der Unternehmen aus den fortgeschrittenen Industriestaaten. Sie glaubten jedoch, ihnen bleibe nichts anderes übrig, als die IWF-Auflagen zu erfüllen. Schließlich brauchten sie sein Geld. Ich dagegen wollte zeigen, dass der Kaiser nackt war: dass die politischen Leitlinien des IWF wirtschaftswissenschaftlich auf tönernen Füßen standen, ja, dass viele der von ihm propagierten Lehren im Verlauf der letzten 25 Jahre durch neueste wirtschaftswissenschaftliche Erkenntnisse gründlich diskreditiert worden waren.

Ich wollte auch einige der intellektuellen Inkonsistenzen und das Versagen der Steuerungs- und Kontrollmechanismen beim IWF aufdecken. In dieser Zeit rückte in zunehmendem Maße die sogenannte gute Regierungsführung in den Blickpunkt des IWF, dabei lag bei seinen eigenen Lenkungs- und Kontrollstrukturen vieles im Argen. Der Finanzsektor hatte zu viel Einfluss, die Entwicklungsländer hatten zu wenig. Dieses Ungleichgewicht erklärt, weshalb der IWF so großen Wert auf eine strikte Sparpolitik legte; oberste Priorität hatte für ihn die Rückzahlung der Kredite westlicher Gläubiger, und dies bedeutete, dass die Schuldnerländer ihre Ausgaben zurückfahren mussten, damit mehr Geld für die Schuldentilgung übrigblieb. Es erklärt auch, weshalb sich der IWF so energisch für die Liberalisierung der Kapitalmärkte einsetzte, die Beseitigung von Regeln, die den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr (insbesondere kurzfristige, spekulative Kapitalströme) behinderten.
Während kaum etwas dafür sprach, dass die Kapitalmarktliberalisierung zu höherem Wachstum führt, sprach sehr viel dafür, dass sie zur Destabilisierung beiträgt. Aber aus Sicht der Industrienationen war sie trotzdem wünschenswert, weil sie westlichen Finanzinstituten mehr Spielraum gab, in Entwicklungsländern geschäftlich aktiv zu werden – und dort weitere Gewinne zu erwirtschaften. Ganz offensichtlich wurde das Verhalten des IWF von einer Kombination aus ideologischen Anschauungen und Interessen bestimmt, die an Eigendynamik gewannen.

Dass der IWF sich mit meinen Sichtweisen nicht anfreunden konnte, war nicht weiter erstaunlich. Er reagierte mit persönlichen Schmähungen gegen mich. Als ich behauptete, dass es unter bestimmten Umständen sinnvoll sein könnte, Kapitalverkehrskontrollen einzuführen, wurde ich als ökonomischer Scharlatan hingestellt.

Zehn Jahre später sieht das Schlachtfeld anders aus. Die Wahrnehmungen haben sich grundlegend gewandelt (mein Buch mag einen Beitrag dazu geleistet haben), und es besteht weithin Einvernehmen darüber, dass die Lenkungs- und Kontrollstrukturen des IWF reformiert werden müssen. Einige der notwendigen Reformschritte wurden bereits in Angriff genommen, und für die Zukunft sind weitere geplant.

Der IWF hat eingeräumt, dass Kapitalverkehrskontrollen unter bestimmten Umständen sinnvoll sein können.69 Bei einigen seiner Strukturprogramme, etwa dem für Island, hat der IWF Kapitalverkehrskontrollen akzeptiert und deutlich weniger Sparauflagen als früher gemacht. Hinter den Kulissen drängte er in einigen europäischen Krisenländern auf Umschuldungen, bei denen die Gläubiger einen größeren Teil der Kosten und die Steuerzahler einen kleineren Teil tragen sollten. Dem stehen allerdings mächtige Gegenspieler wie die Europäische Zentralbank entgegen. Während im Fall Griechenland die Notwendigkeit einer tief greifenden Umschuldung schließlich doch akzeptiert wurde, wurden in Irland sogar ungesicherte Anleihegläubiger geschützt: Sie kassierten die hohen Kapitalerträge, angeblich dafür, dass sie ein Risiko eingingen, aber letztlich wurden ihre Forderungen abgesichert – was den irischen Steuerzahler teuer zu stehen kommt.



Falsche Ziele

Amerika ist den falschen Zielen hinterhergejagt. Wir haben uns verirrt. Wir dachten, alle würden in gleicher Weise von einer Zunahme des BIP profitieren, aber dem war nicht so. Selbst wenn die amerikanische Wirtschaft Jahr für Jahr mehr Güter und Dienstleistungen produziert, ist etwas mit ihr nicht in Ordnung, wenn gleichzeitig die Einkommen der meisten Amerikaner Jahr für Jahr sinken. Es ist mittlerweile unverkennbar, dass die gängige Methode zur Messung der Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft – das reale BIP pro Kopf (die Summe aller Güter und Dienstleistungen, die innerhalb eines Landes produziert werden, dividiert durch die Anzahl der Einwohner des Landes, bereinigt um die Inflation) und die BIP-Wachstumsrate – ihren Zweck nicht erfüllt. Die USA stehen im Hinblick auf das reale BIP pro Kopf recht gut da, und diese Zahlen wiegten die Amerikaner in dem Glauben, alles sei bestens. (Allerdings stehen die USA auch in dieser Rangliste nicht an der Spitze. Luxemburg, Norwegen, die Schweiz, Dänemark und das vermeintlich sozialistische Schweden70 erwirtschafteten im Jahr 2010 pro Kopf der Bevölkerung ein höheres BIP.)71

Um nur ein Beispiel dafür herauszugreifen, dass das BIP einen falschen Eindruck vom Erfolg eines Landes erwecken kann: Das BIP pro Kopf misst den Wert der Güter und Dienstleistungen in verschiedenen Sektoren, etwa dem Gesundheits- und dem öffentlichen Sektor, nicht korrekt. Die Bedeutung der beiden genannten Sektoren ist heute viel größer als zu Beginn der BIP-Messung vor fünfzig Jahren. Die USA zum Beispiel erzielen im Gesundheitswesen vergleichsweise schlechte Ergebnisse, was die Lebenserwartung oder praktisch jeden anderen Leistungsindikator des Gesundheitssystems anlangt, geben aber viel Geld dafür aus. Wenn wir die Leistungsfähigkeit messen würden, dann würde die geringere Effizienz des US-amerikanischen Gesundheitssektors den Vereinigten Staaten negativ angerechnet werden, und der Output des französischen Gesundheitssektors wäre höher. Doch nach Lage der Dinge ist es genau umgekehrt: Die Ineffizienz trägt dazu bei, die BIP-Ziffer der USA künstlich aufzublähen.

Nachhaltigkeit wird vom BIP ebenso wenig erfasst – sowohl Einzelpersonen als auch Länder können über ihre Verhältnisse leben, allerdings nur eine Zeitlang. Das war bekanntlich in den Vereinigten Staaten
der Fall. Nicht nur die meisten Privatpersonen verschuldeten sich, um ihren Lebensstandard aufrechtzuerhalten; das ganze Land ging so vor. Eine Immobilienpreisblase hielt die Wirtschaft während des größten Teils der nuller Jahre am Laufen, eine Art künstliches Lebenserhaltungssystem, das einen langfristig nicht tragfähigen Konsum hervorbrachte.

Für die Argumentation dieses Buches am wichtigsten aber ist die Tatsache, dass unsere herkömmlichen Einkommensmaße nicht angemessen abbilden, wie sich das Wohlstandsniveau der meisten Bürger verändert hat. Wie wir in Kapitel 1 sahen, kann das BIP pro Kopf ansteigen, obwohl das Wohlstandsniveau der meisten Bürger, Jahr für Jahr, stagniert oder sogar sinkt, wie in den Vereinigten Staaten geschehen.

Und so wie in puncto Einkommen, gibt es auch in allen anderen Dimensionen, die zu unserer allgemeinen Wohlfahrt beitragen, große Disparitäten, und keine davon spiegelt sich im BIP als einem Maß der ökonomischen Leistungsfähigkeit wider. Denken wir nur an das Gesundheits- und Bildungssystem oder die Umwelt. Die Umweltgerechtigkeitsbewegung hat die Aufmerksamkeit auf die gesundheitsschädlichen Umweltbedingungen gelenkt, unter denen viele Geringverdiener leben – die einzige Unterkunft, die sie sich leisten können, liegt in der Nähe umweltverschmutzender Fabriken oder lärmender Flughäfen und Bahnlinien.72

Die Art der Leistungsmessung ist ein Aspekt des Kampfes um Wahrnehmungen und hat gewichtige Konsequenzen, insbesondere in unserer leistungsorientierten Gesellschaft. Unsere Messsysteme wirken sich darauf aus, wie wir unseren Wohlstand – und die relative Leistungsfähigkeit verschiedener Wirtschaftssysteme – einschätzen. Wenn wir das Falsche messen, sind wir versucht, das Falsche zu tun und falsche Schlüsse darüber zu ziehen, was ein gutes Wirtschaftssystem ausmacht.

Messen wir unseren Erfolg am BIP, werden wir uns auf diese Kennzahl konzentrieren und der Frage, wie es den meisten Amerikanern ergeht, nur unzureichend Beachtung schenken. Nehmen wir ein weiteres Beispiel: Kritiker etwa von Umweltschutzvorschriften behaupten beispielsweise, diese seien kostspielig und wirkten wachstumshemmend. Aber unsere Beurteilung dieses Zielkonflikts (zwischen Umweltschutz und Wachstum) hängt davon ab, wie wir die gesamtwirtschaftliche Produktion erfassen. Wenn wir bei unseren BIP-Messungen die Kosten von Umweltschäden berücksichtigen, dann können bessere Umweltschutzvorschriften das richtig gemessene BIP sogar erhöhen.


Jahrelang war das BSP, das Bruttosozialprodukt, das ungefähr dem Bruttoeinkommen der Bürger eines Landes entspricht, das Standardmaß der Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Doch um 1990 herum fand ein Wechsel zum BIP, dem Bruttoinlandsprodukt, statt, also zu dem Gesamtwert der Güter und Dienstleistungen, die innerhalb eines Landes produziert werden. Bei einem abgeschotteten Land, das keinen Handel mit anderen Ländern treibt oder ausländische Direktinvestitionen erhält, stimmen die beiden Zahlen überein. Aber die Umstellung fand just zu der Zeit statt, als sich das Tempo der Globalisierung beschleunigte. Dies hatte tief greifende Konsequenzen: Wenn das Einkommen, das mit im Inland produzierten Gütern erzielt wird, ins Ausland fließt, kann das BIP steigen, während das BSP sinkt. Und das ist nicht nur eine theoretische Spitzfindigkeit. Die Goldminen von Papua-Neuguinea wurden von ausländischen Firmen mit Sitz in Australien, Kanada oder einem anderen Land erschlossen und betrieben. Papua-Neuguinea erhielt lediglich ein Taschengeld, das nicht einmal die Umweltzerstörungen oder andere negative Folgen für seine Wirtschaft oder die Gesundheit seiner Menschen ausglich.73 Die Fokussierung auf das BIP ermunterte Länder dazu, derartige Projekte in Angriff zu nehmen – da sich dieses Leistungsmaß verbesserte. Hätte man sich dagegen auf das alte Maß, das BSP, konzentriert, dann wären solche Projekte vielleicht verworfen worden.

Zu meiner Zeit als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirat des Präsidenten versuchte ich die Verantwortlichen in der Regierung zu ermuntern, einige dieser Probleme anzugehen, zum Beispiel durch Erstellung »Grüner BIP-Konten«, die den Schwund natürlicher Ressourcen und die Beeinträchtigung der Umwelt berücksichtigt hätten. Mir wurde klar, dass ich einen wunden Punkt getroffen hatte, als die Kohleindustrie heftig reagierte und Kongressabgeordnete aus Bundesstaaten mit bedeutendem Kohlebergbau sogar drohten, Fördergelder für entsprechende Projektarbeiten zu streichen. Die Kohleindustrie realisierte, dass Wahrnehmungen wichtig sind: Wenn allgemein bekannt würde, dass die Kohleindustrie, bei richtiger Messung, einen negativen Beitrag zum Sozialprodukt leistete, dann hätte dies weitreichende politische Folgen.

Heute besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass wir unsere Messverfahren ändern müssen. Der französische Präsident Sarkozy setzte die Internationale Kommission über die Messung wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
und des gesellschaftlichen Fortschritts ein, in die ich als einer der Vorsitzenden berufen wurde.74 Dem Ausschuss gehörten Experten aus den Bereichen Statistik, Wirtschafts- und Politikwissenschaft und Psychologie an, zu denen auch drei Nobelpreisträger zählten. Wir waren einhellig der Auffassung, dass das BIP ein schlechtes und potenziell irreführendes Maß sei, aber wir waren uns auch einig darin, dass sich diese Kenngröße verbessern lässt.75 Ich kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht behaupten, dass wir diesen Kampf voll und ganz gewonnen hätten, doch immerhin hat ein Umdenken eingesetzt. Selbst die Vereinigten Staaten unterstützen Projekte zur Erweiterung der volkswirtschaftlichen Kennzahlen. Die G20-Staaten unterstützen Arbeiten zur Entwicklung besserer Messsysteme. Die OECD, die Organisation der fortgeschrittenen Industrieländer, hat ein großes Projekt in Angriff genommen, das auf unserer Arbeit aufbaut. Und überall auf der Welt haben Länder wie Australien, Neuseeland, Schottland, Großbritannien, Deutschland, Frankreich, Südkorea, Italien und viele andere entsprechende Initiativen auf den Weg gebracht.

Ungeachtet der Macht der Reichen, die Medien zu kontrollieren und unsere Wahrnehmung zu manipulieren, lassen sich in demokratischen Gesellschaften Ideen nicht vollständig unterdrücken. Und wenn diese Ideen bei vielen Menschen Widerhall finden, können sie eine Eigendynamik entwickeln.



Zum Schluss

In der Politik sind Wahrnehmungen entscheidend. Beflissene Ideologen auf beiden Seiten picken sich die Beispiele heraus, die ihnen zupass kommen, und ziehen daraus weitreichende Schlüsse. Wie schon erwähnt, nehmen viele Menschen nur das wahr beziehungsweise behalten nur das in Erinnerung, was mit ihren ursprünglichen Überzeugungen in Einklang steht. Dies gilt vielleicht insbesondere für ideologisch aufgeladene Themen wie etwa die Rolle des Staates insbesondere im Umgang mit der Ungleichheit. Allein darin mag sich das hohe Maß an Ungleichheit schon widerspiegeln. Für das oberste eine Prozent steht bei der Debatte sehr viel Geld auf dem Spiel. Angesichts dessen wird es schwieriger, nicht leichter, alle Argumente sorgfältig abzuwägen.


In diesem Kapitel habe ich für eine nuancierte und ausgewogene Herangehensweise an die Frage plädiert, wie eine sachgerechte Rollenverteilung zwischen Markt und Staat aussehen könnte. Ob ein bestimmter medizinischer Eingriff gut oder schlecht ist, entscheiden wir nicht, indem wir nur die Erfolge oder nur die Horrorgeschichten betrachten. Vielmehr versuchen wir zu verstehen, unter welchen Bedingungen ein medizinischer Eingriff wahrscheinlich erfolgreich sein beziehungsweise fehlschlagen wird. Wie hoch sind die Risiken, wenn man nichts unternimmt? Was kann der Eingriff ausrichten, was nicht? Die gleiche Sorgfalt sollte man sowohl gegenüber den »großen« Ideen, die wir diskutiert haben, als auch bezüglich der konkreten politischen Eingriffe walten lassen.

Die Mächtigen versuchen, in der Diskussion Bezugsrahmen durchzusetzen, die ihren Interessen dienlich sind, da sie erkannt haben, dass sie ihre Regeln anderen in einer Demokratie nicht einfach auferlegen können. Auf die eine oder andere Weise müssen sie die übrige Gesellschaft mit ins Boot holen, wenn sie ihre Agenda durchsetzen wollen.

Auch hier sind die Begüterten im Vorteil. Wahrnehmungen und Überzeugungen lassen sich formen. In diesem Kapitel wurde gezeigt, dass die Reichen über die Instrumente, die Mittel und die Anreize verfügen, um Überzeugungen in einer Weise zu beeinflussen, die ihren Interessen förderlich ist. Sie gewinnen zwar nicht immer – dennoch ist es kein Kampf unter Gleichen.

Wir haben gesehen, wie die Mächtigen die öffentliche Wahrnehmung durch Appelle an Fairness und Effizienz manipulieren, während die tatsächlichen Ergebnisse nur zu ihrem Vorteil sind. Im nächsten Kapitel werden wir sehen, wie sie dies nicht nur auf dem Marktplatz der öffentlichen Meinung, sondern auch in den Gerichtssälen Amerikas bewerkstelligen.


KAPITEL 7

Gerechtigkeit für alle? Wie Ungleichheit den Rechtsstaat untergräbt

Allmorgendlich schwören Schüler in ganz Amerika Treue auf die Fahne der Vereinigten Staaten und »die Republik, für die sie steht, eine Nation unter Gott, mit Freiheit und Gerechtigkeit für jeden«. Dieses unbedingte Versprechen, Freiheit und Gerechtigkeit für jeden, erfasst einen der zentralen Werte, der für das amerikanische Identitätsbewusstsein konstitutiv ist. Nach diesem Idealbild sind wir ein Land, in dem Recht und Gesetz herrschen, in dem jeder so lange als unschuldig gilt, bis seine Schuld bewiesen ist, und wo alle vor dem Gesetz gleich sind. Diese Werte sind auch für unser Verständnis von Amerikas Stellung in der Welt von zentraler Bedeutung. Wir sind gegenüber anderen Ländern dafür eingetreten. Doch über die wahre Bedeutung dieses Treuegelöbnisses wird nur selten gesprochen. Auch eine weitergehende Frage wird nicht diskutiert: Hat Amerika seine Versprechen wirklich gehalten?

In diesem Kapitel erkunden wir ein weiteres der drei entscheidenden Schlachtfelder, auf denen der Kampf um die Verteilungsgerechtigkeit in unserer Gesellschaft ausgefochten wird: jenes der Gesetze und Verordnungen, die den Ordnungsrahmen unserer Wirtschaft bilden, und der Art und Weise, wie diese durchgesetzt werden. Das nächste Kapitel ist der Schlacht um den Staatshaushalt gewidmet, und Kapitel 9 befasst sich mit der geldpolitischen Praxis und der Makroökonomik.

Das Kapitel beginnt mit einer Reihe eher abstrakter, aber entscheidender Fragen: Was ist der Zweck der Gesetze und Regulierungen, die von zentraler Bedeutung für die Funktionstüchtigkeit unserer Wirtschaft sind? Weshalb brauchen wir Rechtsstaatlichkeit? Gibt es mehr als eine mögliche rechtsstaatliche Ordnung, und, wenn ja, welche Folgen haben die verschiedenen Alternativen? Die zentrale Botschaft greift jene aus vorangegangenen Kapiteln auf: Es gibt alternative rechtliche Ordnungsrahmen. Der falsche kann Ungerechtigkeiten bewahren und verstärken.


Während ein richtig verstandener »Rechtsstaat« die Schwachen vor den Starken schützen soll, werden wir sehen, dass die rechtlichen Ordnungsrahmen manchmal das genaue Gegenteil bewirkt haben. Und dies führte zu einem massiven Vermögenstransfer von unten nach oben.1 Während die Befürworter dieser rechtlichen Ordnungsrahmen sie mit dem Argument vorantrieben, sie förderten die ökonomische Effizienz, haben sie in Wirklichkeit oft ökonomische Verzerrungen hervorgerufen.




Warum wir den Rechtsstaat brauchen

»Niemand ist eine Insel«, heißt es treffend in einem alten Gedicht. In jeder Gesellschaft kann das, was eine Person tut, anderen schaden oder ihnen nützen. Ökonomen nennen diese Effekte »Externalitäten«. Wenn diejenigen, die andere schädigen, für die Konsequenzen ihrer Handlungen nicht in vollem Umfang einstehen müssen, haben sie keine ausreichenden Anreize, niemanden zu schädigen und Vorkehrungen zu treffen, um Schadensrisiken abzuwenden. Wir haben Gesetze, die jedem von uns Anreize geben, anderen – ihrem Eigentum, ihrer Gesundheit und den öffentlichen Gütern (wie der Natur), die sie nutzen – nicht zu schaden. Ökonomen haben sich auf die Frage konzentriert, wie man Anreizstrukturen so ausgestaltet, dass Individuen und Firmen die externen Effekte ihrer Handlungen berücksichtigen: Stahlhersteller sollten gezwungen werden, für die Umweltverschmutzung, die sie verursachen, zu zahlen, und Unfallverursacher sollten für die Schadensfolgen aufkommen. Wir drücken diese Ideen zum Beispiel in dem »Verursacherprinzip« aus, das besagt, dass Umweltverschmutzer für die Schadensfolgen ihrer Handlungen umfassend einstehen sollten. Müsste man für die Schadensfolgen der eigenen Handlungen nicht vollständig einstehen – zum Beispiel für die Verschmutzung, die durch Produktionsprozesse verursacht wird –, wäre dies eine Subvention. Es ist genau so, als zahlte man die Arbeits- oder Kapitalkosten nur zum Teil. Einige Unternehmen, die sich dagegen wehren, für die von ihnen verursachte Umweltverschmutzung einzustehen, drohen mit dem möglichen Verlust von Arbeitsplätzen. Kein Ökonom würde für die Beibehaltung verzerrender Arbeitsmarkt- oder Kapitalsubventionen plädieren, um Arbeitsplätze zu
retten. Dass eine Person oder Firma die Kosten, die sie der Umwelt auferlegt, nicht trägt, ist eine Form der Subvention, die nicht mehr hingenommen werden sollte. Die Verantwortung dafür, Vollbeschäftigung zu gewährleisten, liegt andernorts – bei der Geld- und der Fiskalpolitik.

Die Tatsache, dass es Unternehmen oftmals gelingt, für die Schadensfolgen ihrer Handlungen nicht in vollem Umfang einstehen zu müssen, ist ein Beispiel dafür, wie sie die ökonomischen Spielregeln zu ihren Gunsten beeinflussen. Aufgrund von Gesetzen, die ihre Haftung einschränken, sind die Betreiber von Kernkraftwerken und Offshore-Bohrinseln davor geschützt, im Fall einer Explosion für sämtliche Schadenskosten aufkommen zu müssen.2 Dies hat zur Folge, dass es mehr Kernkraftwerke und Offshore-Bohrinseln gibt, als es ansonsten der Fall wäre – tatsächlich ist es fraglich, ob es ohne ein ganzes Arsenal an staatlichen Subventionen auch nur ein einziges Kraftwerk gäbe.3

Manchmal sind die Kosten, die Firmen anderen auferlegen, nicht sofort ersichtlich. Unternehmen gehen oft hohe Risiken ein, und viele Jahre lang mag alles gutgehen. Aber wenn dann etwas schiefläuft (wie bei dem TEPCO-Kernkraftwerk in Japan 2011 oder in der Chemiefabrik von Union Carbide im indischen Bhopal 1984), können Tausende Menschen geschädigt werden. Zwingt man Unternehmen dazu, den Betroffenen Schadensersatz zu leisten, macht das den Schaden im Grunde nicht wieder gut. Selbst wenn die Hinterbliebenen eines Arbeiters, der aufgrund unzureichender Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz einen tödlichen Unfall erleidet, finanziell entschädigt werden, wird diese Person dadurch nicht wieder lebendig, Aus diesem Grund können wir uns allein auf Anreize verlassen. Einige Menschen sind risikofreudig – insbesondere wenn andere den Großteil des Risikos tragen. Die Explosion der Förderplattform Deepwater Horizon im April 2010 löste eine Ölkatastrophe aus, bei der Millionen Barrel Öl in den Golf von Mexiko strömten. Die Führungsspitze von British Petroleum war eine Wette eingegangen: An der Sicherheit zu sparen, steigerte kurzfristig die Gewinne. In diesem Fall zockten sie und verloren – aber die Umwelt und die Bewohner Louisianas und der anderen Bundesstaaten am Golf von Mexiko erlitten noch viel höhere Verluste.

Bei den anschließenden Prozessen sitzen die Unternehmen, die den Schaden verursachten, oft am längeren Hebel. Vielleicht sind sie in der Lage, die Geschädigten billig abzufinden, da viele Menschen ein langwieriges
Verfahren um angemessenen Schadensersatz nicht durchstehen beziehungsweise sich keine Anwälte leisten können, die denen des Unternehmens ebenbürtig wären. Eine Aufgabe des Staates besteht darin, Justitia zu ihrem Recht zu verhelfen, und im Fall der BP-Katastrophe tat er dies auch – allerdings sehr behutsam, und letztlich wurde deutlich, dass viele der Geschädigten zwar wahrscheinlich Schadensersatz erhalten werden, aber so wenig, dass er lediglich einen Bruchteil des ihnen tatsächlich entstandenen Schadens abdecken wird.4

Der Wirtschaftsnobelpreisträger Ronald Coase von der University of Chicago legte dar, dass unterschiedliche Formen der Zuteilung von Eigentumsrechten gleich effiziente Lösungen für externe Effekte bereitstellen oder dies zumindest in einer hypothetischen Welt ohne Transaktionskosten tun würden.5 In einem Raum mit Rauchern und Nichtrauchern könnte man den Rauchern Luftrechte zuteilen, und wenn den Nichtrauchern saubere Luft mehr wert wäre als den Rauchern das Rauchen, könnten sie die Raucher bestechen, nicht zu rauchen. Alternativ könnte man die »Luftrechte« den Nichtrauchern zuteilen. In diesem Fall könnten die Raucher die Nichtraucher mit Geld dazu bringen, ihnen das Rauchen so lange zu erlauben, wie ihnen das Recht zu rauchen mehr wert ist als den Nichtrauchern saubere Luft. In einer Welt mit Transaktionskosten  – der realen Welt, wo es, zum Beispiel, Geld kostet, Geld von einer Gruppe einzusammeln, um eine andere zu bezahlen – kann eine bestimmte Zuteilung von Rechten allerdings viel effizienter sein als die andere.6 Noch wichtiger aber ist die Tatsache, dass alternative Zuteilungen sehr unterschiedliche Verteilungsfolgen haben können. Gibt man den Nichtrauchern die »Luftrechte«, dann begünstigt man sie auf Kosten der Raucher.

So sehr man sich auch bemüht, man kann Verteilungsfragen nicht entgehen, selbst dann nicht, wenn es sich um einfachste Probleme bei der Organisation einer Volkswirtschaft handelt.7 Die Kehrseite der Verknüpfung dieser »Eigentumsrechts«-/Externalitätenfragen mit solchen der Verteilung ist, dass sich die Begriffe »Freiheit« und »Gerechtigkeit« nicht voneinander trennen lassen. Die Freiheitsrechte jedes Einzelnen müssen beschnitten werden, wenn deren Ausübung anderen womöglich Schaden zufügt. Die Freiheit einer Person, die Umwelt zu verschmutzen, beraubt eine andere ihrer Gesundheit. Die Freiheit einer Person, schnell zu fahren, entzieht einer anderen ihr Recht auf körperliche Unversehrtheit.
8 Aber wessen Freiheiten sind vorrangig? Um diese fundamentalen Fragen zu beantworten, stellen Gesellschaften Regeln und Rechtsvorschriften auf. Diese Regeln und Vorschriften wirken sich sowohl auf die Effizienz des Systems als auch auf die Verteilung aus: Einige gewinnen auf Kosten von anderen.

Aus diesem Grund ist »Macht« – politische Macht – so wichtig. Wenn die wirtschaftliche Macht in einem Land allzu ungleich verteilt ist, hat dies politische Konsequenzen. Während wir üblicherweise annehmen, dass die Rechtsordnung so gestaltet ist, dass sie die Schwachen vor den Starken schützt und einfache Bürger vor den Privilegierten, haben die Reichen ihre politische Macht eingesetzt, um die Rechtsetzung so zu beeinflussen, dass sie auf einen Rahmen hinausläuft, innerhalb dessen sie andere ausbeuten können.9 Sie nutzen ihre politische Macht auch zur Aufrechterhaltung von Verteilungsgefällen, anstatt sie in den Dienst einer gerechteren Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu stellen. Wenn bestimmte Gruppen den politischen Prozess kontrollieren, benutzen sie diesen, um das Wirtschaftssystem so zu gestalten, dass es sie begünstigt: durch Rechtsvorschriften, die speziell für eine Branche gelten, durch Rechtsvorschriften, die Insolvenzen, den Wettbewerb, geistiges Eigentum oder die Besteuerung regeln, oder, indirekt, durch die Kosten des Zugangs zum Gerichtssystem. Unternehmen werden behaupten, dass sie das Recht auf Umweltverschmutzung hätten und für den Verzicht darauf Subventionen verlangen; oder vorbringen, dass sie das Recht hätten, das Risiko radioaktiver Verseuchung anderen aufzuerlegen, und versteckte Subventionen und Haftungsbeschränkungen fordern, um sich gegen Schadensersatzklagen zu schützen, falls die Anlage in die Luft fliegen sollte.

Nach meinen Erfahrungen in der US-Regierung zu urteilen, wollen diejenigen, die Machtpositionen bekleiden, glauben, dass sie das Richtige tun und tatsächlich das verfolgen, was im öffentlichen Interesse liegt. Aber ihre Überzeugungen sind zumindest so weit formbar, dass »Sonderinteressen« sie davon überzeugen können, dass das, was sie wollen, im öffentlichen Interesse ist, während es in Wirklichkeit ihrem eigenen Interesse dient. Diesem Thema gehe ich in diesem Kapitel anhand von drei Beispielen nach, bei denen die Rechtsetzung die Funktionsweise der amerikanischen Wirtschaft in den letzten Jahren maßgeblich geprägt hat: bei der ausbeuterischen Kreditvergabe, im Insolvenzrecht und bei Zwangsversteigerungsverfahren.




Ausbeuterische Kreditvergabe

Schon bald nach Entstehung der Immobilienblase zeigte sich, dass die Banken Kredite nicht nur leichtfertig vergaben – so leichtfertig, dass das gesamte Wirtschaftssystem in Gefahr geriet –, sondern in der gezielten Absicht, den Kreditnehmer zu übervorteilen und finanziell auszunehmen: Sie nutzten den lückenhaften Bildungsstand und die ökonomische Unkenntnis bestimmter Bevölkerungsgruppen aus, um ihnen kostspielige Hypothekendarlehen anzudrehen und die Einzelheiten der anfallenden Gebühren im Kleingedruckten zu verstecken, das für die meisten Menschen unverständlich ist. Einige US-Bundesstaaten versuchten, etwas dagegen zu unternehmen. So hat beispielsweise das Parlament von Georgia, nachdem es festgestellt hatte, dass das Geschäft mit Hypothekenkrediten in dem Bundesstaat in hohem Maße anfällig war für Betrügereien und sittenwidrige Übervorteilungen, versucht, diesen Praktiken im Oktober 2002 mit einem Verbraucherschutzgesetz Einhalt zu gebieten. Die Quittung der Finanzmärkte kam prompt.

Die Ratingagenturen, die heute vor allem bekannt dafür sind, dass sie gebündelte Ramsch-Hypotheken als Wertpapiere höchster Bonität einstuften, unterstützten auch betrügerische Kreditvergabepraktiken. Sie hätten die Maßnahmen von Bundesstaaten wie Georgia begrüßen sollen: Das Gesetz entband die Agenturen für bestimmte Hypotheken von den Prüfpflichten. Doch stattdessen drohte Standard & Poor’s, eine der führenden Ratingagenturen, überhaupt keine Hypotheken aus Georgia mehr zu bewerten. Ohne diese Ratings hätten die Hypotheken nur schwer verbrieft werden können, und ohne eine Verbriefung wäre das Hypothekengeschäft (nach dem damals gängigen Geschäftsmodell) in dem Bundesstaat vielleicht völlig ausgetrocknet. Offensichtlich befürchteten die Ratingagenturen, dass die faulen Hypotheken, mit deren »Rating« sie so viel Geld verdienten, stark zurückgehen würden, sollten andere Bundesstaaten diese Praxis übernehmen. Die Drohung von S&P wirkte: Georgia hob das Gesetz rasch wieder auf.10

In sämtlichen Bundesstaaten, in denen man versuchte, der ausbeuterischen Kreditvergabe Einhalt zu gebieten, ließen die Banken politisch ihre Muskeln spielen, um die Verantwortlichen davon abzuhalten.11 Wie wir heute wissen, führte dies nicht nur zu Betrug auf breiter Front, sondern auch zu jeder Menge faulen Krediten: Man drehte den Verbrauchern
Finanzprodukte an, die bei einer Zinsänderung oder einer Änderung der allgemeinen ökonomischen Rahmenbedingungen jederzeit ausfallen konnten, und genau das passierte dann auch.12

In einer einfacheren Welt hätte es vielleicht genügt, an den Rechtsgrundsatz caveat emptor (»der Käufer möge sich hüten«) – der die Mängelprüfungspflicht des Käufers statuiert – zu gemahnen, aber in der heutigen komplexen Welt reicht das nicht mehr. Wir brauchen eine Regulierungsbehörde für Finanzprodukte, nicht nur um Betrug zu verhindern, sondern auch, um dafür zu sorgen, dass keine betrügerischen, irreführenden und ungeeigneten Produkte auf den Markt kommen.13

Sogar viele Finanzinstitute erkannten, dass ein gewisses Maß an Regulierung notwendig war: Ohne eine angemessene Regulierung von Banken und Versicherungen, die die Solidität dieser Institute gewährleistet, würden Menschen ihr Geld Banken und Versicherungsgesellschaften nur noch widerstrebend anvertrauen, aus Furcht, es nicht mehr zurückzubekommen. Der einzelne Bürger könnte von sich aus die Finanzlage dieser großen und verschachtelten Institute niemals beurteilen; es hat sich gezeigt, dass dies selbst erfahrenen staatlichen Aufsehern schwerfällt.14

Aber der US-Bankensektor widersetzte sich trotz seiner hohen Kreditausfallquote und trotz der schon vor der Krise offensichtlichen Mängel in der Kreditvergabepraxis dem Vorschlag, die Regulierung auf den Verbraucherschutz auszudehnen und zu diesem Zweck eine eigenständige Behörde zu errichten – ein Vorschlag, der auf breite öffentliche Unterstützung stieß. Und als eine Vorschrift über die Einrichtung einer solchen Behörde in den in Reaktion auf die Finanzkrise erlassenen Dodd-Frank Act zur Finanzmarktregulierung und zum Verbraucherschutz aufgenommen wurde, starteten Finanzinstitute eine Kampagne, um dafür zu sorgen, dass die an der Harvard University lehrende Jura-Professorin Elizabeth Warren, die theoretisch und praktisch – dank ihres unermüdlichen Engagements für den Verbraucherschutz – bestens qualifiziert gewesen wäre, diese Behörde zu leiten, nicht an ihre Spitze berufen wurde. Die Banken siegten. (Tatsächlich wurde sie weithin als die Person genannt, von der die Idee für eine solche Behörde stammte und die sich unermüdlich dafür einsetzte; diese »Sünde« konnte ihr die Finanzwelt nicht verzeihen. Schlimmer noch, sie hatte dem Kongressausschuss vorgestanden, der das staatliche Bankenrettungsprogramm beaufsichtigte. Dieses Gremium deckte auf, dass die Regierung den Banken
ein glänzendes Geschäft verschafft hatte, erhielt sie doch im Gegenzug für ihre Unterstützung von den Banken Vorzugsaktien, die etwa die Hälfte dessen wert waren, was der Staat den Banken gegeben hatte.)15



Insolvenzrecht

Eine Vielzahl weiterer Gesetze und Regelungen prägen den Markt und beeinflussen dadurch die Verteilung von Einkommen und Wohlstand. Das Konkurs- oder Insolvenzrecht (das regelt, was geschieht, wenn eine Privatperson oder eine Firma ihre Schulden nicht mehr zurückzahlen kann) ist für zwei Gruppen unserer Gesellschaft von besonderer Bedeutung: für diejenigen an der Spitze (die Banker) und für diejenigen ganz unten, die kämpfen müssen, um über die Runden zu kommen.

Das Insolvenzrecht soll überschuldeten Privatpersonen einen Neuanfang ermöglichen. Die Vorstellung, dass Schulden unter bestimmten Umständen erlassen werden sollten, hat eine lange Tradition, die zumindest bis zum 3. Buch Mose zurückreicht, in dem es heißt, dass in einem Jubeljahr alle Schulden erlassen wurden. Praktisch jede moderne Volkswirtschaft hat ein Insolvenzrecht. Die Gesetze können entweder schuldner- oder gläubigerfreundlich gestaltet sein und dementsprechend eine Schuldenbefreiung erleichtern oder erschweren. Ihre konkrete Ausgestaltung hat weitreichende Verteilungsfolgen, aber die Anreizeffekte können genauso wirkmächtig sein. Wenn es keine oder keine leichte Schuldenbefreiung gibt, haben Kreditgeber einen schwächeren Anreiz, bei der Kreditvergabe vorsichtig zu sein – und einen stärkeren Anreiz zu ausbeuterischen Kreditgeschäften.

Im Jahr 2005, gerade als der Hypothekenboom seinen Anfang nahm, verabschiedete der Kongress ein neues, gläubigerfreundliches Insolvenzrecht, das die Position der Banken weiter stärkte und es für Schuldner in einer Notlage noch schwieriger machte, sich von ihren Schulden zu befreien. Die Gesetzesänderung führte ein System der »partiellen Schuldknechtschaft« ein. Eine Person, deren Schulden sich beispielsweise auf 100 Prozent ihres Einkommens beliefen, konnte gezwungen werden, der Bank für den Rest ihres Lebens 25 Prozent ihres Bruttoeinkommens abzutreten. Und zwar deshalb, weil die Bank auf den geschuldeten Betrag jedes Jahr Zinsen von beispielsweise 30 Prozent draufschlagen konnte.
Letztlich würden die Schulden eines Hypothekeninhabers ein Vielfaches der ursprünglichen Kreditsumme betragen. Der Schuldner würde so tatsächlich ein Viertel seiner Arbeitszeit für die Bank arbeiten.16

Bei jedem Kreditgeschäft steht ein (in den Vertrag) einwilligender Kreditgeber einem einwilligenden Kreditnehmer gegenüber; von den Banken nimmt man an, dass sie sich in Finanzierungsfragen auskennen und wissen, welche Schuldenlast Kreditnehmer tragen können. Aber in einem verzerrten Finanzsystem wurde größerer Wert auf die Vorausgebühren, die sich rasch im Gewinn der Banken niederschlugen, gelegt als auf die Verluste, die irgendwann in der Zukunft anfallen mochten. Ermutigt durch das neue Insolvenzrecht, glaubten die Banker, ihren glücklosen Kreditnehmern das Geld schon irgendwie abpressen zu können, ganz gleich, was mit dem Immobilienmarkt und der Arbeitslosigkeit passierte. Diese verantwortungslose Kreditvergabe hat in Verbindung mit arglistiger Täuschung und gelegentlichen Wucherzinsen viele Haushalte an den Rand des finanziellen Ruins gebracht. Trotz sogenannter Reformen berechnen Banken manchmal noch immer Zinsen von fast 30 Prozent pro Jahr (was bedeutet, dass aus hundert Dollar Schulden in nur neun Jahren tausend Dollar werden können). Außerdem können sie erdrückende Gebühren verlangen. Auch wenn einige der schlimmsten Missbräuche eingedämmt wurden, etwa die horrenden Überziehungszinsen (die den Banken jährlich Milliardengewinne einbrachten,17 Geld, das einfachen Bürgern aus der Tasche gezogen wurde), gehen viele andere weiter.

Mit der Verabschiedung des neuen Insolvenzrechts wurden die Eigentumsrechte geändert, und zwar in einer Weise, die die Banken begünstigte. Zu dem Zeitpunkt, als sich die Kreditnehmer verschuldeten, galt ein humaneres Insolvenzgesetz, das ihnen eine Chance zu einem Neuanfang eingeräumt hätte, wenn die Schuldenlast allzu drückend wurde. Die Banken beklagten sich nicht über diese Änderung der Eigentumsrechte; schließlich hatten sie lautstark darauf gedrängt. Wenn es andersherum läuft, beklagen die Banken als Immobilieneigentümer natürlich, die Spielregeln würden unvermittelt geändert, und verlangen Schadensersatz.18





Studentendarlehen

Wir sahen bereits, dass das Gleichheitsgefälle in den Vereinigten Staaten sich drastisch verschärft und dieser Trend vermutlich anhalten wird. Eine der Ursachen dafür ist die wachsende Chancengleichheit, die zum Teil mit den Ausbildungschancen zu tun hat. Junge Menschen und ihre Eltern wissen, wie wichtig eine gute Bildung ist, aber wir haben ein System geschaffen, in dem das Streben nach Bildung tatsächlich zu mehr Ungleichheit führen mag. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass die US-Bundesstaaten in den letzten 25 Jahren immer weniger Finanzmittel für die Hochschulen bereitstellten.19 Dieses Problem hat sich in der Rezession noch verschärft.

Ein weiterer Grund ist die steigende Verschuldung ambitionierter Studenten.20 Das Insolvenzrecht von 2005 ließ den Erlass von Studentendarlehensschulden im Fall einer Privatinsolvenz nicht mehr zu.21 Damit fehlte den Banken und den gewinnorientierten Hochschulen, mit denen sie zusammenarbeiteten, jeglicher Anreiz, den Studenten eine Ausbildung zu bieten, die ihnen mit Sicherheit eine »Bildungsprämie« verschaffen wird.22 Selbst wenn das Studium wertlos ist, hat der Kreditgeber den Schuldner weiterhin »am Haken«. Und für viele Studenten ist das Studium oftmals fast wertlos. Etwa 80 Prozent der Studenten machen keinen Abschluss,23 und ein Studium zahlt sich finanziell erst dann aus, wenn man es erfolgreich abgeschlossen hat – und selbst dann ist das nicht immer sicher. Aber vor dieser Verschwörung zwischen den gewinnorientierten Hochschulen (von denen viele teilweise oder weitgehend im Besitz von Wall-Street-Firmen sind) und den gewinnorientierten Banken werden die Studenten nicht gewarnt. Statt »Zufriedenheit garantiert  – sonst Geld zurück«, sieht die Wirklichkeit anders aus: »Unzufriedenheit praktisch garantiert – aber die Schulden haben Sie bis an Ihr Lebensende am Hals.« Weder die Universitäten noch die Kreditgeber sagen natürlich: »Sie werden höchstwahrscheinlich nicht Ihren Traumjob bekommen. Wir nutzen Ihre Träume aus; wir halten unsere Versprechen nicht.« Als die Regierung Standards vorschlug – Hochschulen hätten nur dann Anspruch auf staatlich geförderte Darlehen, wenn eine Mindestabsolventenrate erreicht, eine ausreichende Zufriedenheit der Studenten mit der Qualität des Unterrichts nachgewiesen würde sowie eine Mindestzahl von Studenten die versprochenen Arbeitsplätze
erhielte –, setzten sich die Universitäten und die Banken weitgehend erfolgreich dagegen zur Wehr.

Die Regierung wollte nicht etwa einen privaten Wirtschaftszweig regulieren, der scheinbar aus eigener Kraft gute Geschäfte machte (wenn auch teilweise durch Ausbeutung der Armen und schlechter Informierten). Die gewinnorientierten Hochschulen verdankten ihre Existenz vielmehr weitgehend der Bundesregierung. In der gewinnorientierten Bildungsbranche erhalten die Hochschulen bis zu 90 Prozent ihrer Einnahmen (30 Milliarden Dollar jährlich) aus Studentenkreditprogrammen des Bundes. Sie profitierten von den über 26 Milliarden Dollar, die sie von der Bundesregierung bekamen; es war so viel Geld, dass es sich lohnte, einen Großteil in Lobbyarbeit und Wahlkampfspenden zu investieren, um sicherzustellen, dass die begünstigten Hochschulen keine Rechenschaft darüber ablegen mussten.24

Im Fall der Studentendarlehen gelang es den Banken jahrelang, praktisch risikofrei hohe Erträge einzustreichen: In vielen Fällen waren die Darlehen staatlich garantiert, in anderen sind die Kredite dadurch, dass die Forderungen nicht erlöschen – sie sind insolvenzfest –, sicherer als andere Kredite an ähnliche Personen. Und trotzdem stand der Zins, der den Studenten berechnet wurde, in keinem Verhältnis zu diesen Risiken: Die Banken haben die Studentendarlehen (insbesondere diejenigen mit staatlichen Garantien) als eine leichte Einnahmequelle genutzt. Als die Regierung das Programm 2010 schließlich zurückfuhr, konnten Regierung und Studenten gemeinsam mehrere zehn Milliarden Dollar für sich behalten, die sonst an die Banken geflossen wären.25


Amerika setzt die Maßstäbe

Zinswucher (bei dem vom Kreditnehmer deutlich überhöhte Zinsen gefordert werden)26 ist natürlich nicht auf die Vereinigten Staaten beschränkt. Tatsächlich versinken die Armen weltweit in Schulden, weil der Ganovenkapitalismus immer weiter um sich greift. Indien hat seine eigene Spielart einer Hypothekenkrise: Der Ausgangspunkt sind die unglaublich erfolgreichen Mikrokreditprojekte, die arme Kleinbauern mit Krediten versorgten und deren Leben eine völlig neue Perspektive gab. Das Ganze nahm dann eine üble Wendung, als das Gewinnmotiv ins
Spiel kam. Ursprünglich entwickelt von Muhammad Yunus von der Grameen Bank und Sir Fazle Hasan Abed von BRAC in Bangladesch, änderten Mikrokreditprogramme die Lebensbedingungen von Millionen, indem sie den Ärmsten, die bis dahin noch nie ein Konto bei einer Bank hatten, Zugang zu Kleinkrediten eröffneten. Frauen sind die Hauptnutznießer. Sie können mit den Geldern Hühnerzucht betreiben und anderen produktiven Tätigkeiten nachgehen und auf diese Weise die Lebensstandards in ihren Familien und Gemeinden verbessern. Aber dann entdeckten gewinnorientierte Banken, dass »am Fuß der Pyramide Geld zu holen war«.27 Diejenigen, die auf der untersten Sprosse standen, hatten wenig, aber es gab so viele von ihnen, dass es sich lohnte, von jedem ein bisschen zu nehmen. Banken von überall her stürzten sich begeistert auf das Geschäft mit Mikrokrediten für die Armen. In Indien nutzten die Banken die neuen Geschäftschancen, als sie erkannten, dass bedürftige indische Familien hohe Zinsen für Kredite zahlen würden, mit denen sie nicht nur ihren Lebensunterhalt aufbessern, sondern auch Medikamente für kranke Eltern bezahlen oder eine Hochzeit für eine Tochter finanzieren wollten.28 Die Banken hüllten diese Kredite in einen Mantel bürgerlicher Tugendhaftigkeit, indem sie sie als »Mikrokredit« bezeichneten, als ob diese Kredite das Gleiche wären wie die, die Grameen und BRAC im benachbarten Bangladesch ausreichten – bis eine Selbstmordwelle überschuldeter Kleinbauern die Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenkte, dass sie nicht das Gleiche waren.



Die Hypothekenkrise und der Rechtsstaat

Als die durch zweitklassige Hypotheken verursachte Krise schließlich offen ausbrach und die Große Rezession von 2008 auslöste, wurde die Reaktion Amerikas auf die darauf folgende Flut von Zwangsverkäufen zum Testfall für das Rechtsstaatsverständnis in den USA. Im Zentrum der Eigentumsrechte und des Verbraucherschutzes stehen strenge Verfahrensgarantien (wie etwa Dokumentationspflichten), um diejenigen zu schützen, die Verträge abschließen. Solche Garantien sollten auch Eigenheimbesitzer sowie Kreditgeber schützen. Wenn die Bank behauptete, dass ein Kreditnehmer ihr Geld schulde, dann war sie gesetzlich dazu verpflichtet, Beweise dafür vorzulegen, bevor sie die Zwangsvollstreckung
betreiben konnte. Wird eine Hypothek (ein Schuldanerkenntnis eines Hausbesitzers gegenüber einem Kreditgeber) von einem Kreditgeber an einen anderen übertragen, dann ist gesetzlich vorgeschrieben, dass aus den begleitenden Geschäftsunterlagen die Höhe der Schulden und der Rückzahlungen des Kreditnehmers eindeutig hervorgehen müssen.

Doch die Banken hatten so schnell so viele Hypotheken ausgestellt, dass sie den elementaren Verfahrensgarantien wenig Beachtung geschenkt hatten. Und als es den Banken und anderen Kreditgebern mit der Vergabe immer neuer Darlehen gar nicht schnell genug gehen konnte, griffen, wie nicht weiter verwunderlich, betrügerische Praktiken um sich. Die Zahl der Ermittlungsverfahren des FBI stieg stark an.29 Die Kombination aus häufig betrügerischen Praktiken und Missachtung von Verfahrensgarantien war tödlich.

Die Banken wollten ein schnelleres und kostengünstigeres System für den Forderungstransfer, also entwickelten sie ihr eigenes System, MERS (Mortgage Electronic Registry System) genannt. Aber wie so vieles, was die Banken in den Tagen des Goldrausches in Gang setzten, war auch dieses System mangelhaft, ohne Sicherungsvorkehrungen, und es lief auf den Versuch hinaus, Rechtsvorschriften, die Schuldner schützen sollten, zu umgehen. So schrieb ein Rechtsexperte: »MERS und diejenigen, die daran beteiligt waren, glaubten, sie könnten das Eigentumsrecht ohne demokratisches Mandat umschreiben.«30

Als die Immobilienpreisblase schließlich platzte, wurden die Gefahren, die sich aus der mangelnden Sorgfalt der Banken bei der Kreditvergabe und bei der Dokumentation der Geschäftsvorgänge ergaben, offenkundig. Die Banken waren gesetzlich dazu verpflichtet, die Höhe der ausstehenden Forderungen genau nachzuweisen. Nun zeigte sich, dass sie eben dies in vielen Fällen schlicht nicht konnten.

All dies erschwerte den anschließenden Säuberungsprozess. Die schiere Zahl der notleidenden Hypotheken, die in die Millionen ging, machte alles noch schlimmer. Das gigantische Ausmaß der Aufgabe brachte die Banken auf die Idee des »Robo-Signing«. Statt neue Mitarbeiter einzustellen, die die Unterlagen sichteten, um zu überprüfen, ob sich die Forderungen gegen einen Hypothekenschuldner tatsächlich auf den behaupteten Betrag beliefen, und anschließend eine eidesstattliche Versicherung über die erfolgte Prüfung abzugeben, ließen viele Banken
eine einzelne Person Hunderte dieser eidesstattlichen Erklärungen unterzeichnen, ohne auch nur einen Blick in ihre Unterlagen zu werfen. Die für die gerichtlichen Verfahrensanforderungen notwendige Überprüfung der Unterlagen hätte sich negativ auf den Gewinn der Bank ausgewirkt. Und so begannen die Banken, vor Gericht systematisch die Unwahrheit zu sagen. Leitende Angestellte der Banken wussten dies; das System war so konzipiert, dass sie, entgegen ihren Behauptungen, die Unterlagen gar nicht prüfen konnten.

Dies bereicherte die alte Doktrin von der »Systemrelevanz« (too big to fail) um eine neue Facette. Die Großbanken wussten, dass sie so groß waren, dass sie gerettet werden müssten, falls sie sich bei ihren Hasardspielen mit riskanten Krediten verzockten. Sie wussten auch, dass sie zu groß und zu mächtig waren, um zur Rechenschaft gezogen zu werden, falls man sie bei ihren Lügen ertappen sollte. Was sollte die Regierung tun? Die Millionen von Zwangsverkäufen, die bereits getätigt worden waren, rückgängig machen? Gegen die Banken Bußgelder in Milliardenhöhe verhängen – wie es die Behörden hätten tun sollen? Aber dies würde die Banken erneut in eine prekäre Lage bringen und eine weitere staatliche Rettungsaktion erforderlich machen, zu welcher der Regierung sowohl die Mittel als auch der politische Wille fehlten. Vor Gericht zu lügen ist normalerweise ein ernstes Delikt. Gewohnheitsmäßig Hunderte von Malen vor Gericht zu lügen hätte ein umso schwereres Vergehen sein sollen. Dahinter steckte ein erhebliches Maß an krimineller Energie. Wenn Unternehmen wie normale Bürger behandelt worden wären,31 dann wären in einem US-Bundesstaat, der die »Three Strikes«-Regelung anwendet (nach drei Straftaten, etwa Ladendiebstählen, wird zwingend eine lebenslange Freiheitsstrafe verhängt), diese Wiederholungstäter zu mehrfach lebenslänglich ohne Bewährung verurteilt worden. Tatsächlich ist kein einziger Bankmanager wegen dieser Vergehen zu einer Haftstrafe verurteilt worden. Tatsächlich haben bis zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches weder Justizminister Eric Holder noch einer der US-Bezirksstaatsanwälte Klagen wegen arglistiger Täuschung im Zusammenhang mit Zwangsvollstreckungen aus Hypotheken erhoben. Im Anschluss an das Bausparkassendebakel der achtziger Jahre dagegen hatte das US-Justizministerium bis 7000 strafrechtliche Ermittlungsverfahren 1990 eingeleitet, die bis 1992 zu 1100 Anklageerhebungen führten, von denen 839 mit einer Verurteilung
endeten (etwa 650 davon zu einer Freiheitsstrafe).32 Heute handeln die Banken einfach ihre Bußgelder mit den Behörden aus – und in einigen Fällen sind die Bußgelder geringer als die Gewinne, die sie mit ihren illegalen Aktivitäten erwirtschafteten.33

Die Banken verstießen nicht bloß gegen einige technische Verfahrensformalitäten. Hier geht es nicht um Verbrechen ohne Opfer. Für viele Banker war der Meineid, den sie leisteten, als sie die eidesstattlichen Versicherungen unterzeichneten, um die Zwangsvollstreckungen durchzupeitschen, nichts als eine lässliche Bagatelle. Aber es ist ein grundlegendes Prinzip einer jeden rechtsstaatlichen Ordnung im Allgemeinen und der Eigentumsrechte im Besonderen, dass man niemanden aus seinem Eigenheim vertreiben sollte, wenn man nicht eindeutig nachweisen kann, dass er einem Geld schuldet. Die Banken haben ihre Zwangsvollstreckungen jedoch so eifrig betrieben, dass selbst einige Eigenheimbesitzer, die überhaupt keine Schulden hatten, auf die Straße gesetzt wurden. Für einige Darlehensgeber sind das nur »Kollateralschäden«, während die Banken Millionen von Amerikanern sagen, sie müssten ihre Häuser verlassen – etwa acht Millionen seit Beginn der Krise und geschätzten drei bis vier Millionen, denen dies noch bevorstehen dürfte.34 Die Zwangsvollstreckungen wären sogar noch schneller abgewickelt worden, wenn die Regierung nicht eingegriffen hätte, um das »Robo-Signing« zu unterbinden.

Die Rechtfertigung der Banken – dass die meisten Menschen, die aus ihren Häusern geworfen worden waren, Schulden hatten – war ein Beleg dafür, dass Amerika sich von rechtsstaatlichen Grundsätzen entfernt hatte. Jeder gilt so lange als unschuldig, bis seine Schuld erwiesen ist. Doch nach der Logik der Banken musste der Hausbesitzer seine Unschuld beweisen, also die Tatsache, dass er keine Verbindlichkeiten (gegenüber den Banken) hatte. In unserer Rechtsordnung ist es unzulässig, eine unschuldige Person zu verurteilen, und es sollte genauso unzulässig sein, jemanden zur Räumung seiner Immobilie zu zwingen, wenn er keine Hypothekenschulden hat. Angeblich wird in unserer Rechtsordnung der Unschuldige geschützt. Das US-amerikanische Rechtssystem erlegt demjenigen, der einen Anspruch erhebt, die Beweislast auf und hat Verfahrensgarantien verankert, die diesem Erfordernis Rechnung tragen sollen. Aber die Banken haben diese Verfahrenssicherungen ausgehebelt.


Tatsächlich hat das bestehende System es ihnen leicht gemacht, mit diesem Verhalten durchzukommen – zumindest bis es in der Öffentlichkeit einen lauten Aufschrei gab. In den meisten Bundesstaaten bedurfte es keiner gerichtlichen Anhörung, um die Zwangsräumung anzuordnen. Aber ohne Anhörung kann man eine ungerechtfertigte Zwangsvollstreckung nicht ohne Weiteres (oder überhaupt) verhindern. Einige Beobachter erinnerte diese Situation an die Tage des »Wilden Ostens« nach dem Zusammenbruch des Kommunismus, als die bestehende Rechtsordnung  – insbesondere das Konkursgesetz – in Russland dazu benutzt wurde, um eine Gruppe von Eigentümern durch eine andere zu ersetzen. Richter wurden gekauft, Dokumente gefälscht, und der Prozess ging reibungslos über die Bühne. In den Vereinigten Staaten funktioniert die Korruption auf einer höheren Ebene. Nicht einzelne Richter werden gekauft, sondern die Gesetze selbst, durch Wahlkampfspenden und Lobbyarbeit, jene Mechanismen, die sich mittlerweile als »Korruption amerikanischen Stils« einen Namen gemacht haben. In einigen Bundesstaaten werden die Richter gewählt, und in diesen Bundesstaaten besteht eine noch engere Verflechtung zwischen Geld und »Gerechtigkeit«. Die Finanzoligarchie benutzt Wahlkampfspenden, um Richter, die ihren Anliegen wohlwollend gegenüberstehen, an die entsprechenden Schaltstellen zu hieven.35

In der Reaktion der Regierung auf diese massiven Verletzungen rechtsstaatlicher Verfahrensregeln durch die Banken spiegelt sich unser neuer Stil der Korruption wider: Tatsächlich hat die Regierung Obama Versuche von Bundesstaaten, Banken zur Rechenschaft zu ziehen, bekämpft. So drohte eine der von der Bundesregierung kontrollierten Banken36 damit, ihre Geschäftstätigkeit in Massachusetts einzustellen, als die Generalbundesanwältin dieses Bundesstaates die Banken verklagte.

Die Generalbundesanwältin, Martha Coakley, hatte sich über ein Jahr lang um einen außergerichtlichen Vergleich mit den Banken bemüht, aber diese hatten sich als unnachgiebig und unkooperativ erwiesen. Für sie waren die Verbrechen, die sie begangen hatten, etwas, das man durch geschicktes Verhandeln aus der Welt schaffen konnte. Die Banken (so Coakleys Vorwurf) hätten ihre Hypothekenschuldner in betrügerischer Absicht arglistig getäuscht; sie hätten nicht nur gegen Kreditnehmer, die in Zahlungsschwierigkeiten waren, in unzulässiger Weise die Zwangsvollstreckung betrieben (sie führte 14 Fälle an) und sich dabei auf gefälschte
rechtserhebliche Dokumente gestützt, sie hätten in vielen Fällen Eigenheimbesitzern auch versprochen, Hypothekendarlehen zu modifizieren, und sich dann nicht daran gehalten. Es handelte sich nicht um »versehentliche« Probleme, vielmehr hatte das Ganze Methode, wobei das elektronische Registrierungssystem MERS den Rechtsrahmen, den der Bundesstaat zur Dokumentation von Eigentumsverhältnissen eingeführt hat, unterlief. Die Generalbundesanwältin von Massachusetts wies das Argument, wonach die Banken »zu groß [seien], um zur Rechenschaft gezogen zu werden«, ausdrücklich zurück: »Die Banken mögen glauben, sie wären zu groß, um sie pleitegehen zu lassen, oder zu groß, um sich um die Folgen ihrer Handlungen scheren zu müssen, doch wir glauben nicht, dass sie zu groß sind, um sich an Recht und Gesetz zu halten.«37

Ende Februar 2012 deckte das Wall Street Journal einen weiteren anrüchigen Aspekt der US-Hypothekenkrise auf. So wie es bei der Gewährung von Hypotheken zu Diskriminierungen kam, worauf ich in Kapitel 3 hinwies, so kam es auch bei den Zwangsvollstreckungen zu Diskriminierungen – diesmal nicht auf der Basis der Rassenzugehörigkeit, sondern auf der Basis des Einkommens. Im Schnitt dauerte es zwei Jahre und zwei Monate, bis die Banken die Zwangsvollstreckung aus Hypotheken von über einer Million Dollar anstrengten, sechs Monate länger als bei Hypotheken unter 100 000 Dollar. Dafür gab es viele Gründe: Zum einen gaben sich die Banken mehr Mühe, diesen großen Schuldnern entgegenzukommen, zum anderen schalteten diese Kreditnehmer mehr Anwälte ein, um sich zur Wehr zu setzen.38

Die Diskussion in diesem Kapitel und in Kapitel 6 hat gezeigt, wie der Finanzsektor dafür sorgte, dass sich die »Rechtsstaatlichkeit« fast immer zu seinen Gunsten und zum Nachteil der amerikanischen Durchschnittsbürger auswirkte. Er verfügt über die erforderlichen Mittel, die Organisation und die Anreize; und er erreichte, was er sich vorgenommen hatte, durch einen Angriff auf mehreren Ebenen: So gelang es ihm, eine gläubigerfreundliche Reform des Insolvenzrechts durchzusetzen; dafür zu sorgen, dass gewinnorientierte Privathochschulen weitgehend unabhängig von der Einhaltung von Standards Zugang zu Studentendarlehen erhielten, die Aufhebung von Gesetzen gegen Zinswucher zu erreichen, Gesetze zur Einschränkung ausbeuterischer Kreditvergabepraktiken zu verhindern und sogar die schwachen Verfahrensgarantien zu umgehen, die sicherstellen sollten, dass die Zwangsvollstreckung nur
gegen Eigenheimbesitzer betrieben wird, die tatsächlich verschuldet sind. Aber bei der Kreditvergabe und bei den Zwangsvollstreckungen hatte es der Finanzsektor vor allem auf die Schwachen, die Ungebildeten und die Armen abgesehen. Moralische Skrupel wurden bei dem hehren Unterfangen der Umverteilung von unten nach oben geflissentlich beiseitegeschoben.

In Kapitel 6 sahen wir, dass die Hypothekenkrise selbst hätte weitgehend vermieden werden können, wenn wir den Banken keinen so großen Einfluss eingeräumt und eine geordnete Umschuldung zugelassen hätten, wie wir es ja auch bei Großunternehmen tun. Bei jedem Schritt auf diesem Weg, von der anfänglichen Darlehensgewährung bis zur abschließenden Zwangsvollstreckung, gab es Alternativen und Regulierungen, die die leichtfertige, ausbeuterische Kreditvergabe eingeschränkt und die Stabilität der Wirtschaft erhöht – vielleicht sogar die Große Rezession selbst verhindert – hätten, doch in einem politischen System, in dem das Geld regiert, hatten diese Alternativen keine Chance.

Das Hypothekendebakel und die Fortführung ausbeuterischer Kreditvergabe und »Insolvenzreformen« werfen tief greifende Fragen über die »Rechtsstaatlichkeit« auf, die allgemein als Kennzeichen einer fortgeschrittenen, zivilisierten Gesellschaft betrachtet wird. Der Rechtsstaat soll die Schwachen vor den Starken schützen und ein faires Verfahren für alle gewährleisten. Im Gefolge der Hypothekenkrise geschah weder das eine noch das andere. Statt eines Rechtsstaates, der die Schwachen beschützt, hatten wir Gesetze, Regeln und eine Exekutive, die den ohnehin schon mächtigen Banken noch mehr Macht verschafften. Durch die Umverteilung von unten nach oben verschärften sie die mit der Ungleichheit verbundenen Probleme an beiden Enden der Einkommens-und Vermögensverteilung.



De facto und de jure

Ein Gerichtssystem ist teuer, und die Spielregeln legen fest, wie hoch die Kosten sind und wer sie trägt. Wenn man ein kostspieliges System konzipiert, in dem die Parteien die Kosten selbst tragen, dann erschafft man ein unfaires System, auch wenn es grundsätzlich den Anschein der Fairness erweckt. Wenn man ein Gerichtssystem so gestaltet, dass es langsam
arbeitet, kann das ebenfalls unfair sein. Es ist nicht nur so, dass »verspätete Gerechtigkeit verweigerte Gerechtigkeit ist«, hinzu kommt, dass für die Armen im Unterschied zu den Reichen die Kosten verspäteter Gerechtigkeit untragbar werden können. Unternehmen wissen das. Bei ihren Verhandlungen mit wenig finanzkräftigen Gegnern besteht ihre Standardtaktik darin, ein niedriges Anfangsangebot zu unterbreiten und mit einem langen und kostspieligen Prozess mit ungewissem Ausgang zu drohen, wenn das Angebot nicht angenommen wird.39

Selbst der Zugang zum Rechtssystem ist teuer, und dies verschafft Großunternehmen und den Vermögenden einen Vorteil. Wir reden davon, wie wichtig geistiges Eigentum sei, aber wir haben ein teures und unfaires Regime zum Schutz geistigen Eigentums konzipiert, das eher Patentanwälten und Großunternehmen dient, als dass es den wissenschaftlichen Fortschritt förderte oder kleinen Innovatoren helfen würde.40 Großunternehmen können Rechte kleiner Firmen an geistigem Eigentum praktisch straffrei verletzen, da sie ganz genau wissen, dass sie bei einem eventuellen Rechtsstreit aufgrund ihrer weit überlegenen »Kampfkraft« vermutlich den Sieg davontragen werden. Skrupellose Patent-Trolle (große Anwaltskanzleien) können »schlafende« Patente zu niedrigen Preisen aufkaufen (Patente, die noch nicht genutzt wurden, um Produkte auf den Markt zu bringen), und wenn dann eine Firma im gleichen Feld erfolgreich ist, können sie eine Patentverletzung geltend machen und damit drohen, die Firma dichtzumachen – was nichts anderes als eine Form von Erpressung ist.

Genau das passierte Research in Motion, dem Hersteller des populären BlackBerry, der Opfer einer Patentklage der »Patent-Holdinggesellschaft« NTP, Inc., wurde. Dieses Unternehmen prozessiert gegenwärtig auch gegen Apple, Google, Microsoft, Verizon Wireless, AT&T, Yahoo! und T-Mobile USA.41 Dabei war nicht einmal sicher, ob die angeblich verletzten Patente überhaupt gültig waren. Aber solange ihre Ansprüche nicht für ungültig erklärt werden – und diese Prüfung kann Jahre dauern  –, können die »Inhaber« des Patents jedes Unternehmen schließen, das vielleicht eine Patentverletzung begangen hat, es sei denn, es bezahlt, was immer an Gebühren verlangt, und erfüllt, was immer an Bedingungen gestellt wird, einschließlich der Bedingung, das Patent nicht anzufechten. In diesem Fall gab BlackBerry den Forderungen nach und zahlte über 600 Millionen Dollar an NTP.42


In jüngster Vergangenheit wurden Handyhersteller (darunter Apple, Samsung, Ericsson, Google, Microsoft, Motorola, Nokia, RIM und LG) in einer Vielzahl von Ländern und vor unterschiedlichsten Gerichten von einem Patentinhaber, der Acacia Research Corporation, mit einer regelrechten Klagewelle wegen angeblicher Patentrechtsverletzungen überzogen. Auch wenn der Ausgang ungewiss ist – wenn bestimmte Parteien gewinnen, werden die Wahlmöglichkeiten von Verbrauchern unter Umständen drastisch eingeschränkt, und die Preise werden steigen –, steht doch fest, dass die großen Gewinner dieser Auseinandersetzungen die Anwälte sein werden.

Das Rechtssystem selbst schöpft hohe Renten ab, wie wir in Kapitel 2 gesehen haben. Die Mammutprozesse zum Zweck der Durchsetzung geltenden Rechts – etwa über die Frage, ob Microsoft die Gesetze gegen wettbewerbsbeschränkende Praktiken verletzte oder ob die Banken Betrug begingen – beschäftigten ganze Heerscharen von Anwälten. Es kam zu einer Art Wettrüsten; und bei diesem Wettrüsten sind die Banken, die Betrug begingen, oder die Firmen, die sich wettbewerbswidriges Verhalten zuschulden kommen ließen, deutlich im Vorteil, insbesondere weil Privatfirmen alles in ihrer Macht Stehende tun, um den Ausgabenspielraum der öffentlichen Hand einzuschränken. Die Folgen zeigen sich zum Beispiel in der Art und Weise, wie die US-Börsenaufsicht (SEC) wiederholte Fälle von Betrug durch US-amerikanische Banken verfolgt hat.



Die SEC und Wertpapierbetrug

Ich habe geschildert, wie die Banken versuchten, den kleinen Eigenheimbesitzer am Hypothekenmarkt zu übervorteilen. Sie trachteten indes auch danach, diejenigen über den Tisch zu ziehen, die sich in finanziellen Angelegenheiten besser auskannten. Die SEC (die Securities and Exchange Commission, die für den Vollzug von Bundeswertpapiergesetzen zuständig ist) hat wiederholt wegen Betrugs zivilrechtliche Vollstreckungsprozesse gegen die Citibank und andere Großbanken angestrengt.

Was dann geschieht, folgt im Allgemeinem immer dem gleichen Drehbuch: Die Banken drohen mit einer endlosen gerichtlichen Auseinandersetzung.
Es kommt zu einem Vergleich: Die Banken zahlen ein hohes Bußgeld, ohne ihre Schuld anzuerkennen oder abzustreiten. Zudem versprechen sie, es nie mehr wieder zu tun. Doch kaum haben sie dieses Versprechen gegeben, verfallen sie wieder in ein ganz ähnliches Verhalten. Sie werden abermals getadelt und bekommen eine Geldbuße, die sie aus der Portokasse zahlen.

Es ist eine bequeme Lösung: Dem Staat stehen nur begrenzte Ressourcen für die Strafverfolgung zur Verfügung, und Betrugsfälle gibt es viele. Haben die Strafverfolger einen Vergleich geschlossen, können sie sich den nächsten Fall vorknöpfen. Das System kommt auch den Banken zupass: Die Kosten sind im Vergleich zu ihren Gewinnen aus betrügerischen Verhaltensweisen niedrig, und wenn sie sich schuldig bekannt hätten, hätte dies in einem zivilen Schadensersatzprozess, der von denjenigen angestrengt würde, die durch den Betrug geschädigt wurden, als Beweis gegen sie verwendet werden können. Die Banken wissen, dass ihre Opfer zumeist nicht über die Mittel verfügen, die es ihnen erlaubt hätten, ohne die Hilfe des Staates gegen sie vorzugehen. Niemand kann behaupten, dass in diesem System wirklich der Gerechtigkeit Genüge getan würde. Ein Wirtschaftssystem, in dem solche Rechtsverstöße Methode haben, kann nicht gut funktionieren: Betrug verzerrt die Wirtschaft und untergräbt Vertrauen.

Ein Gericht muss die SEC-Vergleiche genehmigen, und die Gerichte segnen sie in der Regel ab, als wäre es eine reine Formsache. Doch ein Richter war schließlich derart fassungslos über das Ausmaß eines Betrugsfalls, dass er den Vergleich nicht einfach durchwinkte. Ende November 2011 lehnte Richter Rakoff vom US-Bezirksgericht in Manhattan einen Vergleichsvorschlag der Citigroup über 285 Millionen Dollar wegen eines Betrugsvorwurfs ab. Er stellte fest, dass die Bank eine »Wiederholungs«- beziehungsweise »Gewohnheitstäterin« sei. Es war unverkennbar, dass sich die Vollstreckungsverfahren der SEC kaum auf das Verhalten der Bank auswirkten, zum Teil weil die SEC gegen Wiederholungstäter wie die Citibank vor Gericht keine Beschuldigungen wegen Missachtung der eigenen Verpflichtungserklärung erhob.

In diesem Fall hatte die Citibank (wie viele andere Banken, einschließlich Goldman Sachs) Wertpapiere ausgetüftelt, die aus Hypotheken bestanden, die nach Einschätzung der Bank mit Sicherheit ausfallen würden, und an nichtsahnende Kunden verkauft. Anschließend konnte
die Bank (beziehungsweise, im Fall einiger anderer Banken, konnten deren Vorzugskunden) gegen diese Wertpapiere Wetten abschließen. Als deren Wert sank, machte die Bank (beziehungsweise machten deren Vorzugskunden) riesige Gewinne auf Kosten der Bankkunden, die die Wertpapiere gekauft hatten. Viele der Banken legten nicht offen, was sie taten. Sie rechtfertigten ihr Handeln unter anderem mit dem Rechtsgrundsatz caveat emptor: »Niemand sollte uns vertrauen, und wer es doch tut, ist ein Idiot.« Aber in dem Fall, in dem Richter Rakoff den Vergleich ablehnte, hatten sich die Citibank und einige der anderen Banken nicht einfach nur über die Risiken ausgeschwiegen: Sie hatten den Anlegern die falsche Auskunft gegeben, ein unabhängiger Dritter sei für die Zusammenstellung des Wertpapierportefeuilles verantwortlich. Während Anleger bei dem Geschäft 700 Millionen Dollar verloren, machte die Citibank einen Reibach von 160 Millionen Dollar.

Wenn dies ein Einzelfall wäre, könnte man ihn einigen wenigen Personen anlasten. Aber bei einer Untersuchung der Vergleiche, die die SEC bei Betrugsverfahren geschlossen hat, stieß die New York Times auf »51 Fälle, die 19 Unternehmen betrafen, bei denen die Behörde behauptete, ein Unternehmen habe gegen Betrugsvorschriften verstoßen, obwohl es zuvor verpflichtend erklärt habe, diese nicht (mehr) zu verletzen«.43

Es scheint so zu sein, dass unser Rechts- und Wirtschaftssystem den Anreiz zu unethischem Verhalten bietet: Die Vergütung der Führungskräfte steigt, wenn der Unternehmensgewinn steigt, selbst wenn er auf Betrug basiert, und die Aktionäre des Unternehmens zahlen die Bußgelder. In vielen Fällen sind die Manager, die für die betrügerischen Machenschaften verantwortlich waren, längst aus dem Unternehmen ausgeschieden. Ein Wort hier zur Strafverfolgung von leitenden Angestellten: Wenn die Aktionäre die Geldstrafen zahlen und das Management seine Vergütung auf der Grundlage der kurzfristigen Leistung des Unternehmens selber festlegt und Risiken (jene Ereignisse, die mit geringer Wahrscheinlichkeit eintreten, wie etwa erwischt, belangt und zu einer Geldstrafe verurteilt zu werden) ganz hinten in der Renditeverteilung versteckt, dann sollten uns diese anhaltenden und systematischen Betrugsfälle nicht überraschen. In solchen Fällen genügt es nicht, dem Unternehmen eine Geldstrafe aufzuerlegen: Es sind Menschen, die Entscheidungen treffen und Maßnahmen ergreifen, und sie sollten für ihre
Handlungen geradestehen. Diejenigen, die diese Verbrechen begehen, können ihre Verantwortung nicht einfach auf ein abstraktes Konstrukt namens »Unternehmen« abwälzen.



Zum Schluss

Die Notwendigkeit eines starken Rechtsstaats ist weithin anerkannt, aber es kommt auch darauf an, wie dieses Recht aussieht und wie es umgesetzt wird. Bei der Ausgestaltung des Regelwerks aus Gesetzen und Verordnungen, dem eine Volkswirtschaft und eine Gesellschaft unterliegen, müssen unterschiedliche Interessen gegeneinander abgewogen werden: Einige Gesetze und Verordnungen begünstigen die eine Gruppe, andere begünstigen eine andere.

Wir haben mehrere Beispiele gesehen, bei denen das Geschehen vielleicht vorhersagbar war: In den Rechtsnormen und der Art und Weise, wie sie um- und durchgesetzt werden, spiegeln sich die Interessen der obersten Schicht unserer Gesellschaft stärker wider als die der Mittel- und Unterschicht. Wachsende Ungleichheit droht in Verbindung mit einem mangelhaften System der Wahlkampffinanzierung das amerikanische Rechtssystem zu einer Karikatur der Gerechtigkeit verkommen zu lassen. Einige mögen weiterhin von »Rechtsstaatlichkeit« sprechen, aber im heutigen Amerika wird die stolze Forderung »Gerechtigkeit für alle« durch die bescheidenere Forderung »Gerechtigkeit für diejenigen, die sie sich leisten können« ersetzt. Und die Zahl der Menschen, die sie sich leisten können, geht rasant zurück.


KAPITEL 8

Der Kampf um den Staatshaushalt

Mit dem Beginn der Großen Rezession brachen die Staatseinnahmen ein, und das Staatsdefizit und die Verschuldung schnellten in die Höhe. Schon bald erschallte in den Vereinigten Staaten und in Europa der Ruf, die Defizite müssten so schnell wie möglich unter Kontrolle gebracht werden, und zwar am besten durch drastische Ausgabenkürzungen im Rahmen einer Austeritäts- oder Sparpolitik. Präsident Obama setzte eine parteiübergreifende Kommission ein, die Vorschläge zum Defizitabbau erarbeiten sollte und von dem ehemaligen Senator von Wyoming, Alan K. Simpson, und dem einstigen Stabschef von Präsident Bill Clinton, Erskine Bowles, geleitet wurde.1 Eine Washingtoner Denkfabrik, das Bipartisan Policy Center, legte einen eigenen Vorschlag vor.2 Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Repräsentantenhauses präsentierte einen weiteren.3 Im Sommer 2011 war aus der Haushaltsdebatte eine erbitterte Fehde geworden, und die republikanischen Abgeordneten im Repräsentantenhaus hatten das Land im Grunde als Geisel genommen; sie weigerten sich, einer Anhebung der Schuldenobergrenze zuzustimmen, wenn diese nicht mit einer Verpflichtung zu einem deutlichen Defizitabbau einherginge – entweder durch Ausgabenkürzungen oder durch Steuererhöhungen.4 Dieses haushaltspolitische Spiel mit dem Feuer versperrte die Sicht auf die eigentlichen ökonomischen Herausforderungen des Landes: die drängenden Probleme der hohen Arbeitslosigkeit und der Lücke, die zwischen dem volkswirtschaftlichen Produktionspotenzial und der tatsächlichen Produktion klaffte, sowie das langfristige Problem sich verschärfender Ungleichheit. Die budgetpolitischen Volten am Rande des Abgrunds verlagerten die Aufmerksamkeit von diesen Fragen weg auf die Themen Defizit- und Schuldenabbau.

Als die verschiedenen Kommissionen ihre Empfehlungen vorlegten, zeigte sich, dass einige tatsächlich für Steuersenkungen im oberen Einkommensbereich
und Steuererhöhungen im mittleren Bereich plädierten. Sie ignorierten, wie das Defizit – die Lücke zwischen Staatsausgaben und -einnahmen – ursprünglich entstanden war. Hätten sie sich auf die eigentlichen Ursachen des Defizits konzentriert, hätten sie erkannt, dass es einfachere Wege gab, es unter Kontrolle zu bringen. In diesem Kapitel möchte ich diese Debatte noch einmal neu aufblättern. Ich werde zeigen, mit welchen haushalts-, steuer- und ausgabenpolitischen Maßnahmen sich das Maß an Ungleichheit in unserem Land verringern, das Wirtschaftswachstum fördern und das Defizit eindämmen ließe.




Die Geschichte der Defizite

Vielleicht erinnert man sich heute kaum mehr daran, aber nur ein Jahrzehnt, bevor die scheinbar außer Kontrolle geratenen Defizite die politische Agenda in den USA beherrschten, verzeichnete das Land hohe Überschüsse, etwa in der Größenordnung von zwei Prozent des BIP. Diese Haushaltsüberschüsse waren so groß, dass der damalige Vorsitzende der US-Notenbank Alan Greenspan sich sorgte, die gesamten Staatsschulden würden schon bald zurückgezahlt sein, was die Geldpolitik erschweren würde. (Die US-Notenbank erhöht oder senkt die Leitzinsen, indem sie Schatzwechsel ver- oder ankauft, aber wenn der Staat keine Schulden mehr hätte, gäbe es auch keine Schatzwechsel mehr, die an- oder verkauft werden könnten.)

Laut Greenspan gab es eine Lösung für diese potenzielle Krise: die von Bush vorgeschlagene Steuersenkung, von der vor allem die Reichen profitieren sollten. Greenspans Unterstützung für die Steuersenkung von 2001 spielte eine entscheidende Rolle.5 Das Argument hätte auf Skepsis stoßen müssen: Wären die Vorhersagen zutreffend gewesen – hätte also die »Gefahr« bestanden, dass die Staatsschulden in nicht allzu ferner Zukunft zurückgezahlt sein würden –, dann hätten Greenspan und der Präsident an den Kongress appellieren können, die Ausgaben zu erhöhen oder die Steuern zu senken. Es ist undenkbar, dass der Kongress sich nicht gefügt hätte, um das vermeintlich drohende Desaster einer vollständigen Tilgung der Staatsschulden abzuwenden. Für die Kritiker dieser Steuersenkungen hatte es den Anschein, als hätten Greenspans Pläne weniger mit Geldpolitik und eher mit der Verschlankung des Staates zu
tun. Und für diejenigen, denen die zunehmende Ungleichverteilung in den USA Sorgen bereitete, war die Kombination aus gezielten Steuersenkungen für Spitzenverdiener und dem Abbau sozialer Schutzprogramme für Amerikaner mit niedrigen und mittleren Einkommen, der zwangsläufig folgen würde, da sich die haushaltspolitischen Spielräume verengten, besonders beunruhigend.

Es dauerte nicht lange, bis aus den Überschüssen unter dem Einfluss von vier Hauptfaktoren Defizite wurden. Der erste waren die Steuersenkungen selbst. In den seither vergangenen Jahren wurde deutlich, in welchem Maße sie die Finanzkraft des Landes überstiegen: Im Jahr 2010 sagte die Haushaltsbehörde des Kongresses (Congressional Budget Office, CBO) voraus, dass sich im Fall einer Verlängerung der Steuersenkungen um zehn Jahre die Steuermindereinnahmen für den Zeitraum 2011 bis 2020 auf 3,3 Billionen Dollar belaufen würden.6 Das Haushaltsdefizit im Jahr 2012 wird zu etwa einem Fünftel auf die Steuersenkungen von Präsident Bush zurückgeführt.7

Als zweiter Faktor trugen die Ausgaben für die Kriege im Irak und in Afghanistan, deren (langfristige) Kosten zwischen zwei und drei Billionen Dollar liegen dürften, zu der dramatischen Verschlechterung der Finanzlage bei. Tatsächlich werden sie sich über Jahrzehnte im Haushalt bemerkbar machen: Fast 50 Prozent der zurückkehrenden Soldaten haben Anspruch auf eine Invalidenrente in unterschiedlicher Höhe, und diese Zahlungen sowie die Kosten für die medizinische Versorgung dieser Veteranen werden sich vermutlich auf mindestens eine Billion Dollar belaufen.8 Auch wenn der Irakkrieg 2011 beendet wurde, machten die Kriegsausgaben noch immer mindestens 15 Prozent des Haushaltsdefizits des Jahres 2012 aus.9 Statt die Steuern zu erhöhen, um die Kosten dieser militärischen Operationen zu bezahlen, haben wir unsere Kreditkarte mit dem Betrag belastet und die Quittung in Form einer sich, insbesondere in den Jahren vor der Großen Rezession, stetig verschärfenden Verschuldung bekommen. Bei einem Zinssatz von fünf Prozent fallen bei einer Staatsverschuldung von zwei Billionen Dollar jährlich Zinsen in Höhe von 100 Milliarden Dollar an (und damit ist noch kein einziger Dollar der Schulden getilgt). Gegenwärtig ist die Zinszeche niedrig, weil die Zinsen sehr niedrig sind; aber die Rechnung wird viel höher ausfallen, sobald sich die Wirtschaft erholt und die Zinsen wieder ihr normales Niveau erreichen.


Während die Vereinigten Staaten diese Kriege führten, erhöhten sie auch ihre übrigen militärischen Ausgaben um Hunderte von Milliarden Dollar10 – und dazu gehörten auch Aufwendungen für Waffen, die nach Ansicht von Kritikern nicht funktionierten und die gegen Feinde eingesetzt werden sollten, die nicht existierten. Man hätte nicht geglaubt, dass der Kalte Krieg vorüber ist, wenn man sich die Ausgaben des Verteidigungsministeriums und der CIA ansah. Amerika gab noch immer so viel aus, als würde der Kalte Krieg weitergehen: Die US-amerikanischen Militärausgaben entsprachen der Gesamtsumme dessen, was alle übrigen Länder der Welt für Verteidigung ausgaben.11

Zehntausende Iraker und Afghanen und Tausende junge Amerikaner, die in diesen Kriegen zu Invaliden wurden oder starben, zahlten einen hohen Preis. Aber bei jeder Staatsausgabe, bei jedem militärischen Abenteuer gibt es Gewinner und Verlierer, und dies ist auch hier der Fall: Rüstungsunternehmen strichen hohe Zusatzgewinne ein, von denen ein Teil in Form von Wahlkampfspenden »recycelt« wurde. Diese Ausgaben nahmen mitunter die Form »politischer Renten« an (von denen in Kapitel 2 die Rede war), da die Regierung Preise zahlte, die über denen des freien Marktes lagen. Der ohne öffentliche Ausschreibung zu Beginn des Irakkriegs an Halliburton vergebene Beschaffungsauftrag war dafür ein klassisches Beispiel. In Kapitel 6 bin ich auf die hohen Kosten eingegangen, die mit der Auftragsvergabe an externe Firmen verbunden sind, weil die Regierung mehr ausgibt, als sie es tun würde, wenn Staatsbedienstete die gleichen Leistungen erbrächten. Die Preise für Waffensysteme sind in die Höhe geschossen, obwohl die Regierung versuchte, sie in Schranken zu halten: Mit Gesamtkosten von 382 Milliarden Dollar schlägt allein der Lockheed Martin F-35 Joint Striker Fighter mit einer Summe zu Buche, die der Hälfte des gesamten Obamaschen Konjunkturpakets entspricht.12 (Man kann verstehen, weshalb sich so viele Amerikaner über die gegenwärtigen Budgetprioritäten ärgern: Für ein Kampfflugzeug, das in der Form von Konflikten, in denen sich die Vereinigten Staaten gegenwärtig befinden und wahrscheinlich auch in Zukunft befinden werden, keinen militärischen Nutzen hat, ist genug Geld da, für die Rettung in Not geratener Eigenheimbesitzer jedoch nicht.)

Die dritte Hauptursache für den Anstieg des Defizits war die Medicare-Kostenübernahme für verschreibungspflichtige Medikamente. Obwohl diese Leistung an sich sinnvoll war, lief ein Teil der Kosten auf eine
weitere gewaltige »Rente« hinaus – von der diesmal nicht die Rüstungs-, sondern die Pharmakonzerne profitierten. Denn eine kleine Vorschrift in dem Gesetz, das die Kostenübernahme für Medikamente von Medicare-Versicherten regelt, besagt, dass die Regierung, der weltweit größte Arzneimittelkäufer, mit den Pharma-Unternehmen keine Preisverhandlungen führen darf – ein Geschenk, das, nach einigen Schätzungen, über zehn Jahre betrachtet eine halbe Billion Dollar wert ist.13

Doch der wesentlichste Faktor für den Unterschied zwischen der Welt von 2002, als wir einen hohen Überschuss im Bundeshaushalt erwarteten, und der des Jahres 2011, als wir uns, soweit das Auge reichte, gewaltigen Defiziten gegenübersahen, ist die Große Rezession. Jede Rezession verursacht einen Rückgang der Staatseinnahmen und eine Zunahme der Staatsausgaben (für Arbeitslosengeld und Sozialprogramme), und eine Rezession in der Größenordnung der Rezession des Jahres 2008 hat zwangsläufig eine erhebliche Verschlechterung der Finanzlage eines Landes zur Folge. Spanien und Irland hatten vor der Krise Haushaltsüberschüsse und stehen jetzt am Rande des finanziellen Kollapses. Obwohl die US-Konjunktur sich scheinbar wieder erholte, ist die Rezession im Jahr 2012 noch immer für fast zwei Drittel des Defizits verantwortlich: 16 Prozent des Defizits gingen auf das Konto von Maßnahmen zur Wiederankurbelung der Wirtschaft (das Konjunkturpaket, das Steuersenkungen, Finanzhilfen an Bundesstaaten und öffentliche Investitionen umfasste); aber fast die Hälfte (48 Prozent) des gesamten Defizits war auf die Konjunkturschwäche selbst zurückzuführen, in deren Folge die Steuereinnahmen zurückgingen und die Ausgaben für Arbeitslosenversicherung, Lebensmittelgutscheine und andere soziale Schutzprogramme stiegen – Ausdruck der Tatsache, dass das US-amerikanische Bruttoinlandsprodukt 2012 schätzungsweise 900 Milliarden Dollar unter dem Produktionspotenzial liegen wird.14

Wenn man über einen Abbau des Defizits nachdenkt, sollte man sich immer vor Augen führen, dass die Rezession die Defizite verursacht hat, nicht umgekehrt. Verstärktes Sparen wird den konjunkturellen Abschwung nur verschärfen, die erhoffte Verbesserung der staatlichen Finanzlage aber wird ausbleiben.




Drei auf einen Streich

Die Ursachen für das Umschlagen der Haushaltslage belehren uns unmissverständlich darüber, wie man die Staatsfinanzen wieder auf eine solide Grundlage stellen kann: Man mache die Steuersenkungen der Ära Bush rückgängig, beende die Kriege, reduziere die Verteidigungsausgaben, erlaube Behörden, Arzneimittelpreise auszuhandeln, und, was am wichtigsten ist, bekämpfe entschlossen die Arbeitslosigkeit.  Wenn wir wieder Vollbeschäftigung hätten, würde dies mehr als alles andere zur Verbesserung der Haushaltslage beitragen. Während all diese Maßnahmen helfen würden, die gegenwärtigen Budgetprobleme zu lösen, die Einkommensverteilung gerechter zu gestalten und Gelder für wachstumsträchtige Investitionen verfügbar zu machen, gibt es eine Reihe von Reformen, mit denen man noch mehr erreichen könnte.15

Eine solche Reform wäre die faire Ausgestaltung des Steuersystems. Gegenwärtig werden Spekulanten mit einem Bruchteil des Satzes besteuert, dem die Einkommen derer unterliegen, die für ihren Lebensunterhalt arbeiten müssen. Es ist ein Paradebeispiel dafür, wie das oberste eine Prozent die übrige Gesellschaft davon überzeugt hat, dass das, was in seinem Interesse ist, im Interesse aller wäre. Die Senkung der Steuern auf Veräußerungsgewinne führte nicht zu nachhaltig höherem Wachstum, sondern trieb zwei spekulative Booms an: Es ist kein Zufall, das sich nach den entsprechenden Senkungen im Jahr 1997 und zu Beginn der nuller Jahre in den USA sowohl am Aktienmarkt (Hightech) als auch am Immobilienmarkt eine Preisblase bildete.16

Außerdem setzte sich Präsident Bush 2003 erfolgreich für eine (zeitlich befristete) Kürzung der Dividendensteuer auf maximal 15 Prozent ein, das ist weniger als die Hälfte des Steuersatzes, dem ein Amerikaner unterliegt, der ein vergleichbares Einkommen in Form von Löhnen und Gehältern erzielt. Es wurde behauptet, dies würde zu vermehrten Ausrüstungsinvestitionen von Unternehmen führen. Die Kürzung hatte wohl eher den gegenteiligen Effekt. Wie in Kapitel 4 erwähnt, wurden die Firmen de facto dazu ermuntert, höhere Dividenden auszuzahlen, solange die Steuern niedrig waren; dem Unternehmen selbst standen dadurch weniger Mittel für etwaige vielversprechende Investitionsprojekte zur Verfügung.17


Um das Steuersystem nicht nur fairer, sondern auch progressiver zu machen, müssten überdies Schlupflöcher geschlossen und die Spitzensteuersätze erhöht sowie die Eingangssteuersätze (denen die Bezieher geringer Einkommen unterliegen) gesenkt werden. Die Steuerbefreiung von Zinsen auf Kommunalanleihen ist ein Beispiel für ein ineffizientes Schlupfloch, von dem die Vermögenden weitaus stärker profitieren als die Kommunen, die angeblich die Nutznießer sind. Die steuerliche Absetzbarkeit erlaubt es Städten, Kredite zu einem niedrigeren, allerdings nur geringfügig niedrigeren Zinssatz aufzunehmen. Gehen wir, der einfacheren Berechnung halber, davon aus, der Zinssatz habe zehn Prozent betragen, und die Steuerbefreiung senke den Satz, zu dem eine Stadt am Kapitalmarkt Geld aufnehmen kann, auf neun Prozent. Bei einer Anleihe im Volumen von 100 Millionen Dollar, würde die Stadt dann eine Million Dollar pro Jahr einsparen. Die Anleihegläubiger, von denen viele in die höchste Steuerklasse fallen, erhalten neun Millionen Dollar als Zinszahlungen und müssen ihre Zinseinkünfte nicht versteuern. Aber angenommen, ihre Einkünfte wären vom Bund und von den Einzelstaaten mit zusammengenommen 40 Prozent besteuert worden. Dann hätten die Anleihegläubiger vier Millionen Dollar Steuern zahlen müssen und nachsteuerliche Erträge in Höhe von sechs Millionen Dollar eingestrichen. In unserem gegenwärtigen System vereinnahmen sie unter dem Strich neun Millionen Dollar. Zwar spart die Kommune eine Million Dollar, doch für diese Entlastung muss der Fiskus auf Bundes- und einzelstaatlicher Ebene auf vier Millionen Dollar an Steuereinnahmen verzichten. Für die vermögenden Anleihegläubiger ist der finanzielle Vorteil drei Mal so hoch wie für die Kommunen. Es wäre effizienter gewesen, wenn die Bundesregierung den Städten eine direkte Subvention gewährt hätte.18

Ein Grundprinzip der Volkswirtschaftslehre besagt, dass es hocheffizient ist, Renten zu besteuern, weil solche Steuern keine Verzerrungen verursachen. Eine Steuer auf Bodenrenten lässt den Boden nicht verschwinden. Tatsächlich behauptete der bedeutende Reformer Henry George schon im neunzehnten Jahrhundert, der Staat solle ausschließlich eine solche Steuer erheben.19 Heute haben wir erkannt, dass Renten viele Formen annehmen können – sie können nicht nur von Grundbesitz abgeschöpft werden, sondern auch von dem Wert von Rohstoffen wie Erdöl, Gas, Erzen und Kohle.20 Renteneinkommen lassen sich beispielsweise
durch die Ausübung von Monopolmacht erzielen. Eine hohe Besteuerung all dieser Renten würde nicht nur den Grad an Ungleichheit verringern, sondern auch Anreizen entgegenwirken, den Rent-Seeking-Aktivitäten nachzugehen, die unsere Wirtschaft und unsere Demokratie verzerren.

Die politische Rechte behauptet, alle Steuern hätten Verzerrungseffekte, aber das ist schlicht unwahr: Eine Rentenbesteuerung würde die ökonomische Effizienz sogar verbessern. Doch einige neue Steuern würden dies sogar in noch höherem Maße tun.

Ein Grundprinzip der Ökonomik lautet, dass es besser ist, negative Dinge zu besteuern als positive. Statt Arbeit (eine produktive Tätigkeit) sollten wir lieber Umweltverschmutzung besteuern (eine negative Erscheinung, ob es sich nun um das Öl handelt, das bei Ölkatastrophen unsere Meere verunreinigt, von Chemiefirmen produzierten Giftmüll oder von Finanzinstituten kreierte toxische Wertpapiere). Die Verschmutzer tragen gegenwärtig nicht die Kosten, die sie der Allgemeinheit auferlegen. Die Tatsache, dass diejenigen, die für Wasser- oder Luftverschmutzung (einschließlich Treibhausgasemissionen) verantwortlich sind, nicht für die volkswirtschaftlichen Negativeffekte ihrer Handlungen einstehen müssen, verzerrt die Wirtschaft gravierend; eine Steuer würde helfen, diese Verzerrung zu korrigieren, und Aktivitäten entgegenwirken, die negative Externalitäten erzeugen; dadurch würden Ressourcen in Bereiche umgelenkt, die einen höheren Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt leisten. Unternehmen, die die Kosten, die sie anderen auferlegen, nicht vollständig tragen, werden de facto subventioniert. Gleichzeitig könnte eine solche Steuer über einen Zeitraum von zehn Jahren buchstäblich Billionen von Dollar einbringen.

Öl-, Gas-, Kohle-, Chemie-, Papier- und viele andere Unternehmen haben unsere Umwelt verschmutzt. Doch die Finanzkonzerne haben die Weltwirtschaft mit toxischen Hypothekenpapieren überschwemmt. Der Finanzsektor hat der Allgemeinheit enorme Externalitäten auferlegt – wie schon erwähnt, sind die Gesamtkosten der Finanzkrise, für die er in hohem Maße verantwortlich ist, billionenschwer. In vorangegangenen Kapiteln sehen wir, dass Algo-Trading und andere spekulative Transaktionen zu heftigen Kursschwankungen führen können, aber keine echten Werte schaffen: Die Effizienz einer Marktwirtschaft geht dadurch insgesamt sogar womöglich zurück.


Das Verursacherprinzip besagt, dass Umweltverschmutzer die Kosten, die sie anderen auferlegen, tragen sollten. Durch unsere Banken-Rettungspakete und eine Vielzahl versteckter Subventionen haben wir den Finanzsektor in erheblichem Umfang subventioniert. Immer lauter werden heute die Forderungen nach einer Besteuerung dieses Sektors, etwa durch eine Finanztransaktionssteuer, eine sehr niedrige Steuer auf sämtliche Finanztransaktionen oder zumindest auf eine ausgewählte Gruppe solcher Transaktionen wie etwa Devisengeschäfte. Frankreich ist bereits dabei, eine solche Steuer einzuführen. In Großbritannien gibt es eine eingeschränktere Variante. Die Regierungschefs von Spanien und Deutschland und der Präsident der Europäischen Kommission haben sich ebenfalls für diese Steuer ausgesprochen. Selbst bei sehr niedrigen Steuersätzen würde sie erhebliche Einnahmen generieren.

Eine andere Möglichkeit, Einnahmen zu beschaffen, besteht darin, dass der Staat aufhört, Rohstoffe unter ihrem Marktpreis an Öl-, Gas-und Bergwerkskonzerne zu verschenken. Denn wenn er dies tut, kommt dies einer Subventionierung dieser Unternehmen gleich. Die Regierung muss sicherstellen, dass sie nicht wahllos Milliarden von Dollar einfach hergibt, wie sie es tut, wenn sie Fernsehsendern erlaubt, das Frequenzspektrum gebührenfrei zu nutzen, wenn sie Bergwerksgesellschaften gestattet, eine minimale Förderabgabe zu entrichten, anstatt die Rechte zum Abbau dieser Bodenschätze zu versteigern, wenn sie Förderkonzessionen für Erdöl und -gas verschleudert, statt sie im Rahmen einer sorgfältig geplanten Auktion zu versteigern, um möglichst hohe Einnahmen für die Allgemeinheit zu erzielen.21 Der Staat könnte außerdem die versteckten Subventionen von Unternehmen, die in unserem Steuergesetz vergraben sind (das, was wir in Kapitel 6 »Konzernwohlfahrt« nannten), beseitigen oder die Schlupflöcher schließen und Sonderbestimmungen streichen, die es so vielen amerikanischen Unternehmen erlauben, einem Großteil der Steuern zu entgehen, die sie zahlen sollten.

In Kapitel 6 wies ich darauf hin, dass die meisten Amerikaner der Fairness einen hohen Stellenwert beimessen. Aber unser Steuersystem ist nicht fair – und wird auch weithin nicht als fair wahrgenommen –, da die Spitzenverdiener einen geringeren Prozentsatz ihres Einkommens an Steuern zahlen als diejenigen, die nicht so gut dastehen. Unser Steuersystem beruht, zumindest bis zu einem gewissen Grad, auf freiwilliger Gesetzestreue; wenn das Steuersystem jedoch als unfair erachtet wird,
kann man diese Gesetzestreue nicht mehr voraussetzen. Wir werden wie so viele andere Länder werden, in denen die Gesetzestreue entweder schwach entwickelt ist oder nur durch einschneidende und strenge Kontrollmaßnahmen gewährleistet werden kann. Die Gestaltung eines faireren Steuersystems mag überdies zu erheblichen Mehreinnahmen führen.

Die Erhebung zusätzlicher Steuern sollte einem einfachen Grundsatz folgen: Man bediene sich dort, wo es etwas zu holen gibt. Da die einkommensstärksten Gruppen die höchsten Einkommenszuwächse verzeichneten, sollten die zusätzlichen Steuereinnahmen auch von ihnen aufgebracht werden. So einfach ist das. Die gute Nachricht lautet, dass die Vermögenden sich ein so großes Stück vom Kuchen des Volkseinkommens abschneiden, dass eine vergleichsweise geringfügige Erhöhung ihrer Steuersätze die Einnahmensituation des Staates deutlich verbessern würde. Es wurde behauptet, die obersten Einkommensbezieher hätten nicht genug Geld, um das Defizit auszugleichen; aber das trifft immer weniger zu. In Anbetracht der Tatsache, dass dem obersten einen Prozent über 20 Prozent des Volkseinkommens zufließen, würde eine zusätzliche 10-prozentige Steuer auf dessen Einkommen (ohne Schlupflöcher) Einnahmen in Höhe von etwa zwei Prozent des US-amerikanischen BIP generieren.

Kurzum, wenn wir es mit dem Defizitabbau ernst meinten, könnten wir ohne Weiteres über die nächsten zehn Jahre Billionen von Dollar zusätzlich einnehmen, indem wir (a) die Steuern für die obersten Einkommensbezieher erhöhen – weil sie ein so großes Stück vom nationalen Wirtschaftskuchen erhalten, sorgen schon kleine Steuererhöhungen für erhebliche Einnahmen; (b) Schlupflöcher schließen und die Vorzugsbehandlung jener Einkommensarten beenden, die überproportional den Einkommensstärksten zugutekommen – sei es durch niedrigere Steuern für Spekulanten und auf Dividenden oder die genannte Steuerbefreiung von Zinseinkünften aus Kommunalobligationen; (c) die Schlupflöcher und Sonderbestimmungen im Einkommen- und Körperschaftsteuersystem schließen, die Aktiengesellschaften subventionieren; (d) Renten höher besteuern; (e) Umweltverschmutzung besteuern; (f) den Finanzsektor besteuern, um zumindest einen Teil der Kosten hereinzuholen, die er der übrigen Wirtschaft wiederholt auferlegt hat; und (g) indem wir denjenigen, denen wir die Ressourcen unseres Landes – Ressourcen, die
rechtmäßig allen Amerikanern gehören – zur Nutzung oder zum Abbau überlassen, den vollen Wert berechnen. Diese Einnahmequellen würden unsere Wirtschaft nicht nur effizienter machen und das Defizit erheblich reduzieren, sondern auch der Ungleichheit entgegenwirken. Und genau aus diesem Grund standen diese simplen Ideen nicht im Zentrum der Haushaltsdebatte. Weil so viele im obersten einen Prozent einen so großen Teil ihres Einkommens aus den Sektoren beziehen, die diese Geschenke erhalten – aus der Öl- und Gasindustrie und aus anderen Formen umweltverschmutzender Unternehmen, aus den Subventionen, die sich im Steuergesetz verbergen, aus der Fähigkeit, sich die natürlichen Ressourcen unseres Landes billig anzueignen, aus unzähligen Sondervergünstigungen, die dem Finanzsektor eingeräumt werden  –, standen diese Vorschläge nicht hoch oben auf der Agenda zum Defizitabbau.

So, wie wir ein Steuersystem gestalten können, das mehr Einnahmen generiert und der Effizienz sowie der Verteilungsgerechtigkeit zugutekommt, so lassen sich auch die Staatsausgaben für diese Zwecke einsetzen. In Kapitel 2 sahen wir, dass Renten eine wichtige Einkommensquelle der Reichen und in einigen Fällen nichts anderes als Geschenke des Staates sind. Auf die wichtigen Aufgaben, die der Staat übernehmen muss, bin ich bereits eingegangen. Eine davon ist die soziale Absicherung: Hilfe für die Armen und Versicherungsschutz für alle Amerikaner, sofern der private Sektor diesen nicht in ausreichendem Umfang oder zu angemessenen Bedingungen anbietet. Doch während einige Sozialprogramme für die Armen in den letzten Jahren beschnitten wurden, wurden die Subventionen für Großunternehmen, die ich in Kapitel 6 beschrieben habe, erhöht. Immer wenn Vorschläge zum Abbau oder zur Beseitigung von Subventionen (versteckten oder offenen) zur Diskussion gestellt werden, versuchen die Empfänger dieser Subventionen, diese mit dem Argument zu rechtfertigen, sie seien im öffentlichen Interesse. Es liegt eine gewisse Ironie darin, dass sich viele dieser Unternehmen und Nutznießer staatlicher Freigebigkeit gleichzeitig für eine Senkung der Staatsausgaben  – für einen schlanken Staat – aussprechen. Dass unsere Fairnessurteile von unserem Eigeninteresse überschattet werden, ist nur menschlich. Diese Voreingenommenheit kann unbewusst erfolgen. Dennoch und noch einmal: Diese Subventionen und Aktivitäten verzerren unsere Wirtschaft und unser politisches System.


Durch Kürzung dieser Subventionen und anderweitige Verwendung der Gelder lässt sich die Arbeitslosigkeit bekämpfen.22 Davon wird im Folgenden die Rede sein.



Die Quadratur des Kreises: Wie sich trotz Haushaltsdefiziten und unzureichender Nachfrage die Konjunktur beleben lässt

Hätten wir Vollbeschäftigung, würden wir uns auf die »angebotsseitigen« Effekte von Steuer- und Ausgabenreformen konzentrieren, etwa darauf, durch den Abbau der »Konzernwohlfahrt« die dadurch entstandenen Verzerrungen zu berichtigen und die Produktivität und das BIP zu steigern, bei gleichzeitiger Erhöhung der Einnahmen.

Heute aber setzt sich die politische Rechte für eine seltsame Kombination aus angebots- und nachfrageseitigen Maßnahmen ein: Der Defizitabbau, so wird behauptet, werde irgendwie das Vertrauen in das Land und seine Wirtschaft erneuern und sei daher positiv; Steuersenkungen wiederum würden die Wirtschaft effizienter machen und das Geld in die Hände derjenigen legen, die es sinnvoll ausgeben können. Wenn Defizite abgebaut werden sollen, während gleichzeitig Steuern gesenkt werden, bedeutet dies natürlich, dass die Ausgaben zusammengestrichen werden müssen. Und das ist die eigentliche Agenda: Verschlankung des Staates. Da die meisten auf der Rechten die Militärausgaben unangetastet lassen wollen, müssten die notwendigen Kürzungen bei Bildung, Forschung, Infrastruktur – all den Nicht-Verteidigungsausgaben – erfolgen, mit dramatischen Konsequenzen.

Aber diese Agenda würde nicht nur das zukünftige Wachstum des Landes gefährden; sie würde auch die gegenwärtige konjunkturelle Talfahrt beschleunigen. In diesem Abschnitt erläutere ich, wie die Regierung die Wirtschaft ankurbeln kann, während sie sich zugleich auf den Schuldenabbau konzentriert, und warum die Agenda der Rechten höchstwahrscheinlich verheerende Folgen haben wird.

Die Regierung könnte heute Kredite aufnehmen, um in die Zukunft des Landes zu investieren: indem sie zum Beispiel dafür sorgt, dass Amerikaner aus der Unter- und Mittelschicht eine gute Ausbildung erhalten, indem sie die Entwicklung von Technologien fördert, die die Nachfrage
nach qualifizierten Arbeitskräften steigern, und sich gleichzeitig um den Umweltschutz kümmert. Diese hochrentierlichen Investitionen würden die Bilanz des Landes verbessern (die gleichzeitig Aktiva und Passiva ausweist) und einen Ertrag abwerfen, der mehr als ausreichen würde, um die sehr niedrigen Zinsen zu zahlen, zu denen die USA gegenwärtig am Kapitalmarkt Kredite aufnehmen können. Alle erfolgreichen Unternehmen finanzieren ihre Expansion mit Krediten. Und wenn sich ihnen hochrentierliche Investitionsmöglichkeiten bieten und ihre Kapitalkosten zugleich niedrig sind – wie es heute bei den Vereinigten Staaten der Fall ist –, dann nehmen sie reichlich Fremdkapital auf.

Die Vereinigten Staaten sind für diese Strategie in einer besonders guten Ausgangssituation, denn die (sozialen) Renditen öffentlicher Investitionen sind hoch – weil in den vergangenen 25 Jahren zu wenig investiert wurde –, und langfristige Kredite billig. Leider hat insbesondere bei der Rechten (aber auch in der Mitte) der Defizitfetischismus an Boden gewonnen. Die Ratingagenturen – denen man trotz ihrer unglaublich schlechten Leistung in den letzten Jahrzehnten noch immer Vertrauen entgegenbringt – haben sich dem Kampf angeschlossen und US-Anleihen herabgestuft. Der Gütetest für Anleihen ist jedoch die Risikoprämie, die Investoren verlangen. Gegenwärtig kann die US-Finanzverwaltung fast zinslose (und, wenn man die Inflation berücksichtigt, sogar negativ verzinste) US-Schatzwechsel problemlos am Markt unterbringen. Auch wenn sich der Defizitfetischismus nicht mit ökonomischen Gründen rechtfertigen lässt, findet er doch breite Resonanz. Die Strategie, in die Zukunft des Landes zu investieren, würde mittel- bis langfristig die amerikanische Staatsverschuldung senken; kurzfristig aber müsste die Regierung mehr Schulden machen, und diejenigen, die unter dem Einfluss des Defizitfetischismus stehen, behaupten, dies wäre unverantwortlich.

Wenn man unbedingt will, dass das Defizit jetzt nicht wächst, bietet sich eine weitere Strategie der Konjunkturbelebung an, die auf einem seit Langem bekannten Grundsatz, der sogenannten Multiplikatorwirkung eines ausgeglichenen öffentlichen Haushalts, basiert. Die Regierung erhöht gleichzeitig Steuern und Ausgaben – so dass das laufende Defizit unverändert bliebe – und stimuliert so die Wirtschaft. Die Steuern dämpfen zwar die Konjunktur, aber die Ausgaben wirken konjunkturanregend. Die Analyse zeigt eindeutig, dass der belebende Effekt den kontraktiven
überwiegt. Wenn die Steuer- und Ausgabenerhöhungen sorgfältig aufeinander abgestimmt werden, kann der Anstieg des BIP zwei bis drei Mal so groß ausfallen wie die Ausgabenerhöhung.23 Und während das Defizit – annahmegemäß – kurzfristig weder ansteigt noch sinkt, geht die Staatsverschuldung wegen der erhöhten Steuereinnahmen infolge des ausgelösten Wachstumsschubs mittelfristig zurück.

Es gibt also eine Möglichkeit, die Quadratur des Kreises – Konjunkturbelebung im Rahmen der bestehenden Verschuldungs- und Defizitgrenzen  – zu bewältigen, selbst wenn die Regierung diese Obergrenzen nicht weiter erhöhen kann. Und hier bekommen die im vorherigen Abschnitt diskutierten Reformen dann besondere Relevanz.

Wir können uns das Ausmaß, in dem verschiedene Steuern und Ausgaben die Wirtschaft ankurbeln, gezielt zunutze machen, indem wir mehr für Programme mit großen Multiplikatoren (bei denen jeder ausgegebene Dollar einen um ein Mehrfaches dieses Betrages höheren Zuwachs des BIP erzeugt) ausgeben und weniger für Programme mit kleinen Multiplikatoren; gleichzeitig erhöhen wir die Steuern auf Quellen mit niedrigen Multiplikatoren, während wir die Steuern auf Quellen mit hohen Multiplikatoren senken. Gelder, die für ausländische Auftragnehmer in Afghanistan ausgegeben werden, stimulieren die amerikanische Wirtschaft nicht; Finanzmittel, mit denen das Arbeitslosengeld für die Langzeitarbeitslosen gezahlt wird, tun dies dagegen sehr wohl, und zwar weil diese Menschen derart knapp bei Kasse sind, dass sie tendenziell jeden Dollar, den sie erhalten, auch ausgeben (müssen). Eine stärkere Besteuerung der Superreichen reduziert deren Ausgaben um höchstens etwa 80 Cents pro Dollar; eine geringere Besteuerung der Geringverdiener erhöht deren Ausgaben um fast 100 Cents je Dollar. Daher entschärft eine stärkere Steuerprogression nicht nur die Ungleichheit, sondern stimuliert auch die Wirtschaft. Trickle-up kann funktionieren, selbst wenn Trickle-down versagt.

Auch die Reichen können von dem Anstieg des BIP profitieren, in einigen Fällen sogar in einem solchen Umfang, dass die erhöhte steuerliche Belastung dadurch ausgeglichen würde. Weil staatliche Ausgaben, die zu höheren politischen Renten führen (ob es sich um überhöhte Preise bei der öffentlichen Auftragsvergabe, Subventionen für reiche Landwirte oder für Konzerne handelt), in überproportionalem Maße den oberen Einkommensgruppen zugutekommen, kommen Kürzungen
derselben – und die Bereitstellung der freigewordenen Mittel für zusätzliche Investitionen und eine verbesserte soziale Absicherung – Gerechtigkeit, Effizienz und Wachstum zugute; und in der gegenwärtigen Lage wird auch die Gesamtwirtschaft angekurbelt.




Der Faktor Griechenland

Die anhaltende Schuldenkrise in Griechenland und andere Probleme im übrigen Europa flößen vielen Menschen eine regelrechte Schuldenangst ein. Die Menschen, die die Krise in Europa betrachten, sehen durch sie ihre Vorurteile bestätigt: Das geschieht eben, so sagen sie sich, wenn man hohe Steuern und Schulden und allzu üppige Sozialleistungen hat. Aber diese Interpretation der Vorgänge in Europa ist schlicht falsch, und die Situation Griechenlands (und anderer europäischer Länder) unterscheidet sich deutlich von der der Vereinigten Staaten. Und diese Unterschiede sind auf das Währungssystem zurückzuführen.

Griechenland kann man den Vorwurf machen, über seine Verhältnisse gelebt zu haben – auch wenn den Finanzsektor einmal mehr eine Mitschuld daran trifft, hat doch eine US-Bank einer früheren Regierung mittels Finanzderivaten geholfen, die wahre Lage der Staatsfinanzen vor ihren Bürgern und der EU zu verschleiern. Anderen Krisenländern kann man dagegen keine Verschwendungssucht vorwerfen: Irland und Spanien hatten vor der Krise Haushaltsüberschüsse.

Einer der großen Unterschiede zwischen den Vereinigten Staaten und Griechenland (und diesen anderen Ländern) besteht darin, dass diese anderen Länder Schulden in Euro haben – einer Währung, die sie nicht direkt kontrollieren –, während die US-Schuldpapiere auf Dollar lauten. Und die Vereinigten Staaten sitzen an der Notenpresse. Aus diesem Grund grenzt die Vorstellung, die Vereinigten Staaten stünden kurz vor der Zahlungsunfähigkeit (wie es eine Ratingagentur behauptete), ans Absurde. Es gibt selbstverständlich eine gewisse Wahrscheinlichkeit, dass zwecks Schuldenrückzahlung so viele Dollar gedruckt werden müssten, dass diese nicht mehr viel wert sind. Aber dann wäre Inflation das Problem, und gegenwärtig halten die Märkte Inflation nicht für ein ernstes Risiko. Dies lässt sich den sehr niedrigen Zinsen entnehmen, die die Regierung für ihre langfristigen Anleihen zahlen muss, und, mehr noch,
dem Zins, den sie für inflationsgeschützte Anleihen zahlen muss (genauer gesagt, der Zinsdifferenz zwischen gewöhnlichen Anleihen und inflationsgeschützten Anleihen). Der Markt könnte sich irren, aber dann hätten die Ratingagenturen, die die Vereinigten Staaten herabgestuft haben, erklären sollen, weshalb sich der Markt irrt und woher sie die Überzeugung nehmen, das Inflationsrisiko sei viel höher, als der Markt glaubt. Diese Antworten blieben aus.

Vor dem Euro lauteten die griechischen Schuldtitel auf Drachmen. Heute lauten sie auf Euro. Aber nicht genug damit, dass Griechenland Schulden in Euro hat, hinzu kommt, dass es seine geld- und währungspolitischen Kompetenzen an eine europäische Institution abgegeben hat. Die Vereinigten Staaten wissen, dass die US-Notenbank amerikanische Staatsanleihen kauft. Griechenland kann nicht einmal sicher sein, dass die Europäische Zentralbank (EZB) griechische Anleihen ankaufen wird, die sich im Besitz griechischer Banken befinden. Tatsächlich droht die EZB unentwegt damit, keine Staatsanleihen von Ländern der Eurozone mehr anzukaufen, es sei denn, diese tun das, was die EZB verlangt.


Die Alternative der Rechten

Die Krise in Europa ist kein Zufall, aber sie wurde nicht durch übermäßige langfristige Schulden und Defizite oder durch den »Wohlfahrtsstaat« verursacht. Ursache der Krise sind vielmehr eine überzogene Sparpolitik – Kürzungen bei den Staatsausgaben, die erwartbar zu der Rezession von 2012 führten – und institutionelle Defizite im Währungssystem des Euros. Bei der Euro-Einführung waren die meisten neutralen Ökonomen skeptisch. Änderungen der Wechselkurse und der Zinsen helfen Volkswirtschaften bei Anpassungsprozessen. Wenn alle europäischen Länder von denselben Schocks erschüttert würden, dann würde eine Wechselkurs- und Zinsanpassung für alle genügen. Die einzelnen europäischen Länder werden jedoch von sehr unterschiedlichen Schocks heimgesucht. Der Euro hat den Ländern zwei Anpassungsmechanismen genommen, ohne etwas anderes an deren Stelle zu setzen. Er ist ein politisches Projekt; die Politiker glaubten, eine gemeinsame Währung würde die Länder enger zusammenführen, doch der Zusammenhalt innerhalb Europas reichte nicht aus, um das zu tun, was getan werden
müsste, um den Euro zu einer funktionierenden Währung zu machen. Die Regierungschefs verständigten sich lediglich auf Defizit- und Verschuldungsgrenzen. Doch wie die Beispiele Spanien und Irland so trefflich zeigen, genügt das nicht. Es gab die Hoffnung, dass das politische Projekt im Lauf der Jahre vorankommen würde. Doch solange alles glattlief, fehlte der Schwung zu weiteren Integrationsschritten; und in der Krise, die sich in verschiedenen Ländern so unterschiedlich auswirkt, fehlt der Wille. Die Länder konnten sich nur darauf verständigen, den Gürtel noch enger zu schnallen, was Europa in eine Double-Dip-Rezession stürzte. Auf die eine Rezession folgt nach kurzem Aufschwung eine weitere.

Nimmt man ganz Europa in den Blick, sieht man, dass Schweden und Norwegen mit ihren dichtgewebten sozialen Sicherungsnetzen und starken staatlichen Institutionen zu den Ländern gehören, die am besten dastehen – und nicht der Eurozone angehören. Großbritannien steckt nicht in einer Krise, auch wenn sich seine Konjunktur stark abgekühlt hat: Großbritannien blieb dem Euro ebenfalls fern, verfolgt allerdings wie die Eurozone einen Sparkurs.

Leider wollen viele Kongressabgeordnete, dass die Vereinigten Staaten auf denselben »Spar-und-Staatsverschlankungs«-Zug aufspringen  – also Steuern und Ausgaben senken. Ausgewogene Steuer- und Ausgabenerhöhungen können die Wirtschaftstätigkeit wie gezeigt anregen. Aus demselben Grund sorgen ausgewogene Ausgaben- und Steuersenkungen für eine konjunkturelle Abkühlung. Und wenn wir noch einen Schritt weiter gehen, wie es die Rechte will, und die Ausgaben noch stärker kürzen, in einem tollkühnen, wenn auch vielleicht fruchtlosen Versuch, das Defizit abzubauen, dann wird die Wirtschaft nur umso stärker schrumpfen.



Was hinter der Defizitagenda steckt: Bewahrung und Ausbau der Ungleichheit

Es mag sonderbar anmuten, dass in einem Land, in dem der Spitzensteuersatz schon jetzt niedriger ist als in den meisten anderen Industrieländern, zum Zwecke des Defizitabbaus eine weitere Senkung des Spitzensteuersatzes und der Körperschaftsteuer gefordert wird, aber genau das
hat die Bowles-Simpson Deficit Reduction Commission getan.24 Sie schlug vor, den Spitzen-Grenzsteuersatz auf 23 bis 29 Prozent zu begrenzen, und zwar als Teil einer umfassenderen Agenda zur Verschlankung des Staats, wobei für die gesamten Steuereinnahmen eine Obergrenze von 21 Prozent des BIP gelten sollte. Tatsächlich werden etwa 75 Prozent des Defizitabbaus durch Kürzungen von Staatsausgaben erreicht.

Die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik Reagans, die von der Annahme ausging, dass Steuersenkungen der Wirtschaft einen solchen Wachstumsschub verleihen würden, dass die Steuereinnahmen sogar zunähmen, wurde (wie in Kapitel 3 gezeigt) durch das tatsächliche Geschehen widerlegt. Heute liegen die Einkommensteuersätze viel niedriger als 1980, was dafür spricht, dass weitere Steuersenkungen die Steuereinnahmen noch stärker schrumpfen lassen würden.

Das Argument, die Körperschaftsteuer solle gesenkt werden (auf 23 bis 29 Prozent von gegenwärtig 35 Prozent),25 war noch weniger überzeugend, auch wenn die Vorschläge der Bowles-Simpson-Kommission zur Schließung der unzähligen Schlupflöcher, wenn sie tatsächlich umgesetzt würden, zur Folge hätten, dass viele Unternehmen ungeachtet der Herabsetzung des Steuersatzes mehr Steuern zahlen würden. In Kapitel 3 wies ich darauf hin, dass der effektive Steuersatz – der Prozentsatz ihrer Einkünfte, den Unternehmen tatsächlich abführen müssen – weit unter 35 Prozent liegt und dass einige der amerikanischen Vorzeigekonzerne wie General Electric überhaupt keine Steuern zahlen. Aber während es für die Schließung der Schlupflöcher zwingende Argumente gibt, auch wenn man sich bloß auf Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen konzentriert, spricht kaum etwas für eine pauschale Senkung der Körperschaftsteuer. Schließlich senkt die Steuer aufgrund der Absetzbarkeit von Zinsen die Kosten für die Fremdkapitalbeschaffung und die Rendite im gleichen Verhältnis. Die Steuer wirkt sich nicht negativ auf kreditfinanzierte Investitionen aus, und wenn man die günstigen Abschreibungssätze für Sachkapital berücksichtigt (Unternehmen können von ihren Einnahmen einen Betrag abziehen, der der Tatsache Rechnung trägt, dass sich ihre Maschinen gebrauchsbedingt abnutzen), fördert das Steuergesetz sogar Investitionen.26 Wenn die Kommission wirklich der Auswirkungen der Steuer auf die unternehmerische Investitionstätigkeit fürchtete, dann hätte es zielgenauere Möglichkeiten zur Feinjustierung des Steuergesetzes gegeben als eine pauschale Kürzung:
Sie hätte vorschlagen können, die Steuern für jene Unternehmen zu senken, die Arbeitsplätze in den USA schaffen und dort Investitionen tätigen, während alle anderen Firmen einer höheren Besteuerung unterworfen würden. Mit einer solchen Maßnahme ließen sich die Einnahmen erhöhen und Unternehmen Anreize für mehr Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen in den Vereinigten Staaten bieten.

All diese Kommissionen, die Vorschläge zum Defizitabbau erarbeiteten, versuchten, Verzerrungseffekte im Steuergesetz zu beheben – Klauseln, die vielfach gezielt durch Vertreter von Sonderinteressen dort untergebracht worden waren und ganz bestimmten Wirtschaftssektoren zugutekommen sollten. Doch keine dieser Gruppen empfahl einen Frontalangriff auf die »Konzernwohlfahrt« und versteckte Subventionen (einschließlich derer an den Finanzsektor), wie ich ihn in diesem Buch befürworte, nicht zuletzt, weil es den Konservativen gelungen ist, viele Amerikaner davon zu überzeugen, dass ein Angriff auf die »Konzernwohlfahrt« ein Fall von »Klassenkampf« wäre.




Steuerliche Absetzbarkeit

Viele Befürworter eines zügigen Defizitabbaus legen ihr Augenmerk auf Bestimmungen über die steuerliche Absetzbarkeit von Aufwendungen, von denen insbesondere die Mittelschicht profitierte; das betrifft etwa die Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen und Krankenversicherungsbeiträgen.27 Die Abschaffung dieser Bestimmungen würde die Steuerbelastung der Mittelschicht, deren Einkommen seit Jahren stagniert oder sogar sinkt, de facto erhöhen. Jeder, der sich mit der Notlage der Mittelschicht nicht einfach abfinden will, hätte erkennen müssen, dass bei Streichung der Abzugsfähigkeit von Kosten die Mittel- und nicht die Oberschicht durch Senkung der Steuersätze hätte entlastet werden sollen.

Die meisten Ökonomen hätten die Abschaffung der steuerlichen Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen unterstützt, denn diese führt zu überhöhten Investitionen in Immobilien und fördert die Überschuldung (der privaten Haushalte). Tatsächlich subventionierte der Staat Schulden  – eine weitere versteckte Subvention für die Banken, die zu den eigentlichen Nutznießern gehörten. Und weil Reiche höher besteuert
werden, profitieren sie von dieser Bestimmung auch stärker als Menschen mit niedrigeren Einkommen. Die gegenwärtige Form des Steuerabzugs ist sowohl verzerrend als auch ungerecht. Und sie sorgt vielleicht nicht einmal dafür, dass in Stadtgebieten, in denen überdurchschnittlich viele Personen mit vergleichsweise niedrigem Einkommen leben, die Zahl der Eigenheimbesitzer zunimmt. In diesen Gebieten, in denen das Angebot an Immobilien begrenzt ist, können die Hypothekensubventionen im Gegenteil zu Preissteigerungen führen, durch die der Eigenheimerwerb für Menschen ohne dicken Geldbeutel praktisch unerschwinglich wird.28 Der Zeitpunkt der Abschaffung ist allerdings Anlass zur Sorge: Die Streichung der Abzugsfähigkeit von Hypothekenzinsen hätte den Immobilienkauf verteuert und die Immobilienpreise gedrückt. Weil ein Viertel aller Amerikaner, die Hypothekendarlehen aufgenommen haben, überschuldet sind (der Immobilienwert ist kleiner als die Darlehensschulden) – etwa elf Millionen Familien –, hätte sich die Krise im Immobiliensektor weiter verschärft. Es hätte mehr Zwangsvollstreckungen, mehr wirtschaftlich marode Kommunen gegeben, und dieser Schlüsselsektor der Volkswirtschaft hätte eine jahrelange Flaute durchgemacht. Je länger die Depression auf dem Immobilienmarkt andauert, desto länger verharrt die Wirtschaft in ihrem gegenwärtigen Zustand, das heißt am Rande einer Rezession.

Es gibt einen Ausweg aus dieser verzwickten Lage. Im Jahr 2009 gab es für erstmalige Hauskäufer eine Steuergutschrift in Höhe von 10 000 Dollar; damit wurde der Immobilienmarkt gestützt, weil man Erstkäufer mit Eigenkapital versorgte. Die Verlängerung und Ausweitung dieser Bestimmung auf alle einkommensschwachen Familien würde sich belebend auf den Immobilienmarkt auswirken, einen Beitrag zur Sanierung der Wirtschaft leisten und Immobilien für einkommensschwache Familien erschwinglich machen.

Mit unterschiedlichsten Vorschriften im Einkommensteuergesetz (etwa der Sonderbehandlung von Altersvorsorgekonten) will man die Bürger außerdem zum Sparen ermuntern; ob das funktioniert, ist fraglich, doch weil Personen mit höheren Einkünften viel stärker davon profitieren, werden die Reichen, die bekanntlich ohnehin einen Großteil ihres Einkommens sparen, dadurch noch reicher. Für Geringverdiener gibt es nichts Vergleichbares. Wenn die Regierung die Investitionstätigkeit einkommensschwacher Haushalte durch eine einlösbare Steuergutschrift
förderte (das heißt deren Ersparnisse aufstockte, auch wenn sie keinerlei Steuern zahlen), würde sie Menschen aus dieser Einkommensgruppe mehr Sparanreize liefern und vielleicht sogar das Gefälle zwischen oben und unten ein wenig ausgleichen.


Eine faire Strategie zum Defizitabbau

Kurz zusammengefasst: Die Rückführung des Defizits ist nicht das drängendste Problem, vor dem die US-Wirtschaft heute steht, und wäre auch nicht übermäßig schwer zu bewältigen. Es genügte, die Maßnahmen, die dazu führten, dass sich die Lage der Staatsfinanzen zwischen dem Jahr 2000 und heute gleichsam ins Gegenteil verkehrte, rückgängig zu machen; die Reichen stärker zur Kasse zu bitten; offene und versteckte Subventionen für Firmen zu streichen; Unternehmen, die nicht in den Vereinigten Staaten investieren und hier keine Arbeitsplätze schaffen, stärker zu besteuern als diejenigen, die dies tun; Umweltverschmutzer zu besteuern; der Verschleuderung unserer Rohstoffe ein Ende zu setzen; unnötige Rüstungsausgaben zu reduzieren und bei der Vergabe öffentlicher Beschaffungsaufträge – ob an Pharmafirmen oder Rüstungskonzerne  – keine überhöhten Preise zu zahlen. Diese Vorschläge enthalten ausreichend Einsparpotenziale, um selbst das ehrgeizigste Defizitabbauziel zu erreichen.

Wenn man diese Agenda mit den Reformvorschlägen der verschiedenen Sparkommissionen abgleicht, gelangt man zu einer von zwei Schlussfolgerungen: Entweder wollen einige von ihnen in voller Absicht die US-Wirtschaft weiterhin so umbauen, dass sie die Reichen einseitig auf Kosten aller Übrigen begünstigt, oder aber sie sind auf einige Mythen hereingefallen, die die rationale wirtschaftspolitische Entscheidungsfindung verzerren.



Mythen

Die Debatte über den Haushalt wird von einer Reihe von Mythen vernebelt, von denen einige bereits thematisiert wurden. Der Mythos der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik besagt, dass die Besteuerung der
Reichen Arbeitsplätze vernichtet und die Spartätigkeit reduziert, mit der Folge, dass alle – nicht nur die Reichen – schlechter gestellt sind. Jede Branche hat ihre eigene Version dieses Mythos: Die Kürzung der Militärausgaben kostet Arbeitsplätze. Die Beseitigung von Steuervergünstigungen für die Kohle- und Mineralölindustrie kostet Arbeitsplätze. Wirtschaftszweige, die zur Luft- oder Wasserverschmutzung beitragen oder Giftmüll produzieren, behaupten ebenfalls, dass es Jobs kosten wird, wenn Verschmutzer für die Kosten, die sie anderen auferlegen, einstehen müssen.

Wie dargelegt, sprechen Erfahrung und Theorie ganz entschieden gegen eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, doch das ist heute fast nebensächlich. Heute ist unser Problem nicht das Angebot, sondern die Nachfrage: Zumindest Großunternehmen haben die Mittel, jede Investition zu tätigen, die sie wollen; doch wenn es keine Nachfrage nach ihren Produkten gibt, werden diese Investitionen nicht erfolgen. Um die Investitionstätigkeit anzukurbeln, müssen wir uns auf das Problem konzentrieren, wie sich die Nachfrage am ehesten beleben lässt. Wenn die unteren und mittleren Einkommen mehr Geld im Portemonnaie hätten, würde genau dies geschehen. Strategien zum Defizitabbau, die der Mittelschicht einen Großteil der Steuererhöhungen aufbürden, würden daher die Situation nur noch verschlimmern.29

Die Makropolitik – die Geld- und Fiskalpolitik – ist dafür verantwortlich, Vollbeschäftigung zu erreichen und aufrechtzuerhalten. Wenn alles gut läuft und annähernd Vollbeschäftigung herrscht, schafft man mit überzogenen Militärausgaben und großzügigen Subventionen keine Arbeitsplätze. Sie verzerren die Wirtschaft lediglich, indem sie Arbeitskräfte von produktiveren Verwendungszwecken zu weniger produktiven umlenken. Zwar stimmt es, dass bei einer Korrektur dieser Verzerrungen einige Arbeitskräfte mit sektorspezifischen Qualifikationen zu den Verlierern gehören werden, da ihre Kompetenzen nicht länger gefragt sind. Aber das ist kein Argument dafür, ihre Arbeitsplätze zu erhalten. Es ist ein Argument dafür, den betroffenen Arbeitern durch eine robuste Anpassungshilfe unter die Arme zu greifen – aber genau dies lehnen die Konservativen im Allgemeinen ab.

Der wirkmächtigste Mythos überhaupt ist vielleicht die Behauptung, eine erhöhte Besteuerung von Millionären und Konzernen werde der mittelständischen Wirtschaft schaden und daher Arbeitsplätze kosten.
In Wirklichkeit wären nur sehr wenige mittelständische Betriebe von einer solchen Steuererhöhung überhaupt betroffen: weniger als ein Prozent. Und nur ihre Gewinne würden geringfügig reduziert. Wenn es sich vor der Steuer lohnte, einen Arbeiter einzustellen oder eine neue Maschine zu kaufen, dann wäre dies auch danach noch der Fall. Nehmen wir an, die Einstellung eines Arbeiters bringt dem Unternehmen einen Ertrag von 100 000 Dollar und das Unternehmen müsste (einschließlich aller Steuern) 50 000 Dollar bezahlen, dann beliefe sich der Gewinn auf 50 000 Dollar. Wenn der Eigentümer jetzt eine Sondersteuer auf den Gewinn in Höhe von 5 Prozent zahlen müsste, würde dies zwar seinen Nettoertrag um 2500 Dollar mindern, es würde sich aber weiterhin für ihn lohnen, den Arbeiter einzustellen. Das Bemerkenswerte an gegenteiligen Behauptungen ist die Tatsache, dass sie elementaren ökonomischen Grundsätzen widersprechen: Eine Investition oder ein Arbeitsplatz, die vor der Steuererhöhung rentabel waren, werden danach nicht unrentabel.

Zu einem Zeitpunkt, zu dem mittelständische Unternehmen nur beschränkten Zugang zum Kreditmarkt haben, mag die Sorge bestehen, dass eine stärkere Besteuerung von Millionären deren Fähigkeit verringert, wünschenswerte Investitionen zu tätigen (schlicht deshalb, weil ihnen nach Steuern weniger Geld zum Ausgeben bleibt). Ironischerweise behaupten die Banken, die in der Großen Rezession so großzügig unterstützt wurden, dies sei nicht der Fall: Solide mittelständische Unternehmen mit aussichtsreichen Projekten könnten ihren Kreditbedarf auch weiterhin decken. Nach Darstellung der Banken ist die unzureichende Kreditversorgung der mittelständischen Wirtschaft nicht darauf zurückzuführen, dass die Banken (die unter der stillschweigenden Bedingung so großzügig unterstützt wurden, dass sie im Gegenzug Kredite in ausreichendem Maße zur Verfügung stellen) ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen wären; es liege vielmehr daran, dass sich in der Rezession keine attraktiven neuen Chancen für Kreditgeschäfte böten. Aber selbst wenn die Investitionsfähigkeit tatsächlich gelitten haben sollte, gäbe es bessere Wege, damit umzugehen, als den Großbanken einen Blankoscheck auszustellen und zu hoffen, dass ein Teil des Geldes irgendwie nach unten durchsickern und schließlich Arbeitsplätze schaffen wird.30





Kürzungen bei den Sozialleistungen

Wenn die Rechte sich nicht gerade wie wild selbst gegen geringfügige Steuererhöhungen für die Reichen wehrt, treten das eine Prozent und seine Verbündeten für Kürzungen der Sozialleistungen ein – sowohl bei der medizinischen Versorgung für die Älteren als auch bei der staatlichen Rentenversicherung, beides Leistungspakete, die oft geringschätzig als »die Ansprüche der Mittelschicht« bezeichnet werden. Die Rechte bekämpfte beide Programme und macht sie heute für die Finanzprobleme des Landes verantwortlich; am liebsten würde sie das eine wie das andere privatisieren.

Die Privatisierung beruht selbstverständlich auf einem weiteren Mythos: dass staatliche Leistungen ineffizient sein müssen und Privatisierung ergo die bessere Lösung sein muss. Tatsächlich sind die Transaktionskosten der staatlichen Rentenversicherung und von Medicare viel, viel niedriger als die privater Gesellschaften, die vergleichbare Leistungen erbringen. Dies sollte uns nicht überraschen. Privatfirmen streben nach Gewinn, und Transaktionskosten sind für sie daher eine gute Sache; sie wollen, dass die Differenz zwischen dem, was sie einnehmen, und dem, was sie auszahlen, so groß wie möglich ist.31

Im Fall der staatlichen Programme bringt die Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben langfristig Probleme. Bei der Rentenversicherung ist die Finanzierungslücke vermutlich relativ klein, allerdings ist diese Aussage mit vielen Unsicherheiten behaftet. Die finanzielle Situation der staatlichen Rente hängt stark von Vorhersagen über die Lohn-und Bevölkerungsentwicklung sowie über die Lebenserwartung ab. Selbst ein Jahr vor Beginn der Großen Rezession wurde die Krise von kaum einem Konjunkturprognostiker treffend vorhergesagt; ökonomischen Vorhersagen für die nächsten vierzig Jahre sollte man daher keinen großen Glauben schenken. Das Programm wird vielleicht sogar Überschüsse erwirtschaften, insbesondere wenn die Zuwanderungsrate sich (relativ zur Gesamtbevölkerung) so weiterentwickelt wie vor der Rezession. Aber natürlich müssen wir uns auch auf die Möglichkeit einstellen, dass es langfristig zu einem hohen Defizit kommt und dass entweder Beiträge oder Leistungen angepasst werden müssen.

Einige Anpassungen sollten wir schon jetzt vornehmen: die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze (im Jahr 2011 wurden Beiträge nur
bis zu einer Einkommenshöhe von 106 800 Dollar erhoben, so dass nur knapp 86 Prozent der Löhne der Sozialversicherung unterlagen); die kontinuierliche Anpassung des Rentenalters an die steigende Lebenserwartung (allerdings verbunden mit verstärkter Unterstützung für diejenigen, die wegen verminderter Erwerbsfähigkeit frühverrentet werden); und eine progressivere Gestaltung des Systems, um der wachsenden Ungleichheit in unserer Gesellschaft besser gerecht zu werden. Die Spitzenverdiener erhalten gegenwärtig etwas weniger, als sie einzahlen; die Einkommensschwächsten bekommen etwas mehr heraus. Die Heraufsetzung der Beitragsbemessungsgrenze beispielsweise würde einerseits den Geringverdienern nutzen und andererseits die Rentenversicherung auf ein solideres finanzielles Fundament stellen. Langfristig mögen einige weitere Anpassungsschritte notwendig sein, etwa eine leichte Erhöhung der Abgaben und eine geringfügige Kürzung der Leistungen; aber selbst in den Standardszenarien fällt die Finanzierungslücke eher klein aus.32

Die staatliche Rentenversicherung ist beeindruckend erfolgreich; sie hat nicht nur die Altersarmut fast beseitigt,33 sondern bietet auch eine Sicherheit, mit der keine private Versicherung mithalten kann, schützt sie doch sowohl vor der Volatilität des Aktienmarktes als auch vor dem Inflationsrisiko. Viele Amerikaner, die auf private Altersversorgung setzten, wissen, wovon ich rede: Obwohl der Staat eine ausreichende Kapitalausstattung privater Pensionsfonds zu gewährleisten versucht, zocken Firmen ihre Mitarbeiter ab. Bevor Unternehmen Konkurs anmelden, bringen die CEOs noch schnell ihr Schäfchen ins Trockene, während die Pensionsfonds hohen Verlustrisiken ausgesetzt sind. Präsident Bush wollte die staatliche Rente nicht deshalb privatisieren, um amerikanischen Rentnern mehr Geld oder mehr Sicherheit zu verschaffen oder um die Effizienz zu verbessern. Es ging ihm nur um eines: dem einen Prozent auf Kosten der 99 Prozent noch mehr Geld zuzuschanzen, Wall Street also ein Geschenk zu machen. Die Größenordnungen der potenziellen Summen, um die es dabei geht, sind enorm. Man denke nur an die 2,6 Billionen Dollar im Fonds der staatlichen Rentenversicherung. Wenn die Wall Street für die Verwaltung dieser Gelder nur ein Prozent pro Jahr einstreichen könnte, wäre dies für die Vermögensverwalter eine zusätzliche Goldgrube im Wert von 26 Milliarden Dollar jährlich.




Medicare

Bei Medicare liegen die Probleme komplizierter, aber nur etwas. Die USA haben ein ineffizientes Gesundheitswesen, das nur denjenigen, die eine gute Krankenversicherung haben oder reich genug sind, um keine Versicherung zu benötigen, eine erstklassige medizinische Versorgung bietet. Das Gesundheitssystem steckt voller Verzerrungen und Rent-Seeking-Privilegien: Die hohen Transaktionskosten mästen die Versicherer, und die hohen Medikamentenpreise mästen die Pharma-Industrie. Das langfristige Defizit von Medicare und Medicaid lässt sich ganz einfach dadurch verhindern, dass man den Gesundheitssektor effizienter macht. Wenn die Kosten der medizinischen Versorgung in den Vereinigten Staaten mit denen anderer fortgeschrittener Industrieländer vergleichbar wären, die bessere Ergebnisse erzielen, wie man etwa an der Lebenserwartung oder der Säuglings- und Müttersterblichkeit ablesen kann, wären die Budgetprobleme der USA gelöst.34

Stattdessen kamen alle Kommissionen und Gruppen, die 2011 Vorschläge zum Defizitabbau vorlegten, entweder zu dem Schluss, die Medicare-Ausgaben müssten gedeckelt werden, ohne zu sagen, wie das bewerkstelligt werden sollte, oder aber sie empfahlen, Medicare in ein Gutscheinsystem umzuwandeln, bei dem die Anspruchsberechtigten einen Gutschein erhalten, mit dem sie Beiträge zu einer privaten Krankenversicherung zahlen könnten.35 Diejenigen, die den Gutschein nicht mit eigenen Mittel aufstocken können, müssten mit der besten Police vorlieb nehmen, die sich allein mit dem Gutschein finanzieren lässt. Die Folge liegt auf der Hand: Wenn die medizinischen Behandlungskosten im Allgemeinen steigen, aber die Ausgaben für die Rentner gekappt werden, dann müssten diejenigen, die es sich leisten können, mehr aus eigener Tasche zahlen; und diejenigen, die es sich nicht leisten können, müssen eben so klarkommen: Sie würden de facto einer Rationierung unterliegen.

Die meisten Reformen der staatlichen Rentenversicherung und bei Medicare müssen stufenweise eingeführt werden, und aus diesem Grund wirken sich diese Kürzungen nicht unmittelbar in nennenswertem Umfang auf das gegenwärtige Defizit aus. Einerseits ist dies ein großer Vorteil, denn man kann von verantwortlicher Finanzpolitik reden, ohne die Konjunktur heute zu drosseln.36 Andererseits ist dies für die wahren Defizitfalken der große Nachteil. Reden kostet nichts. Die Rechte will reale
Ausgabenkürzungen heute und das Versprechen zukünftiger Kürzungen bei den Sozialleistungen. Aber wenn heute tatsächlich Streichungen vorgenommen würden, würde dies den konjunkturellen Abschwung verschärfen und die bedrängte Lage der Mittel- und Unterschicht noch verschlimmern.


Das Opfer ist schuld

Ein weiterer Mythos lautet, die Armen hätten sich ihre Misere selbst zuzuschreiben. Die Arbeitslosen hätten deshalb keine Arbeit, weil sie faul seien. Sie hätten sich bei der Suche nicht genügend angestrengt.37 Anhänger dieser Ideen wenden gegenüber dem Vorschlag, die Bezugsdauer des Arbeitslosengelds zu verlängern, ein, dies stelle eine »sittliche Gefährdung«  – ein moral hazard – dar. Wenn man Arbeitslosen Versicherungsschutz gewähre, verringere man ihre Anreize zur Arbeitssuche, was wiederum zu höherer Arbeitslosigkeit führe. Die Frage, ob diese Behauptungen zutreffen, wenn im Grunde Vollbeschäftigung herrscht, braucht uns hier nicht zu interessieren. Wenn auf jede freie Stelle vier Bewerber kommen, sollte es offensichtlich sein, dass das Problem nicht die mangelnde Zahl von Stellenbewerbern, sondern der Mangel an Stellen ist.38 Würen mehr Menschen Arbeit suchen, gäbe es noch mehr Bewerber für die wenigen freien Stellen. Der Beschäftigungsgrad bliebe davon weitgehend unberührt.39

Notenbanker (und andere Konservative) behaupten üblicherweise, nicht sie hätten dabei versagt, die Gesamtnachfrage so zu steuern, dass die Konjunkturlokomotive weiterhin in voller Fahrt dahindampft. Vielmehr schieben sie die Schuld auf andere, insbesondere auf die Arbeitnehmer, die angeblich ein Übermaß an Arbeitsplatzsicherheit und zu hohe Löhne verlangten und dadurch die Funktionstüchtigkeit des Arbeitsmarkts unterminierten. Die Krise offenbarte, dass ihre Ansichten über den Arbeitsmarkt völlig verfehlt waren: Die Vereinigten Staaten, die angeblich den flexibelsten Arbeitsmarkt überhaupt haben, standen viel schlechter da als Länder mit strengerem Kündigungsschutz (wie Schweden und Deutschland).40 Und der Grund dafür liegt auf der Hand: Lohnkürzungen senken die Gesamtnachfrage und vertiefen die Rezession.




Sparpolitik

Der schlimmste Mythos aber lautet, nur eine strenge Sparpolitik, nicht die Erhöhung der Staatsausgaben könnten die Wirtschaft auf den Wachstumspfad zurückbringen. Dies wird damit begründet, dass Unternehmer, sobald sie sehen, dass der Staat seine Finanzen wieder im Griff hat, mehr Zuversicht schöpfen; und mehr Zuversicht führe zu mehr Investitionen. Wer dieser Argumentation anhängt, sollte eigentlich unsere erste Strategie zur konjunkturellen Wiederbelebung unterstützen: verstärkte Investitionstätigkeit der öffentlichen Hand. Da es zahlreiche Möglichkeiten für staatliche Investitionen gibt, die nach allgemeiner Auffassung sehr hohe Erträge abwerfen – Erträge, die weit höher ausfallen als der Zins, den die öffentliche Hand für Kredite zahlen muss –, würde eine Erhöhung dieser Investitionen langfristig die Staatsverschuldung senken; und die Überzeugung, dass dem so ist, sollte Zuversicht einflößen und einen noch stärkeren wirtschaftlichen Wachstumsschub auslösen. Aber die Befürworter eines strengen Sparkurses sind gegen einen Ausbau der öffentlichen Investitionen.41

Ein Blick in die Geschichte belehrt uns über die tatsächlichen Verdienste strikter Austerität. Die Geschichte zeigt nämlich, dass eine Sparpolitik fast immer scheiterte, und die ökonomische Theorie erklärt, weshalb uns das nicht überraschen sollte. Rezessionen entstehen durch unzureichende Nachfrage – die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ist geringer als das, was die Wirtschaft bei Vollauslastung ihrer Kapazitäten produzieren könnte. Kürzt der Staat die Ausgaben, geht die Nachfrage noch stärker zurück, und die Arbeitslosigkeit steigt. Dem Mythos, dass Austerität Vertrauen schaffe, liegt oft ein anderer Mythos zugrunde: der Mythos, das Staatsbudget lasse sich mit dem Budget eines privaten Haushalts vergleichen. Jeder Haushalt muss, früher oder später, seinen Verhältnissen entsprechend leben. Bei hoher Arbeitslosigkeit gilt diese Regel jedoch nicht für den Bundeshaushalt. Und zwar deshalb, weil eine Ausgabenerhöhung die Produktion ausweiten und Menschen in Arbeit bringen kann, die ansonsten arbeitslos wären. Ein einzelner Haushalt hingegen kann dadurch, dass er mehr ausgibt, als er einnimmt, an der volkswirtschaftlichen Lage nichts ändern. Eine Regierung vermag dies sehr wohl. Und der Zuwachs des BIP liegt womöglich um ein Vielfaches über dem Betrag, den der Staat ausgegeben hat.


In der Finanzwelt hebt man hervor, wie wichtig Vertrauen ist, aber eine Politik, die zu mehr Arbeitslosigkeit und einem niedrigeren Sozialprodukt führt, stellt kein Vertrauen wieder her. Nur eine Politik, die Wachstum schafft, kann Vertrauen erneuern – Sparen aber bewirkt das genaue Gegenteil. Befürworter eines Sparkurses präsentieren Daten von Ländern, die die Staatsausgaben kürzten und sich wirtschaftlich erholten. Bei genauerer Prüfung zeigt sich jedoch, dass all diese Länder klein waren und Handelspartner hatten, bei denen die Wirtschaft boomte.42 Mit vermehrten Exporten ließ sich ein Rückgang der Staatsausgaben daher ohne Weiteres wettmachen. Dies gilt jedoch nicht für die Vereinigten Staaten und Europa, deren Handelspartner gegenwärtig selbst einen starken Konjunktureinbruch verzeichnen.43

Man hätte meinen können, dass die Spar-Kibitze aus dem reichen Fundus vergangener Erfahrungen mit den verheerenden Konsequenzen von Sparmaßnahmen etwas gelernt hätten: Erst aufgrund von Herbert Hoovers Austeritätspolitik wuchs sich der Börsenkrach von 1929 zur Weltwirtschaftskrise aus, Sparauflagen des IWF machten aus den Abschwüngen in Ostasien und Lateinamerika Rezessionen und Wirtschaftskrise; die selbstauferlegte und erzwungene Austerität in mehreren europäischen Ländern (Großbritannien, Lettland, Griechenland und Portugal) hat heute genau den gleichen Effekt. Aber die Spar-Kibitze scheinen diese eindeutigen Befunde nicht zur Kenntnis zu nehmen. Wie die mittelalterlichen Quacksalber, die fest von der heilenden Wirkung eines Aderlasses überzeugt waren und dann, wenn es dem Patienten nicht besser ging, behaupteten, er brauche eben eine zweite Runde, so werden auch die Wundärzte der Wirtschaft im 21. Jahrhundert in ihrem Glauben nicht wanken. Sie werden verstärkte Sparanstrengungen verlangen, und sie werden zahllose Ausreden für den Fall finden, dass die erste Dosis nicht so wirkt wie vorhergesagt. Unterdessen wird die Arbeitslosigkeit ansteigen, die Löhne werden sinken, und staatliche Unterstützungsprogramme für die Mittel- und Unterschicht werden zusammengestrichen werden.

Eine Erhöhung der Staatsausgaben dagegen hat den gewünschten Effekt. Letztlich überwanden die USA die Weltwirtschaftskrise erst durch die Ausweitung der Staatsausgaben im Vorfeld des Zweiten Weltkrieges. Zuvor hatte schon der New Deal dazu beigetragen, dass sich die Wirtschaft zwischen 1933 und 1936 erholte; der konjunkturbelebende
Effekt war damals jedoch nicht stark genug, um die Kombination aus Ausgabensenkung auf einzelstaatlicher wie kommunaler Ebene und den Schwächen im Agrarsektor auszugleichen (die Landwirte, deren Anteil an der Gesamtbevölkerung 25 Prozent betrug, mussten allein zwischen 1929 und 1932 Einkommenseinbußen um 50 Prozent verkraften).44 Am Ende seiner ersten Amtszeit im Jahr 1936 veranlassten Bedenken wegen des wachsenden Defizits und der Druck konservativer Finanzpolitiker Hoover dazu, die Bundesausgaben zurückzufahren. Die konjunkturelle Erholung kam zum Stillstand, und die Wirtschaft begann zu schrumpfen.45




Der Mythos vom gescheiterten Konjunkturpaket

Die Befürworter strenger Spardisziplin entgegnen denjenigen, die erhöhte Staatsausgaben fordern, solche Ausgaben würden die Konjunktur nicht beleben. Sie beginnen ihre Kritik mit der Feststellung, das im Februar 2009 verabschiedete Konjunkturpaket im Volumen von fast 800 Milliarden Dollar habe die Wirtschaft nicht vor einer tiefen Rezession bewahrt – und das Gleiche gelte für eine Erhöhung der Staatsausgaben. Aber das Paket wirkte: Ohne den Stimulus hätte die Arbeitslosigkeit mehr als zwei Prozent höher gelegen und wäre auf über zwölf Prozent gestiegen.

Die Regierung machte allerdings mehrere Fehler. Erstens unterschätzte sie die Tiefe und die Dauer des Abschwungs. Sie glaubte, ohne das Konjunkturpaket würde die Arbeitslosigkeit auf höchstens zehn Prozent steigen. Volkswirte im Dienst der Regierung, von denen einige mit der Entstehung der Spekulationsblase in Verbindung standen, unterschätzten deren Größe. Sie konnten einfach nicht glauben, dass die Immobilienpreise derart aufgebläht waren; daher vermuteten sie, die Preise würden nur vorübergehend zurückgehen und der Konsum wieder anspringen, sobald sich die Preise erholt hätten. Da die Unternehmen mit einem zügigen Aufschwung rechneten, würden sie ihre tüchtigen Mitarbeiter nicht einfach vor die Tür setzen. Die Realität sah anders aus: Die Preise waren gigantisch überhöht gewesen, und da sie auch fünf Jahre nach dem Platzen der Blase noch immer 30 Prozent unter dem Niveau vor der Krise liegen – in einigen Gegenden mehr als 50 Prozent unter
dem Vor-Krisen-Niveau –, zeigt sich immer deutlicher, dass der Immobiliensektor noch auf Jahre hinaus darniederliegen wird, selbst wenn sich der Finanzsektor wieder vollständig erholen sollte.46 Das ist ein Problem, weil vor der Krise etwa 40 Prozent aller Investitionen in Immobilien flossen.

Zweitens beging die Regierung den Fehler, zu glauben, das Hauptproblem wäre die Finanzkrise – ohne dass sie die tiefere Notwendigkeit eines Strukturwandels erkannte. Die enormen Produktivitätszuwächse im verarbeitenden Gewerbe, die den Anstieg der Nachfrage weit übertrafen, bedeuteten zwangsläufig, dass in dem Sektor Arbeitsplätze abgebaut werden würden – so wie die gewaltigen landwirtschaftlichen Produktivitätssteigerungen in den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise zur Folge hatten, dass Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft in die Industrie abwandern mussten. Infolge der Globalisierung wird zudem ein wachsender Prozentsatz der Industrie-Arbeitsplätze in Entwicklungs- und Schwellenländer verlagert, so dass strukturelle Veränderungen dringlicher vonnöten sind.

Der Regierung ist überdies ein weiteres fundamentales Problem entgangen: die sich verschärfende Ungleichheit mit all ihren Folgen auf das Geschehen vor, während und nach der Krise. Vor der Krise lag die durchschnittliche Sparquote der amerikanischen Haushalte knapp über null, und dies bedeutete, dass viele Amerikaner »entsparten«, das heißt negative Ersparnisse hatten. Da den oberen 20 Prozent der Bevölkerung etwa 40 Prozent des Volkseinkommens zufließen und diese etwa 15 Prozent dieses Einkommens sparen (bei einer Sparquote von insgesamt etwa 6 Prozent des Volkseinkommens), weisen die unteren 80 Prozent mit den verbleibenden 60 Prozent des Volkseinkommens eine negative Ersparnis von etwa 10 Prozent ihres Einkommens auf. Selbst wenn die Banken wieder saniert wären und selbst wenn die privaten Haushalte ihre Schulden vollständig zurückgezahlt hätten, dürften diese Haushalte nicht wieder in ihren früheren Konsumrausch verfallen und ständig über ihre Verhältnisse leben, und die Banken dürften ihnen kaum neue Kredite gewähren. Aus diesem Grund ist es unrealistisch anzunehmen, die Konsumexzesse der Zeit vor der Krise würden weitergehen.

Und die rückläufige Lohnquote – die zunehmende Ungleichheit – macht die Erholung, ohne staatliche Unterstützung, zu einem noch schwierigeren Unterfangen.


Diese Fehler in der ökonomischen Analyse hatten Folgen. Der Glaube, die Wirtschaft würde sich aus eigener Kraft alsbald wieder erholen  – sobald die Banken mit staatlicher Unterstützung saniert worden waren –, schlug sich in einem Konjunkturpaket nieder, das zu schwachbrüstig und kurzlebig war. Weil die Regierung meinte, der Abschwung wäre nur von kurzer Dauer, ging sie auch davon aus, dass die Unternehmen an ihren Mitarbeitern festhalten würden; doch die Unternehmen wussten es besser und entließen daher mehr Arbeitskräfte, als die Regierung erwartet hatte. Außerdem war das Paket nicht so gut konzipiert, wie es wünschenswert gewesen wäre; die konjunkturbelebende Wirkung pro ausgegebenem Dollar hätte höher sein können. Aber die Auffassung, dass es nur eines kurzzeitig wirkenden Palliativums bedürfe, während sich der Finanzsektor erholte, mag die Regierung dazu verleitet haben, diese Schwächen etwas lockerer zu sehen.47

Gekrönt wurden Fehleinschätzungen der Regierung auf diesem Feld noch von der Vorstellung, ihre Sprecher müssten die Lage der Wirtschaft nur rosig genug darstellen und so »das Vertrauen wiederherstellen«, und schon würde der allmächtige amerikanische Verbraucher irgendwie zu seiner früheren Konsumlust zurückfinden. Im März 2009 redeten sie über erste »zarte Pflänzchen« einer Erholung, doch im Sommer waren diese Pflänzchen schon wieder verdorrt. In den folgenden Jahren tauchten gelegentlich Hoffnungsschimmer auf, doch diese wiederholten Versuche, Zuversicht zu verbreiten, haben das Vertrauen (insbesondere in die Regierung und die Notenbank) womöglich nur noch weiter untergraben: Die politische Führungsriege der USA hatte eindeutig nicht verstanden, was los war.48


Warum der Staat die Wirtschaft kräftig ankurbeln kann

Die Behauptung, der Staat könne durch seine Ausgabenpolitik die Wirtschaft ankurbeln, basiert auf einer zwingenden Logik. Wenn die Regierung die Ausgaben erhöht, wächst das BIP um ein Mehrfaches dieses Betrages. Der Zusammenhang zwischen dem Zuwachs des BIP und der Erhöhung der Staatsausgaben wird Multiplikator genannt. Die Konservativen behaupten, wie nicht anders zu erwarten, der Multiplikator sei
klein – liege vielleicht sogar nahe null. Bei Vollbeschäftigung bewirken höhere Staatsausgaben selbstverständlich keine BIP-Zunahme. Sie müssen andere Ausgaben verdrängen. Wenn die US-Notenbank die Zinsen heraufsetzt oder die Kredite verknappt, um sicherzustellen, dass die erhöhten Staatsausgaben nicht die Inflation anheizen, werden Investitionen verdrängt. Aber diese Erfahrungen sind dann irrelevant für die Beurteilung der Folgen staatlicher Ausgaben, wenn die Arbeitslosigkeit hoch ist (und das wird sie über die kommenden Jahre wohl bleiben) und wenn sich die Notenbank selbst dazu verpflichtet hat, nicht mit Zinserhöhungen darauf zu reagieren. Unter diesen Umständen – den Bedingungen der Großen Rezession – sind Multiplikatoren sehr wahrscheinlich groß, weit über eins.49

Die Staatsausgaben können die Wirtschaft sogar noch stärker stimulieren, wenn sie in hochproduktive Investitionen fließen, darunter solche, die den wirtschaftlichen Strukturwandel fördern. Jenseits der hohen direkten Renditen dieser Investitionen gibt es weitere Nutzeneffekte: Die Erträge privater Investitionen steigen, so dass verstärkt von privater Seite investiert wird; das Defizit wird mittelfristig reduziert, und dies sollte nicht nur Vertrauen einflößen, sondern die Verbraucher, da sie erkennen, dass ihre zukünftige Steuerbelastung vermutlich geringer ausfallen wird, dazu veranlassen, auch heute mehr zu konsumieren.50 Selbst der private Konsum zieht an.

Für Strukturreformen ausgegebene staatliche Gelder – die mit dazu beitragen, Ressourcen aus älteren, weniger wettbewerbsfähigen Sektoren in neue Sektoren umzuleiten – beleben die Wirtschaft, und die höheren Einkommen verschaffen Privatpersonen und Unternehmen die Mittel, um sich an den ökonomischen Strukturwandel anzupassen.

In vielen europäischen Ländern, die Sparprogramme umsetzen, bedarf es gleichzeitig zügiger Strukturreformen. Die Strukturreformen, auf die sie sich konzentrieren, sehen allerdings vielfach keine staatliche Unterstützung für die sektorale Neuausrichtung der Volkswirtschaft vor. Vielmehr greift man auf eine Mischung aus kontraproduktiven Maßnahmen (Herabsetzung des Mindestlohns) und Maßnahmen, die politische Renten – Einkommen im Sinne des Rent-Seeking – beschneiden sollen (wie eine effektivere Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und den Abbau von Konzessionsauflagen), sowie auf Maßnahmen zurück, deren Wirkung nicht eindeutig ist: übereilte Privatisierungen, die in vielen
Ländern sogar noch mehr Möglichkeiten zum Abschöpfen politischer Renten schufen und die Effizienz beeinträchtigten.

Diese Reformen werden mit ambitionierten Botschaften – »damit wir wettbewerbsfähiger werden« – garniert. Selbst wenn diese Reformen in historisch beispiellosem Tempo umgesetzt würden, dauerte es Jahre, ehe ihre Früchte voll zum Tragen kämen. Diese Reformen kommen jedoch bestenfalls (wenn sie gut durchdacht sind, was bei vielen nicht der Fall ist) der Angebotsseite der Wirtschaft zugute; die Schwächen im heutigen Wirtschaftsgeschehen betreffen jedoch die Nachfrageseite, und sinkende Arbeitnehmereinkommen, entweder infolge von Entlassungen oder von Lohnkürzungen, verringern lediglich die Gesamtnachfrage und das BIP und erschweren denjenigen, die unmittelbar von dem Strukturwandel betroffen sind, die erfolgreiche Anpassung. Wenn jetzt nichts zur Ankurbelung von Nachfrage und Wachstum getan wird (und die meisten der europäischen Programme scheinen diesbezüglich wenig oder gar nichts anzukurbeln), werden effizienzverbessernde Strukturreformen nur bewirken, dass die Wirtschaft weniger Arbeitskräfte braucht, ganz gleich, wie viel Output sie produziert. So wünschenswert die Strukturreformen auf lange Sicht auch sind, drohen sie doch kurzfristig die Arbeitslosigkeit zu erhöhen und den Output zu verringern.



Zum Schluss

Die Rezepte der Banker und anderer Spitzenverdiener zur Krisenbewältigung  – Lohn- und Etatkürzungen – werden unsere Volkswirtschaften nicht wieder zum Blühen bringen. Es ist sogar fraglich, ob ihre politischen Empfehlungen unter den gegenwärtigen Bedingungen einer schwachen Konjunktur überhaupt zu einer nachhaltigen Verringerung des Defizits führen werden: Ein niedrigeres BIP und höhere Arbeitslosigkeit bedeuten geringere Steuereinnahmen und höhere Ausgaben. Und es steht auch dahin, ob sie tatsächlich im Interesse des obersten einen Prozents sind, auch wenn man leicht nachvollziehen kann, weshalb es dies glauben mag. Durch Lohnkürzungen (»stärkere Flexibilisierung des Arbeitsmarktes«) werden die Unternehmensgewinne erhöht, sofern der Umsatz konstant bleibt. Außerdem geht es den Banken vor allem darum, ihre Außenstände hereinzuholen. Sie denken typischerweise
an einen Haushalt, der ihnen Geld schuldet. Aber die Analogie zwischen dem Haushalt und der Volkswirtschaft ist falsch: Die Kürzung von Staatsausgaben zerstört die Nachfrage und Arbeitsplätze. Ein privater Haushalt verfügt nicht über das nötige Geld, um seine Schulden bei der Bank zu tilgen, wenn zeitgleich mit Ausgabenkürzungen sein Einkommen sinkt. Und die Rückzahlung wird dem Haushalt sogar noch schwerer fallen, wenn sein Einkommen um ein Vielfaches des Betrages sinkt, um den er seine Ausgaben gekürzt hat – aber genau dies geschieht, wie Ökonomen nachgewiesen haben.

Bemerkenswert ist, wie viele Leute – Experten und gewöhnliche Bürger, Amtsträger und andere – dem Mythos der Sparsamkeit und dem Mythos, das Staatsbudget sei mit dem Budget eines privaten Haushalts zu vergleichen, auf den Leim gegangen sind. Ein gleichlautendes, besonders raffiniertes Argument, das die Konservativen gegen makroökonomische Eingriffe vorbringen, hat ebenfalls breite Resonanz gefunden: Es gab ein Konjunkturpaket. Die Wirtschaftslage verbesserte sich nicht. Sie verschlechterte sich sogar. Ergo: Das Konjunkturpaket hat nichts gebracht. Aber der Stimulus hat durchaus gewirkt; er sorgte nämlich dafür, dass die Arbeitslosigkeit nicht noch höher ausfiel.

Das oberste eine Prozent hat die Budgetdebatte an sich gerissen und absichtlich tendenziös verzerrt, indem es nachvollziehbare Bedenken gegen überhöhte Staatsausgaben als Deckmantel für ein Programm zum Staatsabbau benutzte, ein Programm, das heute die Konjunktur schwächen, das zukünftige Wachstum verringern und, was für die Fragestellung dieses Buches besonders wichtig ist, die Schere zwischen Arm und Reich noch weiter öffnen wird. Die Superreichen sahen die haushaltspolitische Kontroverse zudem als Gelegenheit, für ein geringeres Maß an Steuerprogression und eine Kürzung der ohnehin schon eingeschränkten sozialen Sicherungssysteme zu plädieren.

Angesichts der strukturellen Schwächen unserer Wirtschaft (unzureichende Nachfrage in der Gegenwart und unzureichende Investitionen in die Zukunft) konzentriert sich der Defizitfetischismus auf das falsche Problem, zumindest im Moment. Doch selbst wenn man sich dem Defizitfetischismus anschließen wollte, gibt es, wie wir gezeigt haben, eine alternative Steuer- und Ausgabenpolitik, die gleichzeitig die ökonomische Effizienz steigern, die gesamtwirtschaftliche Produktion erhöhen und die Arbeitslosigkeit senken sowie eines der brisantesten Probleme
der USA, die zunehmende Verteilungsungerechtigkeit, entschärfen könnte.

Eine Hauptursache für Einkommensgefälle ist Arbeitslosigkeit. Nicht nur die Arbeitslosen, sondern auch die Erwerbstätigen verzeichnen Einkommensverluste, da hohe Arbeitslosigkeit die Löhne stark unter Druck setzt. Da die parteipolitische Blockade in den USA fiskalpolitische Maßnahmen (Steuern und Ausgaben) zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung weitgehend ausschließt, hat sich die Hoffnung auf die Geldpolitik verschoben. Wie in diesem Kapitel aufgezeigt, könnte sich die Lage noch weiter verschlechtern: Der Defizitfetischismus könnte in eine strenge Sparpolitik münden, die die Wirtschaft weiter abwürgen und der Geldpolitik eine noch größere Bürde auferlegen würde. Aber ist die Geldpolitik dieser Aufgabe gewachsen? Im nächsten Kapitel werde ich zeigen, weshalb die Geldpolitik das Gemeinwohl nicht in der Weise gefördert hat, wie sie es hätte tun sollen: Sie diente vor allem dem Finanzsektor und den Interessen der oberen Zehntausend.


KAPITEL 9

Eine makroökonomische Politik und eine Zentralbank von dem einen Prozent für das eine Prozent

Es mag einige Leser verwundern, in einem Buch über Ungleichheit auf ein Kapitel über Makroökonomik zu stoßen: jenes Teilgebiet der Volkswirtschaftslehre, das sich mit der Konjunktur, der Gesamtproduktion (Output, BIP) und der Beschäftigung sowie mit Zinsen und Inflation befasst. Dabei wirkt sich nichts stärker auf das Wohl der meisten Bürger aus als der gesamtwirtschaftliche Zustand – ob Vollbeschäftigung gegeben ist und wie hoch das Wachstum ist. Und wenn die makroökonomische Politik versagt und die Arbeitslosigkeit stark ansteigt, dann leiden die Armen und Schwachen am meisten darunter. Ganz allgemein hat die makroökonomische Politik erhebliche Auswirkungen auf die Einkommensverteilung. Politische Entscheidungsträger sollten sich dessen bewusst sein, aber sie handeln oft so, als ob das nicht der Fall wäre. Tatsächlich wird die Einkommensverteilung in der Makroökonomik nur selten thematisiert, und genau das ist der Punkt.

Die Hauptaufgabe der Wirtschaftspolitik besteht darin, die gesamtwirtschaftliche Stabilität zu wahren. Die Große Rezession liefert uns in dieser Hinsicht ein anschauliches Beispiel für ein kolossales Versagen. Und dieses Versagen hat den einfachen Bürgern Amerikas – Arbeitern, Hausbesitzern und Steuerzahlern – eine enorme Bürde auferlegt. Ich habe gezeigt, wie das Versagen der Makroökonomik schließlich die Probleme unseres Wirtschaftssystems in den Vordergrund rückte. Wenn alles glatt lief, ging es den meisten Menschen finanziell gut, und sie konnten sich selbst einreden, dass diejenigen, die schlechter dastanden, sich dies selbst zuzuschreiben hätten. Aber die Rezession von 2008 setzte dieser Illusion ein jähes Ende. Zu viele Menschen, die »sich an die Regeln gehalten, fleißig studiert und hart gearbeitet hatten«, kamen nur noch mit Mühe über die Runden oder nicht einmal mehr das. Das System funktionierte nicht.


Ich habe in diesem Buch die These vertreten, dass unser Wirtschaftssystem in vielerlei Hinsicht die Spitzenverdiener auf Kosten aller anderen privilegiert und dass dieses System meilenweit von dem entfernt ist, was »Modell der leistungsbezogenen Einkommensfestsetzung« genannt wird, wonach das persönliche Einkommen den jeweiligen Beitrag zum Allgemeinwohl widerspiegelt. In diesem Kapitel konzentrieren wir uns darauf, welchen Beitrag unsere makroökonomische Politik dazu geleistet hat – vor, während und nach der Krise.

Politik ist mit Richtungsentscheidungen verbunden. Alle politischen Maßnahmen haben Verteilungswirkungen. Und manche politische Entscheidungen haben sowohl die Ungleichheit verschärft – die Reichen begünstigt – als auch der Wirtschaft geschadet.

Vielen Entscheidungen sind jedoch komplizierter und mit schwierigen Abwägungen verbunden. Wenn es einen Zielkonflikt zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit gibt, hat die Entscheidung, die Inflation möglichst niedrig zu halten, höhere Arbeitslosigkeit zur Folge, und die Leidtragenden sind die Arbeitnehmer; strebt man dagegen nach niedriger Arbeitslosigkeit, bedeutet dies eine höhere Inflation, so dass Anleihegläubiger Vermögenseinbußen erleiden. Man hätte bei der Geldpolitik einen ganz anderen Kurs verfolgt, wenn man, statt eine Inflationsrate von unter zwei Prozent eine Arbeitslosenquote von unter fünf Prozent angestrebt hätte.

Verschiedene wirtschaftspolitische Weichenstellungen erlegen den einzelnen gesellschaftlichen Segmenten auch unterschiedliche Risiken auf. Wer trägt die Konsequenzen, wenn etwas schiefgeht? Wer erntet die Früchte, wenn es gutgeht? Die US-Notenbank ging eine Wette ein, als sie darauf vertraute, die Banken würden die Risiken, die sie eingehen, von sich aus begrenzen – eine Wette, die sich für die Banken enorm auszahlte, aber der Allgemeinheit die Zeche aufbürdete. Die Notenbank hätte die leichtfertige und ausbeuterische Kreditvergabe und die dubiosen Geschäftspraktiken bei Kreditkarten eindämmen können, aber sie entschied sich dagegen.

Wieder einmal waren die Banken die Gewinner, alle anderen die Verlierer.

Die Geldpolitik, andere makroökonomische Instrumente und die US-Notenbank trugen somit in vielfältiger Weise zu dem sich verschärfenden Problem der Ungleichheit in den USA bei. Eine manchmal
unnötig hohe Arbeitslosenrate (die Lohnsenkungen zur Folge hat) bedeutete für Arbeitnehmer im unteren und mittleren Einkommensbereich Einbußen. Zu wenig Schutz vor den missbräuchlichen Praktiken der Banken drückte ihren Lebensstandard. Ich werde zeigen, dass die gegenwärtigen makroökonomischen Strategien womöglich sogar zu einer wirtschaftlichen Erholung beitragen werden, die, wann auch immer sie einsetzen mag, ohne neue Arbeitsplätze auskommt. Versteckte Subventionen für Banken und die Deregulierung, die in hohem Maße für die Finanzialisierung der Wirtschaft mit verantwortlich ist, begünstigten die Umverteilung von unten nach oben, und eine aggressive Strategie der Inflationsbekämpfung bedeutete, dass reiche Anleihegläubiger nicht befürchten mussten, dass ihre Werte womöglich verfallen würden.

Dieses multiple Versagen ist kein Zufall. Die institutionellen Mechanismen geldpolitischer Entscheidungsfindung wurden gezielt so gestaltet, dass die Banken und ihre Verbündeten unverhältnismäßig großen Einfluss darauf nehmen können. Dies schlug sich sogar in den Modellen nieder, die in das Standardinstrumentarium der Zentralbanken aufgenommen wurden. Ihr Hauptaugenmerk galt der Inflation (die den Anleihegläubigern ein Dorn im Auge ist), während Verteilungsfragen ausgeblendet wurden (darüber sollten sich die Zentralbanken nach dem Willen der Geschäftsbanken nicht den Kopf zerbrechen) – obwohl meines Erachtens die sich immer weiter öffnende Schere zwischen Arm und Reich entscheidenden Anteil an der wirtschaftlichen Instabilität hat.

So wie die Große Rezession die Aufmerksamkeit auf das Auseinanderdriften der Vermögensverhältnisse in Amerika lenkte – und dadurch den Mythos zerstörte, alle Amerikaner hätten von dem Wachstum des vergangenen Vierteljahrhunderts profitiert –, so räumte sie auch mit zwei weiteren Mythen auf: den Vorstellungen, dass Inflationsbekämpfung ein Eckpfeiler ökonomischen Wohlstands sei und dass eine unabhängige Zentralbank die gesamtwirtschaftliche Stabilität am ehesten gewährleiste.

In diesem Kapitel werde ich erläutern, in welcher Weise die Geldpolitik die gesamtwirtschaftliche Leistungsfähigkeit schwächte und gleichzeitig die Ungleichheit immer weiter vorantrieb. Es gibt wirtschaftspolitische und institutionelle Alternativen, die nicht nur produktiveres und stabileres Wachstum, sondern auch eine gerechtere Verteilung der Früchte dieses Wachstums versprechen – und dieses Versprechen einhalten.





Wie die moderne makroökonomische Theorie und die Geldpolitik den 99 Prozent schadeten

Das Hauptaugenmerk der modernen Makroökonomik und der daraus erwachsenden Geldpolitik liegt auf der Inflation: Eine dauerhaft niedrige Inflationsrate soll die makroökonomischen Voraussetzungen für eine prosperierende Marktwirtschaft schaffen. Inflation – insbesondere eine sehr hohe, stark schwankende Inflationsrate – kann ein Problem darstellen, aber in den Vereinigten Staaten und Westeuropa hat die Inflation seit über dreißig Jahren keine besorgniserregenden Höhen mehr erreicht.1 Wenn man sich auf die Probleme von gestern konzentriert, mag einen dies davon abhalten, sich den dringlicheren Problemen der Gegenwart zuzuwenden. In den Jahren vor der Großen Rezession hätten die bei einem Zusammenbruch des Finanzsystems drohenden gigantischen Verluste weitaus größere Sorgen auslösen müssen als eine mögliche geringfügige Effizienzeinbuße infolge eines leichten Inflationsanstiegs.2 In den Jahren nach Beginn der Großen Rezession hätten uns die gigantischen Verluste infolge der Ressourcenverschwendung (weil die Wirtschaft ihr Potenzial nicht ausschöpfte) weitaus größere Sorgen bereiten müssen als eine mögliche geringfügige Effizienzeinbuße infolge eines leichten Anziehens der Teuerungsrate.

Wie in Kapitel 4 erwähnt, sind die Hauptleidtragenden in Krisen Arbeitnehmer und mittelständische Betriebe, und dies gilt in ganz besonderem Maße in dieser Krise, in der die Unternehmensgewinne in vielen Sektoren weiterhin hoch sind3 und es den Banken und den Bankern weiterhin gut geht. Hohe Arbeitslosigkeit schadet denjenigen, die ihren Lebensunterhalt durch Arbeit verdienen; die meisten derjenigen, die noch Arbeit haben, müssen mit Arbeitszeitverkürzung und sinkenden Einkommen klarkommen. Besonders hart aber trifft es die »ganz unten«. Qualifizierte Arbeitskräfte verdrängen die gering qualifizierten, und die gering qualifizierten verdrängen die ungelernten Arbeitskräfte. All diese Gruppen erleiden Einkommenseinbußen, aber diejenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, trifft es besonders hart.4

Hohe Arbeitslosigkeit wirkt sich nicht nur negativ auf diejenigen aus, die ihre Arbeitsplätze verlieren oder auf Kurzarbeit gesetzt werden: Die gesamten unteren 99 Prozent erleiden Wohlstandsverluste, weil die Löhne durch die verstärkte Bewerberkonkurrenz um Arbeitsplätze
gedrückt werden. Und die geldpolitischen Strategien der meisten Zentralbanken erzeugten einen Sperrklinkeneffekt, der in den vergangenen Jahrzehnten ohne Rücksicht auf Verluste eingesetzt wurde. Sobald sich die Löhne erholen, beschwören die Zentralbanken mit ihrem Tunnelblick auf die Inflation das Gespenst von Preissteigerungen herauf. Sie erhöhen die Leitzinsen und ziehen die Kreditschraube an, um die Arbeitslosigkeit auf einem unnötig hohen Niveau zu halten. Allzu oft gelingt es ihnen, Lohnerhöhungen zu vereiteln – mit dem Ergebnis, dass die Produktivität sechs Mal stärker gestiegen ist als die Löhne.5 (Zum Zeitpunkt der Krise 2008 hatten die Arbeiter die Verluste der letzten Rezession noch nicht wieder wettgemacht.)6

Den Entscheidungsträgern in den Zentralbanken fällt es schwer, sich auf die Geldpolitik und die Bankenaufsicht zu beschränken. (Wenn sie sich auf ihren eigentlichen Auftrag besonnen und die richtige Geldund Regulierungspolitik betrieben hätten, befände sich die US-Wirtschaft heute in einer viel besseren Verfassung.) Ein Steckenpferd der Notenbanker ist die »stärkere Flexibilisierung des Arbeitsmarktes«, womit sie für gewöhnlich Lohnsenkungen meinen, insbesondere im Bereich der Mindestlöhne, und die Lockerung des Kündigungsschutzes. Die Schwächung sozialer Sicherungssysteme hat die negativen Auswirkungen einer verfehlten Makropolitik auf die 99 Prozent indes noch verstärkt. Die Mindestlöhne hielten mit der Inflation nicht Schritt (so dass der bundesweite Mindestlohn in den Vereinigten Staaten 2011 real um 15 Prozent niedriger lag als 1980), und dies hat offensichtlich Lohnsenkungen insbesondere im untersten Einkommensbereich erleichtert.7 Die Arbeitslosenversicherung ist ebenfalls nicht mehr auf der Höhe der Zeit, so dass diejenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren und das Glück haben, gegen Arbeitslosigkeit versichert zu sein, heute einen geringeren Prozentsatz ihres vorherigen Lohns erhalten.8 Und wie wir in Kapitel 1 sahen, gibt es mittlerweile eine erschütternd große Zahl von Arbeitslosen, die überhaupt keine Leistungen erhalten.

Der Abbau der sozialen Absicherung und das Drängen auf eine stärkere Flexibilisierung des Arbeitsmarktes dürften ihrerseits die makroökonomischen Folgen einer verfehlten Geldpolitik verschärft haben. Das beherrschende ökonomische Problem in der Großen Rezession ist, wie schon mehrfach betont, die unzureichende Gesamtnachfrage. Gute soziale Sicherungssysteme sichern Einkommen und Konsum von Arbeitnehmern
auch im Fall eines rezessiven »Schocks«. Ökonomen nennen diese Konjunkturpuffer automatische Stabilisatoren. Lohnsenkungen als Reaktion auf einen negativen Schock verstärken hingegen dessen Wirkungen. Die Notenbanker, die »flexiblere Löhne« forderten, sich auf die Inflation konzentrierten und die Risiken einer Finanzkrise ignorierten, verfolgten eine Politik, die die Wirtschaft dem Risiko eines starken Schocks aussetzte und zugleich dafür sorgte, dass der Schock, wenn er sich ereignen sollte, tief greifende und schwerwiegende Konsequenzen hätte.




Verteilungsfolgen der Geldpolitik

In den makroökonomischen Standardmodellen wird nicht einmal anerkannt, dass die Einkommensverteilung wichtig ist; kein Wunder also, dass die Notenbank die Verteilungsfolgen ihrer geldpolitischen Entscheidungen oftmals nicht bedacht zu haben scheint. Selbst wenn ihr Hauptaugenmerk der Beschäftigung gilt, wird sie dadurch, dass sie die Verteilungsfolgen ihrer Maßnahmen nicht berücksichtigt, zu Entscheidungen veranlasst, die kontraproduktiv sein können.

So konzentriert sich die Notenbank beispielsweise in dem Irrglauben, Änderungen der Zinssätze seien ein einfacher »Hebel«, mit dem sie das Wirtschaftsgeschehen steuern könne, eben darauf: Zinssenkungen kurbeln die Konjunktur an, Zinserhöhungen dämpfen sie. Auch wenn es Zeiten und Situationen geben mag, in denen das Drehen an der Zinsschraube diese Wirkungen entfaltet, sind diese Zusammenhänge zu anderen Zeiten bestenfalls schwach, und andere Instrumente könnten dann weitaus effektiver sein. Zur Bekämpfung der Immobilienblase wäre es zum Beispiel sinnvoller gewesen, statt der Zinsen die Mindestanzahlungen (den geforderten Eigenkapitalanteil) bei Hypotheken zu erhöhen; aber man wollte produktive Investitionen nicht drosseln, nur um Luft aus der Blase zu lassen. Für die Notenbank mit ihrer unkritischen Verehrung des Preissystems und ihrem Glauben an die Zauberkräfte des Marktes waren solche Regulierungen natürlich ein rotes Tuch.

Als die Wirtschaft ins Trudeln geriet, mag die Senkung der Zinsen die Banken gerettet haben – die Konjunktur hat sie eindeutig nicht angeregt. Selbst wenn die niedrigeren Zinsen, die Banken für (Zentralbank-)
Geld zahlten, an Kreditnehmer weitergereicht worden wären, hätte dies in den meisten Sektoren nicht zu nennenswerten Neuinvestitionen geführt, da die Kapazitätsauslastung sehr gering war – die vorhandenen Kapazitäten waren bereits mehr als ausreichend, um selbst eine stark ansteigende Nachfrage zu befriedigen. Abgesehen davon, dass die Banken billiges Geld bekamen – eine versteckte Subvention –, brachten die Zinsschnitte daher nicht viel. Als die Notenbank nach dem Platzen der Dotcom-Blase die Zinsen gesenkt hatte, hatte die Investitionstätigkeit der Unternehmen ebenfalls kaum zugenommen, dafür aber bildete sich die Immobilienblase. Doch so stark wie die Immobilienpreise jetzt gesunken waren, war es äußerst unwahrscheinlich, dass niedrigere Zinsen hier einen größeren Effekt (auf die Nachfrage) entfalteten.

Dagegen fielen durchaus Kosten an: Alle jene besonnenen Rentner, die in vermeintlich sichere Staatsanleihen investiert hatten, mussten erleben, wie ihr Einkommen dahinschwand. So kam es zu einem großen Vermögenstransfer von den Rentnern zur Regierung und von der Regierung zu den Banken. Aber der Schaden, den die Rentner erlitten, wurde weitgehend totgeschwiegen, und es wurde kaum etwas getan, um ihn auszugleichen.9

Die niedrigeren Zinsen dämpften das Ausgabeverhalten auch in anderer Weise. Personen, die sich der Altersgrenze näherten, mussten mehr sparen, das heißt viel mehr Geld in sicheren Staatsanleihen anlegen, um das gewünschte Alterseinkommen zu erzielen. Das Gleiche galt für Eltern, die für die Ausbildung ihrer Kinder Geld auf die hohe Kante legten. Schon eine oberflächliche Prüfung der Verteilungswirkungen dieser geldpolitischen Maßnahmen hätte Zweifel an der Effektivität der Niedrigzinspolitik wecken müssen.10

Doch die Notenbank, die immer nur die Interessen des obersten einen Prozents im Auge hatte, behauptete, niedrigere Zinsen würden den Aktienkursen Auftrieb geben – was primär den Reichen zugutekommt, auf die ein unverhältnismäßig großer Anteil des US-Aktienvermögens entfällt –, und höhere Aktienkurse würden den Konsum beleben, da die Menschen das Gefühl hätten, wohlhabender zu sein. Doch die Zinsen würden nicht für immer so niedrig bleiben, was bedeutete, dass der Anstieg der Aktienkurse wahrscheinlich nicht von Dauer sein würde. Es war unwahrscheinlich, dass sich ein vorübergehender Börsenboom aufgrund einer vorübergehenden Zinssenkung, von der insbesondere die
Reichen profitierten, in einer nachhaltigen Konsumbelebung niederschlagen würde.11

Die Niedrigzinspolitik der Notenbank belebte zwar nicht, wie erhofft, die Investitionstätigkeit, ermunterte aber diejenigen, die Investitionen planten, den Faktor Arbeit durch billiges Kapital zu ersetzen. Tatsächlich befanden sich die Preise für Kapital vorübergehend auf einem künstlich niedrigen Niveau, und da bot es sich an, sich diese ungewöhnliche Situation zunutze zu machen. Dadurch wurden verzerrte Innovationsmuster verstärkt, die ausgerechnet zu einer Zeit, da Arbeitskräfte in immer größerer Zahl zur Verfügung standen, auf deren Einsparung hinwirkten. Es ist seltsam, dass Lebensmittelgeschäfte und Drugstores just dann, wenn die Arbeitslosigkeit unter Geringqualifizierten so hoch ist, Kassierer durch automatische Kassen ersetzen. Die Notenbank erhöhte die Wahrscheinlichkeit, dass der nächste Aufschwung ein »beschäftigungsloser« wäre. Tatsächlich kennzeichnete dies auch die Erholung nach der Rezession 2001, in der die Notenbank die Zinsen ebenfalls deutlich gesenkt hatte.12



Hilfe für die oberen Zehntausend

Gerade in der Krise hat die Notenbank den Banken und den Bankern auf vielfältige Weise geholfen. Die Notenbank leiht den Banken zu sehr niedrigen Zinsen Geld – Zinssätzen, die vor allem in Krisenzeiten weit unter dem Marktzins liegen. Wenn eine Bank Kredite zu einem Zins nahe null aufnehmen kann und dann eine langfristige Staatsanleihe kauft, die zum Beispiel eine Rendite von drei Prozent abwirft, dann kassiert sie einen hübschen dreiprozentigen Gewinn fürs Nichtstun.13 Wenn man dem Bankensystem jährlich eine Billion Dollar leiht, ist das ein Geschenk im Wert von 30 Milliarden Dollar. Aber Banken können oft viel mehr herausholen: Sie können an Firmenkunden – selbst wenn deren Bonität außer Frage steht – Kredite mit viel höheren Zinsen ausreichen. Setzen sie einen Zins von zehn Prozent durch, entspricht die Bereitschaft der Regierung, ihnen fast zinslos eine Billion Dollar zur Verfügung zu stellen, einem Geschenk im Wert von 100 Milliarden Dollar pro Jahr.14

Außerdem können Banken ihrerseits Geld bei der US-Notenbank einzahlen, und sie erhalten jetzt, zum ersten Mal, Zinsen auf diese Einlagen
 – ein weiterer versteckter Transfer von den Steuerzahlern zu den Banken.15 Dieses jüngste Geschenk mag die Banken sogar von der Kreditausreichung abgehalten haben. Banken dafür zu bezahlen, dass sie keine Kredite vergeben, bedeutet, dass die Grenzrendite der Banken im Kreditgeschäft sinkt.16

Ganz allgemein werden die Interessen der Banken (und insbesondere der Großbanken) bei der Bankenrettungsstrategie über die der übrigen Wirtschaft gestellt.17 Den Banken wurde vorgeblich deshalb Geld zur Verfügung gestellt, damit der Kreditfluss nicht unterbrochen wird, aber den Finanzinstituten, die die Mittel erhielten, wurden keinerlei Auflagen erteilt – keine Auflagen bezüglich der Aufrechterhaltung des Kreditflusses, keine Auflagen, das Geld nicht für die Auszahlung von Boni zu verwenden. Und so floss ein Großteil der Gelder, mit denen die Banken gestützt wurden, in Boni, nicht in die Rekapitalisierung. Die Hilfsgelder kamen überproportional den Großbanken zugute, die sich mehr für Spekulation und den Handel mit Wertpapieren als für das Kreditgeschäft interessierten. Wenn sie überhaupt Kredite ausreichten, dann überwiegend an internationale Konzerne. Bei den kleineren Regional-und Kommunalbanken, die auf die Kreditversorgung der mittelständischen Wirtschaft spezialisiert sind, kam nur ein geringer Teil der Regierungsgelder an.18 Da ist es nicht weiter verwunderlich, dass Hunderte dieser kleineren Kreditinstitute pleitegingen19 und Hunderte weitere in eine so prekäre Lage gerieten, dass sie ihr Kreditgeschäft zurückfahren mussten.20 Als Strategie, den Kreditfluss aufrechtzuerhalten, erwiesen sich die Entscheidungen der Notenbank (und des US-Finanzministeriums) als völlig verfehlt.


Deregulierung: Die treibende Kraft des Finanzkapitalismus

Die Dienstbeflissenheit gegenüber den Geschäftsbanken verweist auf den Hauptbeitrag der Notenbank und anderer Zentralbanken zur Ungleichheit: Weder regulierten sie den Sektor ausreichend, noch setzten sie die geltenden gesetzlichen Vorschriften in ausreichendem Maße durch. Die Deregulierung des Finanzmarktes, die unter Präsident Reagan begonnen hatte, erreichte damit ihren Höhepunkt. Die US-Notenbank
und ihr damaliger Chef Alan Greenspan waren maßgeblich an dem Abbau jenes Ordnungsrahmens beteiligt, der dafür sorgte, dass das Finanzsystem in den Jahrzehnten nach der Weltwirtschaftskrise der Wirtschaft und dem Land insgesamt so gute Dienste geleistet hatte. Sie waren auch maßgeblich daran beteiligt, neue Vorschriften zu verhindern, die dem Wandel des Finanzsektors Rechnung getragen hätten, etwa der Entwicklung von Derivaten, die die Stabilität des Finanz- und Wirtschaftssystems bedrohten.21

Diese Deregulierung hatte zwei Konsequenzen, die eng miteinander zusammenhingen und auf die hier bereits hingewiesen wurde. Erstens führte sie zur Finanzialisierung der Volkswirtschaft – mit allen damit verbundenen Verzerrungen und Ungerechtigkeiten. Zweitens ermöglichte sie es den Banken, den »kleinen Mann« auf breiter Front auszunehmen  – durch unlautere Kreditvergabe, exorbitante Kreditkartengebühren und andere Praktiken. Die Banken wälzten die Risiken auf die Armen und den Steuerzahler ab: Wenn die Dinge nicht so liefen, wie die Kreditgeber es vorhergesagt hatten, mussten andere die Folgen tragen. Die Notenbank hat dies nicht nur nicht verhindert, sie hat es geradezu gefördert.22 Aus Sicht der Gesellschaft haben die Banken den Menschen eindeutig nicht dabei geholfen, Risiken wirksam abzusichern; vielmehr haben sie diese Risiken überhaupt erst erschaffen. Viel erfolgreicher waren die Banker dagegen bei ihrer persönlichen Risikoabsicherung. Sie brauchten für die Konsequenzen ihres Handelns nicht einzustehen.

Die Position der US-Notenbank in der Debatte um eine effizientere staatliche Regulierung im Anschluss an die Krise zeigte, wem sie sich verbunden fühlte. Der Ordnungsrahmen hätte so gestaltet werden sollen, dass er die Banken dazu ermunterte, sich wieder dem langweiligen guten alten Kreditgeschäft zuzuwenden. Eingedenk der Tatsache, dass die Banken, die zu groß waren, um sie pleitegehen zu lassen, krasse Fehlanreize erhalten hatten, hätten die Verantwortlichen sich darauf konzentrieren sollen, die Größe und Verflechtung der Banken zu begrenzen. Zudem haben »systemrelevante« Banken einen Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Banken: Diejenigen, die ihnen Finanzmittel zur Verfügung stellen, wissen, dass sie auf eine implizite Staatsbürgschaft vertrauen können, und aus diesem Grund bieten sie ihnen Geld zu vergleichsweise niedrigen Zinsen an. Daher können die Großbanken glänzende Geschäftszahlen vorlegen, nicht etwa weil sie effizienter wären oder einen
besseren Service bieten würden als die Konkurrenz, sondern weil der Steuerzahler sie de facto subventioniert. Da wir es unterlassen haben, diesen Vorteil durch eine Steuer auszugleichen, machen wir den »systemrelevanten« Banken noch ein großes Geschenk.23 Die Erkenntnis, dass überhöhte Boni Finanzprofis Anreize zum Eingehen unvertretbar hoher Risiken und zu kurzsichtigem Verhalten lieferten, hätte auch Anlass sein müssen, strenge rechtliche Vorgaben für die Ausgestaltung der Prämiensysteme zu machen. Und in dem Wissen um das hohe Risiko, das mit einer unzureichenden Kapitalausstattung von Banken verbunden ist – bei denen mitunter schon geringfügige Änderungen im Wert ihrer Aktiva zum Zusammenbruch führen –, hätte die Höhe von Boni und Dividenden bis zur vollständigen Erholung des Bankensektors streng reguliert werden sollen. Schließlich hätte die Notenbank, die genau wusste, dass mangelnde Transparenz und Finanzderivate maßgeblichen Anteil an der Krise hatten, auf entschiedene Korrekturen in beiden Bereichen drängen müssen.

Aber von all dem wurde nur wenig umgesetzt, und das, was getan wurde, kam oftmals gegen den Widerstand der Notenbank zustande. Das neue Gesetz zur Finanzmarktregulierung (Dodd-Frank Act), das im Juli 2010 in Kraft trat, übertrug der US-Notenbank einen Großteil der Kompetenzen für die Umsetzung der Vorschriften, und diese zeigte, zumindest auf einigen Gebieten, wem ihre Loyalität galt. Um nur ein paar Beispiele zu nennen: In der Aussprache vor der Verabschiedung des Gesetzes hatte der für die Derivate-Aufsicht zuständige Senatsausschuss empfohlen, durch Staatsbürgschaften abgesicherten Banken den Verkauf von Derivaten zu verbieten. Auch wenn nicht klar war, ob Derivate Versicherungsprodukte oder Glücksspiel-Instrumente waren, stand doch fest, dass sie keine Kredite waren. Wenn es sich um Versicherungsprodukte handelte, sollten sie von den einzelstaatlichen Versicherungsaufsehern reguliert werden; wenn es Glücksspielprodukte waren, sollten sie von den einzelstaatlichen Aufsichtsbehörden für die Glücksspielbranche reguliert werden; unter keinen Umständen aber sollten sie von der US-Regierung  – durch die US-Bundeseinlagenversicherung – garantiert werden. Aber Notenbank-Chef Ben Bernanke war anderer Auffassung (gegen den Widerstand zweier regionaler Notenbank-Vorsitzender, die der altmodischen Vorstellung anzuhängen schienen, Banken sollten sich aufs Bankgeschäft beschränken). Bernanke und die Großbanken, die
jedes Jahr Milliarden mit sogenannten Kreditausfallversicherungen (Credit Default Swaps) verdienten, setzten sich durch.

Unterdessen bildete sich unter Wirtschaftswissenschaftlern und staatlichen Entscheidungsträgern (darunter auch mindestens einem Mitglied des US-Zentralbankvorstands sowie dem Präsidenten der Bank von England, Mervyn King) ein breiter Konsens heraus, dass den »systemrelevanten« Banken Zügel angelegt werden müssten. King meinte, wenn sie zu groß seien, um sie pleitegehen zu lassen, dann seien sie auch zu groß, um zu existieren. Schon früher hatte Paul Volcker, der ehemalige Vorsitzende der US-Notenbank, angemerkt, dass diese Banken aufgrund ihrer Größe auch nicht mehr vernünftig gesteuert werden könnten. Aber der gegenwärtige Notenbank-Chef und dessen Vorgänger (Bernanke und Greenspan, die mitverantwortlich für die Krise waren) schienen das Problem nicht einmal zu erkennen oder jedenfalls nicht für so wichtig zu erachten, dass sie Maßnahmen zur Abhilfe vorgeschlagen hätten. Und man hätte eine ganze Menge tun können: angefangen von regulatorischen Beschränkungen, was die Größe und Aktivitäten der Banken angeht, bis hin zu Steuern, um die oben beschriebenen Vorteile auszugleichen.

Die Notenbank hat selbstverständlich nie beabsichtigt, die Ungleichheit zu verschärfen – weder durch die Vergünstigungen, die sie denen an der Spitze der Verteilungspyramide erwies, noch durch die Folgen ihrer Politik für jene, die in der Mitte und am Fuß dieser Pyramide angesiedelt sind. Wie wir später erläutern werden, waren vermutlich die meisten Mitglieder des Zentralbankvorstands voll und ganz davon überzeugt, dass ihre Politik – laxe Regulierung, Inflationsbekämpfung, Unterstützung der Banken, die so wichtig sind, um die Wirtschaft am Laufen zu halten – ein Wachstum fördere, von dem alle profitieren würden. Aber dies belegt nur, in welchem Maße die Notenbanker durch die Sichtweisen und Weltanschauungen der Banker voreingenommen waren.



Eine Zentralbank im Dienst der Gesellschaft24

Nach herrschender ökonomischer Meinung sollten Zentralbanken unabhängig sein, denn anderenfalls, so wird argumentiert, würden Politiker die Geldpolitik zu ihrem kurzfristigen Vorteil nutzen, der mit langfristigen
Kosten verbunden wäre: Vor Wahlen würden sie die Konjunktur übermäßig ankurbeln, und der Preis dafür – höhere Inflation – würde nach den Wahlen fällig. Bei einer unabhängigen Zentralbank, die eine möglichst niedrige Inflation anstrebt, würden sich die Märkte überdies in ihrem Verhalten nicht von Inflationserwartungen beeinflussen lassen, so dass die Inflation in Grenzen gehalten würde und die Volkswirtschaft insgesamt leistungsfähiger sei.




Das Versagen unabhängiger Zentralbanken

Die unabhängigen Zentralbanken der Vereinigten Staaten und Europas haben in der letzten Krise keine besonders gute Figur gemacht. Ihre Leistung fiel zweifellos viel schlechter aus als die der weniger unabhängigen Zentralbanken etwa in Indien, China oder Brasilien. Der Grund dafür liegt auf der Hand: Die Zentralbanken der Vereinigten Staaten und Europas waren vom Finanzsektor vereinnahmt worden. Sie waren gegenüber demokratisch gewählten Instanzen nicht rechenschaftspflichtig, dafür aber durchaus empfänglich für die Interessen und Sichtweisen der Banker. Die Banken wollten niedrige Inflationsraten und einen deregulierten Finanzsektor mit zahnlosen Aufsichtsstrukturen, und ihre Wünsche wurden erhört – auch wenn die inflationsbedingten wirtschaftlichen Verluste verglichen mit denen, die ein viel zu weitgehend deregulierter Finanzmarkt verursachte, unerheblich waren. Den Verlusten, die die Banken mit ihren ausbeuterischen Kreditvergabepraktiken Otto Normalverbraucher bescherten, wurde wenig Beachtung geschenkt, zumal diese zusätzlichen Gewinne die Finanzkraft der Banken erhöhten. Schließlich zählte es zu den Hauptaufgaben der Zentralbanken, die Stabilität und Solidität des Bankensystems zu gewährleisten.



Vereinnahmung

Wir sahen in Kapitel 2, dass eine Regulierungsbehörde von dem zu regulierenden Wirtschaftszweig vereinnahmt wird, wenn in ihrer Regulierungsstrategie die Interessen derer, die sie regulieren soll, größere Beachtung finden als das öffentliche Interesse. Das hängt unter anderem mit
dem System der »Drehtüren« zusammen: Die Regulierer stammen aus dem zu regulierenden Sektor, in den sie, nach einem kurzen Abstecher in den Staatsdienst, auch zurückkehren. Die Vereinnahmung erfolgt zum einen über kognitive Prozesse – der Regulierer übernimmt die Denkweise derjenigen, die er regulieren soll –, im Falle der Vereinigten Staaten allerdings auch ganz direkt, wenn sich die Wall Street massiv in den Auswahlprozess von Kandidaten für den Zentralbankvorstand einmischt. Ich habe das in der Regierung Clinton selbst erlebt, als die Ernennung zweier hervorragend qualifizierter Kandidaten von den Finanzmärkten praktisch verhindert wurde. Eine Kandidatin wurde boykottiert, weil sie ihre Sorge über diskriminierende Praktiken bei der Kreditvergabe geäußert hatte, der zweite Kandidat fiel durch, weil er offenbar Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung zu viel Gewicht beimaß. Der seltsamste Fall ereignete sich während der Regierungszeit Obamas. Er hatte einen brillanten Nobelpreisträger nominiert, der bahnbrechende Beiträge zum Verständnis der Arbeitslosigkeit und ihrer Bestimmungsfaktoren geleistet hatte – etwas, das für die Notenbank von höchstem Interesse hätte sein sollen. Vielleicht erkannten einige Akteure auf den Finanzmärkten, dass ein kritischer Denker, der womöglich einige überkommene geld- und kreditpolitische Grundsätze der Zentralbank, die weder wirtschaftstheoretisch noch empirisch hinreichend fundiert waren, in Frage stellen würde, unbequem sein würde. Seine Nominierung wurde jedenfalls vom Bankenausschuss des Senats blockiert.25

Trotz dieses Drucks von außen sind unter den Mitgliedern des Zentralbankvorstands sehr unterschiedliche Standpunkte anzutreffen. Es gab sogar ein Vorstandsmitglied, das vor den faulen Krediten im Immobiliensektor warnte; er wurde allerdings von seinen Kollegen schlichtweg ignoriert.26 In dieser Rezession haben mehrere Zentralbankvorstände beteuert, die Arbeitslosigkeit sei die Schlüsselfrage, und die Bank hat anerkannt, dass die unzureichende Nachfrage das eigentliche Problem ist. Einige machten sogar den (für Notenbanker) häretischen Vorschlag, die Arbeitslosigkeit, nicht die Inflation, solle vorrangige »Zielgröße« der Geldpolitik sein, und zwar so lange, bis die Arbeitslosigkeit deutlich gesunken ist.




Mangelndes Vertrauen in die Demokratie

Die Tatsache, dass es denjenigen, die für unabhängige Zentralbanken plädieren, offenkundig an Vertrauen in demokratische Verantwortlichkeit fehlt, sollte uns zutiefst beunruhigen. Wo zieht man die Grenze bei der Übertragung zentraler Regierungsbefugnisse auf unabhängige Behörden? Die gleichen Argumente über die Politisierung ließen sich in Bezug auf die Steuer- und Haushaltspolitik vorbringen. Ich nehme an, dass einige Finanzmarktakteure diese Zuständigkeiten gern auf »Experten« abwälzen würden. Die Finanzmärkte wären indes nicht mit beliebigen Experten zufrieden. Vielmehr ziehen sie bekanntlich solche vor, die ihre Auffassungen teilen – die also in Einklang mit ihren Interessen und ihrer Ideologie stehen. Die US-Notenbank und ihre Chefs behaupten gern, sie stünden über der Politik. Es ist bequem, nicht rechenschaftspflichtig, unabhängig zu sein. Sie sehen sich selbst als weise Männer und Frauen, Staatsdiener, die helfen, das komplexe Schiff der Wirtschaft zu steuern.

Wenn es den geringsten Zweifel daran gegeben haben sollte, dass die US-Notenbank und ihre Vorsitzenden im Kern politisch agieren, dann sollte sich dieser durch einen Blick auf die sich anscheinend wandelnden Positionen, die die Zentralbank in den letzten zwanzig Jahren vertreten hat, ausräumen lassen. Im Jahr 1993, als die Vereinigten Staaten sich mit einem hohen Haushaltsdefizit und einer hohen Arbeitslosenrate konfrontiert sahen, drängte der damalige Notenbankchef Alan Greenspan die Regierung dazu, energische Schritte zum Abbau des Defizits zu unternehmen, unter der stillschweigenden Zusicherung, dass die Zinsen dann gesenkt würden, um wieder Vollbeschäftigung zu erreichen. Aber die Wirtschaft litt an hoher Arbeitslosigkeit, sie war nicht überhitzt. Es gab keinen Grund, die Zinssenkung von einem Abbau des Defizits abhängig zu machen; tatsächlich hätte eine Zinssenkung in Verbindung mit einer Ausweitung des Kreditangebots die Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs bringen können, und das hätte wahre Wunder beim Defizitabbau bewirkt. Die Zinsen wurden jedoch nur auf etwas unter drei Prozent gesenkt – wären sie stärker zurückgeschraubt worden, dann wäre der Aufschwung vielleicht robuster gewesen. Im Jahr 2001 drängte Greenspan den Kongress dann zu Steuersenkungen, die ein massives Defizit verursachten, und er reagierte auf die Rezession mit viel radikaleren
Zinsschnitten – bis auf unter 1 Prozent. Diese scheinbar widersprüchlichen Positionen wurden unter anderem so interpretiert, dass es eigentlich um Staatsabbau und Rückbau der Steuerprogression gegangen sei.27

In einer Demokratie muss jede öffentliche Institution – und eine Zentralbank ist eine öffentliche Institution, so sehr es auch Fassade sein mag – in einem gewissen Umfang rechenschaftspflichtig sein. Es bedarf effizienter Aufsichtsstrukturen, um Fehlverhalten zu verhindern und sicherzustellen, dass sich die Zentralbank an ihren gesetzlichen Auftrag hält und dass dieses Mandat im Einklang mit dem öffentlichen Interesse steht. In einer modernen Demokratie ist verantwortungsvolle Politikgestaltung ein zentrales Anliegen. Wie werden die Entscheidungsträger ausgewählt? Wie werden die Entscheidungen getroffen? Ist der Entscheidungsprozess so transparent, dass er einer sachgerechten öffentlichen Überprüfung unterzogen werden kann?

Es gibt kaum etwas, was für die Bürger von größerem Interesse wäre als die Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft. Tatsächlich zeigen die Standardmodelle der Politikwissenschaft, dass insbesondere die Höhe der Arbeitslosigkeit und deren Veränderung die wichtigste Determinante für den Ausgang von Präsidentschafts- und Kongresswahlen sind. Dennoch hat es den Anschein, als würden Amtsträger unter den gegenwärtigen Verhältnissen für etwas zur Verantwortung gezogen, das sie nur eingeschränkt beeinflussen können.

Das Leitungs- und Aufsichtssystem der US-Zentralbank sollte uns im Grunde peinlich sein. Über die Geldpolitik bestimmt ein Ausschuss (der sogenannte Offenmarktausschuss), dem die sieben Mitglieder des Zentralbankvorstands sowie die Präsidenten der zwölf regionalen Notenbanken angehören, von denen allerdings nur der Chef der New Yorker Notenbank und vier weitere Regionalpräsidenten stimmberechtigt sind. Die Präsidenten der regionalen Notenbanken werden in einem intransparenten, wenig demokratischen Prozess gewählt, in dem die Geschäftsbanken (die von ihnen reguliert werden sollen) zu viel Einfluss besitzen.28 Obwohl der gegenwärtige US-Notenbankchef Ben Bernanke in seinen Veröffentlichungen nachdrücklich die große Bedeutung von Transparenz betont,29 scheint er seine Meinung geändert zu haben, als die Aufgabe, den Banken heimlich unter die Arme zu greifen, ins Zentrum der Notenbank-Agenda rückte. Als die Medien unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz Auskunft verlangten, behauptete die Notenbank,
das Gesetz gelte für sie nicht. Das zuständige Bundesbezirksgericht war anderer Auffassung, aber die Notenbank zeigte sich unbeeindruckt: Sie weigerte sich offenzulegen, was die Presse wissen wollte. Sie ging in Berufung, mit dem Resultat, dass auch das Berufungsgericht zu dem Urteil kam, die Notenbank sei zur Auskunft verpflichtet. Dem Vernehmen nach wollte der Bankvorstand beim Obersten Gerichtshof in Revision gehen und wurde nur durch die unmissverständliche Belehrung des Weißen Hauses, die Notenbank sei Teil der Regierung und an die für alle Bundesbehörden geltenden Gesetze gebunden, von diesem Schritt abgehalten. Unabhängig davon verlangte auch der Kongress eine Überprüfung ihrer Aktivitäten – einschließlich der Empfänger ihrer Gelder.

Schließlich beugte sich die Zentralbank dem Druck der Gerichte und des Kongresses, und als die gewünschten Auskünfte schließlich erteilt wurden, verstanden die Amerikaner besser, weshalb der Vorstand die Informationen nicht hatte preisgeben wollen. Der wahre Grund für die Geheimniskrämerei war, wie sich zeigte, die Verschleierung von Maßnahmen, die von der Öffentlichkeit nicht gutgeheißen wurden – und von Widersprüchen zwischen dem, was die Notenbank sagte, und dem, was sie tat.30

Bei der großen Rettungsaktion, die den Beginn der Großen Rezession markierte, gehörte der Präsident der New Yorker Notenbank (zusammen mit dem Vorsitzenden der US-Notenbank und dem Finanzminister) einem Triumvirat an, das das Rettungspaket schnürte und entschied, wer gerettet wurde und wer nicht und wer wie viel und zu welchen Bedingungen bekam. Er war seinerseits von einem Ausschuss nominiert worden, dem Banker und Vorstandschefs einiger der Firmen angehörten, die zu äußerst günstigen Bedingungen herausgepaukt wurden.31 Das deutete auf einen Interessenkonflikt hin. Die Amerikaner haben nie richtig verstanden, weshalb der Versicherer AIG ein so gigantisches Rettungspaket erhielt oder weshalb, als AIG-Derivate (von den Gläubigern) zurückgekauft wurden, dies ohne Abschlag geschah – was nicht nötig gewesen wäre. Aber als bekannt wurde, wer die eigentlichen Nutznießer der AIG-Rettungsspritze waren, wurde alles viel klarer: Zu den Hauptnutznießern zählten Goldman Sachs und ausländische Großbanken, von denen einige im Verdacht standen, in komplexe Finanzgeschäfte mit Goldman Sachs verwickelt zu sein. Besonders merkwürdig mutete an, dass die Vereinigten Staaten ausländischen Banken finanziell beisprangen. Wenn sich ausländische
Banken in Schieflage befanden, dann hätte es in der Verantwortung der jeweiligen Regierungen gelegen, ihre Banken zu retten.

Je mehr Informationen an die Öffentlichkeit gelangten, desto deutlicher wurde, dass die US-Notenbank schon lange vor dem Ausbruch der Krise im September 2008 riesige Kredite an ausländische Banken vergeben hatte.32 Ganz offensichtlich fungierte die amerikanische Zentralbank nicht nur für US-Banken, sondern auch für ausländische Banken als letztinstanzliche Kreditgeberin.33 Waren amerikanische Banken gegenüber diesen anderen Banken so komplexe und riskante Engagements eingegangen, dass amerikanische Banken beim Zusammenbruch dieser ausländischen Kreditinstitute ebenfalls in ihrer Existenz bedroht waren? Falls ja, war die Notenbank weder ihrer Aufsichtsfunktion noch ihren anderweitigen regulatorischen Aufgaben gerecht geworden. Es kam auch ans Licht, dass ungeachtet der Verlautbarungen der Notenbank, man habe die Probleme bei den zweitklassigen Hypotheken und die Folgen der geplatzten Blase im Griff,34 die Weltfinanzmärkte monatelang von schweren Beben erschüttert worden waren.

Den Daten, die die Notenbank offenlegen musste, ließ sich auch entnehmen, dass Großbanken wie Goldman Sachs sich in den Monaten nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers bei der Notenbank reichlich mit Krediten eingedeckt hatten, während sie gleichzeitig öffentlich behauptet hatten, grundsolide zu sein.

Nichts davon sollte uns überraschen: Eine unabhängige Zentralbank, die vom Finanzsektor vereinnahmt worden ist, trifft Entscheidungen, die den Überzeugungen und Interessen des Finanzsektors entsprechen.

Selbst wenn es wünschenswert wäre, eine Zentralbank zu haben, die unabhängig vom demokratischen politischen Prozess ist, sollte das Leitungsgremium wenigstens repräsentativ sein und nicht von Mitgliedern des Finanzsektors beherrscht werden. Etliche Länder erlauben nicht, dass Personal aus dem Finanzsektor in die Vorstände ihrer Zentralbanken berufen wird – sie sehen darin einen offenkundigen Interessenkonflikt. Es gibt auch außerhalb des Finanzsektors hervorragende Experten. Tatsächlich sind Fachkräfte im Finanzsektor vor allem geschickte Verhandler, die gute Deals herausholen wollen; von den Komplexitäten makroökonomischer Wechselwirkung verstehen sie indes wenig. Die wahren Fachleute zu diesen Themen findet man zum Beispiel an Universitäten, in NGOs und Gewerkschaften.


Diejenigen, die eine unabhängige Zentralbank befürworten, gehen vielfach davon aus, dass bei deren Entscheidungen keine Zielkonflikte auftreten und keine Abwägungen vorzunehmen sind. Experten, so glauben sie, könnten so, wie sie den besten Konstruktionsentwurf für eine Brücke austüfteln, auch die beste Strategie zur Steuerung der wirtschaftlichen Aktivität ausarbeiten. Aber wirtschaftspolitische Entscheidungen basieren immer auf Abwägungen. Unter mehreren Optionen muss eine ausgewählt werden; bei jeder Option gibt es unterschiedliche Gewinner und Verlierer. Es ist mittlerweile offensichtlich, dass es der Notenbank weder gelungen ist, die Stabilität der Wirtschaft zu gewährleisten, noch deren Funktionstüchtigkeit nach der Krise wiederherzustellen; es ist auch unverkennbar, dass die ökonomischen Doktrinen, auf die sie ihre Entscheidungen stützte, mit gravierenden Mängeln behaftet sind. Keine geldpolitische Maßnahme ist ohne Risiko. Aber die Geldpolitik, die die Notenbank betrieb, erlegte die Hauptlast der Risiken den Eigenheimbesitzern, Arbeitnehmern und Steuerzahlern auf, während die Banken die Vorteile einstrichen. Es gab andere Maßnahmen, mit anderen Risiken, bei denen die Gesellschaft insgesamt viel besser und die Banken schlechter weggekommen wären. Wir müssen uns klarmachen, dass die Entscheidungen einer Zentralbank weitgehend politischer Natur sind; daher sollten sie nicht Technokraten übertragen und erst recht nicht Leuten überlassen werden, die eine der mächtigen Interessengruppen repräsentieren.35


Die Euro-Krise – ein Beispiel

Mängel bei der Konstruktion des Zentralbankensystems mit Blick auf Bankenregulierung und Festsetzung der Zinsen finden sich auch in anderen Ländern. Vor der Krise wurde Amerika als mustergültiges Beispiel für ein leistungsfähiges institutionelles Design hingestellt, und andere Länder ahmten es nach. Im Gefolge der Krise ließen sich die Schwachstellen im System jedoch nicht länger verhehlen, und die Vereinigten Staaten und andere Länder, die ähnliche institutionelle Strukturen schufen, sollten über eine Neuausrichtung nachdenken.

So kritisch ich der US-Notenbank gegenüberstehe, finde ich die Verhältnisse in Europa doch noch schlimmer. Die US-Zentralbank ist gesetzlich verpflichtet, Inflation, Wachstum und Beschäftigung gleichermaßen
im Auge zu behalten. Die Europäische Zentralbank (EZB) dagegen, das europäische Gegenstück zur US-Notenbank, die für die 17 Staaten der Eurozone die Geldpolitik festlegt, konzentriert sich ausschließlich auf die Preisniveaustabilität. Sie hat sich die Sichtweise der Banken und der Finanzwelt sogar noch stärker zu eigen gemacht als die US-Notenbank. Die Reaktion der EZB auf die schwere Schuldenkrise, die im Januar 2010 mit Griechenland begann, ist dafür beispielhaft. Zuerst Griechenland, dann Irland und Portugal, später Spanien und Italien mussten für ihre Anleihen Zinsen zahlen, die langfristig nicht tragfähig waren. Das Gespenst eines griechischen Staatsbankrotts stand im Raum: Was im Januar 2010 noch als entfernte Möglichkeit galt, schien im Juli 2011 schon gleichsam unvermeidlich zu sein, auch wenn man es beschönigend als »Umschuldung« umschrieb. Die Schulden Griechenlands überstiegen die Summe, die das Land zurückzahlen konnte, ohne den Bürgern des Landes unzumutbare Härten aufzubürden. Solange Griechenland das einzige Problem zu sein schien, hätte eine leichte Nachbesserung des europäischen Systems vielleicht genügt. Doch als große Länder wie Spanien und Italien Schwierigkeiten bekamen, sich am Kapitalmarkt zu einem vertretbaren Zinssatz Geld zu beschaffen, war klar, dass das Problem entschlossenes Handeln erforderte.

Die Rolle der EZB dabei lässt sich bestenfalls als zweideutig bezeichnen.36 So bestand sie zum Beispiel im Fall Griechenlands auf »freiwilligen« Umschuldungen (man bittet die Gläubiger, einen Teil ihrer Forderungen abzuschreiben und eine Streckung der Tilgung zu akzeptieren). Sie sagte, eine Einigung dürfe unter keinen Umständen ein »Kreditereignis« herbeiführen, das heißt ein Ereignis, bei dem Zahlungen aus Kreditausfallversicherungen ausgelöst werden, jenen riskanten Wertpapieren, die bei einer Zahlungsunfähigkeit Griechenlands fällig würden. Mit dieser Position schien die EZB die Interessen der Banken weit über die des griechischen Volkes zu stellen. Denn Griechenland brauchte eine tief greifende Umstrukturierung, einen Abbau seiner Schuldenlast, der weit über das hinausging, was bei einer freiwilligen Umschuldung herauskommen konnte. Aber nur eine freiwillige Abschreibung würde nicht als ein Kreditereignis mit den für die Banken befürchteten Folgen eingestuft werden.

Die Position der EZB war in gewisser Hinsicht sogar noch kurioser. Credit Default Swaps (CDS) sollen gegen das Risiko von Kreditausfällen
versichern. Wenn man eine Versicherungspolice hat, will man, dass die Versicherungsgesellschaft großzügig ist und erklärt, dass ein »Versicherungsfall« gegeben ist: Nur dann wird auch gezahlt. Tatsächlich führen Menschen manchmal absichtlich einen solchen Versicherungsfall herbei (so entstand der Begriff des moral hazard). Im Falle Griechenlands erklärte die EZB nun, sie wolle nicht, dass Versicherungsansprüche aus den CDS entstünden. Wenn die Derivate tatsächlich als Versicherungsprodukte gekauft worden wären, dann hätten die Banken gewollt, dass die Versicherung ausgezahlt wird, und die EZB als Beschützerin der Banken hätte das Gleiche gewollt. Dass dem nicht so war, lässt sich vielleicht damit erklären, dass die EZB ihre Aufsichtspflichten nicht richtig erfüllt hatte und dass einige Banken, statt sich gegen Ausfallrisiken abzusichern, Glücksspiel betrieben hatten und wahrscheinlich auf der Verliererseite gestanden hätten, wenn die CDS ausbezahlt worden wären. Die EZB schien die Interessen dieser Banken nicht nur über die der griechischen Bürger zu stellen, sondern auch über die jener Banken, die besonnener gewesen waren und sich versichert hatten.37

Es hätte selbstverständlich in der Verantwortung der EZB und der europäischen Finanzbehörden gelegen sicherzustellen, dass die Banken über eine hinreichende Kapitalausstattung verfügten und nicht unvertretbar hohen Risiken ausgesetzt waren. Doch an dieser Aufgabe waren sie offenkundig jämmerlich gescheitert: Nur Wochen, nachdem sie den sogenannten Stresstest bestanden hatten, mit dem angeblich ihre Widerstandskraft im Falle einer schweren ökonomischen Krise geprüft worden war, brachen die irischen Banken zusammen. Und ein paar Wochen, nachdem die Banken ein zweites Gütesiegel wegen angeblicher Verschärfung ihrer Standards erhalten hatten, machte eine weitere europäische Großbank (Dexia) pleite.38



Geldpolitik und der Kampf der Ideen

Es ist eine zentrale These dieses Buches, dass ein Wettstreit, ja ein regelrechten Kampf der Ideen tobt – darüber, welche Gesellschaftsform und welche Politik für die Mehrheit der Bürger am besten sind – und dass es im Rahmen dieses Wettstreits Versuche gibt, den Menschen einzureden, dass die Interessen und Wünsche der Superreichen identisch mit denen
der Allgemeinheit seien: Die Senkung des Spitzensteuersatzes, der Abbau des Defizits und die Zurückdrängung des Staates kämen allen zugute.

Das gegenwärtig vorherrschende makroökonomische Politikkonzept geht auf das Werk des einflussreichen Wirtschaftswissenschaftlers Milton Friedman zurück, eines Vertreters der Chicagoer Schule und entschiedenen Anhängers der freien Marktwirtschaft. In diesem Konzept wird die Bedeutung von externen Effekten heruntergespielt, Informations-unvollkommenheiten sowie andere »Agentur«-Probleme (Probleme im Zusammenhang mit Stellvertretung) werden ignoriert.39 Während Friedman für seine bahnbrechenden Arbeiten über die Determinanten des Konsums zu Recht mit dem Nobelpreis ausgezeichnet wurde, basierte sein Eintreten für eine freie Marktwirtschaft eher auf ideologischer Überzeugung denn auf ökonomischer Analyse. Ich erinnere mich an lange Gespräche mit ihm über die Folgen unvollkommener Information oder unvollständiger Risikomärkte; nicht nur ich hatte in meinen Arbeiten gezeigt, dass Märkte unter solchen Bedingungen in der Regel nicht gut funktionieren. Friedman konnte oder wollte diese Ergebnisse nicht akzeptieren. Er konnte sie nicht widerlegen. Er wusste einfach, dass sie falsch sein mussten. Er und andere Wirtschaftsliberale hatten zwei andere Antworten parat: Selbst wenn die theoretischen Ergebnisse zutreffend seien, handele es sich um »Kuriositäten«, Ausnahmen, die die Regel bestätigten; und selbst wenn die Probleme weit verbreitet seien, könne man sich nicht auf die Regierung verlassen, um sie zu beheben.

Friedmans Geld- und Kredittheorie sowie seine politischen Empfehlungen waren Ausdruck seiner Überzeugung, der Staat solle sich weitgehend aus dem Wirtschaftsgeschehen heraushalten. Laut der von ihm propagierten Wirtschaftsdoktrin, dem sogenannten Monetarismus, soll die Regierung lediglich die Geldmenge um eine festgelegte Rate ausweiten (die Wachstumsrate des Outputs, die gleich der Wachstumsrate der Erwerbsbevölkerung plus der Wachstumsrate der Produktivität ist). Dass die Geldpolitik nicht zur Stabilisierung der Realwirtschaft – das heißt zur Sicherung der Vollbeschäftigung – taugt, interessierte nicht weiter. Friedman glaubte, jede Volkswirtschaft werde von sich aus für Vollbeschäftigung oder annähernde Vollbeschäftigung sorgen. Jede Abweichung werde schnell korrigiert, solange die Regierung die Dinge nicht vermassle.


In Friedmans Augen war die Weltwirtschaftskrise kein Fall von Markt-, sondern von Staatsversagen: Die Notenbank hatte nicht getan, was sie hätte tun sollen. Sie hatte die Geldmenge verknappt. In der Wirtschaft hat man keine Gelegenheit für Experimente. Wir können die Weltwirtschaftskrise nicht noch einmal durchspielen und dabei eine andere Geldpolitik ausprobieren, um die Folgen in Erfahrung zu bringen. Doch die Große Rezession bot, in mancherlei Hinsicht, eine wunderbare, wenn auch kostspielige Gelegenheit, einige dieser Ideen auf den Prüfstand zu stellen. Ben Bernanke, der sich als Wissenschaftler intensiv mit der Weltwirtschaftskrise befasst hatte, kannte die Kritik an der US-Notenbank, und er wollte sich nicht dem Vorwurf aussetzen, keine Lehren aus der Geschichte zu ziehen. Und so überschwemmte er die Wirtschaft mit Liquidität. Ein Standardmaß der Geldpolitik ist die Bilanzsumme der Notenbank, die sich aus der Gesamthöhe ihrer Ausleihungen an das Bankensystem und dem Gesamtwert ihrer angekauften Staats- und sonstigen Anleihen zusammensetzt. Die Bilanzsumme verdreifachte sich fast, von 870 Milliarden Dollar vor der Krise (28. Juni 2007) auf 2,93 Billionen Dollar am 29. Februar 2012.40 Diese Liquiditätserhöhung mag – zusammen mit der massiven Stützungsaktion des Finanzministeriums  – die Banken gerettet haben, aber sie hat die Rezession nicht abgewendet. Die US-Notenbank mochte die Krise durch ihre Politik des billigen Geldes und ihre allzu nachlässige Regulierung verursacht haben, konnte aber wenig tun, um den Abschwung zu verhindern oder rückgängig zu machen. Das räumte ihr Chef schließlich auch ein.41

Friedman vertrat auch sehr dezidierte Ansichten über die Regulierung des Bankensektors – seines Erachtens beeinträchtigte sie wie die meisten anderen staatlichen Eingriffe die wirtschaftliche Effizienz. Er sprach sich für »Free Banking« aus, die Anschauung, dass Banken weitgehend frei von staatlichen Restriktionen ihren Geschäften nachgehen sollten; diese Idee war bereits im neunzehnten Jahrhundert in die Tat umgesetzt worden und gescheitert. In dem chilenischen Diktator Augusto Pinochet fand Friedman dennoch einen gelehrigen Schüler. Das Free Banking führte in Chile tatsächlich zu einem wirtschaftlichen Wachstumsschub; neue Banken wurden gegründet, und sie versorgten die Wirtschaft großzügig mit Krediten. Aber so, wie es nicht lange dauerte, bis der deregulierte Bankensektor die amerikanische Wirtschaft in die Knie zwang, so rutschte Chile schon 1982 in seine tiefste Rezession.
Über 25 Jahre lang musste das Land die Schulden abtragen, die die Regierung gemacht hatte, um das Problem zu lösen.

Ungeachtet dieser Erfahrungen setzt sich die Auffassung, Finanzmärkte würden von sich aus effizient arbeiten – der Staat solle sich nicht einmischen –, in den letzten 25 Jahren immer mehr durch, nicht zuletzt weil sie von Notenbankchef Alan Greenspan und einer ganzen Reihe von Finanzministern mit Nachdruck propagiert wurde. Und dies kam, man kann nicht oft genug darauf hinweisen, den Interessen des Finanzsektors und anderer Spitzenverdiener sehr entgegen, auch wenn die Wirtschaft dadurch verzerrt wurde. Der Zusammenbruch des Finanzsystems erwischte die Notenbank anscheinend kalt; aber Spekulationsblasen gehörten zum Kapitalismus westlicher Prägung von Anfang an dazu – vom Tulpenfieber 1637 in den Niederlanden bis zur Immobilienblase der Jahre 2003 bis 2007.42 Und es gehört zu den Aufgaben der Währungsbehörden, die Entstehung solcher Blasen zu verhindern, um die Stabilität der Wirtschaft zu gewährleisten.43

Der Monetarismus fußt auf der Annahme, die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes – die Häufigkeit, mit der eine Dollar-Note pro Jahr den Besitzer wechselt – sei konstant. Und auch wenn dies in einigen Ländern und an einigen Orten tatsächlich so gewesen sein mag, traf dies in der sich rasch wandelnden Weltwirtschaft des ausgehenden zwanzigsten Jahrhunderts nicht mehr zu. Nur wenige Jahre, nachdem die Theorie von sämtlichen Zentralbanken bejubelt worden war, geriet sie daher gänzlich in Verruf. Als sich die Zentralbanken sehr schnell vom Monetarismus verabschiedeten, hielten sie Ausschau nach einer neuen Religion, die mit ihrem Glauben an minimale Markteingriffe in Einklang stand. Sie fanden sie in der »direkten Inflationssteuerung«: Zentralbanken wählen eine bestimmte Inflationsrate aus (zwei Prozent ist eine beliebte Zahl), und jedes Mal, wenn die Inflation über diese Rate steigt, erhöhen sie die Zinssätze. Die höheren Zinsen sollten das Wachstum und dadurch die Inflation dämpfen.44





Inflationsangst

Die direkte Inflationssteuerung beruht auf drei fragwürdigen Annahmen. Die erste lautet, Inflation sei das schlimmste Übel; die zweite besagt, die Aufrechterhaltung einer konstant niedrigen Inflationsrate sei eine notwendige und fast hinreichende Bedingung für eine hohe und stabile reale Wachstumsrate; der dritten zufolge profitieren alle von einer niedrigen Inflationsrate.45

Hohe Inflation – etwa die Hyperinflation, die der Weimarer Republik zu Beginn der zwanziger Jahre zu schaffen machte – ist ein echtes Problem; aber sie ist nicht das einzige und oft nicht einmal das wichtigste.46 Inflation ist seit über dreißig Jahren in den Vereinigten Staaten und Europa kein großes Thema mehr gewesen. Zumindest in den Vereinigten Staaten hatte die Notenbank zwar ein ausgewogenes Mandat – Inflation, Beschäftigung und Wachstum –, legte das Hauptaugenmerk in der Praxis aber auf die Inflation; bis vor kurzem riskierte jeder Notenbanker, der anderer Auffassung war, als Außenseiter abgestempelt zu werden. Selbst als die Vereinigten Staaten eine Arbeitslosigkeit von neun Prozent verzeichneten  – ohne Berücksichtigung der versteckten Arbeitslosigkeit, was bedeutete, dass die Arbeitslosigkeit in Wirklichkeit viel höher lag –, stimmten die drei »Inflationsfalken« im Zentralbankvorstand wegen ihrer ausschließlichen Fokussierung auf die Inflation dafür, die Zinsen heraufzusetzen.

Im Jahr 2008, kurz vor dem Zusammenbruch der Weltwirtschaft, wurde die direkte Inflationssteuerung auf den Prüfstand gestellt. In den meisten Entwicklungsländern hatte die Inflation angezogen, aber nicht wegen schlechter makroökonomischer Steuerung, sondern weil die Öl-und Lebensmittelpreise in die Höhe schnellten, und diese Produkte beanspruchen in den Entwicklungsländern einen viel größeren Teil des durchschnittlichen Haushaltsbudgets als in den Wohlstandsländern. In China zum Beispiel steuerte die Inflation auf acht Prozent zu. In Vietnam erreichte sie 23 Prozent.47

Gemäß der direkten Inflationssteuerung hätten diese Entwicklungsländer ihre Zinsen anheben sollen, obwohl ihre Teuerung größtenteils importiert war – auf den Weltmarktpreis für Getreide oder Brennstoff hätte dieser Schritt allerdings keine nennenswerten Auswirkungen gehabt.48


Solange Länder in die Weltwirtschaft eingebunden sind – und keine Maßnahmen ergreifen, um den Einfluss der Weltmarktpreise auf ihre Binnenmarktpreise einzuschränken –, steigen die Inlandspreise für Lebensmittel und Energie deutlich, sobald die internationalen Preise anziehen.49 Mit Zinserhöhungen lässt sich die Gesamtnachfrage drosseln und somit die Konjunktur abschwächen und die Preissteigerung für einige Güter und Dienstleistungen zügeln, insbesondere für nicht-handelbare Güter und Dienstleistungen. Aber für sich allein drücken diese Maßnahmen die Teuerungsrate nicht auf das Zielniveau, es sei denn, man steigerte sie ins Unerträgliche. Wenn die Weltmarktpreise für Lebensmittel und Energie jährlich um 20 Prozent steigen, müssten Löhne und Preise in anderen Bereichen fallen, damit die Gesamtinflationsrate zwei Prozent erreicht. Dies würde höchstwahrscheinlich eine deutliche konjunkturelle Abkühlung und hohe Arbeitslosigkeit mit sich bringen. Die Therapie wäre schlimmer als die Krankheit.50

Für Inflationsfalken steht die Wirtschaft immer am Rand des Abgrunds: Sobald die Geldentwertung einsetzt, lässt sie sich nur noch schwer kontrollieren. Und da die Kosten für die Umkehr der Inflation – Deflation – sehr hoch sind, geht man am besten sofort gegen sie vor. Aber diese Ansichten beruhen nicht auf einer sorgfältigen Analyse der Daten. Es gibt keinen Abgrund, und einem leichten Anziehen der Inflation kann man, sofern es Anzeichen dafür gibt, dass es sich um einen anhaltenden Trend handeln könnte, durch eine Verknappung des Kreditangebots wirkungsvoll begegnen.51 Kurzum, es war schlichtweg falsch zu behaupten, ein hoher Beschäftigungsgrad und starkes Wachstum ließen sich am besten durch die Fokussierung auf die Inflationsrate aufrechterhalten. Die Ausrichtung auf die Inflation lenkte die Aufmerksamkeit von Dingen ab, die weitaus wichtiger waren: Die Verluste selbst bei einer moderaten Inflationsrate waren verglichen mit denen, die bei einem Zusammenbruch des Finanzsystems anfallen würden, vernachlässigbar.



Jemandem einen Gefallen tun

In den ökonomischen Standardmodellen gibt es gute Gründe dafür, die Inflation niedrig zu halten, aber diese Modelle sind irreführend. Auf der Basis dieser Modelle sprechen sich Befürworter einer strengen Anti-Inflationspolitik
deshalb für eine niedrige Inflationsrate aus, weil diese gut für die Wirtschaft als Ganzes sei. Sie machen nicht deutlich, dass die Anleihegläubiger die Hauptnutznießer einer niedrigen Inflation sind. Inflation sei die grausamste Steuer von allen, heißt es. Sie schade allen gleichermaßen und insbesondere den Armen, die am wenigsten in der Lage seien, ihre Folgen zu tragen. Aber fragen Sie jemanden, der seit vier Jahren arbeitslos ist, was ihm lieber wäre – ein weiteres Jahr ohne Job oder ein geringfügiger Anstieg der Inflation von beispielsweise einem auf zwei Prozent. Die Antwort ist eindeutig. Arbeitslosigkeit fordert von Arbeitnehmern einen hohen Tribut, der nur schwer zu bewältigen ist. Besser ein Job, dessen Entlohnung inflationsbedingt um ein paar Prozente sinkt, als gar kein Job.

Wall-Street-Gurus behaupten, der Preisauftrieb treffe vor allem einkommensschwache Rentner hart, doch auch dieses Argument ist nicht stichhaltig, da die Leistungen der staatlichen Rentenversicherung mit der Inflation steigen,52 so dass die Leistungsempfänger geschützt sind. In Zeiten, in denen die Märkte gut arbeiten, sind auch die Arbeitnehmer geschützt. Höhere Preise steigern den (Grenz-)Ertrag für Arbeitnehmer und sollten daher entsprechend ihren Lohn erhöhen.53 Phasen hoher Inflation gingen deshalb oft mit sinkenden Realeinkommen für Arbeitnehmer einher, weil in diesen Phasen zugleich die Realwirtschaft von schweren Schocks erschüttert wurde.

Anleiheinhaber tun mitnichten anderen einen Gefallen, wenn sie ständig ein wachsames Auge auf die Inflation haben, und insbesondere dann nicht, wenn sie die Währungsbehörden dazu bewegen, die Zinsen anzuheben. Sie helfen nur sich selbst. Und es ist eine einseitige Wette: Wenn die Notenbanker allzu wachsam sind und die Inflation niedriger als erwartet ausfällt oder das Preisniveau sogar sinkt, gewinnen die Anleiheinhaber sowohl wegen der höheren Zinszahlungen, die sie erhalten, als auch deshalb, weil das Geld, das sie zurückbekommen, wenn die Anleihe fällig wird, mehr wert ist.



Keine Zielkonflikte

In ökonomischen Analysen vor Ausbruch der Krise wurde behauptet, staatliche Eingriffe seien nicht nur überflüssig – weil Märkte im Großen und Ganzen effizient und stabil seien –, sondern auch wirkungslos. Spekulationsblasen kann es nach dieser Logik nicht geben. Aber selbst wenn eine Blase vorhanden wäre, könnten die zuständigen Behörden eine Blase erst nach deren Platzen sicher diagnostizieren; und selbst wenn sie eine Blase feststellten, sei das stumpfe Instrument der Zinssätze das einzige Instrument, das ihnen zur Verfügung stünde. Es sei besser, die Blase einfach sich selbst zu überlassen, da es billiger wäre, den Schlamassel anschließend aufzuräumen, als das Wirtschaftsgeschehen durch Verzerrungseffekte zu stören, nur um das Entstehen einer Blase zu verhindern.

Hätten die Entscheidungsträger der US-Notenbank nicht so sehr der Vorstellung angehangen, es könne keine Blasen geben, dann hätten sie klar erkennen müssen (was Wirtschaftswissenschaftler wie Robert Shiller von der Yale University, einer der führenden Immobilienmarkt-Experten der USA, auch taten),54 dass der beispiellose Anstieg der Immobilienpreise im Verhältnis zu den Einkommen höchstwahrscheinlich eine Blase ist. Zudem hätte die Notenbank nicht die Zinssätze ändern müssen, um die Blase zu dämpfen – sie hätte die Mindestanzahlungen (den Eigenkapitalanteil bei Immobilienkäufen) heraufsetzen oder die Kreditvergabe-Richtlinien verschärfen können. Der Kongress hatte der Notenbank 1994 entsprechende Befugnisse übertragen. Aber in ihrer unverbrüchlichen Treue zum Marktfundamentalismus hatte sich die Notenbank die Hände selbst gebunden. In ähnlicher Weise haben Wirtschaftswissenschaftler der Notenbank Gründe dafür geliefert, sich nicht um die Arbeitslosigkeit zu kümmern. In einer dynamischen Volkswirtschaft wechseln die Menschen von einer Stelle zur nächsten, und dies braucht Zeit, so dass eine natürliche Arbeitslosigkeit entsteht. Wenn man die Wirtschaft unter diese natürliche Rate drücken will, erzeugt man (nach dieser Sichtweise) eine sich stetig beschleunigende Inflation. Wenn die Arbeitslosigkeit auch nur kurz unter diese natürliche Rate fällt, zieht die Teuerung an; aber dann rechnen Marktteilnehmer mit dieser Inflationsrate und berücksichtigen sie bei ihren Lohn- und Preiserhöhungen. Schließlich – und, in den Augen dieser Ökonomen, schon bald – muss die Zentralbank einlenken und es zulassen, dass die Arbeitslosigkeit
wieder zur natürlichen Rate zurückkehrt. Aber dann muss, laut dieser Betrachtungsweise, ein weiterer Preis gezahlt werden, um die Inflationsrate zu senken. Hierzu muss die Arbeitslosigkeit über der natürlichen Rate liegen. Andernfalls wird die hohe Inflation einfach fortdauern. Sie behaupten nun, dass die Vorteile der vorübergehenden niedrigen Arbeitslosigkeit viel geringer sind als die Kosten: die höhere Inflation und die anschließende höhere Arbeitslosigkeit.

Diese Anschauungen verschafften den Notenbankern, die nichts gegen die Arbeitslosigkeit tun wollten, intellektuell Rückendeckung. Es gibt jedoch gute Gründe zur Skepsis gegenüber diesen Ideen: Einigen Ländern wie Ghana und Israel ist es gelungen, ihre Teuerungsrate sehr schnell zu geringen Kosten deutlich zu senken. Die zugrunde liegende Hypothese einer stabilen Beziehung zwischen Arbeitslosigkeit und der Rate der Inflationsbeschleunigung hat sich in der Praxis nicht bewahrheitet, und die noch wirkungsmächtigere Hypothese, auf die sich die Behauptung, die Kosten der Deflation seien höher als die Vorteile einer geringfügig höheren Teuerung, stützt, wurde niemals stichhaltig belegt.55

Die Verwendung des Adjektivs »natürlich« in Verbindung mit der Arbeitslosigkeit suggeriert, dass es sich um ein »natürliches« Phänomen handelt, und natürliche Dinge sind gut oder zumindest unvermeidlich. Doch an der gegenwärtig hohen Arbeitslosigkeit ist nichts Natürliches. Und diese Ideen werden von denjenigen aufgegriffen, die nicht wollen, dass die Regierung Schritte gegen die Arbeitslosigkeit unternimmt. Ich bin fest davon überzeugt, dass es erhebliche Spielräume für den Abbau der Arbeitslosigkeit gibt. Millionen von Amerikanern sind zwar beschäftigt, aber sie arbeiten in Teilzeit oder kurz, bloß weil die Gesamtnachfrage zu gering ist. Wie hoch man die »natürliche« Arbeitslosigkeit heutzutage auch immer veranschlagt – und unabhängig davon, ob man das Konzept der »natürlichen« Arbeitslosigkeit überhaupt noch als relevant erachtet –, die Erhöhung der Gesamtnachfrage wäre auf jeden Fall nützlich.56

Selbstverständlich muss die Regierung mehr tun, als nur die Gesamtnachfrage anzukurbeln; sie muss Erwerbstätigen helfen, aus Sektoren, in denen sie gestern gebraucht wurden, in solche zu wechseln, in denen sie morgen gebraucht werden. Diese »aktive Arbeitsmarktpolitik« hat sich in mehreren Ländern, zumal in Skandinavien, bewährt. Die Kürzung von diesbezüglichen Staatsausgaben senkt nicht nur das Gesamteinkommen,
indem sie die Nachfrage dämpft, sie führt auch zu einer höheren natürlichen Arbeitslosigkeit, sofern es so etwas gibt. Einschnitte in der Hochschulfinanzierung – die in Natur-, Ingenieurwissenschaften und medizinischen Fächern besonders weitgehend waren – haben zur Folge, dass einige offene Stellen auf diesen Feldern nicht besetzt werden können, und die Kürzungen treffen überproportional die Armen, da sich deren Bildungs- und Arbeitsmarktchancen weiter verschlechtern.57



Zum Schluss

Für die meisten Menschen sind Löhne die wichtigste Einkommensquelle. Makroökonomische und geldpolitische Maßnahmen, die zu höherer Arbeitslosigkeit – und niedrigeren Löhnen für den Durchschnittsbürger  – führen, sind heute eine Hauptursache für die wachsende Ungleichheit in unserer Gesellschaft. In den letzten 25 Jahren ist es den Institutionen, die für die makroökonomische und insbesondere die Geldpolitik zuständig sind, nicht gelungen, Stabilität zu erreichen; sie haben kein nachhaltiges Wachstum generiert und, was am wichtigsten ist, sie haben kein Wachstum geschaffen, von dem die meisten Bürger in unserer Gesellschaft profitiert hätten.

Angesichts dieses spektakulären Versagens hätte man erwarten können, dass nach alternativen makroökonomischen und geldpolitischen Ordnungsrahmen gesucht wird. Aber so wie die Banken – die behaupten, kein System sei absturzsicher, sie seien die Opfer einer Jahrhundertflut, und unsere gegenwärtige Rezession sei kein Grund, ein System zu ändern, das sich bewährt habe – erstaunlich erfolgreich darin waren, eine erneute stärkere Regulierung zu verhindern, so zeigen viele derjenigen, die an den makroökonomischen Irrlehren festhielten, die einer nachweislich verfehlten Geldpolitik zugrunde liegen, keinerlei Reue. Diese Überzeugungen haben sich als recht änderungsresistent erwiesen. Die Theorie sei richtig gewesen, behaupten sie; nur bei der Umsetzung habe es etwas gehapert.58

In Wahrheit haben die makroökonomischen Modelle der Ungleichheit und den Verteilungsfolgen wirtschaftspolitischer Maßnahmen zu wenig Beachtung geschenkt. Politische Entscheidungen auf der Basis dieser fehlerhaften Modelle haben die Krise mit verursacht und sich
zugleich als untauglich zu ihrer Bewältigung erwiesen. Möglicherweise werden sie sogar dazu beitragen, dass die Erholung, wenn sie denn kommt, keine Beschäftigungseffekte entfaltet. Für die Zwecke dieses Buches am wichtigsten ist die Tatsache, dass die makroökonomischen Strategien zu der starken Verteilungsungerechtigkeit in den USA und anderen Ländern beitrugen.

Anders als es die Verfechter dieser makroökonomischen Strategien behaupten, sind sie keineswegs für alle die besten. Die eine beste Politik gibt es nicht. Wie ich in diesem Buch betonte, haben wirtschaftspolitische Weichenstellungen immer Verteilungsfolgen, so dass die Interessen von Anleiheinhabern und Schuldnern, Jung und Alt, Finanzsektor und anderen Sektoren et cetera immer gegeneinander abgewogen werden müssen. Es hätte durchaus alternative Strategien gegeben, die gesamtwirtschaftlich bessere Leistungen erzielt hätten – insbesondere wenn wir die ökonomische Leistungsfähigkeit danach beurteilen, wie sie sich im Wohlbefinden der meisten Bürger niederschlägt. Aber wenn diese Alternativen umgesetzt werden sollen, müssen die institutionellen Rahmenbedingungen der Entscheidungsfindung verändert werden. Wir können uns keine Geld- und Währungsordnung leisten, die von Menschen gesteuert wird, auf die die Denkweise der Banker abgefärbt hat, und die de facto allein dem Interesse des obersten einen Prozents verpflichtet ist.


KAPITEL 10

Eine andere Gesellschaft ist möglich

Es nützt nichts, sich etwas vorzumachen. Trotz der sich hartnäckig haltenden Überzeugung, Amerikaner hätten bessere soziale Aufstiegschancen als Europäer, sind die USA nicht länger das Land der unbegrenzten Möglichkeiten.

Nichts veranschaulicht die Veränderungen besser als die missliche Lage derjenigen, die heute um die zwanzig sind. Statt ein neues Leben voller Zukunftsoptimismus zu beginnen, finden sich viele von ihnen in einer Welt der Existenzsorgen und Ängste wieder. Belastet mit Studentendarlehensschulden, deren Rückzahlung ihnen vermutlich schwerfallen wird und die ihnen auch im Fall einer Privatinsolvenz nicht einmal teilweise erlassen würden, suchen sie auf einem flauen Arbeitsmarkt nach guten Stellen. Aber selbst wenn sie das Glück haben, eine Stelle zu ergattern, ist der Lohn oftmals so enttäuschend gering, dass sie weiterhin bei ihren Eltern wohnen müssen.1

Eltern jenseits der fünfzig machen sich Sorgen um ihre Kinder – aber auch um ihre eigene Zukunft. Werden sie ihr Haus verlieren? Werden sie vorzeitig in Rente gehen müssen? Werden ihre Ersparnisse, die von der Großen Rezession zu einem Gutteil aufgezehrt wurden, bis an ihr Lebensende reichen? Sie wissen, dass sie in einer existenziellen Notlage vielleicht ihre Kinder nicht um Hilfe bitten können. Aus Washington kommen noch schlechtere Nachrichten: Kürzungen bei Medicare, in deren Folge sich einige Gruppen keine medizinische Versorgung mehr leisten könnten, werden weithin diskutiert. Auch bei der staatlichen Rentenversicherung scheinen Kürzungen anzustehen. Der Traum von einem behaglichen Lebensabend scheint sich für viele Amerikaner in Luft aufzulösen. Und die Träume von einem Leben in Wohlstand für ihre Kinder mögen so antiquiert sein wie manche Szene aus einem Kinofilm der fünfziger Jahre.


In vielen anderen Ländern hat sich Ähnliches ereignet wie in den USA. Dennoch sind diese Entwicklungen nicht unvermeidlich. Hier waltet nicht das unerbittliche Räderwerk der Marktwirtschaft. Einige Gesellschaften haben die Veränderungen weitaus besser bewältigt, selbst in einer Welt, in der die Marktkräfte und das vorherrschende wirtschaftspolitische Paradigma ein erhebliches Einkommens- und Vermögensgefälle hervorbringen. Der durchschnittliche Lebensstandard ist in diesen Gesellschaften höher als in den USA, nicht nur an der Einkommenshöhe, sondern auch an der medizinischen Versorgung, der Qualität des Bildungswesens, der öffentlichen Sicherheit und vielen anderen Aspekten gemessen, die die Lebensqualität maßgeblich beeinflussen. Und manche Gesellschaften, in denen die Ungleichheit viel krasser war als in den Vereinigten Staaten, haben in den Abgrund geblickt, gesehen, was ihnen bevorstehen könnte, und sind dann zurückgewichen: Es ist ihnen gelungen, die Kluft zwischen oben und unten zu verringern, den Armen zu helfen und für eine gerechtere Verteilung der Bildungschancen zu sorgen.

Eine andere Welt ist möglich. Wir können eine Gesellschaft verwirklichen, die eher in Einklang mit unseren Grundwerten steht, mehr Chancengerechtigkeit bietet, wirtschaftlich leistungsfähiger ist, demokratischere Strukturen schafft und den Lebensstandard der meisten Bürger deutlich anhebt. Das wird nicht leicht sein. Einige Marktkräfte ziehen in eine andere Richtung. Aber diese Marktkräfte werden von der Politik gestaltet, von den Regeln und den Rechtsvorschriften, die wir uns als Gesellschaft geben, und von dem Vorgehen unserer Institutionen (wie der Federal Reserve, unserer Zentralbank, und anderen Regulierungsbehörden). Wir haben eine Wirtschaft und eine Gesellschaft hervorgebracht, in denen durch das Streben nach Rent-Seeking, nach Einkommen, das nicht an Leistung geknüpft ist, große Vermögen angehäuft werden. Dies geschieht manchmal durch direkte Transfers von der Allgemeinheit zu den Reichen, häufiger durch Regeln, die es den Vermögenden erlauben, durch Monopolmacht und andere Formen der Ausbeutung »Renten« vom Rest der Gesellschaft abzuschöpfen.

In diesem Buch geht es nicht um eine Politik des Neides: Die unteren 99 Prozent sind, im Großen und Ganzen, nicht neidisch auf die gesellschaftlichen Beiträge, die einige der Superreichen geleistet haben, auf deren wohlverdientes Einkommen. Vielmehr geht es hier um eine Politik der Effizienz und Fairness. Das zentrale Argument lautet, dass das Modell,
mit dem sich die Determinanten des Einkommens an der Spitze der Einkommenspyramide am besten beschreiben lassen, nicht auf den gesellschaftlichen Beiträgen der Einzelnen beruht (im Sinne der bereits erläuterten »Grenzproduktivitätstheorie«), auch wenn einige der Topverdiener höchst wertvolle Beiträge geleistet haben. Ein Großteil des Einkommens an der Spitze besteht vielmehr aus dem, was wir Renten genannt haben. Diese Renten haben zu einer Umverteilung von unten und von der Mitte nach oben geführt, den Markt zum Vorteil von einigen wenigen und zum Nachteil der Allgemeinheit verzerrt.

Um die Volkswirtschaft effizienter und die Gesellschaft fairer zu machen, müssen wir auch dafür sorgen, dass Märkte so funktionieren, wie es sich für Märkte gehört – also den Wettbewerb stärken und weniger Ausbeutung zulassen –, sowie ihre Exzesse zügeln. Die Spielregeln sind nicht nur für die Effizienz des Wirtschaftssystems, sondern auch für die Umverteilung von Belang. Die falschen Regeln führen zu einem Verlust an wirtschaftlicher Effizienz und wachsender sozialer Spaltung.

Höhere Investitionen in unsere Gesellschaft – in Bildung, Technologie und Infrastruktur – und eine bessere Absicherung der einfachen Bürger werden die Wirtschaft effizienter und dynamischer machen, sie nicht nur stärker in Einklang mit dem Bild bringen, das wir von ihr zeichnen, sondern auch einem größeren Segment der Gesellschaft mehr Verwirklichungschancen eröffnen. Sogar das oberste eine Prozent (diejenigen, die ihm gegenwärtig angehören) wird vielleicht profitieren, wenn die Fähigkeiten von so vielen Einkommensschwachen nicht länger brachliegen. Und viel mehr Menschen werden die Chance haben, eines Tages zu dem einen Prozent zu gehören.

Mehr soziale Gleichheit wird sich vermutlich auch auf die vorherrschende Ideologie auswirken, die unsere mikro- und makroökonomische Politik beeinflusst. Ich habe verschiedene Mythen aufgezeigt, auf die sich diese Ideologie stützt. Wir können aus dem Teufelskreis ausbrechen, in dem die politische Vorherrschaft der Oberschicht zu Überzeugungen und politischen Maßnahmen führt, die die Ungleichheit verschärfen und zugleich die Vormachtstellung der oberen Zehntausend festigen.

Über dreißig Jahre lang stagnierte der Lebensstandard amerikanischer Arbeiter zunächst und sank dann sogar. Denjenigen, die inmitten der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre versicherten, Marktkräfte
würden über kurz oder lang die Oberhand gewinnen und wieder für Vollbeschäftigung sorgen, erwiderte Keynes sinngemäß, ja, auf lange Sicht mögen die Märkte funktionieren, aber auf lange Sicht seien wir alle tot. Aber ich bin mir nicht sicher, ob er unter »langer Sicht« einen so langen Zeitraum verstand wie den, in dem der Lebensstandard amerikanischer Arbeiter mittlerweile zurückgeht.

In diesem Kapitel werde ich darlegen, was getan werden muss, um diese andere Gesellschaft zu schaffen: die Reformen, die wir in unserer Wirtschaft und unserer Politik brauchen. Leider sind wir auf dem falschen Weg; es besteht die Gefahr, dass politische und wirtschaftliche Veränderungen die Lage verschlimmern. Ich schließe mit einem kurzen Überblick über das, was geschehen muss, wenn wir den Kurs ändern wollen – einem verhalten optimistischen Ausblick.

Wenn wir darüber nachdenken, wie wir unsere Wirtschaft stärken können, sollten wir unter keinen Umständen einem BIP-Fetischismus erliegen. Wir haben (in den Kapiteln 1 und 4) gesehen, dass das BIP kein gutes Maß der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ist; es erfasst weder die Veränderungen, die den Lebensstandard der meisten Bürger im weitesten Sinne betreffen, korrekt, noch können wir ihm entnehmen, ob unser Wachstum nachhaltig ist.




Die wirtschaftliche Reformagenda

Eine Wirtschaftsreform, die ihren Namen verdient, sollte gleichzeitig die ökonomische Effizienz, die Fairness und die Chancengerechtigkeit verbessern. Die meisten Amerikaner würden gewinnen; die einzigen Verlierer wären vielleicht einige aus dem obersten einen Prozent – diejenigen zum Beispiel, deren Einkommen sich überwiegend aus Rent-Seeking speist, und jene, die ihnen allzu nahestehen. Die Reformen orientieren sich eng an unserer Diagnose: Wir haben ein Problem an der Spitze, in der Mitte und im unteren Bereich der Einkommenspyramide. Einfache Lösungen werden nicht genügen. Wir haben gesehen, dass mehrere Faktoren zu dem hohen Maß an Ungleichheit und dem niedrigen Grad an Chancengerechtigkeit in den USA beitragen. Ökonomen streiten sich oftmals über die relative Bedeutung jedes dieser Faktoren, ein Problem, das, wie ich erläutert habe, beinahe unmöglich zu lösen ist. Überdies hat
die ungleiche Chancenverteilung in den USA ein Ausmaß erreicht, dem wir mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln entgegenwirken müssen. Einige Ursachen für die Vermögenskonzentration an der Spitze mögen sich weitgehend unserer Kontrolle entziehen, andere können wir nur allmählich, langfristig beeinflussen, aber wieder andere können wir sofort angehen. Wir brauchen einen Generalangriff, und einige der dazu nötigen Schlüsselelemente lege ich nachfolgend dar.



Wie sich die Exzesse an der Spitze eindämmen lassen

In Kapitel 2 zeige ich, dass das Vermögen des reichsten einen Prozents zu einem Großteil auf die eine oder andere Art das Produkt von Rent-Seeking und Spielregeln ist, die diese Gruppe begünstigen. Unser gesamtes Wirtschaftssystem ist durchgängig verzerrt und pervertiert, aber die folgenden sieben Reformschritte würden schon erhebliche Verbesserungen nach sich ziehen.




Rent-Seeking begrenzen und gleiche Bedingungen für alle schaffen

Den Finanzsektor zügeln. Da die Zunahme der Ungleichheit zu einem Gutteil mit den Auswüchsen im Finanzsektor zusammenhängt, bietet es sich an, hier mit einem Reformprogramm anzusetzen. Der Dodd-Frank Act zur Finanzmarktregulierung war ein Anfang, aber nicht mehr. Die folgenden sechs Reformschritte sind dringend erforderlich:



	Die überzogene Risikobereitschaft der Finanzinstitute muss gezügelt sowie deren »Systemrelevanz« – durch schiere Größe und Vernetzung  – eingeschränkt werden; diese tödliche Kombination ist für die wiederholten Rettungspakete der letzten dreißig Jahre verantwortlich. Beschränkungen der Fremdkapitalaufnahme und der Liquidität sind von entscheidender Bedeutung, denn die Banken glauben aus irgendeinem Grund, sie könnten wie mit einem magischen Hebel (Leverage-Effekt) Schulden in Eigenkapital verwandeln. Aber das ist ein fauler Zauber. Was sie in Wirklichkeit erschaffen, sind Risiken und extreme Instabilität.2


	Banken müssen transparenter werden, insbesondere was ihren außerbörslichen Handel mit Derivaten anbelangt, der stark begrenzt werden sollte und von dem mit Staatsbürgschaften abgesicherte Finanzinstitute die Finger lassen sollten. Der Steuerzahler sollte für diese riskanten Produkte keine Haftung übernehmen, ganz egal, ob wir sie als Versicherung, als eine Form des Glücksspiels oder als »finanzielle Massenvernichtungswaffen«, wie Warren Buffett sie nannte, betrachten.3

	Der Wettbewerb im Bankensektor und unter den Kreditkartenunternehmen sollte gestärkt werden, und es sollte dafür gesorgt werden, dass sie auch wettbewerblich handeln. Wir verfügen über die Technik, um einen effizienten elektronischen Zahlungsmechanismus für das 21. Jahrhundert einzurichten, aber unser Bankensystem ist entschlossen, an einem Kredit- und Debitkartensystem festzuhalten, das nicht nur die Verbraucher ausbeutet, sondern auch den Einzelhändlern für jede Transaktion überhöhte Gebühren auferlegt.

	Den Banken sollten ausbeuterische Kreditgeschäfte, bei denen sie gezielt die Unwissenheit ihrer Vertragspartner ausnutzen, und unlautere Kreditkartengeschäfte erschwert werden; dazu gehört auch die Einschränkung von Zinswucher.

	Bonussysteme, die überzogene Risikobereitschaft und kurzsichtiges Verhalten fördern, sollten verboten werden.

	Offshore-Bankplätze (und ihre »Onshore«-Pendants), die sich Regulierungen so erfolgreich entzogen und zugleich Steuerflucht und -hinterziehung gefördert haben, sollten geschlossen werden. Es gibt keinen sachlichen Grund dafür, so viele Finanzgeschäfte auf den Cayman Islands zu tätigen; weder die Inseln an sich noch ihr Klima sind Bankdienstleistungen besonders förderlich. Der Bankplatz dient nur einem einzigen Zweck: Steuerhinterziehung.


Viele dieser Reformen hängen miteinander zusammen: Mehr Wettbewerb im Bankensektor wird vermutlich dazu führen, dass die unlauteren Geschäftspraktiken zurückgehen und die Banken beim Rent-Seeking weniger erfolgreich sein werden. Es wird schwer sein, dem Finanzsektor Zügel anzulegen, weil die Banken so geschickt darin sind, Regeln zu umgehen. Selbst wenn man die Größe der Banken beschränkt – eine Aufgabe,
die schwer genug ist –, werden sie untereinander Kontrakte schließen (etwa Derivate), durch die sie so eng miteinander verflochten sind, dass der Staat sie notfalls wieder herauspauken muss.

 



Strengere und effektiver durchgesetzte Wettbewerbsgesetze. Auch wenn jeder Aspekt unseres (aufsichts-)rechtlichen Ordnungsrahmens sowohl für die ökonomische Effizienz als auch für die soziale Gerechtigkeit von Belang ist, sind die Gesetze, die den Wettbewerb, die Corporate Governance und das Insolvenzverfahren regeln, besonders wichtig.

Monopole und unvollkommene Wettbewerbsmärkte sind eine wichtige Quelle von Renteneinkommen. Das Bankgewerbe ist nicht der einzige Sektor, in dem zu wenig Wettbewerb herrscht. Betrachtet man die einzelnen Wirtschaftssektoren, ist es verblüffend, wie viele von höchstens zwei, drei oder vier Firmen beherrscht werden. Früher einmal hielt man das für unproblematisch – weil in dem dynamischen Wettbewerb, der mit dem technischen Wandel einhergeht, ein marktbeherrschendes Unternehmen ein anderes ablösen würde. Es gab einen Wettbewerb »um« den Markt, statt eines Wettbewerbs auf dem Markt. Aber wir wissen, dass dies nicht ausreichen wird. Marktbeherrschende Unternehmen verfügen über Instrumente, mit denen sie Wettbewerber unterdrücken und häufig auch Innovationen unterbinden können. Die höheren Preise, die sie verlangen, verzerren nicht nur die Wirtschaft, sondern sie wirken auch wie eine Steuer, deren Einnahmen allerdings nicht öffentlichen Zwecken zugutekommen, sondern die Schatullen der Monopolisten füllen.

 



Verbesserung der Corporate Governance – insbesondere um die Möglichkeiten von Vorstandschefs einzuschränken, Gewinne des von ihnen geführten Unternehmens für sich selbst abzuzweigen. Topmanager von Konzernen haben zu viel Macht, und ihrer vermeintlichen intellektuellen Brillanz wird zu viel Respekt entgegengebracht. Wir haben gesehen, wie sie diese Macht missbrauchen, um in die eigene Tasche zu wirtschaften. Gesetze, die Aktionären ein Mitspracherecht in Fragen der Führungskräftevergütung einräumen, wären ein wichtiger Schritt. Das Gleiche gilt für Bilanzierungsregeln, die den Aktionären ein genaues Bild darüber vermitteln, wie die leitenden Angestellten ihres Unternehmens entlohnt werden.


Umfassende Reform der Insolvenzgesetze – mit Blick auf Derivate, überschuldete Hausbesitzer bis hin zum Umgang mit Studentendarlehen. Das Insolvenzrecht liefert ein weiteres Beispiel dafür, dass die grundlegenden Spielregeln der Märkte erhebliche Verteilungsfolgen und Effizienzeffekte haben. Wie in vielen anderen Bereichen bevorteilen diese Regeln in zunehmendem Maße die Topverdiener.

Jeder Kredit beruht auf einem Vertrag, der nur durch übereinstimmende Willenserklärung von Kreditnehmer und Kreditgeber zustande kommt, wobei jedoch im Allgemeinen eine Vertragsseite viel bessere Marktkenntnisse besitzt als die andere; daher liegt eine massive Asymmetrie bezüglich des Informationsstands und der Verhandlungsmacht vor. Entsprechend sollte der Kreditgeber, nicht der Kreditnehmer, die Hauptlast der Folgen tragen, die ein Fehler nach sich zieht.

Ein schuldnerfreundlicheres Insolvenzrecht würde Banken einen Anreiz geben, bei der Kreditvergabe mehr Sorgfalt walten zu lassen. Wir hätten weniger Kreditblasen und weniger hochverschuldete Amerikaner. Eines der skandalösesten Beispiele unlauterer Kreditvergabe sind die Studentendarlehen; und diese sittenwidrigen Geschäfte werden für die Banken durch den Umstand besonders attraktiv, dass die Schulden im Fall einer Privatinsolvenz nicht erlöschen.

Kurzum, ein unausgewogenes Insolvenzrecht hat mit zu der Aufblähung des Finanzsektors, zu ökonomischer Instabilität, zur Ausbeutung der Armen und Uninformierten und zu ökonomischer Ungleichheit beigetragen.

 



Schluss mit staatlichen Geschenken – ob bei der Verfügung über öffentliche Vermögenswerte oder bei der Auftragsvergabe. Die vorherigen vier Reformen konzentrieren sich darauf, den Spielraum der Superreichen, darunter jener aus dem Finanzsektor, zur Ausbeutung von Verbrauchern, Kreditnehmern, Aktionären und anderen bei privaten Transaktionen zu begrenzen. Aber Rent-Seeking ergibt sich oft auch aus der Ausbeutung der Steuerzahler. Diese Ausbeutung nimmt viele verschiedene Formen an – einige lassen sich am besten als Geschenke beschreiben, andere fallen unter die Rubrik »Konzernwohlfahrt«.

Wie wir in Kapitel 2 sahen, geht es bei den Geschenken der öffentlichen Hand an Unternehmen um gewaltige Summen. Das Spektrum dieser Gaben reicht von der Klausel, die Behörden Preisverhandlungen
mit Pharmaherstellern untersagt, über die Kostenzuschlagsverträge mit Halliburton im Verteidigungsbereich, schlecht geplante Auktionen von Ölbohrrechten, die kostenlose Vergabe von Frequenzspektren an Fernseh- und Radiosender bis hin zu Förderabgaben für Erze unter dem Marktpreis. Diese Geschenke sind schlicht ein Transfer von der Gesellschaft an Unternehmen und an die Reichen; aber in einer Zeit knapper Budgets sind sie mehr als das, denn sie führen dazu, dass hochrentierliche öffentliche Investitionen zurückgefahren werden.

 



Schluss mit der »Konzernwohlfahrt« – einschließlich versteckter Subventionen. In den vorangegangenen Kapiteln habe ich gezeigt, dass die Regierung allzu oft, statt Bedürftigen zu helfen, ihr kostbares Geld lieber dafür ausgibt, Unternehmen zu stützen. Viele dieser Subventionen sind im Steuergesetz versteckt. Obwohl alle Schlupflöcher, Ausnahmen, Befreiungen und Präferenzen die Steuerprogression bremsen und Anreize verzerren, gilt dies für solche zugunsten der Konzernwohlfahrt in besonderem Maße. Unternehmen, die es nicht aus eigener Kraft schaffen, sollten vom Markt verschwinden. Vielleicht brauchen ihre Mitarbeiter Hilfe bei der Suche nach einer neuen Stelle, aber das ist etwas ganz anderes als Konzernwohlfahrt.

Die Konzernwohlfahrt wird weitgehend intransparent gewährt – vielleicht deshalb, weil die Bürger, wenn sie wirklich wüssten, wie viel sie das kostet, dagegen rebellieren würden. Neben den Vergünstigungen im Steuerrecht gibt es die Subventionen, die sich in billigen Krediten und staatlichen Kreditbürgschaften verbergen. Zu den gefährlichsten Formen der Konzernwohlfahrt gehören jene, welche die Haftung für die Schäden, die Unternehmen anrichten können, begrenzen – ob es die beschränkte Haftung für Kernkraftwerke oder für die Umweltschäden der Ölindustrie ist.

Wenn man nicht die vollen Kosten für einen Schaden, den man durch sein Handeln angerichtet hat, tragen muss, kommt dies einer impliziten Subvention gleich, so dass alle Branchen, die zum Beispiel anderen Umweltkosten auferlegen, de facto subventioniert werden. Wie viele der anderen Reformen, die ich in diesem Abschnitt vorgestellt habe, hätten auch diese eine dreifach positive Wirkung: die Wirtschaft würde effizienter, es gäbe weniger Exzesse an der Spitze, und der gesamtgesellschaftliche Wohlstand würde steigen.


 



Das Rechtssystem reformieren – den Zugang zur Justiz demokratisieren und dem »Wettrüsten« vor Gericht Grenzen setzen. Das Rechtssystem generiert gewaltige Renten auf Kosten der Allgemeinheit. In unserem System herrscht nicht Gerechtigkeit für alle, sondern ein Wettrüsten, und diejenigen mit den tiefsten Taschen sind am ehesten in der Lage, sich auf den Kampf einzulassen und ihn zu gewinnen. Ginge ich in die Einzelheiten einer Reform unseres Rechtssystems, würde dies den Rahmen dieses Buches – oder auch eines viel umfangreicheren Werkes – sprengen. Es genügt zu sagen, dass die notwendigen Reformen sehr viel weiter reichen – und in eine ganz andere Richtung gehen – müssen als die Reform der Prozessordnung, für die sich die politische Rechte einsetzt. Die Umsetzung der konservativen Reformpläne hätte zur Folge, dass der Durchschnittsamerikaner faktisch keinen Rechtsschutz mehr genösse, wie Prozessanwälte zu Recht monieren. In anderen Ländern dagegen gelten Haftungs- und Rechtsschutzsysteme, bei denen Ärzte für Kunstfehler zur Verantwortung gezogen werden und wo diejenigen, die aufgrund eines Kunstfehlers einen Schaden erleiden, eine angemessene Entschädigung erhalten.4


Steuerreform

Alle sieben hier genannten Reformen werfen eine doppelte Dividende ab: Sie steigern die wirtschaftliche Effizienz und sorgen für mehr Gleichheit. Aber selbst wenn wir diese Reformen umgesetzt haben, bleibt ein hohes Maß an Ungleichheit, und um mehr Mittel für öffentliche Investitionen und andere gesellschaftliche Bedürfnisse bereitzustellen, um den Armen und der Mittelschicht zu helfen, um die Chancen der Benachteiligten zu verbessern, müssen wir die Steuerprogression erhöhen und uns vor allem stärker bemühen, Schlupflöcher zu schließen. In den letzten Jahrzehnten haben wir genau das Gegenteil getan: Die Steuerprogression abgebaut.

 



Die Progression bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer ausbauen – und Schlupflöcher schließen. Unser Steuersystem ist zwar auf dem Papier progressiv, in Wirklichkeit aber weitaus weniger, als es den Anschein hat. Es strotzt nur so von Schlupflöchern, Freibeträgen, Ausnahmen und
Begünstigungen. Ein faires Steuersystem würde Spekulanten mindestens in gleicher Höhe besteuern wie diejenigen, die für ihr Einkommen arbeiten müssen. Es würde sicherstellen, dass die einkommensstärksten Steuerzahler zumindest einen genauso hohen Prozentsatz ihres Einkommens an Steuern zahlen wie diejenigen mit niedrigeren Einkommen.5 Das Körperschaftsteuersystem sollte dahingehend reformiert werden, dass sowohl Schlupflöcher geschlossen als auch Anreize zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zu verstärkter Investitionstätigkeit gesetzt werden. In Kapitel 4 legte ich dar, dass wir, anders als die Rechte behauptet, ein Steuersystem haben könnten, das effizienter und progressiver zugleich ist. Oben erwähnte ich Studien, die, von den Auswirkungen auf das Sparverhalten und das Arbeitsangebot ausgehend, zeigen, dass der Spitzensteuersatz weit über 50 Prozent und vermutlich sogar über 70 Prozent liegen könnte.6 Dabei haben diese Studien das Ausmaß, in dem diese sehr hohen Einkommen aus Renten stammen, noch gar nicht vollständig berücksichtigt.7

 



Ein effizienteres und effizienter durchgesetztes Erbschaftsteuersystem schaffen, um der Entstehung einer neuen Oligarchie vorzubeugen. Die Wiedereinführung einer substanziellen Erbschaftsteuer würde helfen, die Entstehung einer neuen amerikanischen Oligarchie oder Plutokratie zu verhindern, und das Gleiche gilt für die Abschaffung der Vorzugsbehandlung von Veräußerungsgewinnen. Die negativen Effekte dürften gering ausfallen: Die meisten derjenigen, die solche großen Vermögen anhäufen, verdanken dies Glück oder der Ausübung von Monopolmacht, oder aber sie werden von nicht-materiellen Anreizen motiviert.8



Hilfen für die 99 Prozent

Wir können unser System nach seinen Ergebnissen beurteilen, und wenn wir dies tun, dann müssen wir ihm ein »Ungenügend« geben: Es ist noch nicht lange her, da hat die Unter- und die Mittelschicht einen flüchtigen Blick auf den amerikanischen Traum erhascht, aber die heutige Wirklichkeit sieht so aus, dass dieser Traum für einen Großteil der Bevölkerung in unerreichbare Ferne gerückt ist. Einige der oben beschriebenen Reformen würden nicht nur dem einen Prozent Zügel anlegen,
sondern auch allen Übrigen helfen. So würde ihr realer Wohlstand schon allein dadurch gesteigert, dass einigen der unlauteren und monopolistischen Praktiken ein Ende gesetzt wird. Dann wird der Durchschnittsbürger weniger für Kreditkarten, Telefone, Computer, Krankenversicherungen und eine Fülle weiterer Produkte bezahlen.

Einige weitere Maßnahmen würden meines Erachtens ein Übriges tun, um die Lage der 99 Prozent deutlich zu verbessern. Einige von ihnen benötigen finanzielle Unterstützung, und mit den oben beschriebenen Reformen ließen sich die dafür erforderlichen Mittel bereitstellen.

 



Den Zugang zum Bildungssystem erleichtern. Mehr als alles andere entscheidet der Zugang zum Bildungssystem über die Verwirklichungschancen des Einzelnen, und die von uns eingeschlagene Richtung (mit nach der Einkommenshöhe der Bewohner getrennten Wohnvierteln, starken Einschnitten bei der öffentlichen Hochschulfinanzierung – und dem daraus resultierenden starken Anstieg der Studiengebühren in öffentlichen Colleges und den Studienplatzbeschränkungen in den Ingenieurwissenschaften und bei anderen sehr begehrten, aber mit hohen Investitionen verbundenen Studienfächern) lässt sich umkehren. Aber dazu bedarf es einer konzertierten nationalen Anstrengung. Die Schilderung all dessen, was getan werden könnte, um den Zugang zum Bildungssystem und insbesondere die Qualität des öffentlichen Bildungswesens zu verbessern, würde ein eigenes Buch erfordern.9

Eines könnte allerdings zügig umgesetzt werden: Den gewinnorientierten Hochschulen – ob sie nun mit staatlichen Krediten finanziert sind, mit staatlich verbürgten Krediten oder mit Privatkrediten, die auch im Insolvenzfall zurückzuzahlen sind – ist es nicht gelungen, für mehr Chancengleichheit zu sorgen, und für bildungsbeflissene arme Amerikaner erweisen sie sich sogar de facto als Sackgasse. Ein paar bekommen später bessere Stellen, aber die große Mehrheit ist danach nur bis über beide Ohren verschuldet. Wir dürfen diese gewissenlose Geldschneiderei nicht länger zulassen, und wir dürfen vor allem nicht länger zulassen, dass sie mit öffentlichen Geldern unterstützt wird. Öffentliche Gelder sollten dazu benutzt werden, staatliche und gemeinnützige Hochschulen stärker zu unterstützen und Stipendien bereitzustellen, um auch den Armen ein Studium zu ermöglichen.


 



Sparhilfen für Durchschnittsbürger. Die Politik der Regierung wirkt sich für »die da oben« ebenso wie für »die da unten« auf die Vermögensentwicklung aus. Ich habe erläutert, wie das Steuersystem durch eine Vielzahl von Anreizen den Reichen hilft, Vermögen anzuhäufen und ihren Erben zu vermachen. Die Armen werden steuerlich nicht in ähnlicher Weise unterstützt. Staatliche Sparanreize für die Armen (etwa eine Finanzzuweisung mit Eigenbeteiligung des Empfängers oder die Ausweitung von Hilfsprogrammen für Erstimmobilienkäufer)10 würde im Lauf der Zeit helfen, eine fairere Gesellschaft zu schaffen, in der weniger Kriminalität und mehr Chancengerechtigkeit herrscht und in der ein größerer Teil des nationalen Privatvermögens auf Amerikaner im unteren und mittleren Vermögenssegment entfallen würde.

 



Krankenversicherung für alle. Die zwei wichtigsten Hindernisse für die Verwirklichung ökonomischer Ambitionen sind der Verlust des Arbeitsplatzes und Krankheit. Beide zusammen ergeben eine tödliche Kombination, die oft mit einer Privatinsolvenz einhergeht. Die Krankenversicherung wird in Amerika traditionell vom Arbeitgeber bereitgestellt. Dieses ineffiziente und antiquierte System hat in erheblichem Maße zu der Tatsache beigetragen, dass die Vereinigten Staaten das insgesamt ineffizienteste und leistungsschwächste Gesundheitssystem aller fortgeschrittenen Industrieländer haben. Das Problem besteht nicht darin, dass wir zu viel ausgäben; das Problem ist, dass wir für unser Geld keinen angemessenen Gegenwert erhalten und dass zu viele Menschen gar nicht krankenversichert sind. Die Gesundheitsreform von Präsident Obama hat letzteres Problem zwar teilweise gelöst, auch wenn Klagen gegen das Gesetz sowie Kürzungen der öffentlichen Unterstützung den Erfolg der Reformen möglicherweise beeinträchtigen werden. Aber sie trägt (zumindest kurzfristig) wenig dazu bei, die Effizienz zu steigern.11 Unsere hohen Kosten sind zum Teil auf Rent-Seeking durch die Versicherungsgesellschaften und die Pharma-Industrie zurückzuführen. Andere Länder haben diese Renten eingedämmt. Wir nicht. Anderen Ländern, die nicht so wohlhabend sind wie die Vereinigten Staaten, ist es auch gelungen, sämtlichen Bürgern Zugang zu medizinischer Versorgung zu verschaffen. In den meisten Ländern haben die Bürger einen (verfassungs-)rechtlich verbürgten Anspruch auf angemessene medizinische Behandlung. Doch selbst wenn man diese Frage nicht aus dieser
prinzipiellen Perspektive betrachtet, steigert der Umstand, dass wir nicht allen Menschen Zugang zu medizinischer Versorgung verschafft haben, die Ineffizienz unseres Gesundheitssystems. Zu guter Letzt haben wir, mit großer Verspätung, denjenigen, die dringendst Hilfe brauchen, eine einfache Grundversorgung zugestanden. Aber sie erfolgt in Notaufnahmen, und aufgrund eines oftmals verspäteten Behandlungsbeginns sind die Kosten oft sehr viel höher, als es notwendig gewesen wäre.

Der fehlende Zugang zum Gesundheitssystem trägt in erheblichem Maße zur Ungleichheit bei, und diese Ungleichheit wiederum untergräbt die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft.

 



Stärkung anderer sozialer Sicherungssysteme. Die Krise hat gezeigt, wie erschreckend unzureichend unsere Arbeitslosenversicherung ist. Wir sollten nicht alle paar Monate, immer wenn die Finanzierung für die Verlängerung der Arbeitslosenleistungen ausläuft, eine erbitterte politische Auseinandersetzung auf dem Rücken der Arbeitslosen austragen. In Anbetracht der Schwere der Rezession des Jahres 2008 und der Dimension des gegenwärtigen Strukturwandels in unserer Wirtschaft müssen wir uns schlichtweg mit der Tatsache abfinden, dass es in absehbarer Zukunft eine große Zahl von Langzeitarbeitslosen geben wird.

Staatliche Programme (wie die Steuergutschrift für Arbeitseinkommen, Medicaid, Lebensmittelmarken und die staatliche Rentenversicherung) haben sich bei der Bekämpfung der Armut als sehr effektiv erwiesen. Mit einer besseren Finanzausstattung dieser Programme ließe sich die Armut in noch höherem Maße reduzieren.




Die Globalisierung bändigen: Wie man faire Bedingungen schafft und den Unterbietungswettlauf beendet

Sowohl die Globalisierung als auch der technische Fortschritt tragen zur Polarisierung unseres Arbeitsmarktes bei, aber dabei handelt es sich nicht um abstrakte Marktkräfte, die vom Himmel fallen; vielmehr verleiht die Politik ihnen ihre konkrete Gestalt. Ich habe erklärt, inwiefern die Globalisierung – insbesondere unsere asymmetrische Globalisierung   – die Verhandlungsposition des Faktors Arbeit gegenüber dem Faktor
Kapital schwächt. Während die Globalisierung der Gesellschaft insgesamt nützen mag, gerieten viele dadurch aufs Abstellgleis – was nicht weiter verwunderlich ist, wenn man bedenkt, dass die Globalisierung so genutzt wird, dass sie einseitig zum Vorteil von Unternehmens- und anderen Sonderinteressen ausfällt. Allzu oft wird die Globalisierung als Vorwand herangezogen, um Arbeitnehmer noch schlechter zu stellen, nicht nur durch Lohnsenkungen, sondern auch durch den Abbau von Sozialleistungen. Der Zulauf, den die Bewegung der Globalisierungsgegner verzeichnet, ist unter diesen Umständen voll und ganz verständlich.

Dabei gibt es vielfältige Möglichkeiten, um im Rahmen der Globalisierung einen besser und gerechter gestalteten Interessenausgleich zwischen allen betroffenen Gruppen zu erreichen.12

In vielen Ländern hatte der Ansturm von vagabundierendem Spekulationskapital verheerende Folgen; er hat in Form von Wirtschafts- und Finanzkrisen schwere Verwüstungen angerichtet. Grenzüberschreitende Kapitalströme, insbesondere solche, die zu kurzfristigen Spekulationszwecken erfolgen, müssen reguliert werden. Gewisse Beschränkungen des ungezügelten Kapitalflusses würden in vielen Ländern nicht nur die Wirtschaft stabilisieren, sondern auch dafür sorgen, dass die Kapitalmärkte den Rest der Gesellschaft nicht mehr so fest im Griff hätten. Die Ansicht mag in den Vereinigten Staaten auf Widerstand stoßen. Doch aufgrund unserer Vormachtstellung in der Weltwirtschaft haben wir die Chance, die Globalisierung aktiv mitzugestalten – eine Chance, die andere nicht haben.

Wir müssen erkennen, dass es zu einem Unterbietungswettlauf gekommen ist, der uns allen geschadet hat, und dies bei der Neuordnung der Globalisierung berücksichtigen. Die Vereinigten Staaten sind am ehesten in der Lage, diese Abwärtsspirale zu beenden (wenn ihre internen politischen Grabenkämpfe dies zuließen); sie können sich für einen Ausbau der Arbeitnehmerrechte und bessere Arbeitsbedingungen, eine strengere Regulierung der Finanzmärkte und effektiveren Umweltschutz einsetzen. Aber auch andere Länder können sich zusammentun und gemeinsam gegen den Unterbietungswettlauf ankämpfen.

Die Globalisierungsbefürworter sollten einsehen, dass es sogar in ihrem Interesse ist, der Globalisierung Zügel anzulegen. Denn wenn die Globalisierung nicht in wohlgeordneten Bahnen verläuft, besteht das
sehr reale Risiko eines Rückfalls in Protektionismus oder andere Formen der Beggar-thy-neighbour-Politik, die darauf hinausläuft, dass durch hohe Exportüberschüsse auch Arbeitslosigkeit exportiert, der Nachbar »an den Bettelstab« gebracht wird.

Die Vereinigten Staaten können einige konkrete Maßnahmen ergreifen, um die Globalisierung in einer Weise neu auszurichten, die weltweit für mehr Gerechtigkeit und Effizienz sorgen wird. So fördert etwa das geltende US-Steuerrecht, demzufolge (internationale) Gewinne von US-Aktiengesellschaften erst dann zu versteuern sind, wenn sie ins Inland transferiert werden, die Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland. Unser globales Wettbewerbssystem ermuntert Unternehmen, ihre Standorte nicht nach Maßgabe einer Optimierung ihrer globalen Effizienz, sondern nach den niedrigsten Steuersätzen auszuwählen; dass sich Unternehmen so verhalten, mag verständlich sein, da der Steuerwettbewerb ihren Nachsteuer-Gewinn erhöht, aber dieser Unterbietungswettstreit verzerrt die Weltwirtschaft und untergräbt die Fähigkeit der Staaten, Kapital angemessen zu besteuern. Die Vereinigten Staaten zum Beispiel könnten Unternehmen, die auf ihrem Hoheitsgebiet geschäftlich aktiv sind, nach der vollen Höhe ihres Gewinns, den sie mit ihrem Umsatz in den Vereinigten Staaten erzielen, besteuern, unabhängig davon, wo diese Unternehmen produzieren.13



Rückkehr zur Vollbeschäftigung

Eine Fiskalpolitik zur Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung – unter Berücksichtigung einer gerechteren Verteilung. Vollbeschäftigung ist das wirtschaftspolitische Ziel, das besonders weitreichende Folgen für das Allgemeinwohl und Verteilungsfragen hat. Wenn die Vereinigten Staaten nicht aufpassen, mag es ihnen so ähnlich ergehen wie einigen europäischen Ländern, in denen die Arbeitslosigkeit dauerhaft hoch ist – eine gigantische Verschwendung von Ressourcen, die gleichzeitig die Ungleichheit noch verschärfen und sowohl unsere wirtschaftliche Situation als auch unsere Haushaltslage beeinträchtigen würde. Seit 75 Jahren wissen wir, was getan werden muss, um Vollbeschäftigung oder annähernde Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten. In Kapitel 8 wurde erläutert, wie sich durch eine klug durchdachte Makropolitik drei Ziele gleichzeitig
verwirklichen lassen: die Senkung von Verschuldung und Defiziten, ein beschleunigtes Wachstum mit einem hohen Grad an Beschäftigung sowie eine gerechtere Einkommensverteilung.

 



Eine Geldpolitik im Dienst der Vollbeschäftigung. Historisch betrachtet, hat man zur kurzfristigen Stabilisierung stärker auf die Geldpolitik als auf die Fiskalpolitik zurückgegriffen, und zwar einfach deshalb, weil man diese schneller an veränderte Umstände anpassen kann. Aber unzureichende Steuerungs- und Kontrollmechanismen und mangelhafte ökonomische Modelle führen zu einem massiven Versagen der Geldpolitik. Im Kapitel 9 ging es um die notwendigen Korrekturen bei den theoretischen Modellen, den Governance-Strukturen und der geldpolitischen Strategie: um eine in höherem Maße rechenschaftspflichtige und am Gemeinwohl orientierte Zentralbank und den Wechsel von einer allzu einseitigen Fokussierung auf die Inflation hin zu einer umfassenderen Ausrichtung auf die Ziele Vollbeschäftigung, Wachstum und Stabilität des Finanzsektors.

 



Ungleichgewichte in der Handelsbilanz beseitigen. Die Gesamtnachfrage in den USA ist unter anderem deshalb so schwach, weil die Vereinigten Staaten viel mehr importieren als exportieren – ihr Importüberschuss beläuft sich auf über 500 Milliarden Dollar pro Jahr.14 Während Exporte Arbeitsplätze schaffen, vernichten Importe Arbeitsplätze; und die USA haben mehr Arbeitsplätze zerstört als neue geschaffen. Eine Zeitlang, ziemlich lange, wurde die Differenz durch Staatsausgaben (Defizite) ausgeglichen, so dass die Vereinigten Staaten trotz der Lücke Vollbeschäftigung aufrechterhalten konnten. Doch wie lange können wir uns in diesem Tempo weiterverschulden? Wie ich in Kapitel 8 darlegte, übertrifft der Nutzen von Krediten, insbesondere für Investitionen mit hoher Rendite, noch immer bei Weitem die Kosten; aber irgendwann in der Zukunft, vielleicht in nicht allzu ferner Zukunft, ist dies eventuell nicht mehr der Fall. Jedenfalls erschwert das heftige parteipolitische Gezerre in den Vereinigten Staaten die Fortführung der Defizite, selbst wenn sie zur Finanzierung von Investitionen aufgewendet werden. Wenn dieser Zustand andauert und unser Handelsbilanzdefizit fortbesteht, wird Vollbeschäftigung praktisch unerreichbar.15 Angesichts einer alternden Bevölkerung sollten die USA zudem für die Zukunft sparen und nicht über ihre Verhältnisse leben.


Aus globaler Perspektive gibt es noch einen weiteren Grund dafür, unausgeglichene Handelsbilanzen zu korrigieren – die große Kluft zwischen Einfuhren und Ausfuhren (Defizite im Fall der Vereinigten Staaten, Überschüsse im Fall von China, Deutschland und Saudi-Arabien) ist seit Langem ein Anlass zur Sorge. Diese Ungleichgewichte (oder, genauer gesagt, eine »ungeordnete Korrektur« dieser Ungleichgewichte, wenn Märkte zu der Überzeugung gelangen, dass diese langfristig nicht tragfähig sind, und es zu einer jähen Korrektur der Wechselkurse kommt) mögen nicht die Ursache der letzten Großen Rezession gewesen sein, aber sie könnten durchaus die Ursache der nächsten sein.

Es hat sich als außerordentlich schwierig erwiesen, eine unausgewogene Handelsbilanz wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Die Vereinigten Staaten haben es mit einem Abwertungswettlauf probiert – indem sie ihre Leitzinsen unter die Zinssätze ihrer Konkurrenten senkten, was eine Abwertung der Währung zur Folge hat. Ich habe die Wechselkurse mit einem negativen Schönheitswettbewerb verglichen: So hässlich das parteipolitische Gezänk und die Wirtschaftspolitik in den USA auch sind, scheint uns Europa doch noch zu »übertreffen«, mit der Folge, dass die Handelsungleichgewichte fortbestehen.16

Wechselkurse werden weitgehend von Kapitalflüssen bestimmt, und das Finanzkapital schenkt den Folgen dieser Bewegungen wenig Beachtung: Wenn Kapital in den Vereinigten Staaten einen sicheren Hafen sucht, wird der Dollar aufgewertet, so dass der Export leidet, während der Import angekurbelt wird, das Handelsbilanzdefizit steigt und Arbeitsplätze verloren gehen. Aber selbst wenn der Lebensunterhalt der Arbeitnehmer bedroht ist, haben die Finanziers das Gefühl, ihr Kapital sei hier besser als anderswo aufgehoben. Das ist die Folge der Selbstentfaltung von Marktkräften – allerdings in einem Ordnungsrahmen, der freie Kapitalbewegungen ohne jede Einschränkung zulässt. Dies ist nur ein weiteres Beispiel dafür, dass das Wohl der Finanzmärkte über die Interessen der einfachen arbeitenden Menschen gestellt wird.

Es gibt eine Reihe interessanter Vorschläge, die für eine ausgeglichene Handelsbilanz sorgen und helfen würden, wieder Vollbeschäftigung herzustellen. Allerdings würden einige der Reformen womöglich gegen geltende Regeln der Globalisierung verstoßen – Regeln, die überwiegend von Fachjuristen ausgearbeitet werden, denen es vor allem darum
geht, Hindernisse für die Geschäftstätigkeit bestimmter Wirtschaftszweige aus dem Weg zu räumen, und nicht darum, grundlegende, systemische Leistungsmängel zu beheben.17

 



Aktive Arbeitsmarktpolitik und eine bessere soziale Absicherung. Die US-Wirtschaft durchläuft einen tief greifenden Strukturwandel.18 Die Veränderungen im Gefolge der Globalisierung und des technischen Fortschritts erfordern, dass Arbeitnehmer in großem Umfang in andere Sektoren und auf andere Arbeitsplätze wechseln, und aus eigener Kraft bewerkstelligen die Märkte diese Transformationen nicht besonders gut. Um sicherzustellen, dass es bei diesem Prozess mehr Gewinner als Verlierer gibt, muss hier der Staat aktiv werden. Arbeitnehmer brauchen beim Wechsel von Arbeitsplätzen, die verloren gehen, auf neu geschaffene Stellen entschlossene Unterstützung; um dafür zu sorgen, dass die neuen Arbeitsplätze mindestens genauso gut sind wie diejenigen, die wegfallen, bedarf es hoher Investitionen in Bildung und Technik. Aktive Arbeitsmarktpolitik kann durchaus erfolgreich sein, aber natürlich nur dann, wenn es Stellen gibt, auf die freigesetzte Arbeitskräfte ausweichen können. Wenn es uns nicht gelingt, unser Finanzsystem so zu reformieren, dass es sich auf seine Kernaufgabe zurückbesinnt – die Finanzierung zukunftsträchtiger Existenzgründungen –, dann kann es nötig werden, dass der Staat Firmen bei Neugründung finanziell unter die Arme greift.



Ein neuer Gesellschaftsvertrag

Kollektives Handeln von Arbeitnehmern und Bürgern unterstützen. Die Spielregeln wirken sich auf die Verhandlungsstärke der verschiedenen Beteiligten aus. Wir haben Spielregeln geschaffen, die die Verhandlungsposition der Arbeiter gegenüber dem Kapital schwächen, und dies führte dazu, dass sich die Lage der Arbeiter verschlechterte. Der Mangel an Arbeitsplätzen und die strukturellen Asymmetrien im Globalisierungsprozess lösten einen Wettbewerb um Arbeitsplätze aus, bei dem die Arbeitnehmer verloren und die Kapitaleigner gewannen. Unabhängig davon, ob dies das Ergebnis einer zufälligen Entwicklung oder einer gezielten Strategie ist, müssen wir den Tatbestand anerkennen und das Ruder herumreißen. Eine Gesellschaftsordnung und ein Regierungssystem,
die dem Gemeinwohl dienen – in Einklang mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit, des Fairplay und der Chancengleichheit –, erhalten sich nicht von selbst aufrecht. Jemand muss sich darum kümmern. Andernfalls werden unsere Regierung und unsere Institutionen von Sonderinteressen vereinnahmt. Zumindest brauchen wir Gegenmächte. Doch unsere Gesellschaft und unser politisches System sind aus dem Gleichgewicht geraten. Alle von Menschen geschaffenen Institutionen sind fehlbar; alle haben ihre Schwächen. Niemand käme auf die Idee, Großunternehmen deshalb abschaffen zu wollen, weil viele von ihnen ihre Mitarbeiter ausbeuten oder die Umwelt schädigen oder sich wettbewerbswidrig verhalten. Vielmehr erkennen wir die Gefahren, regulieren den entsprechenden Sektor, versuchen Verhaltensänderungen zu bewirken – auch wenn wir wissen, dass uns dies niemals hundertprozentig gelingen wird. Aber diese Eingriffe können immerhin das Verhalten verbessern.

Gewerkschaften treten wir jedoch vollkommen anders gegenüber. Sie werden verunglimpft, und in vielen Bundesstaaten gibt es unverhohlene Bestrebungen, sie weiter zu schwächen, während die wichtige Rolle negiert wird, die sie als Korrektiv zu anderen Sonderinteressen und als Verteidigerinnen jener grundlegenden sozialen Absicherung spielen, die unabdingbar ist, wenn Arbeitnehmer Veränderungen akzeptieren und bereit sein sollen, sich an den Wandel der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen.19

 



Positive Diskriminierung, um das Erbe der Diskriminierung zu überwinden. Eine der ärgerlichsten – und am schwersten auszumerzenden  – Ursachen der Ungleichheit ist Diskriminierung, sowohl die fortdauernde Diskriminierung der Gegenwart als auch die Altlasten vergangener Diskriminierung. In verschiedenen Ländern nimmt die Diskriminierung unterschiedliche Formen an, aber fast überall gibt es Rassen- und Geschlechterdiskriminierung. Von sich aus beseitigen Marktkräfte diese Benachteiligung nicht. Wir haben gesehen, wie die Marktkräfte, zusammen mit sozialen Kräften, Diskriminierung sogar aufrechterhalten. Aber diese Benachteiligung untergräbt unsere Grundwerte, die Basis unseres nationalen Zusammengehörigkeitsgefühls. Strenge Antidiskriminierungsgesetze sind wichtig; dennoch wirken die Folgen vergangener Diskriminierungen fort, so dass wir selbst dann, wenn es uns gelänge, jegliche
Diskriminierung heute zu beseitigen, deren Folgen weiterhin ausgesetzt wären. Zum Glück haben wir gelernt, wie wir die Situation durch positive Diskriminierung verbessern können – die dazu entwickelten Programme sind »weicher« als feste Quoten, doch wenn sie besonnen umgesetzt werden, können sie dazu beitragen, dass sich unsere Gesellschaft in einer Weise entwickelt, die mit unseren Grundwerten in Einklang steht. Weil Bildung der Schlüssel zu Chancengleichheit ist, ist ein solches Vorgehen im Bildungswesen vielleicht sogar noch wichtiger als anderswo.


Nachhaltiges, verteilungsgerechtes Wachstum

Eine Wachstumsagenda auf der Basis öffentlicher Investitionen. Ich habe erläutert, weshalb die Trickle-down-Theorie nicht stimmt: Wachstum kommt nicht automatisch allen zugute. Es stellt allerdings die Ressourcen bereit, mit denen man einige der hartnäckigsten gesellschaftlichen Probleme, etwa Armut, anpacken kann. Gegenwärtig besteht das Hauptproblem der US-amerikanischen und der europäischen Volkswirtschaften in unzureichender Nachfrage. Aber eines Tages, wenn die Gesamtnachfrage wieder so weit ansteigt, dass sie unser Produktionspotenzial voll auslastet – und für Vollbeschäftigung sorgt –, wird die Angebotsseite zählen. Das Angebot, nicht die Nachfrage wird der limitierende Faktor sein. Aber was wir dann brauchen, ist nicht die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik der Rechten. Man kann die Steuern für Unternehmen erhöhen, die nicht investieren, während man diejenigen, die investieren und Arbeitsplätze schaffen, niedriger besteuert. Das wird wahrscheinlich eher Wachstumsimpulse erzeugen als jene allgemeinen Steuersenkungen, die einige Unternehmen fordern. Während die Konservativen die Bedeutung steuerlicher Anreize überschätzen, insbesondere was die Körperschaftsteuer anbelangt, unterschätzen sie die Wirkung anderer politischer Maßnahmen. Staatliche Investitionen – in Infrastruktur, Bildung und Technik – haben im zwanzigsten Jahrhundert das Wachstum gestützt, und sie können in diesem Jahrhundert die Grundlage für Wachstum sein. Diese Investitionen werden der Wirtschaft einen Wachstumsschub versetzen und Privatinvestitionen noch attraktiver machen. Der Wirtschaftshistoriker Alex Fields hat darauf hingewiesen,20 dass die
dreißiger, vierziger, fünfziger und sechziger Jahre durch besonders hohe Produktivitätssteigerungen gekennzeichnet waren, und zwar hauptsächlich wegen öffentlicher Investitionen.

 



Investitionen und Innovationen neu ausrichten – um Arbeitsplätze und die Umwelt zu erhalten. Wir müssen in den Bereichen Investition und Innovation neue Prioritäten setzen: Statt Arbeitskräfte einzusparen (unter den gegenwärtigen Umständen ein Euphemismus für die Schaffung von Arbeitslosigkeit), sollten wir Ressourcen einsparen. Das wird nicht leicht sein; hier sind sowohl Zwänge wie Anreize vonnöten. Auf dem Feld der Innovationspolitik können wir dies dadurch erreichen, dass wir einerseits die Grundlagen- und die angewandte Forschung staatlich fördern und andererseits Firmen dazu zwingen, für die von ihnen angerichteten Umweltschäden in vollem Umfang einzustehen. Auf diese Weise erhalten sie Anreize, ressourcenschonend zu produzieren, so dass ihr Hauptaugenmerk nicht mehr auf der Ersetzung von Mitarbeitern liegt. Statt (wie gegenwärtig) mit insgesamt niedrigen Zinsen zu operieren, die dazu ermutigen, gering qualifizierte Arbeitskräfte durch Maschinen zu ersetzen, könnten wir steuerliche Investitionsfreibeträge dazu nutzen, die Investitionstätigkeit zu fördern; allerdings sollten diese Freibeträge nur für Investitionen gelten, die letztlich Ressourcen und Arbeitsplätze vernichten.

In diesem Buch habe ich immer wieder betont, dass es nicht auf Wachstum per se ankommt, sondern auf die Art des Wachstums (beziehungsweise die Qualität des Wachstums). Ein Wachstum, in dessen Folge die meisten Menschen Wohlstandseinbußen erleiden, die Umwelt beeinträchtigt wird und Existenzängste grassieren, ist nicht die Art Wachstum, die wir anstreben sollten. Die gute Nachricht lautet, dass wir manchmal die Marktkräfte zum Besseren verändern und Einnahmen erwirtschaften können, mit denen sich das Wachstum ankurbeln und das gesellschaftliche Wohlergehen steigern lassen.



Die dringenden Probleme

Ich habe eine langfristige Agenda für Wirtschaftsreformen skizziert, aber momentan sind die Hauptursachen für das Leid der 99 Prozent im Arbeits- und Immobilienmarkt zu suchen.


Was den Wohnungsmarkt angeht, so haben wir gesehen, dass mangelhafte Bilanzierungsgrundsätze ein Haupthindernis für die Umschuldung darstellen und dass staatliche Umschuldungsprogramme nicht darauf zielten, Darlehensabschreibungen zu erzwingen oder auch nur zu fördern. Die Spielregeln begünstigen die Banken gegenüber den Hausbesitzern, und diese Regeln müssen geändert werden. Das wurde in der Diskussion über die Zwangsversteigerungen in Kapitel 7 deutlich.

Wir müssen den Banken Anreize dafür liefern, Hypotheken umzustrukturieren, und ihnen das vielleicht sogar auferlegen. Die gesetzliche Verpflichtung, die Verluste bei ihren Hypotheken auszuweisen – und diese mit ihrem aktuellen Marktwert zu bilanzieren –, würde ein Haupthindernis für die Umschuldung beseitigen. Steuerliche Anreize – eine steuerliche Begünstigung von Verlusten, sofern diese im Rahmen einer aktuellen Umschuldung auflaufen, und eine weniger günstige steuerliche Behandlung von Verlusten infolge von Zwangsversteigerungen – wären vielleicht ein Zuckerbrot. Und wenn das nicht funktioniert, kann es notwendig sein, eine Umstrukturierung zu erzwingen.

In unserem Insolvenzrecht gibt es einen Abschnitt – Chapter 11 –, der Unternehmen, die überschuldet sind (selbst wenn dies die Folge abenteuerlicher Managementfehler ist), die Chance zu einem Neuanfang einräumt; wir halten es für wichtig, das Unternehmen fortzuführen und die Arbeitsplätze zu erhalten. Aber wenn es wünschenswert ist, Unternehmen die Chance zu einem Neuanfang zu geben, ist es erst recht wünschenswert, Familien die Chance zu einem Neuanfang zu geben. Die gegenwärtige Gesetzeslage wirkt sich auf Familien und Gemeinden verheerend aus. Wir brauchen ein Chapter 11 für Hausbesitzer: Der Darlehensgeber schreibt die Darlehensschulden des Eigenheimbesitzers ab, wenn er im Gegenzug einen Anteil am Veräußerungsgewinn erhält, sollte das Haus verkauft werden.

Über die beiden privaten Hypothekengesellschaften Fannie Mae und Freddie Mac,21 die die Regierung Obama übernahm, als sie zu Beginn der Krise zusammenbrachen, verwaltet sie einen erheblichen Teil aller Hypotheken. Es ist ein Skandal, dass die von ihnen gehaltenen Hypotheken nicht restrukturiert wurden.22 Steuerzahler, Hausbesitzer und unsere Wirtschaft würden besser dastehen.

Die Lösung des Hypothekenproblems ist eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung, um unsere Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs
zu bringen. Auch der Arbeitsmarkt funktioniert nicht richtig, denn beinahe jeder sechste Arbeitnehmer, der eine Vollzeitstelle sucht, findet keine. Eine aggressivere Ankurbelung der Konjunktur mit Hilfe der Fiskalpolitik, wie sie in Kapitel 8 beschrieben wurde, könnte die Arbeitslosenrate deutlich senken, und eine aktivere Arbeitsmarktpolitik könnte Arbeitnehmer fit für die neuen Stellen machen, die beim nächsten Aufschwung geschaffen werden – und die womöglich ganz andere Qualifikationen verlangen als die vernichteten alten Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe und im Immobiliensektor.



Die politische Reformagenda

Die ökonomischen Zusammenhänge sind klar. Nun lautet die Frage: Wie steht es mit der Politik? Werden es unsere politischen Prozesse erlauben, dass wir auch nur eines der einfachsten Elemente dieser Agenda umsetzen? Das wird nur dann geschehen, wenn zuvor grundlegende politische Reformen durchgeführt werden. Wir alle sind Nutznießer einer gut funktionierenden Demokratie und Gesellschaft. Aber weil wir alle profitieren, kann auch jeder zum Trittbrettfahrer werden.23 Die Folge sind unzureichende Investitionen in das reibungslose Funktionieren unserer Demokratie, dem vielleicht wertvollsten öffentlichen Gut überhaupt. Tatsächlich haben wir die Pflege und Instandhaltung dieses öffentlichen Guts weitgehend privatisiert – mit verheerenden Folgen. Wir lassen es zu, dass Konzerne und vermögende Privatpersonen Geld ausgeben, um uns über die Vorzüge alternativer Politikkonzepte und Kandidaten zu »informieren«. Dabei haben sie allen Grund dazu, uns verzerrte Informationen zu liefern.

Alternative institutionelle Strukturen sind möglich, doch auch hier haben wir vielleicht die falsche Richtung eingeschlagen. Eine Reform der Wahlkampffinanzierung sollte den Spielraum für Wahlkampfspenden von Konzernen begrenzen, aber der Oberste Gerichtshof hat in seinem Citizens-United-Urteil Beschränkungen für Spendenbeiträge von Großunternehmen aufgehoben.24 Wir könnten die Mitspracherechte von Aktionären stärken und die Leitungsgremien von Aktiengesellschaften zwingen, sich Wahlkampfspenden von ihren Aktionären absegnen zu lassen; da die US-Konzerne jedoch den Kongress kontrollieren, wurden
diese und ähnliche Gesetze, die die politische Macht von Unternehmen einschränkten, nie verabschiedet oder auch nur ernsthaft diskutiert. Wir könnten den Bedarf an Wahlkampfspenden verringern, wenn wir mehr öffentliche Finanzmittel bereitstellen oder Fernseh- und Rundfunksender dazu verpflichten würden, gratis Sendezeit zur Verfügung zu stellen. Aber weder die Fernseh- und Rundfunkstationen (die mit Wahlkampfwerbung viel Geld verdienen) noch die Unternehmen (die aus ersichtlichen Gründen mit dem gegenwärtigen Zustand höchst zufrieden sind) befürworten diese Reformen, und gegen ihren Widerstand wird der Kongress diese Gesetzesänderungen niemals beschließen. Wir könnten versuchen sicherzustellen, dass wir besseren Zugang zu weniger tendenziösen Informationen erhalten, wie dies in mehreren skandinavischen Ländern der Fall ist. Statt die Medien ausschließlich von Moguln kontrollieren zu lassen – die überwiegend dem einen Prozent entstammen und dessen Überzeugungen reproduzieren – haben sie sich mit einigem Erfolg bemüht, demokratischere Medien zu schaffen. Wir könnten, wie viele europäische Länder, vielfältige unabhängige Denkfabriken öffentlich fördern, um eine ausgewogenere Debatte über die Vor- und Nachteile verschiedener politischer Strategien zu ermöglichen.

Wir könnten die Bedeutung des Geldes in der Politik schmälern, wenn wir eine gesetzliche Wahlpflicht einführen würden (mit Bußgeldandrohung für Verweigerer), wie dies Australien, Belgien und Luxemburg getan haben. Den politischen Parteien würde es dann in Wahlkämpfen nicht mehr primär darum gehen, Wähler zu mobilisieren, sondern darum, Wähler zu informieren. Wie nicht anders zu erwarten, ist die Wahlbeteiligung in Ländern mit Wahlpflicht weit höher als in den Vereinigten Staaten (in Australien liegt sie bei über 90 Prozent).25 Und es gibt politische Reformen, die die Wählerregistrierung und die Stimmabgabe erleichtern sowie das Wahlergebnis repräsentativer machen würden  – und dadurch die Wahlbeteiligung erhöhen würden, da die Politik den Anliegen der 99 Prozent mehr Beachtung schenken würde. Einige Reformen würden grundlegend in unser politisches System eingreifen,26 während andere, die den Spielraum für die Manipulation von Wahlbezirksgrenzen oder für die Obstruktionstaktik des Filibuster einschränken würden, im Rahmen der gegenwärtigen politischen Struktur umgesetzt werden könnten.

Bei keinem dieser Rezepte ist der Erfolg garantiert; sie alle werden
die politische Macht des einen Prozents wahrscheinlich nur geringfügig beschneiden. Doch gemeinsam mit den im vorigen Abschnitt skizzierten Wirtschaftsreformen eröffnen sie die Chance auf den Anbruch einer neuen Ära – für unsere Volkswirtschaft, unsere Politik und unsere Gesellschaft.

Und dies führt uns zu der abschließenden Frage.



Besteht Hoffnung?

Die in diesem Kapitel unterbreiteten politischen und ökonomischen Reformen beruhen auf der Annahme, dass Marktkräfte zwar dazu beigetragen haben, dass die Ungleichheit in den USA die gegenwärtigen Dimensionen angenommen hat, dass aber letztlich die Politik die Marktkräfte gestaltet. Wir können daher die Kräfte des Marktes so umgestalten, dass sie eine gegenläufige Entwicklung begünstigen. Wir können dafür sorgen, dass Märkte funktionieren oder zumindest besser funktionieren. In ähnlicher Weise werden wir niemals ein System erschaffen, in dem völlige Chancengleichheit besteht; aber wir können zumindest ein Mehr an Chancengleichheit erreichen. Die Große Rezession hat die Ungleichheit in den USA nicht hervorgebracht, aber sie hat sie deutlich verschlimmert, und zwar in einem solchen Ausmaß, dass man nicht länger die Augen davor verschließen kann; sie hat die Zugangschancen eines Großteils der Bevölkerung weiter eingeschränkt. Wenn wir die geeigneten politischen Maßnahmen ergreifen, entsprechend der in diesem Kapitel dargelegten Agenda, können wir deutliche Verbesserungen erzielen. Es geht nicht darum, Ungleichheit gänzlich zu beseitigen oder vollkommene Chancengleichheit zu verwirklichen. Es geht darum, das Ausmaß der Ungleichheit zu verringern und den Grad der Chancengleichheit zu erhöhen. Die Frage lautet: Können wir das bewerkstelligen?

Unsere Demokratie, mag sie auch unfair und verzerrt sein, bietet uns zwei Wege, um Reformen durchzusetzen. Die 99 Prozent könnten erkennen, dass sie von dem einen Prozent hinters Licht geführt wurden: dass das, was im Interesse des obersten einen Prozents ist, nicht in ihrem Interesse ist. Das eine Prozent hat alles darangesetzt, die übrigen 99 Prozent davon zu überzeugen, dass eine andere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nicht möglich sei; dass es den 99 Prozent zwangsläufig
schade, wenn irgendetwas unternommen wird, was das eine Prozent nicht will. In diesem Buch habe ich nicht nur diesen Mythos zerstört, sondern auch dargelegt, dass wir nicht nur unsere Wirtschaft dynamischer und effizienter, sondern zugleich unsere Gesellschaft fairer gestalten können.

Im Jahr 2011 sahen wir, wie Millionen von Menschen auf die Straße gingen, um gegen die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in ihren repressiv-autoritär regierten Ländern zu protestieren. In Ägypten, Tunesien und Libyen wurden die Machthaber gestürzt. In Jemen, Bahrain und Syrien kam es zu Massenprotesten. Die Herrscherfamilien in anderen Ländern der Region verfolgten dies aus ihren klimatisierten Penthäusern heraus mit nervösem Unbehagen. Sind sie als Nächstes an der Reihe? Sie sind zu Recht beunruhigt. In diesen Gesellschaften besitzt ein winziger Teil der Bevölkerung – weniger als ein Prozent  – den Löwenanteil des Gesamtvermögens; hier ist die politische und wirtschaftliche Machtstellung des Einzelnen ganz entscheidend von seinem Reichtum abhängig; hier ist Korruption an der Tagesordnung, und hier widersetzen sich die Reichsten oftmals aktiv einer Politik, die die Lebensbedingungen der Bevölkerung insgesamt verbessern würde. Angesichts dieser entfesselten Massen auf den Straßen mögen wir uns selbst ein paar Fragen stellen. Wann schwappen die Proteste nach Amerika über? Wann werden andere westliche Länder von Ausläufern dieser Beben erschüttert? Die USA haben mancherlei Ähnlichkeit mit diesen Krisenstaaten, in denen eine winzige Elite das Sagen hat. Wir haben einen großen Vorteil – wir leben in einer Demokratie –, aber es ist eine Demokratie, in der die Interessen weiter Teile der Bevölkerung politisch immer weniger Berücksichtigung finden. Die Menschen spüren das – es schlägt sich in der niedrigen Zustimmung für die Arbeit des Kongresses und in der erschreckend niedrigen Wahlbeteiligung nieder.

Aber es könnte auch noch auf einem anderen Weg zu Reformen kommen: Das eine Prozent könnte erkennen, dass das, was in den Vereinigten Staaten geschehen ist, nicht nur unseren Werten widerspricht, sondern dass es nicht einmal im Interesse des einen Prozents selbst liegt. Alexis de Tocqueville nannte das, was er als ein Kernelement des besonderen Genius der amerikanischen Gesellschaft ansah, »wohlverstandenen Eigennutz«. Dabei ist das Adjektiv entscheidend. Jeder Mensch ist in einem engeren Sinne eigennützig: Ich will das, was mir nützt, sofort!
»Wohlverstandener« Eigennutz ist etwas anderes. Es bedeutet die Einsicht, dass das eigene Wohlergehen in letzter Konsequenz davon abhängt, dass man die Eigeninteressen aller anderen – kurzum: das Gemeinwohl  – beachtet.27 Tocqueville behauptete nicht, dass an dieser Einstellung etwas Edles oder Idealistisches sei. Nein, er behauptete das genaue Gegenteil: Es sei ein Kennzeichen des amerikanischen Pragmatismus. Diese gerissenen Amerikaner hätten eine grundlegende Tatsache begriffen: An seinen Nächsten zu denken, ist nicht nur gut für das eigene Seelenheil; es ist auch gut fürs Geschäft.

Das oberste eine Prozent hat die besten Häuser, die beste Bildung, die besten Ärzte und den besten Lebensstil, aber da ist eine Sache, die man sich mit Geld wohl nicht kaufen kann: die Einsicht, dass das eigene Schicksal eng damit verbunden ist, wie die übrigen 99 Prozent leben. Die gesamte Geschichte hindurch hat das oberste eine Prozent dies irgendwann begriffen – oft allerdings zu spät.

Wir haben gesehen, dass sich Politik und Wirtschaft nicht trennen lassen und dass wir, wenn wir ein System erhalten wollen, in dem jeder Bürger – und nicht jeder Dollar - eine Stimme hat, unser politisches System unbedingt reformieren müssen; aber es dürfte uns kaum gelingen, innerhalb eines Wirtschaftssystems, in dem die Schere zwischen Arm und Reich so weit geöffnet ist, ein faires und aufgeschlossenes politisches System zu verwirklichen. Wir haben in jüngster Vergangenheit erlebt, dass unser politisches System nicht funktionieren kann, wenn kein tiefes Gemeinschaftsgefühl vorhanden ist; doch woran soll sich dies auch festmachen, wenn unser Land so gespalten ist? Und angesichts der wachsenden Kluft in unserer Wirtschaft können wir nur fragen: Was bedeutet sie für die Zukunft unserer Politik?

Der Zustand der US-amerikanischen Gesellschaft in fünfzig Jahren lässt sich anhand zweier Szenarien ausmalen. In dem einen ist die soziale Spaltung zwischen Arm und Reich größer denn je: Die USA sind ein Land, wo die Reichen in abgeschotteten Wohnanlagen leben, ihre Kinder auf teure Privatschulen schicken und sich eine erstklassige medizinische Versorgung leisten können. Unterdessen leben die übrigen Amerikaner in einem Umfeld, das von Unsicherheit, bestenfalls zweitklassiger Bildung und de facto rationierter medizinischer Versorgung gekennzeichnet ist – sie hoffen und beten, dass sie nicht ernsthaft krank werden. Ganz unten befinden sich Millionen junger Menschen, die sich gesellschaftlich
ausgeklinkt haben und alle Hoffnung haben fahren lassen. Ich habe dieses Bild in vielen Entwicklungsländern gesehen; Ökonomen gaben dem Phänomen sogar einen Namen, »duale Wirtschaft«, zwei Gesellschaften, die nebeneinander leben, aber kaum etwas übereinander wissen und sich nicht vorstellen können, wie das Leben in der jeweils anderen Gesellschaft aussieht. Ob wir so tief sinken werden wie einige andere Länder, wo die Mauern immer höher werden und die sozialen Verwerfungen immer tiefer, weiß ich nicht. Allerdings ist dieses Alptraum-Szenario keinesfalls auszuschließen.

Das andere Szenario ist das einer Gesellschaft, in dem die Kluft zwischen Arm und Reich kleiner geworden ist, in der das Gefühl vorherrscht, dass alle dasselbe Schicksal teilen, in der es ein gemeinsames Bemühen um Chancengleichheit und Fairness gibt, in der die Worte »Freiheit und Gerechtigkeit für alle« einen tatsächlichen Zustand beschreiben, in der wir die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ernst nehmen, die die Bedeutung nicht nur der Bürgerrechte, sondern auch der wirtschaftlichen Rechte, und nicht nur der Eigentumsrechte, sondern auch der wirtschaftlichen Rechte des einfachen Bürgers betont. In dieser Vision haben wir ein lebendiges politisches System, das sich grundlegend von jenem unterscheidet, in dem 80 Prozent der jungen Menschen so politikverdrossen sind, dass sie nicht einmal mehr zur Wahl gehen.

Ich glaube, dass nur dieses zweite Szenario mit unserem historischen Erbe und unseren Werten in Einklang steht. Die US-Amerikaner werden nicht nur eine deutlich höhere Lebensqualität genießen, sondern auch ein stärkeres Wirtschaftswachstum (insbesondere wenn dieses sachgerecht gemessen wird) verzeichnen, als es der Fall wäre, wenn sich die sozialen Gräben vertiefen. Es ist für dieses Land noch nicht zu spät, das Ruder herumzureißen und sich auf jene Grundprinzipien der Fairness und Chancengleichheit zurückzubesinnen, auf denen es errichtet wurde. Doch uns bleibt nicht mehr viel Zeit. Vor vier Jahren gab es einen Moment, in dem die meisten Amerikaner die Kühnheit besaßen zu hoffen. Es schien möglich zu sein, Trends, die seit mehr als 25 Jahren anhielten, umzukehren. Stattdessen verschlimmerten sie sich. Heute ist diese Hoffnung zu einem Flackern verkommen.


Dank

In den fast fünfzig Jahren, in denen ich mich mit den Ursachen und Folgen von Ungleichheit befasse, habe ich von so vielen Menschen intellektuell profitiert, dass ich sie hier nicht alle im Einzelnen auflisten kann. Robert Solow, einer meiner Doktorväter, mit dem ich gemeinsam einen Aufsatz über Verteilung und makroökonomisches Verhalten schrieb, hatte seine eigene Dissertation über das Thema Ungleichheit geschrieben. Der Einfluss von Paul Samuelson, eines weiteren Doktorvaters, wird in der Diskussion über die Globalisierung in Kapitel 3 deutlich durchscheinen. Die ersten Aufsätze, die ich über dieses Thema publizierte, schrieb ich mit meinem Kommilitonen George Akerlof, mit dem ich mir im Jahr 2001 den Nobelpreis teilte.

Als ich 1965/66 als Fulbright-Stipendiat an der Cambridge University studierte, drehten sich viele Diskussionen um die Einkommensverteilung, und ich schulde den verstorbenen Nicholas Kaldor, David Champernowne und Michael Farrell, insbesondere Sir James Meade und Frank Hahn großen Dank. Dort begann auch meine Zusammenarbeit mit Tony Atkinson, der später eine der weltweit führenden Autoritäten auf dem Gebiet der Ungleichheit werden sollte. Damals glaubte man noch immer, dass es erhebliche Zielkonflikte zwischen Ungleichheit und Wachstum gebe und Jim Mirrlees begann damals gerade erst mit seinen Forschungen über Steuern mit optimaler Umverteilungswirkung (für die er später den Nobelpreis erhielt). Ein weiterer meiner Lehrer am MIT (der dann 1969/70 gemeinsam mit mir als Gastwissenschaftler in Cambridge weilte) war Kenneth Arrow, dessen Beiträge zur Informationsökonomik mein eigenes Denken nachhaltig beeinflusst haben. Später konzentrierte sich seine Arbeit – parallel zu meiner eigenen – auf die Folgen von Diskriminierung, auf die Frage, wie sich zum Beispiel Informationen über relative Fähigkeiten auf Ungleichheit auswirken, und auf
den Einfluss der Bildung in dem gesamten Prozess. Ein zentrales Problem, das ich in diesem Band nur streife, ist die Messung von Ungleichheit. Wie sich zeigt, wirft dies die gleichen theoretischen Probleme auf, wie sie bei der Messung von Risiken auftreten, und meine frühen Beiträge dazu verfasste ich vor vierzig Jahren gemeinsam mit Michael Rothschild. Später arbeitete ich mit einem meiner ehemaligen Studenten, Ravi Kanbur, an der Frage, wie sich sozioökonomische Mobilität messen lässt.

Der Einfluss der Verhaltensökonomik auf mein Denken sollte in dieser Arbeit deutlich zu spüren sein. Vor etwa vierzig Jahren machte mich der verstorbene Amos Tversky, ein Pionier dieses Fachgebiets, mit diesen Ideen vertraut, und später beeinflussten Richard Thaler und Danny Kahneman meine eigenen Überlegungen stark. (Als ich Mitte der achtziger Jahre das Journal of Economic Perspectives gründete, bat ich Richard, regelmäßig eine Kolumne über das Thema zu schreiben.)

Von den Diskussionen mit Edward Stiglitz über einige der juristischen Fragen, die in Kapitel 7 behandelt werden, habe ich enorm profitiert; das Gleiche gilt für die Gespräche mit Robert Perkinson über die Probleme, die mit der hohen Inhaftierungsrate in den USA verbunden sind.

Die Diskussion meiner Ideen im direkten Austausch mit meinen Studenten war immer sehr bereichernd, und ich möchte hier nur zwei von ihnen herausgreifen: Miguel Morin und Anton Korinek.

Ich hatte außerdem das Glück, für die Clinton-Regierung zu arbeiten. Ungleichheit und Armut standen im Mittelpunkt unserer Debatten. Wir erörterten zum Beispiel, wie wir im Rahmen der Sozialreform die Armut bekämpfen (Diskussionen, bei denen David Ellwood von der Harvard University eine zentrale Rolle spielte) und wie durch eine Steuerreform den Auswüchsen der Ungleichheit an der Spitze beikommen könnten. (Nicht jeder unserer Schritte ging wie erwähnt in die richtige Richtung.) Der Einfluss Alan Kruegers (der heute den Wirtschaftswissenschaftlichen Beirat des Präsidenten leitet) mit seinen Erkenntnissen über Arbeitsmärkte einschließlich der Rolle von Mindestlöhnen sollte offensichtlich sein. Weiter hinten im Buch beziehe ich mich auf gemeinsame Arbeiten mit Jason Furman und Peter Orszag. Alicia Munnell, die gleichzeitig mit mir dem Sachverständigenrat angehörte, half mir, die Funktion von Sozialversicherungsprogrammen und von Gesetzen zu
verstehen, die dafür sorgen sollten, dass Kreditangebote nicht auf wohlhabende Wohngegenden beschränkt werden. (Zu den vielen anderen, die mein Denken in dieser Zeit stark beeinflussten, siehe die Danksagung in »Die Roaring Nineties«, Berlin 2004.)

In meiner Zeit als Chefvolkswirt der Weltbank, einer Institution, die sich unter anderem die Bekämpfung der Armut auf die Fahnen geschrieben hat, war jeder Arbeitstag, jede Begegnung eine Gelegenheit, Neues über Armut und Ungleichheit zu erfahren, sich Ansichten über die Ursachen und Folgen von Ungleichheit zu bilden und zu korrigieren, um besser zu verstehen, weshalb sie sich von Land zu Land unterscheidet. Ich zögere, eine bestimmte Person herauszugreifen, möchte aber meine beiden Nachfolger im Amt erwähnen, Nick Stern (den ich 1969 in Kenia kennenlernte) und François Bourguignon.

In Kapitel 1 und an anderer Stelle weise ich darauf hin, dass das BIP pro Kopf (der Bevölkerung) oder auch andere Einkommensmaße keine aussagekräftigen Kenngrößen des gesellschaftlichen Wohlergehens liefern. Meine eigenen Überlegungen in dieser Frage wurden nachdrücklich durch die Arbeit in der 21-köpfigen Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress beeinflusst, die ich gemeinsam mit Amartya Sen und Jean-Paul Fitoussi leitete. In Kapitel 4 erkläre ich den Zusammenhang zwischen Instabilität und Wachstum, und hier habe ich in hohem Maße von einer anderen Kommission profitiert, an deren Spitze ich stand, dem Sachverständigenausschuss des Vorsitzenden der UN-Generalversammlung über Reformen des Internationalen Währungs- und Finanzsystems. Insbesondere möchte ich meinen Kollegen am Roosevelt Institute, darunter Bo Cutter, Mike Konczal, Arjun Jayadev und Jeff Madrick, danken. (Andere, die mit dem Roosevelt Institute zusammengearbeitet haben, wie etwa Robert Kuttner und Jamie Galbraith, schließt dieser Dank mit ein.) Paul Krugman ist eine anregende Stimme für all jene unter uns, die sich eine gerechtere und funktionstüchtigere Wirtschaft wünschen.

In den letzten Jahren haben die Ökonomen leider der Ungleichheit nicht genügend Beachtung geschenkt – so wie sie den anderen Problemen, die jene Art von Instabilität verursachen können, die die Vereinigten Staaten erlebt haben, nicht die gebührende Aufmerksamkeit widmeten. Das Institute for New Economic Thinking wurde in der Absicht gegründet, diese und andere Mängel zu korrigieren, und ich möchte die
Gelegenheit nicht versäumen, dem INET und insbesondere dessen Leiter, Rob Johnson (auch ein Kollege am Roosevelt Institute und ein Mitglied der UN-Kommission) für ausführliche Diskussionen über die Fragestellungen dieses Buches zu danken.

Wie immer gilt mein Dank auch der Columbia University, die mir ein intellektuelles Umfeld bietet, in dem Ideen ausgebrütet, hinterfragt und weiterentwickelt werden können. Mein Dank richtet sich insbesondere an José Antonio Ocampo und meinen langjährigen Kollegen und Mitarbeiter Bruce Greenwald.

Sind damit sozusagen meine allgemeinen intellektuellen (Sparrings-) Partner und Inspirationsquellen benannt, so schulde ich denjenigen, die mir in der einen oder anderen Weise bei der Arbeit an diesem Buch halfen, einen besonderen Dank. Hervorgegangen ist es aus einem Artikel in Vanity Fair, der den Titel »Of the 1 %, for the 1 %, by the 1 %« trug. Cullen Murphy erteilte mir dazu den Auftrag und hat den Text hervorragend bearbeitet. Von Graydon Carter stammt der Titelvorschlag. Drake McFeely, der Verlagsleiter von Norton und mein langjähriger Freund und Verleger, bat mich, diese Ideen zu einem Buch zu erweitern, das Brendan Curry wieder einmal ausgezeichnet lektorierte. Stuart Proffitt, mein Verleger bei Penguin/Allen Lane, hat einmal mehr eindrucksvolle Arbeit geleistet – ich verdanke ihm wichtige Anregungen für die Schärfung der Argumentation sowie ausführliche Textkommentare.

Karla Hoff las das Buch von der ersten bis zur letzten Seite und verbesserte sowohl die sprachliche Ausdrucksweise als auch die Argumentation. Schon bevor ich mit der Niederschrift des Textes begann, haben sich unsere Gespräche über die zentralen Ideen dieses Buches deutlich auf meine eigenen Überlegungen ausgewirkt.

Ein Team von Forschungsassistenten unter Leitung von Laurence Wilse-Samson, dem auch An Li und Ritam Chaurey angehörten, ging weit über seine eigentliche Aufgabe der Faktenüberprüfung hinaus. Die Beteiligten wiesen auf Stellen hin, an denen die Analyse erweitert beziehungsweise präziser gefasst werden sollte, und schienen von dem Projekt genauso begeistert zu sein wie ich selbst. Julia Cunico und Hannah Assadi begleiteten den gesamten Schreibprozess mit äußerst nützlichen Kommentaren und Anregungen. Eamon Kircher-Allen managte nicht nur die Manuskripterstellung, sondern fungierte auch als Lektor und Kritiker. Ich stehe tief in seiner Schuld.


Aber am meisten habe ich, wie immer, Anya zu danken, die mich ermunterte, das Buch zu schreiben, wiederholt mit mir über die Ideen, die ihm zugrunde liegen, diskutierte und mir half, es in seine endgültige Form zu bringen.
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Anmerkungen




Vorwort

1
Vanity Fair vom Mai 2011.


2
Zum gegenwärtigen Stand der Ungleichheit in den Vereinigten Staaten und den entsprechenden Belegen siehe Kapitel 1.


3
Die Eigenart des jeweiligen Marktversagens unterscheidet sich von Land zu Land. In Ägypten beispielsweise hatten neoliberale marktwirtschaftliche Reformen durchaus für gewisse Wachstumsimpulse gesorgt, deren Wohlstandseffekte aber bei den meisten nicht angekommen waren.


4
Nicht alle von ihnen tauchen in der »amtlichen« Arbeitslosenstatistik auf, die eine Arbeitslosenquote von 8,3 Prozent auswies. Einige suchten aktiv nach einer Vollzeitstelle und fanden überhaupt keine Arbeit, andere hatten eine Teilzeitstelle angenommen, weil keine Vollzeitstelle verfügbar war, einige waren durch den Mangel an Arbeitsplätzen so entmutigt, dass sie überhaupt nicht mehr nach Arbeit suchten. Die Zahlen in Europa sind ähnlich.


5
Darüber wurde in den Medien ausführlich berichtet; vgl. zum Beispiel <http://www.dailymail.co.uk/news/article-2048754/Occupy-Wall-Street-Bloomberg-backs-dawn-eviction.html> [3. Dezember 2011].


6
USA Today, <http://www.usatoday.com/news/nation/story/2011-10-17/pollwall-street-protests/50804978/1>.


7
Es mag Nicht-Amerikaner überraschen zu erfahren, dass die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes in den USA in der Regel nur sechs Monate beträgt. In Kapitel 1 geht es sowohl um die heftigen Auseinandersetzungen um die Verlängerung der Bezugsdauer während der Rezession als auch um die große Zahl von Personen, die nicht versichert sind.


8
Solche Unterscheidungen rochen nach Marxismus, der während des Kalten Krieges und mancherorts auch noch danach ein rotes Tuch war.


9
Siehe Kapitel 1. Soziologen betonen, dass eine gesellschaftliche Klasse nicht nur durch das Einkommen definiert ist.


10
Diese Behauptung wird in den folgenden Kapiteln mit Daten untermauert.


11
Eine mögliche Reaktion ist, nicht länger über Werte zu sprechen: Das ganze Gerede über Gleichheit, Fairness, rechtsstaatliches Verfahren und Ähnliches habe nichts damit zu tun, wie die Welt tatsächlich funktioniert. In der
Politik würden wir diese Betonung der Wirklichkeit Realpolitik nennen. Anhänger des »Realismus« in der Ökonomik befürworten eine Art ökonomischen Darwinismus; man überlasse das System sich selbst, so dass die »Tüchtigsten« überleben. Mangelhafte Systeme wie etwa der Kommunismus überleben nicht. Bis jetzt, so der Gedankengang, ist der Kapitalismus amerikanischen Gepräges das beste System. Im neunzehnten Jahrhundert wurden solche Ideen als »Sozialdarwinismus« bezeichnet; eine Variante dieses Konzepts fand bei den Rechten großen Anklang. Oft unausgesprochen scheint diese Ansicht die Anhänger des Kapitalismus amerikanischer Spielart beeinflusst zu haben. Allerdings ist mit dieser Betrachtungsweise eine Reihe von Problemen verbunden. Auf theoretischer Ebene gibt es für diese teleologische Interpretation der Evolution – dass sie zu dem bestmöglichen Ergebnis führt – keine Rechtfertigung. Auch ist es keineswegs sicher, dass ein System, das heute funktioniert, so anpassungsfähig ist, dass es auch künftig Herausforderungen meistert. Eben diese Unfähigkeit, die Anpassungsfähigkeit zu beurteilen, zählt zu den Schwächen der modernen Marktwirtschaft. Vgl. auch J. E. Stiglitz, Whither Socialism?, Cambridge 1994.


12
Stand: August 2011, bei den 16- bis 24-Jährigen. Vgl. die Website des US-Amts für Arbeitsmarktstatistik, <http://www.bls.gov/news.release/youth.nro.htm> [3. Dezember 2011].


13
Dass unser Justizsystem durch die wachsende Ungleichheit untergraben wurde, ist Gegenstand aktueller Diskussionen. Vgl. zum Beispiel Glenn Greenwald, With Liberty and Justice for Some: How the Law Is Used to Destroy Equality and Protect the Powerful, New York 2011. Andere haben ebenfalls darauf aufmerksam gemacht, wie das politische Versagen – der unangemessene Einfluss von Sonderinteressen – unsere Wirtschaft unterminiert, und zwar schon, ehe die Finanzkrise dies ans Tageslicht brachte. Vgl. Robert Kuttner, The Squandering of America: How the Failure of Our Politics Undermines Our Prosperity, New York 2007.


14
Dafür plädiere ich in meinen früheren Büchern Die Schatten der Globalisierung, Berlin 2002, Die Chancen der Globalisierung, Berlin 2006, Die Roaring Nineties, Berlin 2004, und Im freien Fall, München 2010. Weitere hervorragende Bücher zu ähnlichen Themen sind: Robert Kuttner, Everything for Sale: The Virtues and Limits of Markets, New York 1997, John Cassidy, How Markets Fail: The Logic of Economic Calamities, New York 2009, Michael Hirsh, Capital Offense: How Washington’s Wise Men Turned America’s Future Over to Wall Street, New York 2010, sowie Jeff Madrick, The Age of Greed: The Triumph of Finance and the Decline of America, 1970 to the Present, New York 2011.


15
New York 2010.


16
New York 2011.



17
New York 2008.


18
New York 2008. Diese Bücher stehen in einer langen Tradition, zu der auch das Buch von Greg Palast gehört, Shame on you! Die Wahrheit über Macht und Korruption in westlichen Demokratien, München 2003.


19
Eine alternative Interpretation, die ich in Kapitel 5 kurz diskutiere, stammt von Thomas Frank. Vgl. sein Buch What’s the Matter with Kansas? How Conservatives Won the Heart of America, New York 2004.


20
Dieses Kapitel meiner Doktorarbeit wurde unter dem Titel »The Distribution of Income and Wealth Among Individuals« in: Econometrica 37, Nr. 3 (Juli 1969), S. 382–397, veröffentlicht. Zu weiteren Aufsätzen, die aus dieser frühen Arbeit hervorgingen, zählen zwei, die ich gemeinsam mit George Akerlof verfasste, der wie ich im Jahr 2001 mit dem Nobelpreis ausgezeichnet wurde: »Investment, Income, and Wages« (Abstract), Econometrica 34, Nr. 5, Ergänzungsband (1966), S. 118, und »Capital, Wages and Structural Unemployment«, Economic Journal 79, Nr. 314 (Juni 1969), S. 269–281; einen Aufsatz schrieb ich mit meinem Doktorvater Robert Solow, »Output, Employment and Wages in the Short Run«, Quarterly Journal of Economics 82 (November 1968), S. 537–560; und ein weiteres Kapitel aus meiner Doktorarbeit erschien unter dem Titel »A Two-Sector, Two Class Model of Economic Growth«, Review of Economic Studies 34 (April 1967), S. 227–238.


21
Ich beschreibe einige der Einflüsse auf die Entwicklung meines Denkens, insbesondere was die Rolle unvollständiger Information betrifft, in meiner Nobelpreisrede, »Information and the Change in the Paradigm in Economics«, in: Les Prix Nobel/The Nobel Prizes 2001, hg. von Tore Frängsmyr, Stockholm 2002, S. 472–540, und, in gekürzter Form, in: »Information and the Change in the Paradigm in Economics«, American Economic Review 92, Nr. 3 (Juni 2002), S. 460–501. Vgl. auch die kurze Autobiografie, die für die Nobel-Stiftung geschrieben wurde, »Nobel Memoirs«, in: Les Prix Nobel/ The Nobel Prizes 2001, S. 447–471, und »Reflections on Economics and on Being and Becoming an Economist«, in: The Makers of Modern Economics, Bd. 2, hg. von Arnold Heertje, New York 1994, S. 140–183.





Kapitel 1 Amerikas Ein-Prozent-Problem

1
Von Januar 2007 bis Dezember 2011 wurden über 8,2 Millionen Zwangsversteigerungen eingeleitet und vier Millionen vollzogen. Vgl. RealtyTrac, »2012 Foreclosure Market Outlook«, 13. Februar 2012 <http://www.realtytrac.com/content/news-and-opinion/slideshow-2012-foreclosure-mar-ketoutlook-7021> [28. März 2012]. Viele weitere Zwangsvollstreckungen sind geplant – bei etwa 5,9 Millionen Immobilien sind die Darlehensforderungen seit mindestens dreißig Tagen überfällig oder die Hypotheken wurden gekündigt; vgl. Mortgage Monitor Report, Lender Processing Services
(März 2012), <http://www.lpsvcs.com/LPSCorporateInformation/News-Room/Pages/20120321.aspx> [28. März 2012]. Zusätzlich überstieg bei 11,1 Millionen oder 22,8 Prozent aller hypothekarisch belasteten US-Wohnimmobilien die Darlehenssumme den aktuellen Marktwert der Immobilie (sie hatten am Ende des vierten Quartals 2011 einen negativen Kapitalwert); vgl. »Negative Equity Report«, CoreLogic (Q4, 2011),<http://www.corelogic.com/about-us/researchtrends/asset_upload_file360_14435.pdf> [28. März 2012].


2
Der genau Betrag schwankt von Jahr zu Jahr. Bei den Daten über das Einkommensgefälle stütze ich mich hauptsächlich auf die Arbeit von Emmanuel Saez und Thomas Piketty, deren wichtiger erster Aufsatz »Income Inequality in the United States, 1913–1998« im Quarterly Journal of Economics 118 (2003), Nr. 1, S. 1–39, veröffentlicht wurde, eine längere und aktualisierte Version erschien in: A. B. Atkinson und T. Piketty (Hg.), Top Incomes over the Twentieth Century: A Contrast between Continental European and English-Speaking Countries, New York 2007. Tabellen und Schaubilder im Excel-Format, die bis zum Jahr 2010 aktualisiert wurden, sind auf Saez’ Website <http://www.econ.berkeley.edu/~saez/> verfügbar. Dort findet sich auch eine leicht verständliche Zusammenfassung seiner Forschungsarbeit mit dem Titel »Striking It Richer: The Evolution of Top Incomes in the United States«. Saez’ Daten basieren auf den Einkommensteuererklärungen und sind daher von hoher Qualität, erfassen jedoch nur das angegebene Einkommen. Da Steuerzahler mit hohem Einkommen ihre Einkünfte besser verschleiern können, indem sie zum Beispiel Gelder in von ihnen kontrollierten ausländischen Unternehmen belassen, wird das Ausmaß der Ungleichheit anhand dieser Daten möglicherweise unterschätzt. Ich stütze mich außerdem auf einen aktuellen Bericht des Congressional Budget Office (CBO), »Trends in the Distribution of Household Income between 1979 and 2007«, Oktober 2011, <http://www.cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/attachments/10-25-HouseholdIncome.pdf>, und auf ein Arbeitspapier von J. Bakija, A. Cole, und B. T. Hein vom Januar 2012, »Jobs and Income Growth of Top Earners and the Causes of Changing Income Inequality: Evidence from U.S. Tax Return Data«, <http://web.williams.edu/Economics/wp/BakijaColeHeimJobsIncomeGrowthTopEarners.pdf>. Das US-Bundesamt für Statistik stellt unter <http://www.census.gov/hhes/www/income/data/historical/household/index.html> historische Einkommenstabellen zur Verfügung. Als grundlegende Quellen für länderübergreifende Vergleiche sind zu nennen: OECD, »Divided We Stand: Why Inequality Keeps Rising«, 5. Dezember 2011; Weltbank, World Bank Development Indicators, <http://data.worldbank.org/indicator>, sowie die Luxembourg Income Study. Das Economic Policy Institute stellt vorzügliche Interpretationen und aktualisierte Daten auf seiner Website <http://www.epi.org/> zur Verfügung.



3
Laurence Mishel und Josh Bivens, »Occupy Wall Streeters Are Right about Skewed Economic Rewards in the United States«, EPI Briefing Paper 331, 26. Oktober 2011, <https://docs.google.com/viewer?url=http://www.epi.org/files/2011/BriefingPaper331.pdf&hl=en_US&chrome=true> [28. Februar 2011]. Ein weiterer Beleg für die wachsende Ungleichheit ist die Tatsache, dass im Jahr 1979 das Durchschnittseinkommen in den obersten 0,1 Prozent, einschließlich der Veräußerungsgewinne, »nur« 50 Mal über dem der unteren 90 Prozent lag. Im Jahr 2010 war es schon 164 Mal größer. Unterdessen hat sich das Verhältnis des durchschnittlichen Haushaltseinkommens des obersten einen Prozents zu dem der unteren 90 Prozent von 14 : 1 auf 42 : 1 verdreifacht. Basierend auf Daten von Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, und den Aktualisierungen auf Saez’ Website (siehe Anm. 2).


4
Genauer gesagt, verfügte das oberste eine Prozent über 35 Prozent des gesamten nationalen Privatvermögens. Rechnet man den Wert des Immobilienbesitzes heraus, ist diese Zahl noch erheblich größer: Das oberste eine Prozent besitzt zwei Fünftel des Gesamtvermögens. Edward N. Wolff vergleicht beide Zahlen in »Recent Trends in Household Wealth in the United States: Rising Debt and the Middle-Class Squeeze – an Update to 2007«, Levy Institute Working Paper Nr. 589, März 2010, <http://www.levyinstitute.org/pubs/wp_589.pdf> [28. Februar 2012]. Die Zahlen über das Vermögen, einschließlich der Daten über Immobilienvermögen, gehen ursprünglich auf die US-Notenbank zurück, vgl. Arthur B. Kennickell, »What’s the Difference? Evidence on the Distribution of Wealth, Health, Life Expectancy and Health Insurance Coverage«, Referat auf dem 11th Biennial CDC/ATSDR Symposium, 23. September 2007,<http://www.federalreserve.gov/pubs/oss/oss2/papers/CDC.final.pdf> [28. Februar 2012]. Man beachte, dass das oberste eine Prozent der Einkommensbezieher sich möglicherweise nicht vollkommen mit dem obersten einen Prozent der Vermögensbesitzer deckt – es handelt sich um zwei verschiedene Kategorien. Das oberste eine Prozent der Einkommensbezieher besitzt »nur« 25 Prozent des privaten Gesamtvermögens. Arthur B. Kennickell, »Ponds and Streams: Wealth and Income in the U.S., 1989 to 2007«, Arbeitspapier in der Finance and Economics Discussion Series, Federal Reserve Board, Washington, DC, 7. Januar 2009, S. 36 <http://www.federalreserve.gov/pubs/feds/2009/200913/200913pap.pdf> [29. Februar 2012].


5
Daten von Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, und den Aktualisierungen auf Saez’ Website (siehe Anm. 2).


6
Dem obersten einen Prozent flossen zwischen 1979 und 2007, den Jahren der ökonomischen Expansion, etwa 60 Prozent der Zugewinne zu. Während das reale Haushaltseinkommen (nach Steuern) des einen Prozents in diesem Zeitraum um 275 Prozent zunahm, stieg das durchschnittliche reale
Haushaltseinkommen (nach Steuern) des unteren Fünftels nur um 18 Prozent. Tatsächlich erhielten die unteren 90 Prozent der Einkommensbezieher nur ein Viertel dessen, was die obersten 0,1 Prozent an zusätzlichem Einkommen erzielten. Basierend auf Daten von Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, und den Aktualisierungen auf Saez’ Website (siehe Anm. 2). Vgl. EPI Briefing Paper, 26. Oktober 2011 (siehe Anm. 3), und Josh Biven, »Three-Fifths of All Income Growth from 1979–2007 Went to the Top 1 %«, Economic Policy Institute, 27. Oktober 2011, <http://www.epi.org/publication/fifths-income-growth-1979-2007-top-1/> [28. Februar 2012]. Die in Anm. 2 zitierte CBO-Studie aus dem Jahr 2011 vermittelt ein ähnliches Bild.


7
Wir verwenden das Adjektiv »typisch« zur Bezeichnung des mittleren (Median-) Einkommens, also des Einkommens, für das gilt, dass die Hälfte aller Erwerbstätigen ein höheres Einkommen hat, die andere Hälfte ein niedrigeres. Das mittlere Haushaltseinkommen lag im Jahr 2010 mit 49 445 Dollar inflationsbereinigt sogar unter dem des Jahres 1997 (50 123 Dollar in Dollar von 2010). Über den längeren Zeitraum 1980 bis 2010 betrachtet, stagnierte das mittlere Familieneinkommen weitgehend, da es mit einer jährlichen Rate von nur 0,36 Prozent zunahm; basierend auf der H-9-Tabelle der historischen Einkommenstabellen des US-Bundesamtes für Statistik, <http://www.census.gov/hhes/www/income/data/historical/household/index. html>.


8
Inflationsbereinigt betrug das Median-Einkommen eines männlichen Arbeiters 32 137 Dollar im Jahr 2010, im Jahr 1968 lag es bei 32 844 Dollar; siehe Tabelle T-5 des Einkommensberichts des statistischen US-Bundesamtes, <http://www.census.gov/hhes/www/income/data/historical/people/index.html> [13. Februar 2012]. (Selbstverständlich unterscheidet sich der mediane Arbeiter von heute von dem des Jahres 1968, und die Zuwanderung unqualifizierter Arbeitskräfte kann sich auf diese Zahlen auswirken.)


9
Im April 2010 waren die Börsenkurse (S&P 500), die zwischen dem Höchststand im Oktober 2007 und dem Tiefpunkt im März 2009 um 56 Prozent eingebrochen waren, gegenüber dem Tiefststand wieder um 78 Prozent gestiegen (auch wenn sie, zum Zeitpunkt der Niederschrift, noch immer 13 Prozent unter dem Höchststand liegen).


10
Vgl. die Aktualisierung der Daten von Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998« für das Jahr 2012 (siehe Anm. 2).


11
Die Immobilienpreise lagen zum Zeitpunkt der Niederschrift (Februar 2012) noch immer 33 Prozent unter ihrem Höchststand, und in einzelnen Landesteilen (etwa in Miami) liegt der Wertverlust (ausweislich der S&P/ Case-Shiller Home Price Indices) bei über 50 Prozent. Vgl. »All Three Home Price Composites End 2011 at New Lows According to the S&P/
Case-Shiller Home Price Indices«, Pressemitteilung der S&P/Case-Shiller Home Price Indices vom 28. Februar 2012.


12
Laut Lawrence Mishel und Josh Bivens, »Occupy Wall Streeters Are Right about Skewed Economic Rewards in the United States«, (siehe Anm. 3). Zwar werden in einigen anderen Studien etwas andere Zahlen genannt, aber alle verzeichnen entsprechend hohe Quotienten von CEO-Bezügen zu mittleren Arbeiterlöhnen.


13
Die Zahlen stammen von 1983; siehe Piketty und Saez in Anm. 2. Die Abschätzung, wie sich der Einkommensanteil über einen längeren Zeitraum verändert, ist mit einer Reihe von Problemen verbunden. Dank der relativ niedrigen Körperschaftsteuer zahlte es sich vor 1986 für einige Spitzenverdiener aus, ihr Einkommen im Unternehmen zu belassen, weil das Steuergesetz einen Zahlungsaufschub bei den hohen individuellen Einkommensteuersätzen erlaubte, solange das Geld im Unternehmen verblieb. Dies änderte sich 1986, was dazu führte, dass in den persönlichen Einkommensteuererklärungen höhere Einkommen ausgewiesen wurden – was die Zunahme der angegebenen Einkommen um das Jahr 1986 herum zu einem erheblichen Teil erklärt. Doch wenn man über diesen Zeitraum hinausgeht  – über das Jahr 1988 hinaus –, wird deutlich, dass der Anteil des Einkommens, der den Spitzenverdienern zufloss, enorm zugenommen hat. Vgl. Jon Bakija u. a., »Jobs and Income Growth of Top Earners« (siehe Anm. 2), Roger Gordon und Joel Slemrod, »Are ›Real‹ Responses to Taxes Simply Income Shifting between Corporate and Personal Tax Bases?«, in: Does Atlas Shrug? The Economic Consequences of Taxing the Rich, hg. von Joel Slemrod, Cambridge 2000, sowie Joel Slemrod, »High Income Families and the Tax Changes of the 1980s: The Anatomy of Behavioral Response«, in: Empirical Foundations of Household Taxation, hg. von Martin Feldstein und James Poterba, Chicago 1996. Es sei ausdrücklich erwähnt, dass sich die Zusammensetzung des einen Prozents (oder der oberen 0,1 Prozent) im Laufe der Jahre verändert. Es ist nicht so, dass diejenigen, die 2002 zu dem einen Prozent gehörten, im Jahr 2007 im Schnitt 65 Prozent reicher waren. Es gibt eine gewisse Mobilität – aber wie wir später in diesem Kapitel darlegen werden, fällt sie weit geringer aus als gemeinhin angenommen. Die Statistik besagt nur, dass diejenigen, die in den letzten Jahren zu den Spitzenverdienern zählten, sich eines viel größeren Prozentsatzes des nationalen Kuchens bemächtigten als diejenigen, die vor zehn oder vor zwanzig Jahren in Spitzenpositionen waren.


14
Zwischen 1979 und 2007 stieg das Einkommen des obersten einen Prozents der Einkommensbezieher nach Steuern um 275 Prozent, für das 21. bis 80. Perzentil lag die Zunahme bei knapp unter 40 Prozent, für die unteren 20 Prozent bei nur 18 Prozent. Unter dem Strich führt dies dazu, dass »der Anteil des Haushaltseinkommens nach Transferzahlungen und Bundessteuern,
der dem höchsten Einkommensquintil zufloss, von 43 Prozent im Jahr 1979 auf 53 Prozent in 2007 anstieg« (für das oberste eine Prozent stieg der Anteil von 8 auf 17 Prozent), während der prozentuale Anteil des nachsteuerlichen und Transfereinkommens für alle anderen Quintile sank (um 2 bis 3 Prozentpunkte). Vgl. CBO, »Trends in the Distribution of Household Income« (siehe Anm. 2). Die Schwelle für die Zugehörigkeit zum obersten einen Prozent der Einkommensbezieher liegt im Jahr 2010, unter Einbeziehung der Veräußerungsgewinne, laut Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, und ähnlichen, aktualisierten Daten von Saez’ Website (siehe Anm. 2) bei 352 055 Dollar. Für die obersten 0,1 Prozent betrug die Schwelle 1 492 175 Dollar. (Die Daten wurden seit 2010 nicht aktualisiert.) Dagegen betrug das mittlere Haushaltseinkommen im Jahr 2010, laut den Daten des statistischen Bundesamtes, Tabelle H-9 (siehe Anm. 7) 49 455 Dollar. In einzelnen Studien wurden davon leicht abweichende Berechnungsmethoden angewandt, um das Schwelleneinkommen für das oberste eine Prozent zu ermitteln, aber das Bild ist im Wesentlichen das Gleiche.


15
Geht man von einem Arbeitsjahr mit 2000 Arbeitsstunden aus, kommt man bei einem Jahreseinkommen von 1,3 Millionen Dollar auf einen Stundenlohn von rund 650 Dollar, was etwa dem Achtzigfachen des Mindestlohns entspricht. Die Zahlen stammen vom CBO, Average Federal Tax Rates in 2007, <http://www.cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/ftpdocs/115xx/doc11554/averagefederaltaxrates2007.pdf> [29. Februar 2012]. Vgl Tabelle 1. Auch hier liefern verschiedene Datenquellen leicht voneinander abweichende Zahlen, die jedoch am Gesamtbild nichts ändern. Laut Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, hatte das »oberste eine Prozent« (mit Einkommen über 352 055 Dollar im Jahr 2010) im Jahr 2007 ein durchschnittliches Einkommen, realisierte Veräußerungsgewinne eingeschlossen, von 1,4 Millionen Dollar (das im Jahr 2010 auf 1,0 Millionen Dollar fiel).


16
Vgl. CBO, Average Federal Tax Rates in 2007 (siehe Anm. 15). Tabelle 1 weist das durchschnittliche Einkommen des höchsten Quintils nach Steuern mit 198 300 Dollar aus, während die Summe der nachsteuerlichen Durchschnittseinkommen der übrigen Quintile 77,700 + 55,300 + 38,000 + 17,700 = 188,700 Dollar beträgt.


17
Die Armut wurde um 40 Prozent gesenkt. Gemessen am nationalen Armutsstandard fiel der Prozentsatz der Menschen, die in Armut lebten, von 36 Prozent im Jahr 2003 auf 21 Prozent im Jahr 2009. Ebenfalls reduziert wurde der Einkommensanteil der obersten 10 Prozent, der zwischen 2001 und 2009 von 46,7 auf 42,5 Prozent sank. Vgl. <http://www.unicef.org/infobycountry/brazil_statistics.html#0>, <http://web.worldbank.org/wbsite/external/countries/lacext/brazilextn/o,menuPK:322367~pagePK:141132~p
iPK:141109 ~theSitePK:322341,00.html> sowie World Bank Development Indicators, <http://data.worldbank.org/indicator>.


18
Von 2004 bis 2010 wuchs die brasilianische Wirtschaft durchschnittlich um 4,4 Prozent pro Jahr; klammert man die globale Rezession von 2009 aus, liegt der Durchschnittswert sogar bei fast 5,3 Prozent, viel höher, als er beispielsweise zwischen 1985 und 1994 war. Vgl. World Bank Indicators, <http://data.worldbank.org/indicator/ny.gdp.mktp.kd.zg?page=2>.


19
Unsere Wachstumsraten waren in den vergangenen dreißig Jahren (1981 bis 2011) nicht so hoch wie in den vorhergehenden dreißig Jahren (eine durchschnittliche jährliches Wachstumsrate von 2,8 Prozent gegenüber 3,6 Prozent); vgl. Federal Reserve Bank of St Louis, reale Wachstumsrate des BIP, <http://research.stlouisfed.org/fred2/series/GDPC1/downloaddata?cid=106>.


20
Von 1992 bis 2000 wuchs das unterste Quintil um 2,6 Prozent, schneller als alle anderen Quintile mit Ausnahme des obersten Fünftels, das um 3,5 Prozent zunahm. Vgl. US-Bundesamt für Statistik, zitiert von Alan B. Krueger, »The Rise and Consequences of Inequality in the United States«, Ansprache vor dem Center for American Progress, 12. Januar 2012.


21
Stattdessen fand eine Umverteilung weg von den unteren und mittleren Einkommensbeziehern statt, und fast alles, was umverteilt wurde, floss denjenigen zu, die in der Einkommenspyramide ganz oben stehen, dem obersten einen Prozent. Das folgt direkt aus der Tatsache, dass die Einkommen unten und in der Mitte gesunken sind, während sie ganz oben gestiegen sind. CBO, »Trends in the Distribution of Household Income« (siehe Anm. 2).


22
Vgl. auch Krueger, »The Rise and Consequences of Inequality« (siehe Anm. 20).
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27
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35
US-Bundesamt für Arbeitsmarktstatistik, Zusammenfassung der Beschäftigungssituation, November 2011, <http://www.bls.gov/news.release/empsit.nro.htm>.


36
Einige dieser Geschichten erzählt in bewegender Weise Peter Goodman in: Past Due: The End of Easy Money and the Renewal of the American Economy, New York 2009. Vgl. auch Lisa A. Goodman, Leonard Saxe und Mary Harvey, »Homelessness as Psychological Trauma: Broadening Perspectives«, American Psychologist 46, Nr. 11 (November 1991), S. 1219–1225.



37
Vgl. US-Bundesamt für Statistik, »Income, Poverty, and Health Insurance Coverage in the United States: 2010«, veröffentlicht im September 2011, S. 60–239.


38
Himmelstein u.a. schätzen »vorsichtig«, dass »62.1 Prozent aller Privatinsolvenzen im Jahr 2007 medizinische Ursache hatten«, das heißt, dass wichtige medizinische Faktoren dazu beitrugen. Außerdem waren »die meisten derer, die aus medizinischen Gründen überschuldet waren, gut qualifiziert, sie besaßen Häuser und gingen typischen Mittelschicht-Berufen nach. Drei Viertel hatten eine Krankenversicherung. Legt man identische Definitionen zugrunde, stieg der Anteil der Insolvenzen, die auf medizinische Probleme zurückzuführen waren, zwischen 2001 und 2007 um 49,6 Prozent«.D. Himmelstein, D. Thorne, E. Warren und S. Woolhandler, »Medical Bankruptcy in the United States, 2007: Results of a National Study«, American Journal of Medicine 122 (2009), Nr. 8, S. 741–746. Gross und Notowidigdo versuchten die Kausalität, das heißt die direkte Wirkung eines gesundheitlichen Schocks auf die Entscheidung, Insolvenz anzumelden, genauer abzuschätzen. Sie gelangten zu dem Schluss, dass »medizinische Barauslagen bei etwa 26 Prozent der Privatinsolvenzen von einkommensschwachen Haushalten eine entscheidende Rolle spielen«. Vgl. Tal Gross und Matthew J. Notowidigdo, »Health Insurance and the Consumer Bankruptcy Decision: Evidence from Expansions of Medicaid«, Journal of Public Economics 95 (2011), Nr. 7–8, S. 767–778.
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H. Luke Shaefer und Kathryn Edin, »Extreme Poverty in the United States, 1996 to 2011«, National Poverty Center Policy Brief Nr. 28, Februar 2012, <http://npc.umich.edu/publications/policy_briefs/brief28/policybrief28. pdf> [1. März 2012]. Die Zahl stieg von 636 000 auf 1,46 Millionen. Die betroffenen Familien leben mindestens einen Monat im Jahr in extremer Armut. Die Studie berücksichtigt lediglich Geldeinkommen, das heißt keine Sachleistungen. Dennoch: Nur jeder Fünfte erhielt einen Mietkostenzuschuss oder lebte in einer Sozialwohnung. Selbst wenn der Haushalt nichts für Lebensmittel oder medizinische Versorgung ausgibt, ist es für eine dreiköpfige Familie praktisch unmöglich, für 180 Dollar im Monat eine Wohnung zu finden – und dann ist für andere Ausgaben nichts mehr übrig.


67
Vgl. OECD Factbook 2011–2012: Economic, Environmental and Social Statistics, <http://www.oecd-ilibrary.org/> [5. März 2012].


68
Etwa 46,3 Millionen Amerikaner bezogen im Herbst 2011 Lebensmittelmarken, trotzdem ist für 14,5 Prozent der Amerikaner die Versorgung mit Lebensmitteln nicht gesichert. Vgl. »Supplemental Nutrition Assistance Program: Number of Persons Participating«, Daten des US-Landwirtschaftsministeriums, <http://www.fns.usda.gov/pd/29snapcurrpp.htm> [1. März 2012], und »Food Security in the United States: Key Statistics and Graphics«, US-Landwirtschaftsministerium, <http://www.ers.usda.gov/briefing/foodsecurity/stats_graphs.htm> [1. März 2012]. Ernährungsunsicherheit wird folgendermaßen gemessen: »Die betreffenden Haushalte waren mehrmals im Verlauf eines Jahres nicht sicher, ob sie genügend Lebensmittel hatten – oder nicht in der Lage, ausreichend Lebensmittel zu
erwerben –, um die Bedürfnisse all ihrer Mitglieder zu befriedigen, weil sie nicht über genug Geld oder anderweitige Ressourcen zum Erwerb von Lebensmitteln verfügten.«


69
Dem neuen Maßstab zufolge stieg die Zahl der Menschen in Armut von 43,6 Millionen im Jahr 2009 auf 46,2 Millionen im Jahr 2010. 2010 betrug die Armutsschwelle für eine alleinerziehende Mutter mit zwei Kindern 17 568 Dollar. Eingedenk der obigen Fallbeispiele ist es kaum vorstellbar, dass dieser Betrag in den meisten Städten ausreicht, um die Kosten für Kinderbetreuung, Lebensmittel, Unterkunft und Kleidung – sowie ein wenig für die Annehmlichkeiten des modernen Lebens – zu bestreiten. Lebensmittelmarken erleichtern die Bürde: Die Familie erhält Marken im Gegenwert von maximal 526 Dollar pro Monat, was knapp 6 Dollar pro Tag und Person entspricht. Vgl. US-Bundesamt für Statistik, »The Research Supplemental Poverty Measure: 2010«, November 2011. Nicht ausreichend gewürdigt werden bei dieser Erörterung die zahlreichen Dimensionen der Armut. Zu meiner Zeit als Chefvolkswirt der Weltbank führten wir eine Umfrage unter 10 000 Personen durch, um herauszufinden, welche Aspekte ihres Lebens sie am meisten bedrückten. Unzureichendes Einkommen war offenkundig. Aber sie betonten mehrfach Unsicherheit und mangelnde Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten, die Unfähigkeit, die Entscheidungen, die sich auf ihr Leben auswirken, maßgeblich mitzubestimmen. Vgl. Deepa Narayan u.a., Can Anyone Hear Us? Voices of the Poor, New York 2000, und World Bank, World Development Report 2000–2001: Attacking Poverty, New York 2000/1.


70
Von den 46,2 Millionen, die unterhalb der Armutsgrenze leben, sind nur 3,5 Millionen 65 Jahre oder älter, das entspricht einem Anteil von 7,6 Prozent. In der allgemeinen Bevölkerung beträgt der Anteil derer, der 65 oder älter sind, etwa 13 Prozent. Die Verringerung der Altersarmut ist vor allem auf die staatliche Rentenversicherung zurückzuführen. Laut dem statistischen US-Bundesamt »läge im Jahr 2010 die Zahl der Armen, die 65 oder älter sind, um fast 14 Millionen höher; wenn die Zahlungen der staatlichen Rentenversicherung beim Geldeinkommen nicht berücksichtigt würden, würde sich die Zahl der Altersarmen verfünffachen« (S. 22). Vgl. U.S. Census Bureau, »Income, Poverty, and Health Insurance Coverage in the United States: 2010«, veröffentlicht im September, and U.S. Census, »The Research Supplemental Poverty Measure: 2010«, November 2011.


71
Vgl. statistisches Bundesamt der USA 2011, »Child Poverty in the United States 2009 and 2010: Selected Race Groups and Hispanic Origin«, <http://www.census.gov/prod/2011pubs/acsbr10-05.pdf> [6. März 2012]. Bei einigen Gruppen liegt die Rate viel höher: Fast 40 Prozent der afroamerikanischen Kinder lebten 2010 in Armut.


72
Katharine Bradbury gelangt ausgehend von den Daten der Panel Study of
Income Dynamics zu dem Schluss, dass eine »Reihe von Kenngrößen darauf hindeutet, dass die Einkommensmobilität US-amerikanischer Familien über den Zeitraum 1969 bis 2006, und insbesondere seit den achtziger Jahren, abgenommen hat»., K. Bradbury, »Trends in U.S. Family Income Mobility, 1969–2006«, Federal Reserve Bank of Boston, Arbeitspapiere, Nr. 11-10, 2011, S. 26, <http://www.bos.frb.org/economic/wp/wp2011/wp1110.pdf>.


73
»Does America Promote Mobility As Well As Other Nations?«, Economic Mobility Project of the Pew Charitable Trusts (November 2011), S. 2, <http://www.economicmobility.org/assets/pdfs/CRITA_FINAL.pdf> [26. März 2012].


74
Mark Huggett, Gustavo Ventura und Amir Yaron, »Sources of Lifetime Inequality«, American Economic Review 101, Nr. 7 (Dezember 2011), S. 2923 bis 2954, zeigen beispielsweise, dass »Unterschiede in den Ausgangsbedingungen für die Variation in Einkommen, Vermögen und [ökonomischem] Nutzen einer Lebensspanne aussagekräftiger sind als Unterschiede in den Schocks, welche die Person während des Erwerbslebens zu verkraften hat«. Der Zusammenhang zwischen dem Einkommen der Eltern und dem der Kinder ist in der Tat fast genauso hoch wie die Korrelation zwischen der Körpergröße von Eltern und Kindern. Von Alan Krueger, dem Vorsitzenden des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats von Präsident Obama und Professor an der Princeton University, stammt der folgende anschauliche Vergleich: »Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Person, die in eine Familie im unteren 10-Prozent-Segment der Einkommensverteilung hineingeboren wurde, in die obersten 10 Prozent aufsteigt, ist etwa genauso groß wie die Wahrscheinlichkeit, dass ein Vater, der 1,68 m groß ist, einen Sohn hat, der ausgewachsen über 1,85 m messen wird. Es kommt vor, aber nicht oft.« Krueger, »The Rise and Consequences of Inequality« (siehe Anm. 20). Die Korrelation zwischen der Körpergröße oder dem Einkommen eines Kindes mit der/dem seiner Eltern beträgt etwa 0,5.


75
Krueger, »The Rise and Consequences of Inequality« (siehe Anm. 20), bezeichnet diesen systematischen Zusammenhang zwischen Ungleichheit und einem Standardmaß der sozialen Mobilität (der intergenerativen Einkommenselastizität) als die Great Gatsby Curve.


76
Jason DeParle, »Harder for Americans to Rise from Lower Rungs«, New York Times vom 4. Januar 2012, nimmt Bezug auf Arbeiten von Markus Jäntti. Vgl. insbesondere M. Jäntti, B. Bratsberg, K. Røed, o. Raaum, R. Naylor, E. Österbacka, A. Björklund und Tor Eriksson, »American Exceptionalism in a New Light: A Comparison of Intergenerational Earnings Mobility in the Nordic Countries, the United Kingdom and the United States«, IZA Discussion Paper Nr. 1938, 2006, <http://users.abo.fi/mjantti/dp1938.pdf>.


77
Dann würden nur 40 Prozent in den unteren 40 Prozent hängen bleiben. Zahlen von DeParle, »Harder for Americans to Rise from Lower Rungs«,
der sich auf Arbeiten von Markus Jäntti u.a. bezieht, »American Exceptionalism in a New Light« (siehe Anm. 76).


78
Etwa 62 Prozent der Kinder derjenigen, die sich im obersten Quintil befinden, landen schließlich unter den oberen 40 Prozent. Vgl. DeParle, »Harder for Americans to Rise from Lower Rungs«, der sich auf J. B. Isaacs, I. V. Sawhill und R. Haskins bezieht, »Getting Ahead or Losing Ground: Economic Mobility in America«, Brookings/Pew Economic Mobility Project, Februar 2008, <http://www.economicmobility.org/assets/pdfs/PEW_EMP_GETTING_AHEAD_FULL.pdf>.


79
Jonathan Chait, »No Such Thing as Equal Opportunity«, New York Times, vom 7. November 2011, S. 14ff. Etwa 29 Prozent der einkommensschwachen Studenten, die in der achten Klasse gute Noten hatten, machen einen College-Abschluss, im Vergleich zu 30 Prozent der Studenten aus einkommensstarken Haushalten, die in der achten Klasse schlechte Noten hatten.


80
Etwa 19 Prozent der Kinder, die in das unterste Einkommensfünftel hineingeboren werden und das College absolvieren, schaffen es in das höchste Fünftel, während 23 Prozent der Kinder, die in das höchste Fünftel hineingeboren werden und keinen College-Abschluss machen, in der höchsten Einkommensgruppe bleiben.


81
Basierend auf standardisierten Tests. Vgl. OECD Programme for International Student Assessment (PISA) Ergebnisse 2009, insbesondere die Rankings, <http://www.pisa.oecd.org/dataoecd/54/12/46643496.pdf> [2. März 2012].


82
Verschiedene Studien, die »Top-Universität« jeweils unterschiedlich definieren, liefern aufschlussreiche Zahlen über die mangelnde sozio-ökonomische Vielfalt der Elite-Universitäten. Laut Forschungsarbeiten von Anthony P. Carnevale und Stephen J. Rose aus dem letzten Jahrzehnt, auf die sich Lawrence Mishel, Jared Bernstein und Heidi Shierholz, The State of Working America 2008/2009, Ithaca, NY, 2009, beziehen, stammen etwa 74 Prozent der Studienanfänger an einer Top-Universität Familien aus dem ersten Quartil, nur sechs beziehungsweise drei Prozent dagegen aus dem dritten und vierten Quartil. (Bemerkenswert ist auch, dass zwischen dem unteren Viertel und dem nächsten Viertel keine nennenswerten Unterschiede bestehen. Dies hängt zum Teil damit zusammen, dass Colleges ihre Rekrutierungsbemühungen vor allem auf die Allerärmsten und die Minderheiten ausrichteten.) Andere Studien bestätigen diesen Trend; vgl. zum Beispiel Alexander Astin und Leticia Osequera, »The Declining ›Equity‹ of Higher Education«, Review of Higher Education 27 (2004), Nr. 3, S. 321–341.


83
Janet Currie liefert überzeugende Belege dafür, dass »Kinder, deren Mütter ein geringes Bildungsniveau haben und einer Minderheit angehören, mit höherer Wahrscheinlichkeit schon vor der Geburt Schadstoffen ausgesetzt sind«. Sie wertete Datensätze über elf Millionen Geburten in fünf Bundesstaaten zwischen 1989 und 2003 aus und verknüpfte diese mit Informationen
über die Standorte von Sondermülldeponien (Superfund Sites) und über Anlagen im Toxic Release Inventory des US-Umweltbundesamtes. Während 61 Prozent der schwarzen Mütter im Umkreis von 2000 Metern eines solchen Standorts leben, trifft dies nur für 41 Prozent der weißen Mütter zu. »Diese Schätzungen«, so Currie, »untermauern nachdrücklich die in der Umweltrechtsliteratur vertretene Behauptung, dass Minderheiten und Menschen mit niedrigem sozioökonomischem Status eher potenziell gesundheitsschädlichen Stoffen ausgesetzt sind, und zwar aus Gründen, die sich nicht mit ihrer allgemeinen geographischen Verteilung, ihrer Bildung oder anderen beobachtbaren Merkmalen erklären lassen.« Vgl. Currie, »Inequality at Birth: Some Causes and Consequences«, American Economic Review: Papers and Proceedings 101 (2011), Nr. 3, S. 1–22, Zitat S. 12. Weiter oben legten wir Daten vor, die zeigen, dass ein hoher Prozentsatz von Amerikanern von Ernährungsunsicherheit betroffen ist und dass ein hoher Prozentsatz der Kinder in Armut lebt. Es ist zweifelsfrei bewiesen, dass Hunger und unzureichende Ernährung die Lernleistung beeinträchtigen.


84
Vgl. zum Beispiel Samuel Bowles, Steven N. Durlauf und Karla Hoff (Hg.), Poverty Traps, New York/Princeton 2006.


85
Pew Economic Mobility Project, »Economic Mobility and the American Dream: Where Do We Stand in the Wake of the Great Recession?« Washington, D.C.: Pew Charitable Trusts, 2011, <http://www.economicmoility.org/poll2011>.


86
»Unternehmen, die an japanischen Börsen notiert sind, zahlten ihren Vorstandschefs nach Schätzungen von PWC im letzten Geschäftsjahr im Schnitt Gesamtbezüge in Höhe von 580 000 Dollar, was etwa dem 16-fachen Jahreslohn des typischen japanischen Arbeiters entspricht. Das durchschnittliche CEO-Gehalt bei den 3000 größten US-Firmen beträgt laut der Forschungsgruppe Corporate Library unter Einschluss von Aktienoptionen und Boni 3,5 Millionen Dollar.« Vgl. J. Clenfield, »In Japan, Underpaid – and Loving It«, Bloomberg Businessweek, 2010, <http://www.businessweek.com/magazine/content/10_28/b4186014341924.htm>.


87
Wie schon erwähnt, differieren die Zahlen je nach Quelle leicht, das Gesamtbild ist jedoch überall gleich. Laut <http://www.ips-dc.org/reports/executive_excess_2010> beträgt die Gesamtvergütung von CEOs großer US-Konzerne etwa das 263-Fache des Einkommens, das ein durchschnittlicher Arbeiter verdient, und war im Jahr 2009 inflationsbereinigt fast acht Mal höher als in den siebziger Jahren. Den Daten von Mishel, Bernstein und Shierholz, The State of Working America (siehe Anm. 82), zufolge hat sich das Verhältnis der CEO-Vergütung zum Lohn des typischen Arbeiters in Großunternehmen von 24:1 im Jahr 1965 auf 243 : 1 im Jahr 2010 verzehnfacht. Während die CEO-Vergütung zwischen 1950 und 1975 nur um 0,8 Prozent pro Jahr wuchs, steigt sie seither um über 10 Prozent jährlich.
Vgl. C. Frydman und D. Jenter, »CEO Compensation«, Annual Review of Financial Economics 2, Nr. 1 (Dezember 2010), S. 75–102. Laut Frydman und Saks betrug die Quote der durchschnittlichen Vergütung der drei höchsten Führungsebenen zum Durchschnittslohn eines Arbeiters 33 in dem Zeitraum 1970 bis 1979. Diese Quote (die etwas kleiner ausfallen sollte als die der CEO-Vergütung zum durchschnittlichen Arbeiterlohn) nahm in den achtziger Jahren mit einer Rate von 4,7 Prozent, in den neunziger Jahren um 8,9 Prozent und zwischen 2000 und 2003 um 6 Prozent zu, bis sie schließlich bei 219 : 1 lag; vgl. Tabelle 6, S. 45, in: C. Frydman und R. Saks, »Historical Trends in Executive Compensation 1936–2003«, Arbeitspapier, November 2005, <http://faculty.chicagobooth.edu/workshops/AppliedEcon/archive/pdf/FrydmanSecondPaper. pdf> [27. Januar 2012].


88
Vgl. Joseph E. Stiglitz, Die Roaring Nineties, Berlin 2004.


89
Vgl. »Cheques with Balances: Why Tackling High Pay Is in the National Interest«, Abschlussbericht der UK High Pay Commission, S. 24, <http://highpaycommission.co.uk/wp-content/uploads/2011/11/HPC_final_report_WEB.pdf> [1. März 2012].


90
Ebenda, S. 21. Sogar das Institute of Directors, in dem sich Vorstandsmitglieder britischer Unternehmen zusammengeschlossen haben, deutet an, dass etwas aus dem Ruder gelaufen ist. Vgl. die Pressemitteilung des Institute of Directors, »The Answer to High Executive Pay Lies with Shareholders and Boards, Says IoD«, 28. Oktober 2011,<http://press.iod.com/2011/10/28/the-answer-to-high-executive-pay-lies-with-shareholders-saysiod/> [6. März 2012].


91
OECD, »Divided We Stand« (siehe Anm. 2). Unter den OECD-Ländern herrschte, gemessen am Gini-Koeffizienten, in der Türkei und in Mexiko ein deutlich höheres Maß an Ungleichheit. Zur Diskussion dieses statistischen Maßes siehe die Anm. 92, 96, 97, 98 und 99.


92
Diese Vergleiche basieren auf Daten der United Nations International Human Development Indicators zum Gini-Koeffizienten, werden jedoch von Informationen aus anderen Datenbanken ebenfalls gestützt. Der Gini-Koeffizient misst die Ungleichheit nur unvollkommen, ist für allgemeine internationale Vergleiche wie diesen allerdings nützlich. Welche Schwierigkeiten beim Vergleich von Gini-Daten auftreten können, wird in den Anm. 96, 97 und 98 erörtert.


93
Vgl. United Nations Human Development Report, Statistiken, <http://hdr.undp.org/en/statistics/> [6. März 2012]. Nur im Falle Kolumbiens wirkte sich das Maß an Ungleichheit noch negativer auf die Platzierung aus.


94
Vgl. World Bank Indicators, <http://data.worldbank.org/indicator>.


95
United Nations Human Development Indicators, Datenbank, <http://hdrstats.undp.org/en/tables/> [6. März 2012].


96
Beim Ländervergleich muss man eine gewisse Vorsicht walten lassen. Die
für die Berechnung des Gini-Koeffizienten erforderlichen Daten sind schwer zu erheben, insbesondere in armen Ländern. Zudem mögen die unterschiedlichen Einkommensverhältnisse die Ungleichheit im »Wohlbefinden« nicht angemessen erfassen, insbesondere wenn man Staaten mit starken sozialen Sicherungsnetzen vergleicht. Außerdem hängt Ungleichheit in größeren Ländern (wie China) vielleicht zum Teil mit der Geographie zusammen. Daten für den länderübergreifenden Vergleich anhand von Gini-Koeffizienten stellen unter anderem die Weltbank, die Vereinten Nationen, die CIA und der Global Peace Index zur Verfügung. Siehe <http://data.worldbank.org/indicator/SI.POV.GINI?page=2&order=wbapi_data_value_2009%20wbapi_data_value%20wbapi_data_value-last&sort=asc>, <http://hdrstats.undp.org/en/indicators/ 67106.html>, <https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/rankorder/2172rank.html> und <http://www.visionofhumanity.org/>.


97
Berechnet für den Zeitraum 1999 bis 2009 auf der Basis von Daten des statistischen Bundesamtes der USA. Vgl. Historical Table H-4, Gini Ratios for Households, by Race and Hispanic Origin of Householder, <http://www.census.gov/hhes/www/income/data/historical/household/index.html>.


98
Vgl. UN Human Development Indicators-Datenbank (siehe Anm. 97). Es sei darauf hingewiesen, dass die Daten für die letzten Jahre recht unvollständig sind und dass sich der Gini-Koeffizient, den die UN für die Vereinigten Staaten im Jahr 2000 berechneten (40,8), deutlich von dem Quotienten unterscheidet, den das statistische Bundesamt der USA für das gleiche Jahr errechnete (46,2). Ich habe mich bemüht, Vergleiche jeweils nur innerhalb eines Datensatzes vorzunehmen.


99
Vgl. Eurostat-Daten über europäische Gini-Koeffizienten, <http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=ilc_di12&lang=en> [5. März 2012].


100
Basierend auf dem Vergleich von Daten der Weltbank, <http://data.worldbank.org/indicator/NY.GDP.PCAP.KD?page=6> [14. Februar 2012]. Das US-amerikanische BIP pro Kopf der Bevölkerung betrug (in konstanten Dollar des Jahres 2000) 35 527 Dollar im Jahr 2010 und 20 004 Dollar im Jahr 1980 .


101
Es gibt eine volkswirtschaftliche Standardtheorie, wonach sich Unterschiede im Lebenseinkommen (permanenten Einkommen) im Konsum widerspiegeln. Vgl. Milton Friedman, A Theory of the Consumption Function, Princeton 1957. Große Disparitäten im Konsum deuten daher auf ein hohes Maß an Ungleichheit im Lebenseinkommen hin. Man beachte jedoch, dass sich auch jährliche Einkommensschwankungen auf das Wohlergehen auswirken können, wenn die Kapitalmärkte unvollkommen sind (was der Fall ist), so dass Individuen ihr Konsumverhalten nicht glätten
können. Nach Auswertung der jährlich erhobenen Einkommensdaten der Social Security Administration gelangten Wojciech Kopczuk, Emmanuel Saez und Jae Song zu dem Schluss, dass »die Zunahme der Varianz der (lognormalvert.) Jahreseinkommen zu einem Großteil auf Erhöhungen der Varianz der (lognormalvert.) permanenten Einkommen mit geringfügigen Zunahmen der Varianz der (lognormalvert.) transitorischen Einkommen zurückzuführen ist«. Folglich wirkt sich die Zunahme der Einkommensungleichheit de facto auf das permanente Einkommen aus. Außerdem haben sie herausgefunden, dass es nach wie vor schwierig ist, in der Einkommensverteilung aufzusteigen (auch wenn sie für Frauen im Laufe der Lebensspanne eine Aufwärtsmobilität festgestellt haben). Vgl. ihren Aufsatz »Earnings Inequality and Mobility in the United States: Evidence from Social Security Data since 1937«, Quarterly Journal of Economics 125 (2010), Nr. 1, S. 91–128. Insoweit die Ungleichverteilung im Konsumverhalten vor der Krise geringer ausgefallen sein mag als die im Einkommen und sie langsamer zunahm als das Auseinanderdriften der Einkommen, hing dies zum Teil mit der hemmungslosen Kreditaufnahme zusammen. Durch den Zusammenbruch des Immobilienmarkts wurde die Möglichkeit, über seine Verhältnisse – sein Einkommen – zu konsumieren, jedoch eingeschränkt. Dies stellt eine wichtige Kritik an früheren Analysen der Konsumungleichheit dar, etwa an Dirk Krueger and Fabrizio Perri, »Does Income Inequality Lead to Consumption Inequality? Evidence and Theory«, Review of Economic Studies 73 (Januar 2006), S. 163–192.


102
Im Jahr 1995 hatte der US-Kongress den Bericht eines Sachverständigengremiums der National Academy of Sciences in Auftrag gegeben, das Korrekturen an der Armutsschwelle prüfen und bewerten sollte. Vgl. National Research Council, Measuring Poverty: A New Approach, Washington, D.C., 1995.


103
Die Heritage Foundation beklagte unlängst: »Im Jahr 2005 verfügte der typische Haushalt, der von den Behörden als ›arm‹ definiert wurde, über ein Auto und eine Klimaanlage. Zur Unterhaltung standen dem Haushalt zwei Farbfernseher, Kabel- oder Satellitenfernsehen, ein DVD-Spieler und ein Videorekorder zur Verfügung. Wenn Kinder im Haushalt lebten, insbesondere Jungen, hatte die Familie eine Spielkonsole wie etwa Xbox oder Play-Station. In der Küche gab es einen Kühlschrank, einen Herd mit Backrohr und eine Mikrowelle. An weiteren Haushaltsgeräten waren eine Waschmaschine, ein Trockner, Ventilatoren, ein schnurloses Telefon und eine Kaffeemaschine vorhanden.« Vgl. R. Rector und R. Sheffield, »Air Conditioning, Cable TV, and an Xbox: What Is Poverty in the United States Today?«, 19. Juli 2011, <http://www.heritage.org/research/reports/2011/07/what-is-poverty>. Der Verkauf des Fernsehgeräts (oder eines der anderen Haushaltsgeräte) würde natürlich nicht viel ändern, was die Beschaffung von
Lebensmitteln, medizinische Versorgung, Unterkunft oder den Zugang zu guten Schulen betrifft. Es gibt ein weiteres wichtiges Forschungsfeld, das sich mit dem Zusammenhang zwischen Konsum und Wohlbefinden befasst und mindestens bis Thorstein Veblen und seiner Theory of the Leisure Class (»Theorie der feinen Leute«, 1899) zurückreicht, der den Begriff des Geltungskonsums einführte. In jüngster Vergangenheit argumentierten Richard Wilkinson und Kate Pickett in: The Spirit Level: Why Greater Equality Makes Societies Stronger, New York 2009, eine Angleichung der Lebensverhältnisse könne das Wohlbefinden in einer Gesellschaft erhöhen, weil dadurch »soziale Bewertungsängste« und damit verbundene psychische Belastungen gelindert würden.


104
Vgl. US-Bundesamt für Statistik, »The Research Supplemental Poverty Measure: 2010«, November 2011.


105
Wie ich in Kapitel 3 zeigen werde, hat dieses Argument zwei Seiten (die beide falsch sind). Die erste lautet, die höhere Besteuerung der Reichen werde deren Leistungs- und Sparanreize verringern, und zwar so stark, dass sich dies womöglich sogar negativ auf die Steuereinnahmen auswirken werde. Der zweite Aspekt betrifft die Armen: Wenn man ihnen helfe, erzeuge man nur noch mehr Armut – da man sie durch die Hilfe dazu ermuntere, nicht zu arbeiten.


106
Mitt Romney in der Today Show, 11. Januar 2012: »Aus meiner Sicht sollte man über diese Dinge im stillen Kämmerlein reden … Es ist eine sehr neidvolle Debatte … und ich glaube, sie führt zu nichts.« Vgl. <http://blogs.chicagotribune.com/news_columnists_ezorn/2012/01/shhhhh.html> [25. Januar 2012].





Kapitel 2 Rent-Seeking und die Entstehung sozialer Ungleichheit

1
Unter anderem deshalb ist ein Börsenboom kein Anzeichen mehr für eine gesunde Wirtschaft. Aktienkurse können anziehen, weil Löhne niedrig sind und die Notenbank in ihrer Sorge um die Konjunktur die Leitzinsen nahe bei null hält.


2
Thukydides, Geschichte des Peloponnesischen Krieges, übers. und hg. von Georg Peter Landmann, Reinbek 1964, S. 249f. [V, 89].


3
Aus diesem Grund sind die Fälle, wo die Mächtigen freiwillig einen Teil ihrer Macht aufgeben, so interessant. Mitunter kommt es dazu, weil sie einsehen, dass dies – langfristig – in ihrem eigenen Interesse ist und im Interesse derer, denen sie dienen sollen. Aus diesem Grund bestand beispielsweise der König von Bhutan im Jahr 2007 darauf, die Staatsform in eine konstitutionelle Monarchie umzuwandeln; seine Bürger musste er erst davon überzeugen, dass dies der richtige Weg für sie war. Die Eliten dagegen, die im neunzehnten Jahrhundert in manchen Ländern das Bildungswesen
ausbauten, müssen gewusst haben, dass sie damit auf lange Sicht ihre politische Vorherrschaft riskierten; doch die kurzfristigen ökonomischen Vorteile besser ausgebildeter Arbeitskräfte scheinen stärker ins Gewicht gefallen zu sein als die möglichen langfristigen politischen Folgen. Vgl. François Bourguignon und Sébastien Dessus, »Equity and Development: Political Economy Considerations«, Teil 1 von No Growth without Equity?, hg. von Santiago Levy und Michael Walton, New York 2009. Daron Acemoglu und James Robinson haben die Theorie aufgestellt, Demokratisierung sei für die herrschende Elite ein Weg, sich zu zukünftiger Umverteilung zu bekennen und auf diese Weise, angesichts gesellschaftlicher Unruhen, eine Revolution zu vermeiden. Wenn die Rebellion nicht ausreichend Dynamik entwickelt, mögen Repression oder vorübergehende Reformen (beziehungsweise Transfers) genügen. Acemoglu und Robinson, Economic Origins of Dictatorship and Democracy, Cambridge 2006.


4
Vgl. Karl Polanyi, The Great Transformation, New York 1944. Eine der Theorien, die als Antwort auf Marx entwickelt wurden, war die von Nassau Senior, dem ersten Inhaber des Drummond Lehrstuhls in Oxford, der behauptete, der (Kapital-)Ertrag, den Kapitalisten verdienten, sei die Entschädigung für ihre »Abstinenz« (das heißt dafür, dass sie sparten statt zu konsumieren).


5
Die Formalisierung dieser Idee wird »erster Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomik« (beziehungsweise erstes Wohlfahrtstheorem) genannt. Es besagt, dass unter bestimmten Voraussetzungen – auf gut funktionierenden Märkten  – niemand bessergestellt werden kann, ohne einen anderen schlechter zu stellen. Aber wie ich in Kürze zeigen werde, gibt es viele Situationen, in denen Märkte nicht gut funktionieren. Als populärwissenschaftliche Analyse aus jüngster Zeit vgl. dazu Kaushik Basu, Beyond the Invisible Hand: Groundwork for a New Economics, Princeton 2011. Basu verwendet die Metapher einer Zaubershow, um zu beschreiben, in welcher Weise die ökonomische Diskussion der politischen Rechten das Interesse auf die Schlussfolgerung dieses Theorems lenkt – dass Märkte effizient seien – und fort von den sehr speziellen und unrealistischen Bedingungen, unter denen die Schlussfolgerung gilt – vollkommenen Märkten. Wie einem guten Zauberer gelingt es einem Verfechter der freien Marktwirtschaft, das Augenmerk der Zuschauer auf das zu lenken, was er sie sehen lassen will – den Hasen, der aus dem Hut springt –, während er ihre Aufmerksamkeit von anderem  – wie der Hase ursprünglich in den Hut kam – ablenkt.


6
Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen [1776], München 2009, S. 112.


7
Vgl. Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff, Dieses Mal ist alles anders, Kulmbach 2010.


8
Ein Derivat ist ein Finanzinstrument, dessen Ertrag von etwas anderem abgeleitet ist, etwa der Wertentwicklung einer Aktie, dem Ölpreis oder dem
Wert einer Anleihe. Einige Banken haben enorm davon profitiert, dass sie für Intransparenz auf diesem Markt sorgten; sie kassierten dadurch eine Summe, die weithin auf über 20 Milliarden Dollar pro Jahr geschätzt wird.


9
Am 31. Oktober 2011 stellte MF Global Holdings, eine von Jon Corzine geführte Brokerfirma, Konkursantrag in New York. Es war die achtgrößte Firmenpleite in der US-Geschichte und die größte Insolvenz eines Wertpapierhauses, seit Lehman Brothers Holdings Inc. im September 2008 Konkurs anmeldete.


10
Auch wenn man darüber diskutieren kann, ab wann es unethisch ist, Informationsasymmetrien auszunutzen (was sich in dem Rechtsgrundsatz caveat emptor – »der Käufer möge sich hüten« – widerspiegelt, der dem Käufer die Pflicht auferlegt, sich vor möglichen Informationsasymmetrien in Acht zu nehmen), steht doch außer Zweifel, dass die Banken die Grenze des ethisch Vertretbaren überschritten haben. Vgl. die Diskussion in späteren Kapiteln über die hohen Geldstrafen, die Banken wegen ihrer betrügerischen, auf arglistiger Täuschung basierenden Geschäftspraktiken zahlen mussten.


11
Dieses ausbeuterische Verhalten nahm verschiedene Formen an. Eine bestand darin, sehr hohe Zinsen zu berechnen, die manchmal durch Gebühren verschleiert wurden. Die Abschaffung von Gesetzen gegen Zinswucher (die die Höhe der Zinsen, die Kreditgeber berechnen können, begrenzen) eröffnete Kreditgebern einen weiten Spielraum für überhöhte Zinsen; außerdem fanden Kreditgeber Wege, um bestehende Vorschriften zu umgehen. Rent-a-Center behauptete, es vermiete Möbel, während das Unternehmen in Wirklichkeit Möbel verkaufte und gleichzeitig Darlehen vergab – zu extrem hohen Zinsen. Viele US-Bundesstaaten versuchten, dieses Geschäftsgebaren einzuschränken, aber das Unternehmen nutzte seinen politischen Einfluss (seinem Verwaltungsrat gehörten hochrangige Ex-Politiker an, darunter auch ein ehemaliger Fraktionsvorsitzender der Republikaner im Repräsentantenhaus) bei dem Versuch, den Vorrang des (weniger strengen) US-Bundesrechts vor der einzelstaatlichen Regelungsbefugnis durchzusetzen. Im Jahr 2006 wurde Rent-a-Center (mit landesweiten Umsätzen von über zwei Milliarden Dollar) von dem Bundesstaat Kalifornien mit Erfolg wegen seiner betrügerischen Geschäftspraktiken verklagt. Vgl. <http://oag.ca.gov/news/press_release?id=1391>. Kreditkarten und Blitzkredite sind weitere Instrumente für ausbeuterische Praktiken. Vgl. zum Beispiel Robert Faris, »Payday Lending: A Business Model That Encourages Chronic Borrowing«, Economic Development Quarterly 17, Nr. 1 (Februar 2003), S. 8–32, sowie James H. Carr und Lopa Kolluri, Predatory Lending: An Overview, Washington, D.C., 2001.


12
Ein leistungsfähiger Finanzsektor ist für eine leistungsstarke Volkswirtschaft absolut unverzichtbar. Er stellt Kapitel bereit, sichert Risiken ab und
betreibt die Zahlungsverkehrssysteme. Wie ich meinem Buch Im freien Fall, München 2010, darlege, nahm der Finanzsektor diese Funktionen im Vorfeld der Krise nur unzureichend wahr, zum Teil deshalb, weil er sich vorrangig darauf konzentrierte, Rechtsvorschriften zu umgehen und sittenwidrigen Geschäften wie der ausbeuterischen Kreditvergabe nachzugehen. Die Tatsache, dass es sich um ein Negativ-Summen-Spiel handelt, spiegelt sich in den gewaltigen Verlusten des Immobiliensektors wider. Der Finanzsektor behauptet gern, er sei hoch innovativ und diese Innovationen seien die eigentliche Ursache für die hervorragende Leistungsbilanz der Wirtschaft im Ganzen. Aber wie schon der ehemalige US-Notenbankchef Paul Volcker erklärte, gibt es kaum Belege dafür, dass sich diese Innovationen in nennenswertem Umfang auf das Wachstum oder das gesellschaftliche Wohl (von Bankautomaten einmal abgesehen) ausgewirkt hätten. Doch selbst wenn der Finanzsektor in den Jahren vor der Krise in geringem Maße zum Wachstum beigetragen hätte, wogen die mit der Krise einhergehenden Verluste all diese möglichen Gewinne letztlich mehr als auf.


13
Einer aktuellen Studie zufolge haben Menschen mit höherem Status/Einkommen weniger Skrupel, Regeln zu brechen, sind eher eigennützig motiviert, betrügen eher und verhalten sich eher in einer Weise, die im Allgemeinen als unethisch angesehen wird. Vgl. Paul K. Piff, Daniel M. Stancato, Stephane Cote, Rodolfo Menoza-Denton und Dacher Keltner, »Higher Social Class Predicts Increased Unethical Behavior«, Proceedings of the National Academy of Sciences, 27. Februar 2012. Auch wenn das, was als »unfair« oder »unethisch« beurteilt wird, von »Normen« abhängt und auch wenn Uneinigkeit darüber bestehen mag, was fair ist und was nicht, konzentrierte sich das Experiment doch auf Situationen, in denen allgemein Einvernehmen darüber bestünde, was fair oder ethisch ist. In ähnlicher Weise verstoßen viele Geschäftspraktiken des Finanzsektors, die ich weiter unten kritisiere, gegen jegliche »Fairness« oder »ethische Überzeugung«.


14
Dieses Problem wird auch als »Ressourcenfluch« bezeichnet. Diesen Ländern ist es auch aus anderen Gründen wirtschaftlich nicht besonders gut ergangen: Die ökonomische Nutzung von Rohstoffen ist nicht immer leicht (Preise schwanken, und es kann zu einer Überbewertung der Währung kommen). Als aktuelle Darstellung einiger der Probleme und möglicher Lösungsansätze vgl. Escaping the Resource Curse, hg. von M. Humphreys, J. Sachs und J. E. Stiglitz, New York 2007. Siehe auch Michael Ross, The Oil Curse: How Petroleum Wealth Shapes the Development of Nations, Princeton 2012, sowie ders., Timber Booms and Institutional Breakdown in Southeast Asia, New York 2001.


15
Zur Armut in Venezuela vor Chavez’ Amtsantritt 1999 vgl. <http://data.worldbank.org/indicator>.


16
Er teilte sich 1964 den Nobelpreis für Physik mit den sowjetischen Wissenschaftlern
Nikolay Basow und Aleksandr Prochorow für ihre »grundlegenden Arbeiten auf dem Gebiet der Quantenelektronik, die zum Bau von Oszillatoren und Verstärkern auf der Basis des Maser-Laser-Prinzips führten«.


17
Sie wurden 1956 für »ihre Forschungen über Halbleiter und ihre Entdeckung des Transistoreffekts« mit dem Nobelpreis für Physik ausgezeichnet.


18
Das von ihm gegründete World Wide Web Consortium entschied, dass seine Standards auf gebührenfreien Technologien basieren sollten, damit sie von allen mühelos übernommen werden können. Wie Jobs wird auch Bill Gates oft als großer Erfinder gerühmt, aber dass seine Produkte heute auf praktisch allen Computern verwendet werden, ist eher seinem Geschäftssinn  – und der Quasi-Monopolstellung von Microsoft am Markt – als der Einzigartigkeit der von ihm verkauften Technologie zu verdanken.


19
Bakija u. a. »Jobs and Income Growth of Top Earners«, S. 3 (siehe Kapitel 1, Anm. 2), fanden heraus, dass »Führungskräfte und Manager sowie Finanzexperten etwa 60 Prozent der obersten 0,1 Prozent der Einkommensbezieher in den letzten Jahren stellen, und die Zunahme des Anteils am Volkseinkommen, der den obersten 0,1 Prozent der Einkommensverteilung zwischen 1979 und 2005 zugutekam, zu 70 Prozent auf sie entfällt«. Im obersten einen Prozent machten im Jahr 2005 »Führungskräfte und Manager (Nicht-Finanzsektor)« 31 Prozent, »Mediziner« 15,7 Prozent, »Finanzexperten einschließlich solcher in Führungsposition« 13,9 Prozent und »Juristen« 8,4 Prozent aus. Der Anteil des Finanzsektors hat sich in diesem Zeitraum fast verdoppelt, von 7,7 Prozent im Jahr 1979 auf die genannten 13,9 Prozent im Jahr 2005. (Der Anteil von Führungskräften [jenseits des Finanzsektors] und Medizinern ist leicht rückläufig; der Anteil der Juristen hat geringfügig zugenommen.) Diese Statistiken basieren auf einem Einkommensmaß, das Kapitalerträge nicht einbezieht. Dies ist sehr wichtig, weil etwa die Hälfte aller Kapitalerträge dem obersten 0,1 Prozent zufließt. Bei den 400 Spitzenverdienern besteht das Einkommen zu 60 Prozent aus Kapitalerträgen. Siehe auch die Kommentare von C. Rampell, »The Top 1 %: Executives, Doctors and Bankers«, New York Times vom 17. Oktober 2011, und Laura D’Andrea Tyson, »Tackling Income Inequality«, New York Times vom 18. November 2011.


20
Vgl. http://www.forbes.com/wealth/billionaires/.


21
Im Dezember 1990 zahlten Slims Grupo Carso, France Telecom und Southwestern Bell 1,7 Milliarden Dollar »für eine Kontrollbeteiligung in Höhe von 20,4 Prozent an Telmex, die mit 51 Prozent der Stimmrechte verbunden war«. Vgl. Keith Bradsher, »Regulatory Pitfall in Telmex Sale«, New York Times vom 7. Dezember 1990.


22
Mitte der neunziger Jahre nahm Russland hohe Kredite im Privatsektor auf und bot dafür Anteile an seinen Erdöl- und sonstigen Rohstoffbetrieben als
Sicherheit an. Das war jedoch nur ein Trick, um den Oligarchen die Staatsbetriebe zuzuschustern. Man nannte dies »Kredite gegen Beteiligungen«. Vgl. Chrystia Freeland, Sale of the Century: Russia’s Wild Ride from Communism to Capitalism, New York 2000. Solche Privatisierungen werden mit den unterschiedlichsten fadenscheinigen Argumenten gerechtfertigt. In jüngster Zeit wurde Griechenland als Vorbedingung für Finanzhilfen von EU und IWF zu Privatisierungen gedrängt. Zur Privatisierung und den Argumenten, die dafür vorgebracht werden, siehe die Kapitel 6 und 8 sowie Joseph E. Stiglitz, Die Schatten der Globalisierung, Berlin 2002. Nicht in jedem Land und nicht bei jeder Privatisierung wurde Staatsvermögen unter dem Marktpreis an Privatpersonen verschleudert. Viele glauben, die Privatisierungen in Großbritannien unter Margaret Thatcher, bei denen die Aktien öffentlich gehandelt wurden und die Anzahl der Aktien, die eine Privatperson oder ein Unternehmen erwerben durfte, streng limitiert war, hätten eben solche Ergebnisse verhindern sollen.


23
Vgl. die Forbes-Liste der höchstbezahlten Topmanager Amerikas 2011, <http://www.forbes.com/lists/2011/12/ceo-compensation-11_rank.html>.


24
Dies ist natürlich eine strittige Behauptung. Die CEOs würden vielleicht erwidern, dass sie nur einen kleinen Teil dessen bekommen, was sie zur Steigerung des Aktionärsvermögens beitragen. Aber weiter unten werde ich zeigen, dass die sogenannten Anreizstrukturen so konzipiert sind, dass es keinen nennenswerten Zusammenhang zwischen dem Anteil an der Marktwertsteigerung, die auf die Leistungen des CEO zurückzuführen ist, und dem Anteil gibt, der sich allgemeinen Marktkräften verdankt – niedrigeren Kosten für die eingesetzten Produktionsmittel oder höheren Aktienkursen im Allgemeinen. Einige Studien deuten zudem darauf hin, dass es unter Berücksichtigung der Gesamtvergütung (einschließlich der Angleichung von Boni, wenn der Aktienmarkt schwächelt) nur einen geringen Zusammenhang zwischen dem Unternehmenserfolg und der Vergütung gibt. Als umfassendere Diskussion dieses Themas vgl. Joseph E. Stiglitz, Die Roaring Nineties, Berlin 2004, und insbesondere Lucian Bebchuk und Jesse Fried, Pay without Performance: The Unfulfilled Promise of Executive Compensation, Cambridge 2004.


25
Eine weitere Gruppe sind die Immobilienmogule, die von etlichen Sonderregelungen im Steuergesetz profitieren und oftmals aufgrund von baurechtlichen Ausnahmegenehmigungen Renten kassieren.


26
Diese werden manchmal »natürliche Monopole« genannt. Dazu gehören die vorgenannten Beispiele, bei denen Netzwerkexternalitäten sehr groß sind.


27
Die Befürworter stärkerer Schutzrechte für geistiges Eigentum behaupten selbstverständlich das Gegenteil. Interessanterweise gehörten viele der innovativsten US-Firmen im Silicon Valley zu denjenigen, die sich gegen gewisse Vorschläge aus der Pharma- und Unterhaltungsindustrie zur Stärkung
der Rechte am geistigen Eigentum aussprachen. Neufassungen des Patentgesetzes aus jüngster Zeit führen dazu, dass Großunternehmen gegenüber neuen Firmen im Vorteil sind, was die im nächsten Kapitel erläuterte Tatsache unterstreicht, dass jeder rechtliche Ordnungsrahmen erhebliche Verteilungsfolgen hat. Zur Diskussion darüber, wie unser gegenwärtiger Ordnungsrahmen zum Schutz geistigen Eigentums möglicherweise Innovationen hemmt, vgl. Joseph E. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung, Berlin 2006, sowie Claude Henry und J. E. Stiglitz, »Intellecutal Property, Dissemination of Innovation, and Sustainable Development«, Global Policy  1, Nr. 1 (Oktober 2010), S. 237–251.


28
Vgl. Zum Beispiel A. Dixit, »The Role of Investment in Entry-Deterrence«, Economic Journal 90, Nr. 357 (März 1980), S. 95–106, sowie J. Tirole und D. Fudenberg, »The Fat Cat Effect, the Puppy Dog Ploy and the Lean and Hungry Look«, American Economic Review 74 (1984), S. 361–368. Die Praktiken, die Microsoft anwandte, um seine Rivalen loszuwerden (siehe unten), verhinderten auch den Marktzutritt neuer Wettbewerber.


29
Es versteht sich von selbst, dass Standards notwendig sind; niemand will von einem unqualifizierten Arzt operiert werden. Aber das Angebot an qualifizierten Ärzten hätte einfach dadurch ausgeweitet werden können, dass man die Zahl der Medizin-Studienplätze erhöht.


30
Im Jahr 1890 verabschiedete der US-Kongress den Sherman Anti-Trust Act, der im zwanzigsten Jahrhundert immer konsequenter angewandt wurde. Im Jahr 1911 ordnete der Oberste Gerichtshof die Auflösung der Standard Oil Company und der American Tobacco Company an und brachte die beiden mächtigen Industrietrusts mit dieser Entscheidung zu Fall. Im Jahr 1984 bereitete der Gerichtshof in dem Verfahren United States v. AT&T der Monopolstellung der Telefongesellschaft AT&T ein Ende. Vgl. Charles R. Geisst, Monopolies in America: Empire Builders and Their Enemies from Jay Gould to Bill Gates, New York 2000.


31
Der Hohepriester dieser Religion, Milton Friedman, und viele seiner Jünger lehrten an der University of Chicago, daher die Bezeichnung »Chicagoer Schule«. Selbstverständlich gibt es viele Dozenten an dieser bedeutenden Universität, die dieser Denkschule nicht anhängen, während Friedman zugleich an anderen Universitäten rund um die Welt viele Jünger hat. Trotzdem ist diese Bezeichnung zu einem allgemein gebräuchlichen Kürzel geworden.


32
Eine Gruppe ging sogar so weit zu behaupten, dass sich Märkte selbst dann kompetitiv verhalten, wenn nur ein Unternehmen dort aktiv ist, solange es potenzielle Konkurrenten gebe. Dieses Argument spielte bei der Deregulierung der Luftfahrtindustrie eine wichtige Rolle, wo behauptet wurde, dass selbst dann, wenn eine bestimmte Route nur von einer Fluggesellschaft bedient würde, diese allein durch den drohenden Eintritt eines Wettbewerbers
davon abgehalten würde, Monopolpreise zu verlangen. Sowohl die Theorie als auch die Praxis haben gezeigt, dass dieses Argument falsch ist, solange es versunkene Kosten gibt (Kosten, die sich nicht wieder hereinholen lassen, wenn ein Unternehmen in einen Markt eintritt und diesen anschließend wieder verlässt), ganz gleich, wie gering diese ausfallen. Vgl. Joseph Farrell, »How Effective Is Potential Competition?«, Economics Letters 20 (1986), Nr. 1, S. 67–70, Joseph E. Stiglitz, »Technological Change, Sunk Costs, and Competition«, Brookings Papers on Economic Activity 3 (1987), S. 883–947, sowie P. Dasgupta und J. E. Stiglitz, »Potential Competition, Actual Competition, and Economic Welfare«, European Economic Review 32, Nr. 2–3 (März 1988), S. 569–577.


33
Zur Diskussion um die Spenden konservativer Stiftungen an die juristische und wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der University of Chicago und zu Beispielen vgl. Alliance for Justice, Justice for Sale: Shortchanging the Public Interest for Private Gain, Washington, D.C., 1993.


34
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts strengte das US-Justizministerium einen Prozess gegen American Airlines an. Meiner Einschätzung nach waren die Beweise dafür, dass American Airlines seine Wettbewerber durch Kampfpreise aus dem Markt drängen wollte, geradezu zwingend, aber der Richter brauchte die Beweise gar nicht erst zu prüfen, da der Oberste Gerichtshof bereits entschieden hatte, die Vermutung gegen die Existenz eines Verdrängungswettbewerbs sei so stark, dass eine Strafverfolgung nicht in Betracht komme.


35
Marc Andreessen, einer der Netscape-Gründer, gehörte einer Forschergruppe an der University of Illinois in Urbana-Champaign an, die mit »Mosaic« den ersten weit verbreiteten Webbrowser entwickelte, ein Projekt des National Center for Supercomputing Applications der Universität (die zu den ursprünglichen Standorten des National Science Foundation’s Supercomputer Centers Program gehörte). Siehe die Website des NCSA, <http://www.ncsa.illinois.edu/Projects/mosaic.html> [3. März 2012] sowie John Markoff, »New Venture in Cyberspace by Silicon Graphics Founder«, New York Times vom 7. Mai 1994.


36
Als Überblick über den Fall Microsoft vgl. Geisst, Monopolies in America (siehe Anm. 30).


37
Vgl. Steven C. Salop und R. Craig Romaine, »Preserving Monopoly: Economic Analysis, Legal Standards, and Microsoft«, George Mason Law Revie w 4 (1999), Nr. 7, S. 617–1055.


38
Vgl. Microsofts Geschäftsberichte.


39
Der verstorbene Oxford-Professor und Nobelpreisträger John Hicks drückte es so aus: »Der beste aller Monopolgewinne ist ein ruhiges Leben.« Vgl. J. R. Hicks, »Annual Survey of Economic Theory: The Theory of Monopoly«, Econometrica 1 (1935), Nr. 8. Kenneth Arrow wies darauf hin, dass Monopolisten,
weil sie die Produktion einschränken, vergleichsweise wenig einsparen, wenn sie die Kosten senken. Vgl. Arrow, »Economic Welfare and the Allocation of Resources for Invention«, in: The Rate and Direction of Inventive Activity: Economic and Social Factors, Konferenzbericht, Princeton 1962, S. 609–626. Monopole bestehen natürlich nicht für immer: Neue Technologien und die Opensource-Bewegung beginnen bereits, Microsofts marktbeherrschende Stellung anzugreifen.


40
Errechnet aus den Bilanzsummen der Geschäftsbanken per 3. September 2011; vgl. FDIC Statistics on Banking, <http://www2.fdic.gov/SDI/SOB/index.asp>, sowie Federal Reserve Statistical Release Large Commercial Banks, <http://www.federalreserve.gov/releases/lbr/current/default.htm>.


41
Außerdem konkurrieren die Banken für die von ihnen angebotenen Dienstleistungen nicht über den Preis. Wenn man eine Fusion oder eine Übernahme abwickeln will, berechnet jede Großbank die gleiche prozentuale Gebühr. Wenn das Transaktionsvolumen der Übernahme Hunderte von Millionen Dollar betrüge, wären die entsprechenden Gebühren hoch; wenn es um eine Milliarden-Übernahme ginge, erreichten die Gebühren astronomische Höhen, obwohl die gleiche Zahl von Personen weitgehend die gleiche Arbeit zu erledigen hätte.


42
Die aktuellsten verfügbaren Daten beziehen sich auf den Zeitraum vom 4. Quartal 2010 bis zum 3. Quartal 2011. In dieser Zeit machten alle einlagenversicherten Finanzinstitute einen Gewinn von insgesamt 115 Milliarden Dollar. Vgl. FDIC Quarterly, <http://www.fdic.gov/bank/analytical/quarterly/index.html>. Diese Zahlen bilden die tatsächliche Höhe der Bankgewinne jedoch nur unzureichend ab, denn es handelt sich dabei um die Gewinne nach Auszahlung der Mega-Boni an die Führungskräfte, welche die Vergütung bei einigen Firmen auf über 50 Prozent der Erträge nach Abzug anderer Kosten in die Höhe treiben, das heißt, die »wahren« Gewinne sind möglicherweise doppelt so hoch wie oben angegeben. Die Gewinne und Boni des Bankensektors übersteigen ein Prozent des gesamten Nationaleinkommens. Aus solchen Zahlen folgern viele, dass sich der Finanzsektor, der eigentlich der übrigen Wirtschaft zu Diensten sein sollte, zu ihrem Herrn aufgeschwungen hat.


43
Microsoft hat über mehrere Kanäle politisch Einfluss auszuüben versucht. Das Unternehmen hat von 1999 bis heute Wahlkampfspenden in Höhe von 13 516 304 Dollar getätigt. Siehe campaignmoney.com, zusammengetragen aus Wahlkampffinanzierungsberichten und Daten, die von der Federal Election Commission veröffentlicht wurden; zu Spendenlisten vgl. <http://www.campaignmoney.com/Microsoft.asp?pg=88> [6. März 2012]. Die Maßnahmen, die das Justizministerium unter Präsident Bush nach Microsofts Verurteilung wegen wettbewerbswidrigen Verhaltens gegen das Unternehmen verhängte, waren recht glimpflich und haben die Marktmacht des
Konzerns nicht wirksam beschnitten. Vgl. Andrew Chins Bericht über das Ergebnis des Prozesses United States v. Microsoft Corp.: »Decoding Microsoft: A First Principles Approach«, Wake Forest Law Review 40 (2005), Nr. 1, S. 1–157. Im Fall von Gesetzen gegen Wettbewerbsbeschränkungen lässt sich das unzureichende Vorgehen des Staates bei der Umsetzung durch private Kartellklagen teilweise kompensieren (diese Möglichkeit wurde gesetzlich verankert, weil man Zweifel an der Bereitschaft der Behörden zur konsequenten Strafverfolgung hatte).


44
Der verstorbene Wirtschaftswissenschaftler und Nobelpreisträger George Stigler hat dazu ausführlich publiziert. Vgl. zum Beispiel Stigler, »The Economic Theory of Regulation«, Bell Journal of Economics 11 (1971), S. 3–21.


45
Daten von OpenSectrets.org, einer Website des Center for Responsive Politics, die die Lobbyisten für Geschäftsbanken, Finanzinstitute und sonstige Finanzdienstleister zählt. Nimmt man sämtliche Lobbyisten in der Finanz-, Versicherungs- und Immobilienwirtschaft zusammen, erhöht sich die Zahl auf fast fünf Lobbyisten pro Kongressabgeordneten. Vgl. <http://www.opensecrets.org/lobby/indus.php?id=F&year=a> [24. März 2012].


46
Das jüngste Beispiel ist das Veto des Vorsitzenden des Bankenausschusses im Senat gegen die Nominierung des Wirtschaftswissenschaftlers und Nobelpreisträgers Peter Diamond. Diamond war einigen Überzeugungen gegenüber, die von manchen Mitgliedern des Notenbank-Direktoriums vertreten wurden, kritisch eingestellt. (Diamond war erstmals im April 2010, im September erneut und im Januar 2011 abermals von Präsident Obama nominiert worden, nachdem republikanische Senatoren eine Plenarabstimmung über seine Bestätigung blockiert hatten. Am 5. Juni 2011 zog Diamond seine Kandidatur zurück und beendete damit vierzehn Monate währende Nominierungsbemühungen, denen sich Senator Richard Shelby aus Alabama in den Weg gestellt hatte. Zusammen mit Parteikollegen kritisierte Shelby Diamond mehrfach dafür, dass er die expansive Geldpolitik der Zentralbank unterstützt habe. Diamond erwiderte, seine Gegner begriffen nicht, dass ohne Einsicht in die Determinanten der Arbeitslosigkeit keine effektive Geldpolitik möglich sei.)


47
Der Medicare Prescription Drug, Improvement, and Modernization Act von 2003.


48
Berechnungen des Wirtschaftswissenschaftlers Dean Baker zufolge hätten zwischen 2006 und 2013 nach dem vorsichtigsten Szenario (unter Annahme hoher Kosten) 332 Milliarden Dollar (etwa 50 Milliarden Dollar jährlich) eingespart werden können, wenn Medicare Preise hätte aushandeln dürfen; unter Annahme mittlerer Kosten hätten sich die Einsparungen in der gleichen Budgetperiode auf 563 Milliarden Dollar belaufen. Vgl. Baker, The Savings from an Efficient Medicare Prescription Drug Plan, Washington, D.C., Januar 2006.



49
Vier US-Banken erwirtschaften mit Derivaten schätzungsweise 20 Milliarden Dollar pro Jahr an sogenannten Marktlagengewinnen.


50
Der Markt für Ethanol war auch anderweitig verzerrt – etwa durch Ethanolanforderungen und Subventionen für Benzinraffinerien, die Benzin mit Ethanol mischten –, und die meisten dieser Marktverzerrungen gingen auf das Konto US-amerikanischer Maisproduzenten. Vgl. die CBO-Studie von 2010 »Using Biofuel Tax Credits to Achieve Energy and Environmental Policy Goals«, <http://www.cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/ftpdocs/114xx/doc11477/07-14-biofuels.pdf> [2. März 2012], sowie »The Global Dynamics of Biofuel«, Brazil Institute Special Report, April 2007, Nr. 3, <http://www.wilsoncenter.org/sites/default/files/Brazil_SR_e3.pdf> [2. März 2012].


51
Gegen ADM wurde 1997 eine Rekordgeldstrafe in Höhe von 100 Millionen Dollar wegen verbotener Preisabsprachen für Lysin verhängt. Dem war eine langwierige bundesbehördliche Ermittlung vorausgegangen, die schließlich zur Verurteilung und zu Haftstrafen gegen drei leitende Angestellte führte. (Kurt Eichenwald verarbeitete den Stoff zu einem Buch, das 2009 mit Matt Damon in der Hauptrolle unter dem Titel Der Informant verfilmt wurde.)


52
In der Anfangszeit der Ethanolgewinnung war dies glattweg falsch: Mais wurde von den Ethanolherstellern so wenig nachgefragt, dass die Maisfarmer von der Subventionierung im Grunde gar nicht profitierten. Nur für einen kleinen Bruchteil des weltweiten Angebots an Ethanol kam Mais als Grundstoff in Betracht, so dass sich die Subvention auf die Maispreise nicht nennenswert auswirkte. Die eigentlichen Nutznießer waren ADM und andere Ethanolproduzenten.


53
Von 1995 bis 2010 gab die US-Regierung insgesamt 261,9 Milliarden Dollar für landwirtschaftliche Subventionen aus. Dem amerikanischen Landwirtschaftsministerium zufolge erhalten 63 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe keine Zahlungen. Ein Großteil der Gelder (im Jahr 2009 allein 62 Prozent) fließt in landwirtschaftliche Großbetriebe (Betriebe mit einem jährlichen Bruttoumsatz von mindestens 250 000 Dollar). Zwischen 1995 und 2010 erhielten die obersten 10 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe im Schnitt jeweils 30 751 Dollar pro Jahr, die unteren 80 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe im Schnitt jeweils 587 Dollar jährlich. Vgl. USDA Economic Research Service, »Farm Income and Cost: Farms Receiving Government Payments«, <http://www.ers.usda.gov/Briefing/FarmIncome/govtpaybyfarmtype.htm>, sowie Environmental Working Group, Farm Subsidy Database, <http://farm=.ewg.org/region.php?fips=00000&regname=UnitedStatesFarmSubsidySummary>.


54
Und tatsächlich wurden viele Bücher über dieses Thema geschrieben. Vgl. z. B. Glenn Parker, Congress and the Rent-Seeking Society, Ann Arbor 1996.






Kapitel 3 Märkte und Ungleichheit

1
Genauer gesagt, wenn sich die Nachfragekurve stärker verschiebt als die Angebotskurve.


2
Die Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe sank nach Angaben des US-Arbeitsministeriums (Amt für Arbeitsmarktstatistik) von 18 Millionen im Jahr 1988 auf heute weniger als zwölf Millionen.


3
Als hervorragende Diskussion dieser Fragen vgl. David H. Autor, Lawrence F. Katz und Melissa S. Kearney, »Measuring and Interpreting Trends in Inequality«, American Economic Review 96 (Mai 2006), S. 189–194, sowie Claudia Goldin und Lawrence F. Katz, »Long-Run Changes in the Wage Structure: Narrowing, Widening, Polarizing«, Brookings Papers on Economic Activity 2 (2007), S. 135–164, und die dort zitierte Literatur.


4
Vgl. David H. Autor, Lawrence F. Katz und Alan B. Krueger, »Computing Inequality: Have Computers Changed the Labor Market?«, Quarterly Journal of Economics 113 (November 1998), S. 1169–1213, sowie L. F. Katz, »Technological Change, Computerization, and the Wage Structure«, in: Understanding the Digital Economy, hg. von E. Brynjolfsson und B. Kahin, Cambridge 2000, S. 217–244.


5
Vgl. Goldin und Katz, »Long-Run Changes in the Wage Structure« (siehe Anm. 3), S. 153. Sie führen die Differenz größtenteils auf den Rückgang des Bildungsniveaus gebürtiger Amerikaner zurück.


6
Vgl. OECD, Education at a Glance: OECD Indicators, 2011, S. 54, <http://www.oecd.org/dataoecd/61/2/48631582.pdf> [2. März 2012].


7
Ebenda, S. 68.


8
Vgl. die Ergebnisse des Jahres 2009 im internationalen PISA-Vergleich der OECD.


9
Schon 1998 waren die Arbeitseinkommen von College-Absolventen auf das 1,75-Fache des Arbeitseinkommens von Highschool-Absolventen gestiegen (1970 hatte die Quote noch 1,59 betragen).


10
Vgl. zum Beispiel David H. Autor, Frank Levy und Richard J. Murnane, »The Skill Content of Recent Technological Change: An Empirical Exploration«, Quarterly Journal of Economics 118 (2003), S. 1279–1333.


11
Laut Autor u.a., »Measuring and Interpreting Trends in Inequality« (siehe Anm. 3), stiegen die Löhne seit 1988 im oberen Quartil am schnellsten, in den beiden mittleren Quartilen am langsamsten.


12
Vgl. Domenico Delli Gatti, Mauro Gallegati, Bruce C. Greenwald, Alberto Russo und Joseph E. Stiglitz, »Sectoral Imbalances and Long Run Crises« (erscheint 2012) und J. E. Stiglitz, »The Book of Jobs«, Vanity Fair vom Januar 2012.


13
Vgl. Bill Vlasic, »Detroit Sets Its Future on a Foundation of Two-Tier Wages«, New York Times vom 12. September 2011. Der Geschäftsbericht von General
Motors für das Jahr 2007 bestätigt einige der hier geschilderten Lohndetails, <http://bigthreeauto.procon.org/sourcefiles/GM_AR_2007.pdf> [6. März 2012], vgl. S. 62f. Als ausführliche Erörterung zum Thema Löhne vgl. Bruce C. Greenwald und Judd Kahn, Globalization: The Irrational Fear That Someone in China Will Take Your Job, Hoboken, NJ, 2009.


14
Einige Konservative vergleichen die Löhne im öffentlichen Sektor mit denen im Privatsektor ohne Berücksichtigung von Unterschieden im Bildungsgrad zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor – und kritisieren, Löhne im öffentlichen Sektor seien zu hoch. Aber bildungsbereinigt (das heißt unter Berücksichtigung der Bildungsunterschiede zwischen den beiden Sektoren) wird im öffentlichen Sektor weniger gezahlt als im privaten. Einige behaupten, großzügigere (und weniger risikoanfällige) Pensionen und sonstige Leistungen im öffentlichen Sektor glichen diesen Unterschied aus. Munnell u.a. fanden jedoch heraus, dass Arbeitnehmer im privaten Sektor auch ohne Berücksichtigung von Zusatzleistungen eine »moderate« Prämie von 4 Prozent genießen. Vgl. A. Munnell, J.-P. Aubry, J. Hurwitz und L. Quimby, »Comparing Compensation: State-Local versus Private Sector Workers«, Center for Retirement Research at Boston College, Nr. 20, September 2011.


15
Von jeher befassten sich viele Ökonomen wegen der mit dem interindividuellen Vergleich verbundenen Schwierigkeiten nur widerwillig mit diesen Verteilungswirkungen. Ökonomen konzentrieren sich oftmals auf »paretoeffiziente« Gleichgewichte – bei denen niemand bessergestellt werden kann, ohne eine andere Person schlechter zu stellen; oder auf »Pareto-Verbesserungen«, bei denen jemand bessergestellt wird, ohne dass jemand anderes geschädigt wird. Aber nur wenige politische Maßnahmen funktionieren so. Im Allgemeinen gewinnen einige und einige verlieren. Ein pareto-effizientes Gleichgewicht ist, wie schon in Grundkursen der Volkswirtschaftslehre gelehrt (und anschließend vielleicht vergessen) wird, möglicherweise alles andere als erwünscht, weil es vielen Menschen gerade mal das Existenzminimum lässt.


16
Vor einigen Jahrhunderten begannen die Großgrundbesitzer in England und Schottland die Allmende (das Gemeindeland) einzuzäunen. Einige Ökonomen behaupten, dies sei wünschenswert gewesen, weil sich dadurch das Problem der Überweidung erledigt habe, ein Problem, das »Tragik der Allmende« genannt wird. Aber weitaus größer als der Effizienzeffekt waren die Verteilungsfolgen: Sehr viele Menschen verloren ihren Lebensunterhalt und verarmten. Die mit dem Nobelpreis ausgezeichnete Wirtschafts- und Politikwissenschaftlerin Elinor Ostrom hat darauf hingewiesen, dass es andere Möglichkeiten gibt, um die Tragik der Allmende zu vermeiden und sicherzustellen, dass Ressourcen wirtschaftlich genutzt werden – etwa dadurch, dass man die Anzahl der Schafe, die dort weiden dürfen, beschränkt.
Diese Lösungen sind genauso gut, was die Effizienz anlangt, und sozial weitaus verträglicher. Die wahre Tragik der Allmende lag darin, dass mit der Privatisierung des Gemeindelandes durch die Grundherren Tausende mittellos wurden und entweder in die britischen Städte ziehen oder auswandern mussten. Ein System von Nutzungsrechten – das jeder Familie erlaubt, zum Beispiel zehn Schafe weiden zu lassen – hätte das Problem der Überweidung ebenso vermieden wie die weitere Verarmung der Kleinbauern verhindert. Praktisch jede Gesellschaft, in der Wasser ein sehr knappes Gut ist (wie etwa bei den Ureinwohnern der Atacama-Wüste) oder die auf Bewässerung angewiesen ist, hat komplexe Regelungssysteme für die Zuteilung von Wasser entwickelt, in denen Billigkeit (Fairness) und Effizienz sorgfältig austariert wurden – bei nur beschränkter Nutzung von Preisen. Zur ausführlichen Erörterung einiger dieser Probleme vgl. Joseph E. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung, Berlin 2006, Kapitel 4.


17
Ein weiterer skandalöser Aspekt des Konkursgesetzes von 2005 war der, dass Kreditforderungen von gewinnorientierten Banken nicht einmal gewinnorientierten Hochschulen erlassen werden durften.


18
Ich werde in einem späteren Kapitel auf ausbeuterische Bildungskredite noch näher eingehen. Eine weitere Reform des Konkursrechts (die in Kapitel 2 diskutiert wird), die Derivaten im Fall der Insolvenz Vorrang vor anderen Forderungen einräumt, führte nicht nur zu ökonomischen Verzerrungen, indem sie die Verwendung dieser spekulativen Instrumente förderte, sondern schadete auch anderen Gläubigern, etwa Arbeitern und Rentnern, deren Forderungen gegen das insolvente Unternehmen entsprechend zurückgestuft wurden.


19
Die von der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948 verabschiedete Allgemeine Erklärung der Menschenrechte <http://www.un.org/en/documents/udhr/index.shtml#a25> legt sowohl ökonomische als auch politische Rechte fest; aber die ökonomischen Rechte beziehen sich auf den einfachen Bürger. »Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.« Implizit erkannte man damit an, dass Personen, deren Überleben nicht gesichert ist, ihre politischen Rechte nicht wirksam ausüben können. In den Jahren des Kalten Krieges betonte die politische Linke die Bedeutung dieser wirtschaftlichen Rechte, während sich die US-Regierung auf die politischen Rechte konzentrierte. Als die ökonomischen Rechte schließlich diskutiert wurden, ging es nicht mehr um die Rechte von Arbeitnehmern und Bürgern, sondern um die des Kapitals; es ging um Eigentumsrechte,
Rechte am geistigen Eigentum, das Recht auf freien grenzüberschreitenden Kapitalverkehr. In anderen Ländern hingegen werden die wirtschaftlichen Rechte einfacher Bürger in zunehmendem Maße anerkannt, etwa in der Verfassung Südafrikas <http://www.info.gov.za/documents/constitution/1996/96cons2.htm#26>, in der sogar das Recht auf Wohnraum verankert ist. Vgl. Kapitel 2, Grundrechte, Paragraph 26: »26 (1) Jeder hat das Recht auf Zugang zu ausreichendem Wohnraum. (2) Der Staat muss angemessene gesetzgeberische und sonstige Maßnahmen ergreifen, um im Rahmen verfügbarer Mittel dieses Recht stufenweise zu verwirklichen. (3) Niemand darf ohne richterliche Anordnung, die nach sorgfältiger Erwägung aller entscheidungserheblichen Umstände zu ergehen hat, zur Räumung seine Wohnung gezwungen werden; das Gleiche gilt für Abrissanordnungen.« Der indische Oberste Gerichtshof hat das Recht auf Bildung anerkannt; im Jahr 2002 wurde durch das 86. Änderungsgesetz Artikel 21 (A) in die Verfassung aufgenommen, der Bildung zu einem Grundrecht für Kinder erklärt; Artikel 21 garantiert außerdem das Recht auf schadstofffreie Luft sowie andere Grundrechte, insbesondere das Recht auf Leben. Der an Rechten orientierte Ansatz trifft weltweit auf wachsende Resonanz. Man denke zum Beispiel an die Arbeit der Organisation Realizing Rights, die von der ehemaligen Vorsitzenden der UN-Menschenrechtskommission (und ehemaligen Staatspräsidentin Irlands) Mary Robinson ins Leben gerufen wurde <http://www.realizingrights.org/>.


20
Dabei werden allerdings die vielen gesellschaftlichen und sonstigen Folgen der Migration von Arbeitskräften sowohl in dem Ursprungs- als auch in dem Zielland nicht berücksichtigt.


21
Selbstverständlich betrachten einige, vielleicht viele derjenigen, die für die Liberalisierung der Finanzmärkte plädieren, nur die direkte Rentabilitätssteigerung ihrer Geschäfte aufgrund ihrer Fähigkeit, an orten zu investieren, wo die Erträge höher sind. Die systemischen Effekte einer asymmetrischen Liberalisierung auf die Löhne lassen sie dabei außer Acht.


22
Die Verflechtung der Finanzmärkte bringt nicht nur den freien grenzüberschreitenden Kapitalverkehr mit sich, sondern auch die Freizügigkeit von Finanzinstituten. Diese Fragen werden in Kapitel 6 eingehender diskutiert.


23
Mit ähnlichen Schwierigkeiten hat man es bei der Planung von Stromnetzen zu tun. Eng miteinander verflochtene Netze sind anfällig für systemische Ausfälle – ein Problem irgendwo im Netz, etwa in einem Umspannwerk in Ohio, kann zu einem Stromausfall an der gesamten Ostküste führen. Die Lösung besteht darin, dass man effektive Stromkreisunterbrecher einbaut, um die Schwachstelle zu isolieren.


24
Banken geben eine Menge Geld aus, um Einfluss auf die Politik zu nehmen, einerseits gegen Regulierungen und andererseits für Rettungspakete, die ihren Interessen dienlich sind. Die Lobbying-Ausgaben der acht Banken
und Private-Equity-Firmen, die in dieser Hinsicht am aktivsten sind, stiegen 2009 im Vergleich zum Vorjahr um 12 Prozent auf 29,8 Millionen Dollar, und ein Großteil dieser Mehraufwendungen fiel in die drei Monate vor der Kongressabstimmung über die Finanzreformgesetze. Vgl. »Banks Step Up Spending on Lobbying to Fight Proposed Stiffer Regulations«, Los Angeles Times vom 16. Februar 2010. Um ein Beispiel für den Einfluss von Banklobbyisten herauszugreifen: Die US-Notenbank setzte im Juni 2011 ein Maximum von 24 Cent für die Gebühr fest, die Banken Einzelhändlern für Debitkartentransaktionen berechnen dürfen; dieser Betrag übersteigt die Transaktionskosten laut sachgerechten Schätzungen um ein Mehrfaches und beläuft sich auf das Doppelte der 12 Cents, die die Notenbank im Dezember 2010 vorgeschlagen hatte. Vgl. »Fed Halves Debit Card Bank Fee«, New York Times vom 29. Juni 2011.


25
Entwicklungsländer äußern ebenfalls viel Kritik an der Globalisierung; darauf bin ich andernorts bereits eingegangen. So beklagen sie beispielsweise zu Recht, Handelsabkommen seien nicht fair: Die Verhandlungsmacht liege einseitig bei den entwickelten Ländern. Betrachten wir die sogenannten Freihandelsabkommen, die die Vereinigten Staaten mit vielen anderen Ländern geschlossen haben. Diese Abkommen sind im Grunde keine Freihandelsabkommen. Wären sie es, dann wären sie kurz, und jede Seite würde sich darin bereit erklären, ihre Zölle, ihre nichttarifären Handelshemmnisse und ihre Subventionen abzubauen. Die Verträge umfassen jedoch Hunderte von Seiten, weil sie in Wirklichkeit Abkommen über gelenkten Handel sind, und zwar gelenkt zum Vorteil von Sonderinteressen. Es handelt sich um Übereinkommen, in denen eine Vielzahl von Wirtschaftszweigen auf der einen oder anderen Form von Vorzugsbehandlung besteht. Unternehmen konzentrieren sich naturgemäß vor allem auf Regeln, die ihre Gewinne steigern. Wenn die Handelsliberalisierung ihre Ertragsaussichten verbessert, dann sind sie dafür; im umgekehrten Fall sind sie dagegen. Und der US-Handelsbeauftragte und die Handelsminister anderer fortgeschrittener Industriestaaten vertreten hauptsächlich die Interessen der Unternehmen ihres Landes. Der Abbau von Handelsschranken ist jedoch nur ein Punkt auf der Agenda von Handelsgesprächen. Heute geht es auch und vor allem darum, andere Länder dazu zu bewegen, ihre Märkte für ausländische Investitionen zu öffnen und die getätigten Investitionen abzusichern – das heißt, die Voraussetzungen zu schaffen, die die Abwanderung von Arbeitsplätzen ins Ausland begünstigen. Kurzum, es geht vor allem darum, die Unternehmensgewinne zu steigern, nicht darum, im Inland neue Arbeitsplätze zu schaffen. Und das ist nicht weiter erstaunlich, wenn man bedenkt, woher die Wahlkampfspenden kommen und wer die intensivste Lobbyarbeit leistet. (Es ist kein Zufall, dass einige der US-Handelsbeauftragten dem jeweiligen Präsidenten zuvor als Wahlkampfmanager
gedient hatten.) Alle glauben, Exporte seien gut, Importe dagegen schlecht (eine in sich widersprüchliche Position). Unsere Firmen behaupten, wenn sie von einer anderen Firma unterboten würden, dann könne dies nur an unfairen Machenschaften der ausländischen Firma liegen: Sie biete ihre Produkte entweder unter den Herstellungskosten an oder werde von der Regierung ihres Heimatstaates subventioniert. Mit solchen Argumenten fordern US-Firmen dann Zölle, die für »gleiche Wettbewerbsbedingungen« sorgen sollen. Wenn internationale Handelsabkommen die Auferlegung von Zöllen verhindern, setzen die Vereinigten Staaten (und andere Länder) in aggressiver Weise sogenannte nichttarifäre Handelshemmnisse und insbesondere Antidumping-Zölle ein. Aber es ist eine Tatsache, dass viele amerikanische Wirtschaftszweige nicht die effizientesten der Welt sind. Viele haben nicht ausreichend in Mitarbeiter oder Maschinen investiert und sind daher kostenintensiver. Zur Bedeutung von Innovationen in der amerikanischen Automobilindustrie und zum Zustand von US-Firmen im Vergleich zu ausländischen Wettbewerbern vgl. McKinsey & Company, »Increasing Global Competition and Labor Productivity: Lessons from the US Automotive Industry«, ein Bericht des McKinsey Global Institute, 2005, <http://www.mckinsey.com/Insights/MGI/Research/Productivity_Competitiveness_and_Growth/Increasing_global_competition_and_labor_productivity> [6. März 2012].


26
Solche Bedingungen herrschten in der Anfangszeit der Vereinigten Staaten, und es entwickelte sich eine ganz andere Dynamik. die Territorien und die neuen Staaten im Westen der Union konkurrierten mit den älteren Staaten an der Ostküste um Siedler. Dies führte landesweit zur Ausweitung von Stimmrechten, zum Recht, sich um ein politisches Amt zu bewerben, und zu einem öffentlichen Bildungssystem, das seinerseits zu einem drastischen Rückgang der Analphabetenquote (auch im Vergleich zu Europa) beitrug. Vgl. S. Engerman und K. Sokoloff, »Factor Endowments, Inequality, and Paths of Development among New World Economies«, Economia 3 (2002), Nr. 1, S. 41–109, sowie dies., »The Evolution of Suffrage Institutions in the New World«, Journal of Economic History 65, Nr. 4 (Dezember 2005), S. 891–921.


27
Dies gilt insbesondere für kleinere Länder. Die meisten der Schocks, die sie betreffen, haben ihren Ursprung im Ausland.


28
Vgl. D. Newbery und J. E. Stiglitz, »Pareto Inferior Trade«, Review of Economic Studies 51 (1984), S. 1–12.


29
Diese Ideen stehen seit über sechzig Jahren im Mittelpunkt der Handelstheorie. Vgl. P. A. Samuelson, »International Trade and the Equalisation of Factor Prices«, Economic Journal 58 (Juni 1948), S. 163–184, sowie W. F. Stolper, W. F. und P. A. Samuelson, »Protection and Real Wages«, Review of Economic Studies 9 (1941), Nr. 1, S. 58–73. Als ausführlichere Diskussion dieser
Fragen vgl. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung (siehe Anm. 16), Kapitel 3 . Aus diesen Theorien wird üblicherweise gefolgert, dass sich in den Entwicklungsländern die Lohnschere zwischen ungelernten und qualifizierten Arbeitnehmern schließen und die Ungleichheit zurückgehen sollte. Dies ist nicht geschehen, unter anderem deshalb, weil die meisten ungelernten Arbeitskräfte in Entwicklungsländern – zum Beispiel die Subsistenzlandwirte  – infolge von Handelsabkommen, die ihre Märkte für hoch subventionierte landwirtschaftliche Produkte öffnen, womöglich sogar noch schlechter dastehen. Es besteht unter Volkswirten, die versucht haben, die relative Bedeutung der Handelsglobalisierung für die Ungleichheit zu quantifizieren, keine Einigkeit über die Folgen. Bislang herrschte die Meinung vor, dass ein geringer Teil (höchstens ein Fünftel) der Zunahme an Ungleichheit auf die Globalisierung zurückzuführen sei. (Zum Beispiel behaupten Florence Jaumotte und Irina Tytell, »How Has the Globalization of Labor Affected the Labor Share in Advanced Countries?«, IWF Arbeitspapier, 2007, der technische Wandel sei bedeutsamer als die Globalisierung, insbesondere hinsichtlich der Löhne gering qualifizierter Arbeiter.) Krugman hat indes vor einigen Jahren behauptet, der Effekt der Globalisierung sei möglicherweise größer, als bislang gedacht. Vgl. »Trade and Inequality, Revisited«, Vox vom 15. Juni 2007; siehe auch seinen Aufsatz »Trade and Wages, Reconsidered«, Brookings Panel on Economic Activity, Frühjahr 2008. Die Schwierigkeit besteht unter anderem darin, dass die Globalisierung eng mit dem Wandel der Produktivität in den Vereinigten Staaten, der Schwächung der Gewerkschaften und einer Vielzahl weiterer ökonomischer und gesellschaftlicher Veränderungen verflochten ist. Es gibt keine zuverlässige Methode, um ein hypothetisches Szenario zu spezifizieren: Wie groß wäre die Ungleichheit ohne Globalisierung, aber unter ansonsten gleichen Bedingungen?


30
Die relative Bedeutung gesellschaftlicher Veränderungen und der zuvor beschriebenen Marktkräfte (insbesondere die Rolle der Begünstigung von Höherqualifizierten durch den technischen Wandel) ist in der Arbeitsökonomik umstritten. David Card und John DiNardo, »Skill-Biased Technological Change and Rising Wage Inequality: Some Problems and Puzzles«, Journal of Labor Economics 20 (2002), S. 733–783, und Thomas Lemieux, »Increased Residual Wage Inequality: Composition Effects, Noisy Data, or Rising Demand for Skill?«, American Economic Review 96 (2006), Nr. 3, S. 461–498, konzentrieren sich auf das Timing des Auseinanderdriftens – in den achtziger Jahren – und meinen, es sei durch institutionelle/gesellschaftliche Veränderungen einschließlich derer, auf die wir das Augenmerk legen, verursacht worden. Vgl. Piketty und Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, Quarterly Journal of Economics 118 (2003), Nr. 1, S. 1–39; dies. »The Evolution of Top Incomes: A Historical and International
Perspective«, American Economic Review 96 (2006), S. 200–206, sowie Frank Levy und Peter Temin, »Inequality and Institutions in 20th Century America«, Arbeitspapier, MIT 2007, die sich vornehmlich mit der Entwicklung in den obersten Einkommensgruppen befassen, argumentieren auf der Basis sozialer Normen und regulatorischer und institutioneller Veränderungen, ähnlich wie ich in diesem Abschnitt. Andere gesellschaftliche Veränderungen haben das Gefälle zwischen Haushalten verschärft, etwa die Zunahme von Haushalten mit weiblichem Haushaltsvorstand oder der Umstand, dass immer mehr Menschen Partner aus gleichen Einkommensverhältnissen heiraten (und die soziale Durchmischung nachlässt). Vgl. R. Fernandez und R. Rogerson, »Sorting and Long-Run Inequality«, Quarterly Journal of Economics 116 (2001), S. 1305–1341. Diskrepanzen zwischen den Haushalten hinsichtlich der Zahl der Erwerbsstunden (die zum Teil mit Unterschieden in der geschlechterspezifischen Teilhabe am Erwerbsleben und veränderten Mustern der geschlechterspezifischen Diskriminierung zusammenhängen) spielten ebenfalls eine Rolle. Doch auch wenn diese Veränderungen wichtig sind, haben sie nicht dieselbe Bedeutung wie jene, auf die wir uns konzentriert haben. Vgl. OECD, »Divided We Stand: Why Inequality Keeps Rising«, 5. Dezember 2011.


31
Vgl. <http://www.bls.gov/news.release/union2.nro.htm>.


32
Zu den Einzelheiten vgl. Joseph A. McCartin, Collision Course: Ronald Reagan, the Air Traffic Controllers, and the Strike That Changed America, New York 2011.


33
Ausführlicher gehe ich darauf im Kapitel 4 ein. Kritiker fragen: Wenn es so profitabel ist, Arbeitern hohe Löhne zu zahlen, warum tun die Unternehmen es dann nicht von sich aus? Eine zentrale These dieses Buches lautet, dass die Anreize der leitenden Angestellten sich weder mit den realen ökonomischen Erträgen noch mit den Interessen der Aktionäre decken.


34
Die verschiedenen Sichtweisen hängen unter anderem damit zusammen, dass es Fälle gibt, in denen ineffiziente Arbeitsvorschriften unnötigerweise die Produktivität beeinträchtigen. Menschliche Institutionen sind fehlbar; alle Gewerkschaften für das Versagen einiger weniger zu verurteilen, ist genauso unsinnig, wie alle Unternehmen für das Versagen Einzelner zu verurteilen. Zu den Umständen, unter denen gewerkschaftliche Organisierung die Produktivität steigert, vgl. Richard B. Freeman und James L. Medoff, »Trade Unions and Productivity: Some New Evidence on an Old Issue«, Annals of the American Academy of Political and Social Science 473 (1984), S. 149–164.


35
Vgl. Susan Fleck, John Glaser und Shawn Sprague, »The Compensation-Productivity Gap: A Visual Essay«, Monthly Labor Review, Januar 2011, S. 57–69. Anteilige Veränderungen des Faktors Arbeit (beziehungsweise der Arbeitsvergütung) am Volkseinkommen werden auch durch Veränderungen
der sektoralen Zusammensetzung und der staatlichen Lohnpolitik beeinflusst.


36
Dies bedeutet, dass ein Aktionär im Fall, dass das Unternehmen rote Zahlen schreibt, höchstens den Betrag verlieren kann, den er für seine Aktien ausgegeben hat. Bei Personengesellschaften mit unbeschränkter Haftung dagegen kann ein Gesellschafter nicht nur seinen ursprünglichen Anteil, sondern viel mehr verlieren.


37
Zu einer Übernahmeschlacht kommt es dann, wenn ein anderes Unternehmen versucht, genügend Aktien aufzukaufen, um sich die Stimmrechtsmehrheit an der Gesellschaft zu sichern und das vorhandene Management zu ersetzen.


38
Die These, dass das Management womöglich nicht die Interessen der Anteilseigner verfolgt – dass es in modernen amerikanischen Unternehmen zu einer Trennung von Eigentum und Kontrolle/Leitungsbefugnis kommt  –, wurde erstmals von A. A. Berle und G. C. Means in: The Modern Corporation and Private Property, New York 1932, vertreten. Als Erklärung für diese Trennung auf der Grundlage kostspieliger und unvollkommener Informationen vgl. J. E. Stiglitz, »Credit Markets and the Control of Capital«, Journal of Money, Banking, and Credit 17 (1985), Nr. 2, S. 133–152. Es gibt mittlerweile zahlreiche Publikationen zu diesen Themen, zum Beispiel Aaron S. Edlin und Joseph E. Stiglitz, »Discouraging Rivals: Managerial Rent-Seeking and Economic Inefficiencies«, American Economic Review 85, Nr. 5 (Dezember 1995), S. 1301–1312, sowie Andrei Shleifer und Robert W. Vishny, »A Survey of Corporate Governance«, Journal of Finance 52, Nr. 2 (Juni 1997), S. 737–783.


39
John Bogle, der Gründer der Vanguard Group, einer Vermögensverwaltungsgesellschaft, die Anlagegelder in Höhe von etwa 1,6 Billionen Dollar verwaltet, hat sich anlässlich der Veröffentlichung von Bebchuk und Fried, Pay without Performance (siehe Kapitel 2, Anm. 24), so geäußert. Das Zitat findet sich auf S. 483 einer Besprechung und Zusammenfassung von Bebchuk und Fried durch Henry Tosi in Administrative Science Quarterly 50, Nr. 3 (September 2005), S. 483–487.


40
Australien hat entsprechende Gesetze. Unsere Topmanager bekämpften sogar eine Bestimmung über nicht bindende, konsultative Abstimmungen der Aktionäre über Vergütungsfragen in Aktiengesellschaften. Aktionäre gelten als »Eigentümer« ihrer Aktiengesellschaft, aber die leitenden Angestellten amerikanischer Unternehmen scheinen aus irgendeinem Grund zu glauben, es sei richtig, dass die Eigentümer keinerlei Mitspracherechte bei der Vergütung derjenigen haben, die doch angeblich für sie arbeiten.


41
Im verarbeitenden Gewerbe sank die Lohnquote von ihrem Höchststand von über 65 Prozent zu Beginn des Jahrhunderts auf 58 Prozent im Jahr 2010; das Unternehmenseinkommen insgesamt sank von 63 Prozent im Jahr 1990 auf 61 Prozent im Jahr 2005 und fiel bis zur Jahresmitte 2011 weiter
auf 58 Prozent. Diese Daten sind jedoch mit Vorsicht zu behandeln. Die Daten für die Spitzeneinkommen werden durch die Tatsache verzerrt, dass die Vergütung von Bankern (und anderen Topmanagern) als Lohn behandelt wird, obwohl sie eigentlich zu den Renten zählt, die diese Leute dank ihrer Stellung einstreichen. Je stärker die Vergütung der Spitzenmanager verzerrt ist, desto weniger lassen sich die Vorgänge durch ein konventionelles Nachfrage-und-Angebot-Modell angemessen beschreiben.


42
Im Jahr 2010 betrug der mittlere Lohn einer Frau 80 Prozent des mittleren Lohns eines Mannes, gegenüber 62 Prozent 1979; der mittlere Lohn von Afroamerikanern und Latinos beträgt 80 beziehungsweise 70 Prozent des mittleren Lohns von Weißen.


43
Über Diskriminierung am Arbeitsmarkt ist viel geschrieben worden; vgl. zum Beispiel Joseph G. Altonji und Rebecca M. Blank, »Race and Gender in the Labor Market«, in: Handbook of Labor Economics, hg. von Orley C. Ashenfelter und David Card, Bd. 3, Teil C, New York 1999, S. 3143–3259. (Selbstverständlich gibt es auch bei »statistischer« Diskriminierung eine Rückkopplungsschleife: Bildungsunterschiede sind ebenfalls das Ergebnis von Diskriminierung; vgl. auch Anm. 47.)


44
Vgl. dazu vor allem das Buch des Wirtschaftswissenschaftlers und Nobelpreisträgers Gary Becker, The Economics of Discrimination, Chicago 1957.


45
Lange Zeit verstärkten die Rassentrennungsgesetze diskriminierende Marktprozesse. Ein unzulängliches öffentliches Bildungssystem sorgte dafür, dass Angehörige bestimmter Gruppen mit einer Benachteiligung ins Leben starteten – und dieses Problem besteht heute fort.


46
Vgl. zum Beispiel Dilip Abreu, »On the Theory of Infinitely Repeated Games with Discounting«, Econometrica 56, Nr. 2 (März 1988), S. 383–396. Vgl. auch George A. Akerlof, »Discriminatory, Status-Based Wages among Tradition-Oriented, Stochastically Trading Coconut Producers«, Journal of Political Economy 93, Nr. 2 (April 1985), S. 265–276.


47
Dies ist ein weiteres Beispiel für das Konzept der Reflexivität, auf das ich in Kapitel 5 eingehen werde. Psychologische Phänomene wie die Beeinflussung der Wahrnehmung von Individuen durch ihre Überzeugungen bestätigen den Befund. Als Diskussion der statistischen Diskriminierung vgl. Edmund S. Phelps, »The Statistical Theory of Racism and Sexism«, American Economic Review 62 (1972), S. 659–661. Zu jenen Arten von diskriminierendem Gleichgewicht, die gerade beschrieben wurden, vgl. Joseph Stiglitz, »Approaches to the Economics of Discrimination«, American Economic Review 63 (1973), Nr. 2, S. 287–295; ders., »Theories of Discrimination and Economic Policy«, in: Patterns of Racial Discrimination, hg. von G. von Furstenberg u.a., Lexington, MA, 1974, S. 5–26, sowie K. J. Arrow, »The Theory of Discrimination«, in: Discrimination in Labor Markets, hg. von O. Ashenfelter und A. Rees, Princeton 1973.



48
Vgl. M. Bertrand, D. Chugh und S. Mullainathan, »Implicit Discrimination«, American Economic Review 95 (2005), Nr. 2, S. 94–98.


49
Vgl. M. Bertrand und S. Mullainathan, »Are Emily and Greg More Employable Than Lakisha and Jamal? A Field Experiment on Labor Market Discrimination«, American Economic Review 94, Nr. 4 (September 2004), S. 991–1013, sowie J. Braucher, D. Cohen und R. M. Lawless, »Race, Attorney Influence, and Bankruptcy Chapter Choice«, Journal of Empirical Legal Studies (erscheint demnächst).


50
Vgl. D. Pager, »The Mark of a Criminal Record«, American Journal of Sociology 108 (2003), Nr. 5, S. 937–975, sowie Devah Pager, Marked: Race, Crime, and Finding Work in an Era of Mass Incarceration, Chicago 2007.


51
Center for Diseases and Control, »Deaths: Preliminary Data for 2009«, National Vital Statistics Reports 59, Nr. 4 (März 2011), S. 16.


52
Im Jahr 2009 verfügte ein typischer Latino-Haushalt über ein Vermögen von nur 6325 Dollar, ein typischer weißer Haushalt über eines von 113 149 Dollar. Vier Jahre zuvor belief sich das Vermögen eines typischen weißen Haushalts auf »nur« das Zehnfache eines typischen schwarzen Haushalts. Bei etwa einem Drittel der Latinos (31 Prozent) und Schwarzen (35 Prozent) betrug das Reinvermögen im Jahr 2009 null oder fiel negativ aus, bei den Weißen war der entsprechende Prozentsatz nur halb so hoch (15 Prozent). (Im Jahr 2005 lauteten die Zahlen für Schwarze 29 Prozent, für Latinos 23 Prozent und für Weiße 11 Prozent.) Pew Research-Center, »Wealth Gaps Rise to Record Highs between Whites, Blacks, and Hispanics«, 26. Juli 2011.


53
Zu Diskriminierung vgl. auch Kapitel 4.


54
Vgl. Tax Policy Center: Urban Institute and Brookings Institution, <http://www.taxpolicycenter.org/taxfacts/displayafact.cfm?Docid=213>. Hauptnutznießer der Steuersenkungen unter Bush waren die Spitzeneinkommen  – zwei Drittel der Entlastungssumme kamen dem obersten Quintil zugute, ein Drittel dem obersten einen Prozent.


55
Theoretisch sind die Auswirkungen von Steuersenkungen auf die Ersparnisse nicht eindeutig, weil höhere Steuern zwar einerseits die Sparrendite senken, andererseits aber diejenigen, die auf ein bestimmtes Ziel sparen – wie etwa zur Altersvorsorge oder zur Finanzierung der College-Ausbildung ihrer Kinder –, dazu zwingen, mehr zu sparen. (Ökonomen sprechen, streng wissenschaftlich formuliert, davon, dass Einkommens- und Substitutionseffekte in verschiedene Richtungen wirken, mit uneindeutigen Nettoeffekten.) Für die nationale Ersparnis gilt: Selbst wenn die Steuersenkung auf Veräußerungsgewinne eine erhöhte private Ersparnis zur Folge hätte (was zweifelhaft ist), steigert sie das Bundesdefizit. Und es ist höchst unwahrscheinlich, dass der Zuwachs bei der privaten Ersparnis diesen Effekt aufwiegt.



56
Als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats von Präsident Clinton beteiligte ich mich aktiv an der Debatte über die Senkung der Kapitalgewinnsteuer, die ich entschieden ablehnte: Sie war ungerecht, die unterschiedliche Besteuerung von Veräußerungsgewinnen und anderen Kapitalerträgen stellte einen Verzerrungseffekt dar, und die angeblichen Vorteile waren illusorisch. Zu beanstanden war insbesondere die Ausweitung der Vorzugsbehandlung (unter Bush und Clinton) auf Investitionen, die bereits getätigt worden waren. In diesen Fällen ließ sich kaum behaupten, dass es irgendeinen »Anreiz«-Nutzen gab, der die negativen Verteilungsfolgen ausgeglichen hätte.


57
D. Kocieniewski, »A Family’s Billions, Artfully Sheltered«, New York Times vom 26. November 2011.


58
CBO, »Trends in the Distribution of Household Income between 1979 and 2007«, Oktober 2011. Die Daten stammen von 2007. Die Zahlen schwanken von Jahr zu Jahr.


59
Diese Zahlen beziehen sich auf steuerpflichtige Veräußerungsgewinne und Dividenden; vgl. Joel Friedman und Katherine Richards, »Capital Gains and Dividend Tax Cuts: Data Make Clear That High-Income Households Benefit the Most«, Center on Budget and Policy Priorities, 30. Januar 2006.


60
Vgl. James B. Steward, »Working All Day for the IRS«, New York Times vom 17. Februar 2012.


61
Vgl. »Richest 400 Took Record Share of Capital Gains during Market Meltdown Year«, Forbes vom 11. Mai 2011.


62
Ethan Pollack und Rebecca Thiess (basierend auf Daten des Congressional Budget Office und des Internal Revenue Service): Economic Policy Institute, »Taxes on the Wealthy Have Gone Down Dramatically«, 14. April 2011. Der berühmte Investor Warren Buffett forderte in einem Meinungsbeitrag in der New York Times sogar Steuererhöhungen: Die Steuersätze für Superreiche wie ihn seien aufgrund spezieller Steuerkategorien für Veräußerungsgewinne niedriger als die der Mittelschicht. Vgl. »Stop Coddling the Super-Rich«, New York Times vom 14. August 2011.


63
Konservativen mit ihrer Fixierung auf Anreize hätten die potenziell merkwürdigen Anreize einer einjährigen Steuerbefreiung von Erbschaften eigentlich Sorgen bereiten sollen.


64
Und einige, wie General Electric, bekommen sogar noch Geld vom Staat zurück. Vgl. David Kocieniewski, »G.E.’s Strategies Let It Avoid Taxes Altogether«, New York Times vom 24. März 2011. Der Erfolg von General Electric beruht sowohl auf effizientem Lobbying für Steuervorschriften, die das Unternehmen begünstigen, als auch auf findiger Ausnutzung von Steuervorschriften (wozu der Konzern mit einer tausend Mitarbeiter starken Steuerabteilung bestens gerüstet ist). Multinationale Konzerne wie GE verschieben Einkommen oft hin und her, so dass es den Anschein hat, als falle
ein größerer Teil ihrer Gewinne bei ihren Auslandstöchtern in Niedrigsteuerländern an. (GE beispielsweise erwirtschaftete in den letzten Jahren 46 Prozent seines Umsatzes in den USA, behauptet aber, dort nur 18 Prozent seines Gewinns erzielt zu haben.) Eine Studie des US-Bundesrechnungshofs gelangte zu dem Ergebnis, dass 55 Prozent der US-Unternehmen im siebenjährigen Untersuchungszeitraum mindestens ein Jahr lang keine Bundeseinkommensteuer gezahlt hatten. Vgl. GAO, »Comparison of the Reported Tax Liabilities of Foreign- and U.S.-Controlled Corporations, 1998–2005«, Juni 2008, <http://www.gao.gov/new.items/d08957.pdf>.


65
1954 machten Körperschaftsteuereinnahmen 30 Prozent der gesamten Staatseinnahmen aus, 2010 waren es nur noch neun Prozent. Vgl. Tax Policy Center: Urban Institute and Brookings Institution, Tabelle, <http://www.taxpolicycenter.org/taxfacts/displayafact.cfm?Docid=203>. 2010 betrug das Körperschaftsteueraufkommen 191 Milliarden Dollar, was 1,3 Prozent des US-BIP entspricht; im OECD-Durchschnitt belief sich das Körperschaftsteueraufkommen 2009 – dem letzten Jahr, für das Statistiken verfügbar sind – auf 2,8 Prozent des BIP. Vgl. OECD, Revenue Statistics 2011, OECD Publishing 2011, <http://dx.doi.org/10.1787/rev_stats-2011-en-fr> [2. März 2012].


66
Vgl. »Microsoft Outlines Quarterly Dividend, Four-Year Stock Buyback Plan, and Special Dividend to Shareholders«, Microsoft Pressemitteilung, 20. Juli 2004, <http://www.microsoft.com/presspass/press/2004/jul04/07-20boardpr.mspx> [2. März 2012].


67
Laut einer Studie der US-Bundessteuerbehörde IRS aus dem Jahr 2008 transferierten 843 Aktiengesellschaften während der Jahre 2004/5 fast 362 Milliarden Dollar ihrer ausländischen Gewinne zu dem »Vorzugssteuersatz« von 5,25 in die Vereinigten Staaten – dadurch sparten sie (gegenüber der Steuer, die sie im Regelfall hätten zahlen müssen) über hundert Milliarden Dollar. Vgl. Melissa Redmiles, »The One-time Received Dividend Deduction«, 2008 IRS, <http://www.irs.gov/pub/irs-soi/08codivdeductbul.pdf>. Der im Oktober 2011 veröffentlichte Levin-Bericht befasste sich mit den 15 US-Konzernen, die im Rahmen des American Jobs Creation Act von 2004 die größten ausländischen Dividendensummen zur Repatriierung anmeldeten; Levin kam zu dem Ergebnis, dass diese Firmen nach der Rückholung von 155 Milliarden Dollar insgesamt fast 21 000 Arbeitsplätze in den USA abbauten und ihre Ausgaben für Forschung und Entwicklung nach dem Steuerfreijahr leicht zurückfuhren. Vgl. Permanent Subcommittee on Investigations, Senator Carl Levin, »Repatriating Offshore Funds: 2004 Tax Windfall For Select Multinationals«, <http://levin.senate.gov/download/repatriating-offshore-funds>.


68
Es ist verständlich, dass auf bundesstaatlicher Ebene weniger Umverteilung stattfindet. Bundesstaaten müssen um Menschen und Firmen konkurrieren.



69
Wohngeld vermindert die Armut um 0,9 Prozentpunkte, Lebensmittelmarken senken sie um 1,7 Prozentpunkte, der Schulspeisung ist ein Abbau um 0,4 Prozentpunkte zu verdanken. Vgl. US-Bundesamt für Statistik, »The Research Supplemental Poverty Measure, 2010«, veröffentlicht im November 2011.


70
Im CBO-Bericht, »Trends in the Distribution of Household Income«, heißt es abschließend: »Die ausgleichende Wirkung von Transferzahlungen und Steuern auf Haushaltseinkommen fiel 2007 geringer aus als im Jahr 1979.« Während sich zum Beispiel der Anteil am Markteinkommen (vor Steuern und Transfers) des einkommensstärksten einen Prozents zwischen 1979 und 2007 verdoppelte, hat sich der Anteil nach Steuern und Transfers mehr als verdoppelt, von 8 auf 17 Prozent. Am anderen Ende des Spektrums sank der Anteil der unteren 20 Prozent am Einkommen nach Steuern und Transfers von 7 auf 5 Prozent.


71
Vgl. US-Amt für Arbeitsmarktstatistik, Tabelle A-4, Beschäftigungsstatus der Zivilbevölkerung 25 Jahre und älter, nach Bildungsstand, saisonbereinigt, Februar 2012, <http://www.bls.gov/news.release/empsit.to4.htm> [25. März 2012], sowie dass., »College Enrollment and Work Activity of 2010 High School Graduates«, <http://www.bls.gov/news.release/hsgec.nro.htm> [25. März 2012].


72
K. Bischoff und S. F. Reardon, »Growth in the Residential Segregation of Families by Income, 1970–2009«, November 2011, <http://cepa.stanford.edu/sites/default/files/RussellSageIncomeSegregationreport.pdf>, sowie Sean F. Reardon und Kendra Bischoff, »Income Inequality and Income Segregation«, American Journal of Sociology 116, Nr. 4 (Januar 2011), S. 1092 bis 1153.


73
Vgl. K. Hoff und A. Sen, »Homeownership, Community Interactions, and Segregation«, American Economic Review 95 (2005), Nr. 4, S. 1167–1189.


74
Vgl. Ross Perlin, Intern Nation, London 2011.


75
In jenen Kolonien der Neuen Welt, die zu Beginn der Kolonisierung ein vergleichsweise hohes Maß an Ungleichheit aufwiesen, ging die Entwicklung im Allgemeinen dahin, den Zugang zu politischer Macht und Chancen auf wirtschaftlichen Aufstieg auf eine schmale Elite zu beschränken. Kolonien in der Neuen Welt mit niedrigerer anfänglicher Ungleichheit folgten einem völlig anderen Entwicklungspfad. Engerman und Sokoloff haben dieses Muster bei einer breiten Palette öffentlicher Maßnahmen über die Jahrhunderte hinweg entdeckt: im Wahlrecht, im öffentlichen Schulsystem, bei der Verteilung von Grund, Boden und anderen öffentlichen natürlichen Ressourcen, bei Bankengesetzen, Steuersystemen und im Patentrecht. Vgl. Kenneth L. Sokoloff und Stanley L. Engerman, »History Lessons: Institutions, Factor Endowments, and Paths of Development in the New World«, Journal of Economic Perspectives 14 (2000), Nr. 3, S. 217–232, sowie
dies., »Factor Endowments, Inequality, and Paths of Development among New World Economies«, Economia 3 (2002), Nr. 1, S. 41–109. Einen Überblick über die Folgen anfänglicher Ungleichheit auf die institutionelle Entwicklung bietet K. Hoff, »Paths of Institutional Development: A View from Economic History«, World Bank Research Observer 18 (2003), Nr. 22, S. 2205 bis 2226.


76
Laut Kenneth R. Feinberg, den Präsident Obama ernannt hatte, um die Vergütung von Bankern zu kontrollieren, sind fast 80 Prozent der zwei Milliarden Dollar, die angeschlagene Banken 2008 als Boni auszahlten, unverdient gezahlt worden. Im Jahr 2010 hatten die Bonuszahlungen wieder ihre frühere Höhe erreicht: Allein bei den 25 größten börsennotierten Banken und Wertpapierhäusern erreichten sie 135,5 Milliarden Dollar, was fast einem Prozent des US-BIP entspricht. Vgl. Louise Story, »Executive Pay«, New York Times vom 5. Dezember 2011, sowie die Pressemitteilung über Feinbergs Bericht auf der Website des US-Finanzministeriums, »The Special Master for Tarp Executive Compensation Concludes the Review of Prior Payments«, 23. Juli 2010, <http://www.treasury.gov/press-center/press-releases/Pages/tg786.aspx> [15. Februar 2012].


77
Warren Buffett, der Präsident und Vorstandsvorsitzende von Berkshire Hathaway, schrieb 2002 in einem Brief an seine Aktionäre (auf Seite 15): »Derivate sind finanzielle Massenvernichtungswaffen, die mit Gefahren verbunden sind, die, obschon noch latent, potenziell tödlich sind«; vgl. <http://www.berkshirehathaway.com/letters/2002pdf.pdf> [21. März 2012]. Angelo Mozilo, der ehemalige CEO von Countrywide, einem der skrupellosesten Anbieter jener Hypotheken, die die Krise auslösten, verdiente laut dem Wall Street Journal vom 20. November 2008 zwischen 2001 und 2006 rund 470 Millionen Dollar. Der mittlerweile verstorbene Roland Arnall, der Gründer der Hypothekenbank Ameriquest (und unter Präsident George W. Bush Botschafter in den Niederlanden), besaß ein Vermögen von schätzungsweise 1,5 Milliarden Dollar. Die Muttergesellschaft zahlte im Jahr 2006 im Rahmen eines Vergleichs wegen betrügerischer Kreditpraktiken 325 Millionen Dollar – ohne ein Fehlverhalten einzugestehen. Als das Unternehmen pleiteging, wurden die Sparten der Muttergesellschaft in die Citigroup integriert; vgl. <http://www.nytimes.com/2008/03/19/business/19arnall.html>.


78
Unjust Deserts: How the Rich Are Taking Our Common Inheritance and Why We Should Take It Back, New York 2009, S. 97.


79
Zu den mit der Vergütung von Führungskräften verbundenen Schwierigkeiten vgl. Bebchuk und Fried, Pay without Performance (siehe Kapitel 2, Anm. 24). Sie weisen darauf hin, dass die weitgehenden Entscheidungsbefugnisse von Führungskräften – die ihre Vergütungssysteme selbst konzipieren dürfen – zu Vergütungsstrukturen führen, die die Bezahlung von der
Leistung abkoppeln und Fehlanreize geben. Michael Jensen und Kevin Murphy, »Performance Pay and Top-Management Incentives«, Journal of Political Economy 98 (1990), Nr. 2, S. 225–264, präsentieren empirische Daten über den sehr losen Zusammenhang zwischen der Höhe der Vergütung (einschließlich Optionen, Aktienpaketen und Abfindung) und der Leistung. Henry Tosi Jr. und Luis Gomez-Mejia liefern eine Erklärung, die sich auf die oben diskutierte Trennung zwischen Eigentum und Kontrolle (Agency-Theorie) bezieht. In Die Roaring Nineties, Berlin 2004, gehe ich ausführlicher auf diese Probleme ein.


80
Außerdem haben die Banken gemeinsame Sache mit den CEOs gemacht, um ihnen dabei zu helfen, mehr Geld aus ihren Firmen »herauszuholen«, wobei die CEOs im Gegenzug dafür sorgten, dass die Banken überhöhte Gewinne machten. Zu den geheimen, illegalen Absprachen zwischen Topmanagern und Banken, die zu Beginn des 21. Jahrhunderts durch Skandale aufgedeckt wurden (und an denen Bankanalysten, Worldcom, Enron, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften et cetera beteiligt waren) vgl. ausführlich Stiglitz, Die Roaring Nineties (siehe Anm. 79).


81
James K. Galbraith, Inequality and Instability: A Study of the World Economy Just before the Great Crisis, New York 2012.





Kapitel 4 Warum es wichtig ist

1
Einige wenige Transformationsländer, die den Übergang vom Kommunismus zur Marktwirtschaft vollziehen, sowie einige rohstoffreiche Länder bemühen sich, Lateinamerika diese unerfreuliche Spitzenstellung streitig zu machen.


2
Arjun Jayadev, »Distribution and Crisis: Reviewing Some of the Linkages«, Handbook on the Political Economy of Crisis, hg. von G. Epstein und M. Wolfson (erscheint demnächst), basierend auf T. Piketty und E. Saez, »Income Inequality in the United States, 1913–1998«, Quarterly Journal of Economics 118 (2003), Nr. 1, S. 1–39.


3
Karen E. Dynan, Jonathan Skinner und Stephen P. Zeldes, »Do the Rich Save More?«, Journal of Political Economy 112 (2004), Nr. 2, S. 397–444.


4
Für die Vereinigten Staaten wird der kurzfristige Multiplikator für gewöhnlich auf 1,5 geschätzt; in einem längeren konjunkturellen Abschwung zählt jedoch der Mehrperioden-Multiplikator, der größer ist und bei zwei liegt. (Man beachte, dass viele konservative Ökonomen von einem kleineren Multiplikator ausgehen, allerdings deshalb, weil ein Großteil der Daten, auf die sie sich stützen, Perioden umfasst, in denen Vollbeschäftigung oder fast Vollbeschäftigung herrschte, so dass die Währungsbehörden auf steigende Staatsausgaben mit einer gegenläufigen, kontraktiven Geldpolitik reagieren. Im gegenwärtigen Kontext hat sich die US-Notenbank darauf festgelegt,
die Zinsen nicht zu erhöhen.) Es gibt eine Reihe weiterer Gründe, die dafür sprechen, dass der Multiplikator in der gegenwärtigen Situation groß sein dürfte: (a) ein Großteil des Geldes, das nicht in den Vereinigten Staaten ausgegeben (hier »recycelt«) wird, fließt in den Kauf von Importen, und da weite Teile der Weltwirtschaft schwächeln, erhöhen diese Ausgaben die Einkommen im Ausland, was dort wiederum zu mehr Importen aus den Vereinigten Staaten führt; (b) Privatpersonen und Firmen dürften bei steigenden Einkommen die wirtschaftliche Lage optimistischer einschätzen, was die Investitionstätigkeit und den Konsum ankurbelt (dies wird manchmal auch »Vertrauensmultiplikator« genannt); (c) Haushalte, die künftig hohe Einkommen erwarten, geben heute bereitwilliger Geld aus – das ist der wichtigste Punkt.


5
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63
Einen guten empirischen Überblick liefert »Team-Based Rewards: Current Empirical Evidence and Directions for Future Research«, Research in Organizational Behavior 20 (1998), S. 141–183. Eine neuere Studie hat gezeigt, wie die Konkurrenz zwischen Arbeitern die Produktivität am Arbeitsplatz untergräbt; vgl. Jeffrey Carpenter, Peter Hans Matthews und John Schirm, »Tournaments and Office Politics: Evidence from a Real Effort Experiment«, American Economic Review 100 (2010), Nr. 1, S. 504–517.


64
Den Faktor Wohlbefinden am Arbeitsplatz hob auch das Committee for the Measurement of Economic Social Progress hervor.


65
Vgl. Gerald Marwell und Ruth E. Ames, »Economists Free Ride, Does Anyone Else?«, Journal of Public Economics 15 (Juni 1981), S. 295–310; John R. Carter und Michael D. Irons, »Are Economists Different, and If So, Why?«, Journal of Economic Perspectives 5, Nr. 2 (Frühjahr 1991), S. 171–177; Günther Schulze und Bjorn Frank, »Does Economics Make Citizens Corrupt?«, Journal of Economic Behavior and Organization 43 (2000), Nr. 1, S. 101–113; Robert H. Frank, Thomas Gilovich und Dennis T. Regan, »Does Studying Economics Inhibit Cooperation?«, Journal of Economic Perspectives 7, Nr. 2 (Frühjahr 1993), S. 159–171, sowie Reinhard Selten und Axel Ockenfels, »An Experimental Solidarity Game«, Journal of Economic Behavior and Organization 34, Nr. 4 (März 1998), S. 517–539.


66
Vgl. Fidan Ana Kurtulus und Doug Kruse, »How Did Employee Ownership Firms Weather the Last Two Recessions? Employee Ownership and Employment Stability in the US: 1999–2008«, PowerPoint-Präsentation beim Mid-Year Fellows Workshop zu Ehren von Louis O. Kelso, 24./25. Februar 2011, an der Rutgers School of Management and Labor Relations.


67
Vgl. Peter Diamond und Emmanuel Saez, »The Case for a Progressive Tax: From Basic Research to Policy Recommendations«, Journal of Economic Perspectives 25 (2011), Nr. 4, S. 165–190; Thomas Piketty, Emmanuel Saez und Stefanie Stantcheva, »Optimal Taxation of Top Labor Incomes: A Tale of Three Elasticities«, NBER Arbeitspapier 17616, 2011, <http://www.nber.org/papers/w17616> [1. März 2012], sowie als leichtverständliche Fassung den Beitrag derselben Autoren, »Taxing the 1 %: Why the Top Tax Rate Could Be over 80 %«, Vox, Dezember 8, 2011, <http://www.voxeu.org/index.
php?q=node/7402> [6. März 2012]. Einige ältere, idealisierte ökonomische Modelle legten den Schluss nahe, dass Zinseinnahmen (Kapitaleinkünfte) optimalerweise nicht besteuert werden sollten, dies wurde durch spätere Forschungen jedoch widerlegt: Eine Vermögensbesteuerung ist wünschenswert. Vgl. zum Beispiel Thomas Piketty und Emmanuel Saez, »A Theory of Optimal Capital Taxation«, Arbeitspapier, 2011, Paris School of Economics und University of California at Berkeley, <http://elsa.berkeley.edu/~saez/piketty-saez1_1_11optKtax.pdf> [27. Februar 2012]; und J. E. Stiglitz, »Pareto Efficient Taxation and Expenditure Policies, with Applications to the Taxation of Capital, Public Investment, and Externalities«, Vortrag, im Januar 1998 gehalten auf einer Konferenz zu Ehren von Agnar Sandmo im norwegischen Bergen.


68
Mitarbeiter von Private-Equity-Firmen und Hedgefonds konnten dadurch ihre gesamten Einkünfte – einschließlich dessen, was sie für die Verwaltung der Anlagegelder anderer Personen erhalten – zum günstigen Kapitalgewinnsteuersatz versteuern lassen.


69
Alexander J. Field, A Great Leap Forward: 1930s Depression and U.S. Economic Growth, New Haven 2011.


70
Rede vom 26. Oktober 2011 unter dem Titel »Saving the American Idea: Rejecting Fear, Envy, and the Philosophy of Division« anlässlich der Veröffentlichung des CBO-Berichts über den wachsenden Grad an Ungleichheit in den USA, zit. nach: Jonathan Chait, »No Such Thing as Equal Opportunity«, New York Magazine vom 7. November 2011, S. 14ff.


71
Ebenda.


72
Vgl. Torsten Persson und Guido Tabellini, »Is Inequality Harmful for Growth?«, American Economic Review 84, Nr. 3 (Juni 1994), S. 600–621.





Kapitel 5 Eine Gefahr für die Demokratie

1
Als ausführliche Darstellung und Diskussion der Folgen etwa für die Bildungsausgaben oder die Steuerprogression vgl. J. E. Stiglitz, The Economics of the Public Sector, 3. Aufl., New York 2000. Zu älteren theoretischen Diskussionen vgl. Anthony Downs, »An Economic Theory of Political Action in a Democracy«, Journal of Political Economy 65 (1957), Nr. 2, S. 135–150; Harold Hotelling, »Stability in Competition«, Economic Journal 39 (1929), Nr. 153, S. 41–57, sowie Kenneth J. Arrow, Social Choice and Individual Values, 2. Aufl., New York 1963.


2
Edward Wyatt, »S.E.C. Is Avoiding Tough Sanctions for Large Banks«, New York Times vom 3. Februar 2012, S. A1. Der Artikel liefert eine detaillierte Analyse und führt als Beispiel die Bank JPMorganChase an, »die in den letzten 13 Jahren bei sechs Betrugsfällen einen außergerichtlichen Vergleich schloss, einschließlich eines Vergleichs über 228 Millionen Dollar im letzten
Sommer, aber in mindestens 22 Fällen einen Verzicht auf Strafverfolgung erreichte, auch weil sie sich darauf berief, ›sich bislang immer streng an die Wertpapiergesetze gehalten zu haben‹.«


3
Dies ist zweifellos eine der Ursachen dafür, dass in den Vereinigten Staaten die Wahlbeteiligung der Afroamerikaner so oft unter der von Weißen und die der Armen unter der von wohlhabenderen Gruppen lagen. Die USA haben Afroamerikanern so lange die vollständige rechtliche Gleichstellung verweigert, dass diese auch nach Aufhebung der Einschränkungen vom Sinn und Zweck demokratischer Wahlen nicht wirklich überzeugt waren. Vgl. zum Beispiel Mark Lopez und Paul Taylor, »Dissecting the 2008 Electorate: Most Diverse in U.S. History«, Pew Research Center, 30. April 2009, <http://pewresearch.org/assets/pdf/dissecting-2008-electorate.pdf>.


4
Trotzdem ist das Vertrauen in demokratische Prozesse erstaunlich hoch. So wird etwa die Tatsache, dass es so lange dauerte, bis sich Occupy-Wall-Street als Protestbewegung formierte, unter anderem mit der Hoffnung vieler Bürger erklärt, die Politik werde dem Finanzsektor schon Zügel anlegen und die wirtschaftlichen Probleme des Landes in den Griff bekommen. Erst als offensichtlich wurde, dass dem nicht so war, kam es auf breiter Front zu Protesten. In der hohen Wahlbeteiligung der Präsidentschaftswahlen 2008 (der höchsten seit 1968) spiegelt sich die Macht der Hoffnung wider. Auch Kriege stärken das staatsbürgerliche Bewusstsein, wodurch sich die relativ hohe Wahlbeteiligung an den Präsidentschaftswahlen 2004 erklären mag.


5
Zur besonderen Rolle des Vertrauens in der Entwicklung des modernen Kapitalismus vgl. zum Beispiel D. McCloskey, The Bourgeois Virtues: Ethics for an Age of Commerce, Chicago 2006, sowie J. Mokyr, The Enlightened Economy, New Haven 2011. Ihrer Ansicht nach verdankt Großbritannien seinen Erfolg bei der Industriellen Revolution seinen Normen gegen Opportunismus. Mokyr drückt es folgendermaßen aus: »Opportunistisches Verhalten war derart tabuisiert, dass es nur in wenigen Fällen notwendig wurde, jene, die gegen Normen verstießen, tatsächlich förmlich zu bestrafen. … Der unternehmerische Erfolg beruhte weniger auf genialen Tausendsassas als auf der erfolgreichen Zusammenarbeit von Menschen, die gute Gründe für die Annahme hatten, dass sie einander vertrauen könnten« (S. 384ff.). Vertrauen ist auch mit dafür verantwortlich, dass einige ethnische Gemeinschaften mit engem Zusammenhalt und gewisse andere Gemeinschaften in der Frühgeschichte des Kapitalismus eine entscheidende Rolle spielten. Vgl. zum Beispiel Avner Greif, »Reputation and Coalitions in Medieval Trade: Evidence on the Maghribi Traders«, Journal of Economic History 49 (1989), Nr. 4, S. 857–882, sowie ders., »Contract Enforceability and Economic Institutions in Early Trade: The Maghribi Traders’ Coalition«, American Economic Review 83 (1993), Nr. 3, S. 525–548. Der
bedeutende Wirtschaftswissenschaftler Albert Hirschman gelangte zu ähnlichen Schlüssen; vgl. zum Beispiel sein Buch Leidenschaften und Interessen. Politische Begründungen des Kapitalismus vor seinem Sieg, Frankfurt a. M. 1980.


6
Das Zitat stammt aus: G. W. Kolodko, From Shock to Therapy: The Political Economy of Postsocialist Transformation, New York 2000. Der Vertrauensverlust erschwerte nicht nur produktives Arbeiten, insbesondere dann, wenn Produktionsketten viele spezialisierte Produzenten miteinander verknüpften, sondern auch den Aufbau jener rechtsstaatlichen Institutionen, die die Produktivität in einem marktwirtschaftlichen System gewährleisten. Das heißt, der Aufbau von Institutionen erfordert Vertrauen. Vgl. O. Blanchard und M. Kremer, »Disorganization«, Quarterly Journal of Economics  112, Nr. 4 (November 1997), S. 1091–1126; K. Hoff und J. E. Stiglitz, »After the Big Bang? Obstacles to the Emergence of the Rule of Law in Post-Communist Societies«, American Economic Review 94, Nr. 3 (Juni 2004), S. 753 bis 763, sowie dies., »Exiting a Lawless State«, Economic Journal 118, Nr. 531 (August 2008), S. 1474–1497.


7
Technisch ausgedrückt: Die Präferenzen von Menschen sind bedingt; was sie tun wollen, hängt von dem ab, was ihrer Überzeugung nach andere Menschen tun. Entscheidend ist oftmals nicht die Rechtsnorm (was man tun soll), sondern die deskriptive Norm (das, wovon man glaubt, dass es die meisten anderen Menschen tun). Aus diesem Grund sind »nützliche deskriptive Normen fragil«, wie die Philosophin Cristina Bicchieri schreibt; vgl. C. Bicchieri, The Grammar of Society, New York 2006, S. 68.


8
Eine gemeinsam von Gallup und dem Better Business Bureau durchgeführte Umfrage ergab, dass das Vertrauen, das die Amerikaner Unternehmen entgegenbringen, mit denen sie täglich zu tun haben, allein zwischen September 2007 und April 2008 um 14 Prozent zurückgegangen ist; vgl. »BBB/Gallup Trust in Business Index: Executive Summary – Survey Results Consumers’ Rating of Companies They Regularly Deal With, April 2008«, <http://www.bbb.org/us/storage/0/Shared%20Documents/Survey%20II%20-%20BBB%20Gallup%20-%20Executive%20Summary%20-%2025%20Aug%2008.pdf> [4. März 2012]. Eine gemeinsame Umfrage der New York Times und CBS News im Oktober 2011 erbrachte, dass das Vertrauen der Amerikaner in den Kongress und in Washington ganz allgemein ebenfalls auf ein Rekordtief gesunken ist. Nur neun Prozent der Befragten bewerteten die Arbeit des Kongresses positiv, und nur zehn Prozent gaben an, sie »trauten der Regierung in Washington (immer oder meistens) zu, das Richtige zu tun«. Vgl. »Americans’ Approval of Congress Dips to Single Digits«, New York Times vom 25. Oktober 2011.


9
Vgl. Walter Y. Oi, »Labor as a Quasi-fixed Factor«, Journal of Political Economy 70 (1962), S. 538–555, sowie Robert M. Solow, »Distribution in the
Long and Short Run«, in: The Distribution of National Income: Proceedings of a Conference Held by the International Economics Association at Palermo, hg. von Jean Marchal und Bernard Ducrois, New York 1968, S. 449–466. Vgl. auch Truman Bewley, Why Wages Don’t Fall during Recessions, Cambridge 1999, sowie Craig Burnside, Martin Eichenbaum und Sergio Rebelo, »Labor Hoarding and the Business Cycle«, Journal of Political Economy 101, Nr. 2 (April 1993), S. 245–273.


10
Vgl. die Diskussion in Kapitel 4 und die dort angegebenen Quellen.


11
Dies zählt, wie in Kapitel 4 erwähnt, zu den zentralen Lehrsätzen der Effizienzlohntheorie. Zu einer ausführlicheren Erörterung »qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze« vgl. ebenfalls Kapitel 4. Weiterführende Literatur findet sich in meinem Aufsatz »Democratic Development as the Fruits of Labor«, in: The Rebel Within, hg. von Ha-Joon Chang, London 2001, S. 279 bis 315. Ernst Fehr und Klaus M. Schmidt zeigen, dass Betriebe, die Prämien als Leistungsanreiz verwenden – ein System, das bezüglich der Zusatzentlohnung auf Vertrauen beruht (Arbeiter vertrauen darauf, dass sie die versprochene Prämie erhalten) –, erfolgreicher sind als Betriebe, die sich auf gängige Akkordprämiensysteme stützen. Vgl. Ernst Fehr und Klaus M. Schmidt, »Fairness and Incentives in a Multi-task Principal-Agent Model«, Scandinavian Journal of Economics 106 (2004), Nr. 3 , S. 453–474. Zur Frage, weshalb Betriebe, die Arbeitnehmer gut behandeln, auch Rezessionen gut überstehen, vgl. Kapitel 4.


12
Auch dieser Punkt wurde von der Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress hervorgehoben.


13
Vgl. Werner Güth, Rolf Schmittberger und Bernd Schwarze, »An Experimental Analysis of Ultimatum Bargaining«, Journal of Economic Behavior and Organization 3 (Dezember 1982), S. 367–388.


14
Das Experiment zeigt auch, dass das Fairness-Konstrukt einer Person maßgeblich von den Umständen geprägt wird. Selbst wenn die Person weiß, dass sie zufällig als der »Diktator« ausgewählt wurde, handelt sie so, als glaubte sie, es wäre angemessen, mehr als die Hälfte für sich selbst zu behalten. Wenn der zweite Spieler das Spiel mit etwas eigenem Geld beginnt, und der erste Spieler das Recht hat, dem zweiten etwas wegzunehmen, dann ist es interessanterweise viel unwahrscheinlicher, dass der erste Spieler dem zweiten Spieler etwas abgibt. In einem Experiment von John List sank der prozentuale Anteil positiver Angebote des ersten Spielers von 71 Prozent auf 10 Prozent. Darin spiegelt sich die Motivation wider, das eigennützigste Verhalten, das gegenüber dem anderen Spieler möglich ist, zu vermeiden. Es zeigt, dass Fairness nicht, oder nicht allein, danach beurteilt wird, was der andere Spieler bekommt, sondern auch danach, was der andere Spieler im Verhältnis zu seinem schlechtesten möglichen Ergebnis hat. Die Erkenntnis, dass er den zweiten Spieler sogar noch stärker übervorteilen
könnte, indem er ihm etwas wegnimmt, bewirkt, dass sich der erste Spieler mit einer unfairen Aufteilung eher anfreunden kann. Vgl. List, »On the Interpretation of Giving in Dictator Games«, Journal of Political Economy 115 (2007), Nr. 3 , S. 482–493.


15
Zu einer Diskussion dieser Ergebnisse (und der Summen, den Personen in Ultimatumspielen akzeptieren oder ablehnen) vgl. Colin Camerer und Richard Thaler, »Anomalies: Ultimatums, Dictators and Manners«, Journal of Economic Perspectives 9 (1995), Nr. 2 , S. 209–219.


16
Um nur einige Publikationen von vielen zu nennen, vgl. Daniel Kahneman, Jack L. Knetsch und Richard H. Thaler, »Fairness and the Assumptions of Economics«, Journal of Business 59 (1986), Nr. 4 , S. S285 – S300; Gary E. Bolton und Axel Ockenfels, »ERC: A Theory of Equity, Reciprocity, and Competition«, American Economic Review 90, Nr. 1 (März 2000), S. 166 bis 193; Armin Falk, Ernst Fehr und Urs Fischbacher, »On the Nature of Fair Behavior«, Economic Inquiry 41, Nr. 1 (Januar 2003), S. 20–26; Daniel Kahneman, Jack L. Knetsch und Richard H. Thaler, »Fairness as a Constraint on Profit Seeking: Entitlements in the Market«, American Economic Review 76 (1986), Nr. 4, S. 728–741, sowie Amartya Sen, »Moral Codes and Economic Success«, in: Market Capitalism and Moral Values, hg. von C. S. Brittan und A. Hamlin, Brookfield, VT, 1995.


17
Die Arbeitsmoral wird zerstört. Die Konsequenzen werden in der Literatur zur Effizienzlohntheorie behandelt; vgl. insbesondere George A. Akerlof und Janet L. Yellen, »The Fair Wage-Effort Hypothesis and Unemployment«, Quarterly Journal of Economics 105 (1990), Nr. 2, S. 255–283.


18
Vgl. »Frustration with Congress Could Hurt Republican Incumbents«, Pew Research Center for the People and the Press, S. 13, auf der Basis einer Umfrage, die zwischen dem 7. und 11. Dezember 2011 durchgeführt wurde <http://www.people-press.org/files/legacy-pdf/12-1511%20Congress%20and%20Economy%20release.pdf> [4. März 2012]).


19
Washington Post/ABC-Umfrage, 12.-15. Januar 2012, <http://www.washingtonpost.com/wpsrv/politics/polls/postabcpoll_011512.html> [4. März 2012].


20
Michael I. Norton und Dan Ariely, »Building a Better America – One Wealth Quintile at a Time«, Perspectives on Psychological Science 6 (2011), Nr. 1, S. 9–12.


21
Wie ich unten ausführlich darlegen werde, gibt es kein »Establishment«, das sich darauf verständigt hätte, das System in seiner gegenwärtigen Form zu erschaffen. Vielmehr hat sich unser politisches und wirtschaftliches System von selbst herausgebildet, aber die Reichen benutzen ihr Vermögen und ihren Einfluss, so gut sie können, um dem einen wie dem anderen eine bestimmte Form zu verleihen. Und die ähnelt jener, die wahrscheinlich herausgekommen wäre, wenn sich das Establishment darauf verständigt hätte, Politik und Wirtschaft gemäß seinen Interessen zu gestalten.



22
Vgl. Ben H. Bagdikian, The New Media Monopoly, Boston 2004 sowie Robert W. McChesney, The Political Economy of Media: Enduring Issues, Emerging Dilemmas, New York 2008.


23
Vgl. John Kenneth Galbraith, Der amerikanische Kapitalismus im Gleichgewicht der Wirtschaftskräfte, Stuttgart u. a. 1956.


24
Als hervorragende Diskussion dieser Fragen vgl. André Schiffrin, Words and Money, New York 2010.


25
In einem gewissen Sinne ist das Problem sogar noch gravierender, denn die Medien sind in hohem Maße von Werbeeinnahmen abhängig, und die Drohung, Werbeanzeigen und -sendungen zurückzuziehen (beziehungsweise die Sorge vor dem Verlust von Werbeeinnahmen), kann dazu führen, dass über das Fehlverhalten von Unternehmen nicht umfassend berichtet wird.


26
Vgl. Stefano DellaVigna und Ethan Kaplan, »The Fox News Effect: Media Bias and Voting«, Quarterly Journal of Economics 122 (2007), Nr. 3, S. 1187 bis 1234. Der Fall des ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi, der sein Fernsehimperium dazu benutzte, um siebzehn Jahre lang seine politische Machtposition zu sichern, ist ein ausgezeichnetes Beispiel dafür, wie sich die Kontrolle über die Medien auf politische Ergebnisse auswirken kann.


27
Das Internet hat die Einseitigkeiten und Verzerrungen in den Mainstream-Medien offengelegt, aber es ermöglicht auch einen breiteren Zugang zu einer Vielfalt unterschiedlicher Anschauungen. Gleichzeitig stellt das »Geschäftsmodell« des Internets nicht die Ressourcen für jene investigative Berichterstattung bereit, die es der Presse erlaubt, als Gegenkraft Missstände im öffentlichen und im privaten Sektor aufzudecken. Zudem kann das Internet, wie in Kapitel 6 erläutert wird, zur Polarisierung von Anschauungen beitragen und so demokratische Kompromisse erschweren.


28
Tatsächlich durften nur Weiße an den Vorwahlen der Demokraten teilnehmen, und da die Demokratische Partei den Wahlprozess dominierte, war Afroamerikanern das Wahlrecht faktisch entzogen.


29
Suresh Naidu von der Columbia University zeigt, dass »Kopfsteuern und Lese- und Schreibtests jeweils die Wahlbeteiligung um zehn bis 23 Prozent verringerten und den Stimmenanteil der Demokraten bei landesweiten Wahlen um fünf bis zehn Prozent erhöhten«. Seine ausgeklügelte und sorgfältige Forschungsmethode basierte auf dem Vergleich aneinandergrenzender Landkreise, die beidseits der bundesstaatlichen Grenzen angesiedelt waren. Vgl. seinen Aufsatz »Suffrage, Schooling, and Sorting in the Post-Bellum U.S. South«, Arbeitspapier, Columbia University, 2010, <http://iserp.columbia.edu/sites/default/files/suresh_naidu_working_paper.pdf>.


30
Weitere Gruppen, die (aus ähnlichen politischen Motiven) aufs Korn genommen wurden, waren Einwanderer und Arbeiter. Vgl. Alexander Keyssar,
»The Squeeze on Voting«, International Herald Tribune vom 15. Februar 2012, S. 9, sowie ders., The Right to Vote: The Contested History of Democracy in the United States, New York 2000. Er zitiert Fälle, wo Wähler aufgefordert wurden, »ihre mit einem Siegel versehenen Einbürgerungsurkunden zu den Wahllokalen mitzubringen oder schriftliche Dokumente vorzulegen, aus denen zweifelsfrei hervorging, dass sie nicht mehr unter einer früheren Anschrift gemeldet waren, oder sich jedes Jahr an einem von nur zwei erlaubten Dienstagen registrieren zu lassen«. Jüngste Bestrebungen, Latinos de facto das Wahlrecht zu entziehen, drehen sich um zweisprachige Wahlscheine. Vgl. zum Beispiel Adam Serwer, »Gingrich and Romney Want to Say Adios to Bilingual Ballots«, Mother Jones, 30. Januar 2012, <http://motherjones.com/politics/2012/01/gingrich-and-romney-want-say-adiosbilingual-ballots>. Am folgenreichsten war die wahlrechtliche Entmündigung von Frauen, denn deren Einstellungen etwa zum Krieg und zu sozialen Fragen unterscheiden sich deutlich von denen der Männer. Der Ausschluss von Frauen wirkte sich zweifelsfrei auf das Ergebnis politischer Prozesse aus.


31
Vgl. Walter Dean Burnham, »Democracy in Peril: The American Turnout Problem and the Path to Plutocracy«, Roosevelt Institute Arbeitspapier Nr. 5, 1. Dezember 2010; Frances Fox Piven und Richard A. Cloward, »Government Statistics and Conflicting Explanations of Nonvoting«, PS: Political Science and Politics 22, Nr. 3 (September 1989), S. 580–588, sowie dies., »National Voter Registration Reform: How It Might Be Won«, PS: Political Science and Politics 21, Nr. 4 (Herbst 1988), S. 868–875.


32
Selbst jemand, der das nötige Geld hat, um zur Wahl zu gehen, aber kein Auto besitzt, hat einen geringeren Anreiz, sich den Führerschein zu besorgen, den er als Ausweis im Wahllokal vorlegen muss, weil die Grenzkosten der Wahlteilnahme höher sind. Über ein Dutzend US-Bundesstaaten haben seit 2005 Gesetze über die Wähler-Ausweispflicht verabschiedet. Vgl. Keyssar, »The Squeeze on Voting« (siehe Anm. 30).


33
Vgl. »Inaccurate, Costly, and Inefficient: Evidence That America’s Voter Registration System Needs an Upgrade«, Pew Center on the States, Bericht, veröffentlicht am 14. Februar 2012, <http://www.pewcenteronthestates.org/uploaded-Files/Pew_Upgrading_Voter_Registration.pdf> [4. März 2012]. In dem Bericht wird auch auf eine Vielzahl von unrichtigen oder ungültigen Registrierungen (etwa jede achte) hingewiesen.


34
Es war eine von vielen Entscheidungen, die mit fünf gegen vier Richterstimmen unter dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofs Roberts ergingen. In einem weiteren, genauso wichtigen Urteil (in dem Fall Arizona Free Enterprise Club versus Bennett) untersagte der Gerichtshof 2011 dem Bundesstaat Arizona, das durch das wirtschaftliche Machtgefälle geschaffene politische Machtungleichgewicht dadurch zu beheben, dass er Kandidaten,
die bei der Beschaffung privater Wahlkampfspenden weniger erfolgreich waren als ihre Mitbewerber, einen Anspruch auf staatliche Wahlkampfbeihilfe gewährt. Das Vertrauen in den Obersten Gerichtshof ist wichtig, weil es in jeder Gesellschaft zu Streitigkeiten kommt und weil es von großer Bedeutung ist, dass die Gerichte als faire Schlichter solcher Streitigkeiten angesehen werden. Doch wenn der Gerichtshof als nicht fair wahrgenommen wird – als für eine Seite Partei ergreifend, noch bevor die Argumente vorgebracht wurden –, dann wird die Hauptquelle seiner Autorität, seine Glaubwürdigkeit und der Einfluss, den es auf der Agora der öffentlichen Meinung genießt, sehr schnell versiegen. In anderen Ländern, die durch starke soziale Verwerfungen gekennzeichnet sind, betrachtet man die Idee einer unabhängigen Justiz eher skeptisch, und Gerichtsurteile gelten grundsätzlich als genauso interessenpolitisch motiviert wie das übrige Vorgehen des Staates.


35
Wirtschaftswissenschaftler nennen solche Vereinbarungen »stillschweigende« Verträge. Sie werden manchmal noch erfolgreicher durchgesetzt als explizite Verträge, und zwar durch das Design »wiederholter Spiele«, wie es in der Spieltheorie heißt, bei denen den Teilnehmern die schwerwiegenden Konsequenzen einer Nichterfüllung der stillschweigenden Absprachen bewusst sind.


36
Der Kongress hätte gesetzlich vorschreiben können, dass die Aktionäre abstimmen müssen, bevor entsprechende Wahlkampfspenden vergeben werden. Aber der demokratische Senator Schumer und andere, die versuchten, die Folgen des Citizens-United-Urteils zu begrenzen, konnten dieses Gesetz und andere, die die politische Macht der Konzerne einschränken sollten, nicht durch den Kongress bringen. Der Machtzuwachs der Finanzinteressen macht sich bereits im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen von 2012 bemerkbar, wo »nicht-kandidatengebundene politische Aktionskomitees« (die sich für bestimmte Kandidaten einsetzen!) mehr Geld ausgaben als die Kandidaten selbst und oftmals extrem negative Werbung (über den Gegenkandidaten) schalteten.


37
Tatsächlich ist beim Filibuster die »entscheidende« Stimme (im Senat) nicht der Median, sondern der stimmberechtigte Senator im 40. Perzentil. Da die Filibusterregeln nicht in der Verfassung verankert sind, sondern vom Kongress festgelegt werden, erhebt sich eine interessante Frage: Weshalb tritt der »mediane« Stimmrechtsinhaber die Entscheidungsgewalt an den Stimmberechtigten im 40. Perzentil ab? Der Filibuster sollte ursprünglich Minderheitsrechte bei Fragen schützen, die nach Ansicht der Minderheit von überragender Bedeutung waren, aber nicht von der Bill of Rights geschützt wurden. Ezra Klein, »Breaking the Filibuster in One Graph«, Washington Post vom 23. Dezember 2010, legt Daten vor, die den »schockierenden« Anstieg der Filibuster belegen: War die Zahl vor 25 Jahren noch
unerheblich, wurden im letzten Kongress etwa 140 Anträge auf Beendigung eines Filibusters gestellt. Heute wird der Filibuster routinemäßig eingesetzt und wirkt zusammen mit Wahlkampfspenden gleichsam als Katalysator, damit die Finanzwelt ihren politischen Einfluss geltend machen kann, selbst wenn ihre Forderungen den Interessen der Bevölkerungsmehrheit zuwiderlaufen.


38
Viele Faktoren beeinflussen die Wahlbeteiligung. Enttäuschung und politische Entmündigung, auf die wir uns in diesem Kapitel konzentrieren, sind wichtig. Die Persönlichkeit spielt eine Rolle. Ebenso, ob die USA gerade einen Krieg führen (vgl. zum Beispiel die relativ hohe Beteiligung 2004).


39
Burnham, »Democracy in Peril« (siehe Anm. 30), zitiert Daten, die zeigen, dass jene US-Bundesstaaten, in denen politische Entmündigung und die Schwächung politischer Teilhaberechte am ausgeprägtesten waren (die Südstaaten), zugleich die niedrigste Wahlbeteiligung hatten. Die Quote betrug in South Carolina (bei den Parlamentswahlen 1926) sage und schreibe 1,8 Prozent, und in vielen Südstaaten lag sie bei Wahlen der letzten 110 Jahre unter 30 Prozent – und im Allgemeinen sogar noch weit darunter. Obwohl bei den Präsidentschaftswahlen 2008 die Wahlbeteiligung leicht zulegte, war 1968 die letzte Präsidentschaftswahl, bei der die Quote über 60 Prozent lag <http://www.presidency.ucsb.edu/data/turnout.php>. Man vergleiche dies mit Ländern wie Deutschland, wo die Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen seit 1949 niemals unter 70 Prozent fiel, oder Frankreich, wo die Beteiligung an den Parlamentswahlen in den letzten sechzig Jahren nur ein Mal unter 60 Prozent fiel und wo bei den Präsidentschaftswahlen seit 1965 immer mindestens 77 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme abgaben und oftmals weit mehr. Siehe die Voter Turnout-Datenbank des International Institute of Democracy and Electoral Assistance, <http://www.idea.int/vt/>.


40
Eine so geringe Wahlbeteiligung ist besonders bemerkenswert, wenn man bedenkt, dass für junge Leute viel mehr auf dem Spiel steht: Sie werden unter Umständen ihr Leben lang von den Folgen gesetzgeberischer Maßnahmen betroffen sein, die heute beschlossen werden.


41
Dies zeigte sich zum Beispiel an der Beteiligung bei den ersten Vorwahlen und Wahlversammlungen der Republikaner im Jahr 2012: Ein Prozent der registrierten Wähler von Maine nahm an den Wahlversammlungen teil, in Florida waren es 16 Prozent, in Nevada drei Prozent. Die Richtung der Verzerrung zeigte sich deutlich in South Carolina: 98 Prozent der Wähler waren Weiße (bei einem Bevölkerungsanteil von nur 66 Prozent), 72 Prozent waren mindestens 45 Jahre alt (das mittlere Alter in diesem Staat liegt bei 36 Jahren), zwei Drittel waren evangelikale Christen (Wählerbefragungen nach Verlassen des Wahllokals bei den allgemeinen Wahlen 2008 ergaben, dass nur 40 Prozent der Wähler sich als Evangelikale bezeichneten). Ähnliche
Verzerrungen spiegeln sich in den Einstellungen zu bestimmten politischen Streitfragen wider. Während republikanische Vorwahl-Wähler mit großer Mehrheit entschieden dagegen sind, dass Krankenversicherungen die Kosten für Verhütungsmaßnahmen übernehmen, deutet eine Erhebung der New York Times vom Februar 2012 darauf hin, dass zwei Drittel der Bevölkerung eine solche Regelung unterstützen würden. Vgl. Erik Eckholm, »Poll Finds Wide Support for Birth Control Coverage«, New York Times vom 1. März 2012.


42
Die Bürger sind gesetzlich nicht dazu verpflichtet, ihre Stimme abzugeben, sondern nur dazu, das Wahllokal aufzusuchen. Diese Pflicht ist ein probates Mittel gegen das oben diskutierte »Wahlparadoxon«.


43
Damit wurden die Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs in den Fällen Arizona Free Enterprise Club v. Bennett und Citizens United v. Federal Election Commission umgekehrt.


44
Vgl. Washington Post/ABC News-Umfrage vom 26. April 2010, die zeigte, dass zwei Drittel der Amerikaner für eine strengere Regulierung des Finanzmarktes sind, <http://abcnews.go.com/images/PollingUnit/1109a1FinancialRegulation.pdf> [4. März 2012].


45
Paul Krugman, »Oligarchy, American Style«, New York Times vom 4. November 2011.


46
Präsident Obama formulierte es am 6. Dezember 2011 in seiner Ansprache in Osawatomie in Kansas ebenso eindringlich: »Im Jahr 1910 kam Teddy Roosevelt hier nach Osawatomie … Unser Land«, sagte er, »…bedeutet nichts, es sei denn, es bedeutet den Triumph einer wahren Demokratie … eines Wirtschaftssystems, in dem jeder Mensch die verbürgte Chance haben soll, das Beste von sich zu zeigen.« Der Präsident fuhr fort: »Ungleichheit verzerrt auch unsere Demokratie. Sie verschafft den wenigen, die sich teure Lobbyisten und unbegrenzte Wahlkampfspenden leisten können, unverhältnismäßig viel Gehör, und sie ist mit der Gefahr verbunden, unsere Demokratie an den Höchstbietenden auszuverkaufen. Bei allen anderen weckt sie zu Recht den Verdacht, dass das System in Washington gegen sie arbeitet, dass unsere gewählten Abgeordneten sich nicht um die Interessen der meisten Amerikaner kümmern.«


47
Eine dritte Erklärung spielt vielleicht ebenfalls eine gewisse Rolle. Der demokratische Prozess erfordert die Bildung von Koalitionen. Die bisherige Analyse mag den Eindruck erwecken, als ob Menschen sich ausschließlich für wirtschaftliche Fragen interessierten. Aber Wähler interessieren sich auch für soziale Fragen, und sie geben ihre Stimmen Kandidaten, die ihre Einstellungen vertreten, wobei sie soziale und wirtschaftliche Belange je unterschiedlich gewichten. Zumindest eine Zeitlang bildeten die Republikaner eine Koalition aus Sozial- und Wirtschaftskonservativen, die eine Agenda vorantrieb, die mit den Wünschen der Sozialkonservativen in Einklang
stand, ihren ökonomischen Interessen jedoch oft zuwiderlief. Vgl. Thomas Frank, What’s the Matter with Kansas? How Conservatives Won the Heart of America, New York 2004.


48
Zwischen den globalen Finanzproblemen und denen in den Vereinigten Staaten gibt es viele Parallelen: In vielen Fällen haben die Banken die Überschuldung aktiv gefördert, indem sie Privatpersonen und Staaten überredeten, mehr Kredite aufzunehmen, als gut für sie war. In manchen Ländern ist es sogar noch schlimmer: Ostasien mit seiner hohen Sparquote hatte keinen Bedarf an ausländischen Krediten. Doch die Vereinigten Staaten und andere Industrieländer übten (sowohl direkt als auch indirekt, durch den IWF) Druck auf diese Länder aus, damit diese ihren Firmen erlaubten, bei westlichen Banken unbeschränkt Kredite aufzunehmen. Kapital strömte in die betreffenden Länder. Aber als die Zukunftsaussichten der Region mit einem Mal anders beurteilt wurden, setzte eine Kapitalflucht ein, die zur Asienkrise von 1997 führte. Die Banken strichen satte Gewinne ein, als die Gelder abflossen; doch dank der guten Dienste von IWF und US-Finanzministerium verdienten sie auch nach der Krise noch gutes Geld, indem sie die betroffenen Länder dazu zwangen, Vermögenswerte im Rahmen von Notverkäufen zu verschleudern. Vgl. J. E. Stiglitz, Die Schatten der Globalisierung, Berlin 2002.


49
Als ausführlichere Diskussion vgl. J. E. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung, Berlin 2006, Kapitel 8, sowie David Hale, »Newfoundland and the Global Debt Crisis«, The Globalist vom 28. April 2003, <http://www.theglobalist.com/StoryId.aspx?StoryId=3088> [7. März 2012].


50
Genau genommen werden Regierungen von ihrem Parlament gewählt; aber viele, wenn nicht die meisten Abgeordneten hatten das Gefühl, dass ihnen gar nichts anderes übrig blieb.


51
Zu Reaktionen von Amtsträgern und Banken – und den Auswirkungen auf Banken und die Börse – vgl. Quentin Peel, Richard Milne und Karen Hope, »EU Leaders Battle to Save Greek Deal«, Financial Times vom 1. November 2011.


52
Bei dieser Wahl ging Goldman Sachs sogar so weit, den Goldman-Sachs-»Lulameter« zu entwickeln, um die Risiken zu messen, die mit da Silvas Siegeschancen bei den Präsidentschaftswahlen verbunden wären, wobei suggeriert wurde, seine Wahl gefährde Investitionen in diesem Land <http://moya.bus.miami.edu/~sandrade/Lulameter_GS.pdf>. Offenbar brachte dieser Bericht (siehe obiger Link) der Bank einigen Ärger ein, denn sie machte einen Rückzieher. Die New York Times berichtete: »Goldman Sachs scheint sich von einem Bericht distanziert zu haben, den ihre Strategen in diesem Jahr veröffentlichten, wobei sie bei ihren Analysen ein ›Lulameter‹ verwendeten. Später legte Paulo Leme, der geschäftsführende Direktor der Forschungsabteilung für Schwellenländer, eine relativ ausgewogene
Einschätzung der brasilianischen Wirtschaftsaussichten vor«; vgl. <http://www.nytimes.com/2002/10/12/business/worldbusiness/12BRAZ.html?pagewanted=all>.


53
Wie in Kapitel 3 ausgeführt, räumt selbst der IWF mittlerweile ein, dass Kapitalverkehrskontrollen manchmal wünschenswert sind. Es gibt zahlreiche Veröffentlichungen zu diesem Thema; vgl. zum Beispiel Jonathan D. Ostry u.a., »Capital Inflows: The Role of Controls«, IMF Staff Position note 10/04, 19. Februar 2010, <http://www.imf.org/external/pubs/ft/spn/2010/spn1004.pdf> [28. Dezember 2011, sowie die ausführlichere Erörterung des Themas im nächsten Kapitel.


54
The Globalization Paradox: Democracy and the Future of the World Economy, New York 2011.


55
Die daraus resultierenden hohen Arzneimittelkosten spielen ebenfalls eine wichtige Rolle bei der Verelendung der Unterschicht. Vgl. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung (siehe Anm. 49), Kapitel 4, zu einer umfassenderen Darstellung der Probleme im Zusammenhang mit dem Schutz geistigen Eigentums.


56
So glaubt beispielsweise niemand, dass die Verlängerung des Urheberrechts auf siebzig Jahre nach dem Tod des Urhebers für Werke, die bereits unter dem älteren, restriktiveren Regime geschaffen wurden, irgendeinen Anreiz schafft. Es ist lediglich eine Bestimmung, die Disney und anderen Inhabern urheberrechtlich geschützter Werke zusätzliche »Renteneinnahmen« beschert. Entwicklungsländer fürchten vor allem, dass das ihnen auferlegte Regime zum Schutz geistigen Eigentums den Zugang zu Generika einschränkt und sie dazu zwingt, unerschwingliche Preise zu zahlen, was zu zahllosen unnötigen Todesfällen führen wird.


57
Diese Bestimmungen werden »regulatorische Enteignungen« genannt, vgl. zum Beispiel Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung (siehe Anm. 49), Kapitel 7, und ders., »Regulating Multinational Corporations: Towards Principles of Cross-border Legal Frameworks in a Globalized World Balancing Rights and Responsibilities«, American University International Law Review 23 (2007), Nr. 3, S. 451–458, Grotius Lecture, gehalten am 28. März 2007 auf der 101. Jahrestagung der American Society for International Law in Washington, D.C., und die dort zitierte Literatur.


58
Ich sollte betonen, dass das eine Prozent sich nicht »verschworen« hat, um dies zu erreichen; vielmehr drängte es auf Spielregeln, die diesen Effekt hatten  – und die seinen Interessen förderlich waren. Vgl. die Diskussion in Kapitel 6.


59
Später werde ich die These vertreten, dass das eine Prozent (wie die Banker) überwiegend kurzsichtig vorging – es hat sich für eine Politik eingesetzt, die kurzfristig in seinem Interesse sein mag, langfristig ist sie dies mit Sicherheit nicht.






Kapitel 6 1984 hat begonnen

1
Lenin betrachtete die Lenkung der öffentlichen Meinung als Grundvoraussetzung für die Revolution, aber in einem gewissen Grad entwickeln alle Länder und alle Spitzenpolitiker Erzählweisen, mit denen sie auf die Ansichten der Menschen über die jeweilige Regierung und Nation Einfluss nehmen.


2
Werbeanzeigen könnten dann zwar Informationen zum Beispiel darüber, welche Güter zu welchen Preisen erhältlich sind, enthalten, Aussagen über die Merkmale eines Produktes seitens des Verkäufers würden aber (sofern sie nicht von einer »Geld-zurück«-Garantie begleitet würden) als eigennützig angesehen werden. Man hat versucht, Anzeigen wie die mit dem Marlboro-Cowboy (der in den USA um die Jahrhundertwende nach 45 Jahren in Rente geschickt wurde) als Verbraucherinformation zu bezeichnen: Die meisten Zigarettenkäufer seien zwar keine Cowboys, sähen sich aber vielleicht gern als ebenso harte Kerle. Die Anzeige vermittele Informationen darüber, welcher Typ Mensch diese Zigarettenmarke raucht, und wäre fortgeführt worden, wenn diejenigen, die sich in dieser Weise selbst identifizierten, das Produkt tatsächlich gekauft hätten.






3
In Kapitel 4 habe ich die Bedeutung von der öffentlichen Hand bereitgestellter Güter und des Gefühls von sozialem Zusammenhalt, ökonomischer Fairness und Gerechtigkeit erläutert. Dies wird von den Wohlhabenden in unterschiedlichem Maße ebenfalls erkannt, wie Abstimmungsmuster in den einzelnen US-Bundesstaaten deutlich machen. In »liberalen« Bundesstaaten behandeln auch die Gutsituierten soziale Gerechtigkeit als einen eigenständigen Grundwert, in konservativen Bundesstaaten gilt dies weniger. Vgl. Paul Krugman, »Moochers against Welfare«, New York Times vom 16. Februar 2012, wo Krugman außerdem die Arbeit von Andrew Gelman von der Columbia University zitiert, der gezeigt hat, dass die Reichen überall tendenziell konservativ wählen, in armen Bundesstaaten aber ganz besonders  – was zu dem Phänomen führt, dass Republikaner tendenziell ärmere Bundesstaaten vertreten. Vgl. Gelman, Red State, Blue State, Rich State, Poor State: Why Americans Vote the Way They Do, Princeton 2010.


4
Suzanne Mettler von der Cornell University zitiert Statistiken, aus denen hervorgeht, dass 44 Prozent der Empfänger staatlicher Renten, 43 Prozent der Empfänger von Arbeitslosengeld und 40 Prozent der Medicare-Leistungsberechtigten sagen, dass sie »kein staatliches Programm in Anspruch nehmen«. Zitiert in: Krugman, »Moochers against Welfare« (siehe Anm. 3). Vgl. Suzanne Mettler, »Reconstituting the Submerged State: The Challenges of Social Policy Reform in the Obama Era«, Perspectives on Politics 8 (2010), Nr. 3, S. 803 – 824. Dies erklärt zum Teil den Widerspruch, dass Bundesstaaten, die am meisten Bundeshilfe in Anspruch nehmen, staatliche Programme
tendenziell am stärksten ablehnen. Vgl. auch die unten wiedergegebene Anekdote über die Senioren, die deshalb gegen Obamacare, die geplante Krankenversicherung für alle, sind, weil durch die Reform eine Verstaatlichung von Medicare drohe!


5
Vgl. Michael I. Norton und Dan Ariely, »Building a Better America – One Wealth Quintile at a Time«, Perspectives on Psychological Science 6 (2011), Nr. 1, S. 9 – 12.


6
Vgl. die Erhebung der Fondation Jean-Jaurès, <http://www.jean-jaures.org/Publications/Dossiers-d-actualite/Enquete-sur-la-perception-des-inegalites-dans-le-mondeA [4. März 2012].


7
Vgl. R. Benabou und E.A. Ok, »Social Mobility and the Demand for Redistribution: The POUM Hypothesis«, Quarterly Journal of Economics 116 (2001), S. 447 – 487; K.K. Charles und E. Hurst, »The Correlation of Wealth across Generations«, Journal of Political Economy 111 (2003), Nr. 6, S. 1155 bis 1182, sowie L. A. Keister, Getting Rich: America’s New Rich and How They Got That Way, Cambridge 2005.


8
Vgl. Charlotte Cavaille, »Perceptions of Inequalities in the World: Food for Thought«, <inequalitiesblog.wordpress.com/2011/09/27/perceptions-of-inequality-
in-the-world-food-for-thought> [19. Dezember 2011]. Sie legt eine interessante Interpretation vor, bei der sie aus Alexis de Tocquevilles Standardwerk über Amerika zitiert: »Ist die Ungleichheit das allgemeine Gesetz einer Gesellschaft, so fallen die stärksten Ungleichheiten nicht auf; ist alles ziemlich eingeebnet, so wirken die geringsten Unterschiede kränkend. Deshalb wird der Wunsch nach Gleichheit umso unersättlicher, je größer die Gleichheit ist.« Vgl. Alexis de Tocqueville, Über die Demokratie in Amerika, Zweiter Teil, Stuttgart 1962, S. 155.


9
Die Grundprinzipien der Rationalität lauten (im Jargon der Wirtschaftswissenschaften), dass Individuen eine festgefügte Nutzenfunktion maximieren (beziehungsweise eine festgefügte Präferenzordnung haben) und dies mit rationalen Erwartungen tun. Die alternative Sichtweise der Verhaltensökonomik kommt in dem Titel des populärwissenschaftlichen Buches von Dan Ariely zum Ausdruck: Predictably Irrational. The Hidden Forces That Shape Our Decisions, New York 2008.


10
Zur Umsetzung im politischen Rahmen vgl. George Lakoff, Don’t Think of an Elephant! Know Your Values and Frame the Debate, White River Junction, VT, 2004.


11
Dies ist der sogenannte Ankereffekt. Vgl. Diskussionen über den Einfluss von Anker- und Bezugsrahmeneffekten auf Urteile und Präferenzen in: Daniel Kahneman, Paul Slovic und Amos Tversky (Hg.), Judgment under Uncertainty: Heuristics and Biases, Cambridge 1982, sowie Daniel Kahneman und Amos Tversky (Hg.), Choices, Values and Frames, New York 2000. Als aktuelle populärwissenschaftliche Darstellung vgl. Daniel Kahneman,
Schnelles Denken, langsames Denken, München 2012, sowie Richard Thaler und Cass Sunstein, Nudge: Wie man kluge Entscheidungen anstößt, Berlin 2009.


12
Vgl. die Diskussion über Bezugsrahmen im Fall der Einführung von Zielfonds in Alterssparplänen in: Ning Tang, Olivia S. Mitchell, Gary R. Mottola und Stephen P. Utkus, »The Efficiency of Sponsor and Participant Portfolio Choices in 401(k) Plans«, Journal of Public Economics 84 (2010), Nr. 11/12, S. 1073 – 1085, sowie Olivia S. Mitchell, Gary R. Mottola, Stephen P. Utkus und Takeshi Yamaguchi, »Default, Framing and Spillover Effects: The Case of Lifecycle Funds in 401(k) Plans«, NBER Arbeitspapiere 15108, 2009.


13
So wollte die Rechte glauben, dass die Regierung das Problem verursacht hatte, nicht der Markt; daher tat sie Anhaltspunkte dafür, dass die Märkte versagt hatten – weil zum Beispiel das Hypothekendebakel im privaten Sektor seinen Anfang nahm und selbst auf dem Höhepunkt der Krise Hypotheken der staatlich geförderten Fannie Mae besser dastanden als die des privaten Sektors –, als belanglos ab.


14
Es gibt mittlerweile zahlreiche Publikationen zum Thema Bestätigungsfehler. Vgl. zum Beispiel Matthew Rabin und Joel Schrag, »First Impressions Matter: A Model of Confirmatory Bias«, Quarterly Journal of Economics 114 (1999), Nr. 1, S. 37 – 82.


15
Vgl. insbesondere Karla Hoff und Joseph E. Stiglitz, »Equilibrium Fictions: A Cognitive Approach to Societal Rigidity«, American Economic Review 100, Nr. 2 (Mai 2010), S. 141 – 146, sowie dies., »The Role of Cognitive Frames in Societal Rigidity and Change«, World Bank, 2011, <:http//www.ewi-ssl.pitt.edu/econ/files/seminars/110405_sem814_Karla%20Hoff.pdf> [4. März 2012]), und die dort zitierte Literatur. Nach unserer Ansicht tragen Gleichgewichtsfiktionen möglicherweise dazu bei, Diskriminierung aufrechtzuerhalten. Wer an Kastenunterschiede glaubt, reagiert kognitiv empfindlicher auf das Versagen der vermeintlich niederen Kaste und ignoriert deren Erfolge. Schlimmer noch, Menschen, die sich selbst für unterlegen erachten, werden sich entsprechend verhalten.


16
Überredendes Marketing ist die sanfteste und ehrlichste Methode, die Unternehmen anwenden, um das Verhalten der Konsumenten zu manipulieren. Die Zigarettenhersteller erhöhten dagegen heimlich das Suchtpotenzial ihrer Produkte und steigerten so die Wahrscheinlichkeit, dass Raucher weiterhin rauchen werden. David Kessler, der frühere Leiter der amerikanischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und Arzneimittelzulassung (FDA), der die Anklage der US-Regierung gegen die Zigarettenhersteller vertrat, weist darauf hin, dass Hersteller von Fast Food, Snacks und anderen Produkten aufgrund ihrer ausgezeichneten Kenntnisse darüber, wie Gerüche und Geschmacksreize das Gehirn stimulieren und starke Gelüste erzeugen, ganz ähnlich verfahren (auch wenn sie keine Sucht im engeren
Sinne auslösen mögen); vgl. Kessler, The End of Overeating: Taking Control of the Insatiable American Appetite, New York 2009.


17
John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, übers. von Fritz Waeger, verbessert von Jürgen Kromphardt und Stephanie Schneider, Berlin 2009, S. 323.


18
Vgl. George Soros, The Soros Lectures: At the Central European University, New York 2010.


19
Vgl. insbesondere den Financial Crisis Inquiry Report des überparteilichen Nationalen Ausschusses über die Ursachen der Finanz- und Wirtschaftskrise in den Vereinigten Staaten, der zu dem Schluss gelangt, dass (die staatlich geförderten US-Hypothekenbanken) Fannie Mae und Freddie Mac zwar »zur Krise beigetragen haben, aber nicht ihre Hauptverursacher waren« (S. xxvi); vgl. <http://www.gpo.gov/fdsys/pkg/GPO-FCIC/pdf/GPO-FCIC.pdf> [20. Februar 2012]. Nur ein Ausschussmitglied, Peter J. Wallison vom American Enterprise Institute, bekundete eine abweichende Meinung. Andere, wissenschaftlichere Studien haben diese Befunde bestätigt und erhärtet.


20
Vgl. die Diskussion über statistische Diskriminierung in Kapitel 5.


21
Vgl. Karla Hoff und Priyanka Pandey, »Discrimination, Social Identity, and Durable Inequalities«, American Economic Review 96, Nr. 2 (Mai 2006), S. 206 – 211, sowie dies., »Making Up People: The Behavioral Effects of Caste«, Arbeitspapier, Weltbank. Zahlreiche sozialpsychologische Studien haben erbracht, dass die »Bahnung« eines Identitätsstereotyps (dadurch, dass man es ins Bewusstsein hebt und die Aufmerksamkeit darauf lenkt) die tatsächlich erbrachte Leistung in Richtung dieses Stereotyps verschiebt. Vgl. C.M. Steele, Whistling Vivaldi and Other Clues to How Stereotypes Affect Us, New York 2010, sowie Michael Inzlicht und Toni Schmader (Hg.), Stereotype Threat: Theory, Process, and Application, New York 2012.


22
Bekanntlich sind weder der Staat noch die Märkte vollkommen. Wie ich in diesem Kapitel noch zeigen werde, gibt es zahlreiche Fälle von Staatsversagen, aber sie verblassen im Vergleich zu den Verlusten, die das vielfältige Versagen des privaten Sektors – insbesondere im Umfeld der Großen Rezession  – verursacht hat.


23
Im Jahr 1772 stellte die Bank of England der Ostindien-Kompanie einen Kredit über mehrere hunderttausend Pfund zur Verfügung, nachdem das Zusammenwirken mehrerer Faktoren, darunter eine Hungersnot in Bengalen und ein Börsenkrach in London, den Fortbestand der Kompanie gefährdete. Vgl. Nick Robins, The Corporation That Changed the World, London 2006, S. 97.


24
Auch wenn es im Interesse eines Einzelnen oder einer Gruppe sein mag, in einer Weise auf die Änderung von Wahrnehmungen und Sichtweisen hinzuwirken,
die Partikularinteressen förderlich ist, vollziehen sich Veränderungsprozesse in der Regel nicht auf konzertierte Weise. Es gibt kein allgemeines Forum, in dem Intrigen ausgeheckt werden, keine Gelegenheit zur Verschwörung.


25
Vgl. Richard Dawkins, Das egoistische Gen, Reinbek b. Hamburg 2000.


26
Vgl. The Financial Crisis Inquiry Report (siehe Anm. 19).


27
Im Januar 2012 veröffentliche das Pew Research Center die Ergebnisse einer Umfrage, die eine Spaltung im Meinungsbild erkennen ließ: Etwa 46 Prozent der Befragten (Amerikaner) waren der Ansicht, Reiche erlangten ihren Reichtum, weil sie »das Glück haben, aus wohlhabenden Familien zu stammen oder die richtigen Leute zu kennen«, während 43 Prozent die Meinung vertraten, sie verdankten ihren Reichtum »eigener harter Arbeit, Ehrgeiz oder Bildung«. Bei der gleichen Umfrage kam heraus, dass 58 Prozent der Demokraten der Ansicht sind, »Reichtum sei hauptsächlich auf Familienvermögen oder die richtigen Kontakte zurückzuführen. Ein gleich großer Prozentsatz der Republikaner sagt, Reichtum verdanke sich hauptsächlich harter Arbeit, Ehrgeiz und der für den sozialen Aufstieg notwendigen Bildungsabschlüsse.« Vgl. »Rising Share of Americans See Conflict between Rich and Poor«, Bericht des Pew Research Center vom 11. Januar 2012, <http://www.pewsocialtrends.org/2012/01/11/rising-share-of-americans-see-conflict-between-rich-and-poor/?src=prc-headline> [4. März 2012].


28
Eine weitere Veränderung aus jüngster Zeit wird sich vielleicht auf die zukünftige Entwicklung von Ideen und Überzeugungen auswirken und die Probleme verstärken, die mit den bereits erwähnten »Bestätigungsfehlern« verbunden sind: Der Aufstieg und die rasante Ausbreitung des Internets erleichtern es den Nutzern, eigene »Gemeinschaften« zu gründen: Gruppen, die Informationen miteinander austauschen und den gleichen Informationsstand haben. In der Vergangenheit bezogen die meisten Amerikaner ihre Informationen aus den landesweiten Fernsehnachrichten auf Sendern wie CBS, ABC oder NBC, was für eine gleiche Informationsbasis sorgte. Heute gibt es eine Vielzahl von Kabelsendern, einige mit linker, andere mit rechter Tendenz. Wer sich in seinen konservativen Ansichten bestärkt sehen will, kann Fox News einschalten. Die Meinungen, denen er ausgesetzt wird, werden so vorausgewählt, dass sie seinen Überzeugungen entsprechen. Damit ist allerdings das Risiko einer weiteren Polarisierung verbunden. Die Tatsache, dass die Ansichten über die soziale Ungleichheit so auseinandergehen, hat offenkundig Auswirkungen auf die Fähigkeit unserer Gesellschaft, das Problem auf der Basis eines nationalen Konsenses zu lösen. Als Diskussion dieser Fragen vgl. zum Beispiel Cass Sunstein, Infotopia: Wie viele Köpfe Wissen produzieren, Frankfurt a. M. 2009; der Autor vertritt die These, Menschen seien in »Informationskokons« eingesponnen, die sie gegen Informationen abschirmten, die ihren eigenen vorgefassten
Meinungen widersprechen. Charles Lord und seine Koautoren führten bedeutende Studien zur Meinungspolarisierung durch: Sie legten zwei Gruppen von Versuchsteilnehmern – Befürwortern und Gegnern der Todesstrafe  – Forschungsergebnisse zur Todesstrafe vor. Sie fanden heraus, dass die Versuchspersonen tendenziell der Ansicht waren, dass Studien, deren Ergebnisse mit ihren eigenen Überzeugungen in Einklang standen, sorgfältiger durchgeführt und überzeugender seien als Studien, die ihren Überzeugungen widersprachen, und ihr Standpunkt wurde durch die Lektüre von Studienergebnissen, die ihre Auffassung bekräftigten, weiter gefestigt. Vgl. Charles Lord, Lee Ross und Mark Lepper, »Biased Assimilation and Attitude Polarization: The Effects of Prior Theories on Subsequently Considered Evidence«, Journal of Personality and Social Psychology 37 (1979), Nr. 11, S. 2098 – 2109.


29
Hoff und Stiglitz, »Equilibrium Fictions« und »The Role of Cognitive Frames« (beide siehe Anm. 15). Vgl. auch Glenn C. Loury, Anatomy of Racial Inequality, Cambridge 2002.


30
Der »Swift boat«-Angriff auf Senator Kerry – bei dem amerikanische Vietnamveteranen, die angeblich mit Kerry in einem Patrouillenboot Dienst getan hatten, diesem die Eignung zum Präsidenten absprachen – ist ein legendäres Beispiel für »Marketing« ohne sachliche Grundlage, das trotzdem überaus erfolgreich war. Zur Diskussion dieses Falls und einer Liste von Quellen aus der New York Times vgl. <http://topics.nytimes.com/topics/reference/timestopics/organizations/s/swift_boat_veterans_for_truth/index.html>[4.März2012].


31
Vgl. Richard H. Thaler, »When Business Can’t Foresee Outrage«, New York Times vom 19. November 2011, S. BU4. Vgl. auch Daniel Kahneman, Jack Knetsch und Richard H. Thaler, »Fairness and the Assumptions of Economics«, Journal of Business 59 (1986), Nr. 4, S. S285 – S300. Amelie Goosens und Pierre-Guillaume Meon, »The Impact of Studying Economics, and Other Disciplines, on the Belief That Voluntary Exchange Makes Everyone Better Off«, Universität Brüssel, Arbeitspapier, 2010, zeigen, dass sowohl Selektions- als auch Lerneffekte auftreten. Als Überblicksdarstellung vgl. John R. Carter und Michael D. Irons, »Are Economists Different, and If So, Why?«, Journal of Economic Perspectives 5, Nr. 2 (Frühjahr 1991), S. 171 – 177, sowie Alexandra Haferkamp, Detlef Fetchenhauer, Frank Belschak und Dominik Enste, »Efficiency versus Fairness: The Evaluation of Labor Market Policies by Economists and Laypeople«, Journal of Economic Psychology 30, Nr. 4 (August 2009), S. 527 – 539. Vgl. auch Robert Kuttner, Everything for Sale: The Virtues and Limits of Markets, New York 1997, sowie William Lazonick, Business Organizations and the Myth of the Market Economy, New York 1991. Als etwas andere Sichtweise vgl. Bryan Caplan, »Systematically Biased Beliefs about Economics: Robust Evidence of Judgemental Anomalies
from the Survey of Americans and Economists on the Economy«, Economic Journal, April 2002, S. 433 – 458.


32
Die John M. Olin Foundation, benannt nach dem Industriellen, der sie gründete, finanzierte bis zu ihrer Schließung 2003 eine Vielzahl von Forschungsprojekten, die juristischen Fakultäten und anderen akademischen Foren konservative ökonomische Ideen nahebrachten. Der National-Review- Autor John J. Miller, der unter dem Titel A Gift of Freedom: How the John M. Olin Foundation Changed America, San Francisco 2006, ein lobendes Buch über die Stiftung verfasste, beschreibt den Einfluss der Stiftung mit folgenden Worten: »Wenn konservative Intellektuelle und Organisationen NASCAR-Tourenwagen wären, dann wäre praktisch jeder von ihnen mit einem Olin-Aufkleber geschmückt – und viele hätten O-L-I-N in Großbuchstaben auf ihren Motorhauben stehen.« Vgl. Miller, »Foundation’s End«, National Review vom 6. April 2005.


33
Es ist interessant, wie wenig Mühe man sich gibt, Anhänger der Gegenseite zu überzeugen. Dies hängt damit zusammen, dass eine Person, die die Gegenposition für richtig hält, bereits einen so starken kognitiven Deutungsrahmen hat, durch den sie die Welt betrachtet, dass gegenteilige Informationen konsequent entwertet und bestätigende Informationen überbewertet werden.


34
Laut Washington Post ereignete sich dieser Vorfall 2009 bei einer Bürgerversammlung in Simpsonville in North Carolina mit dem Abgeordneten Robert Inglis. Vgl. Philip Rucker, »Sen. DeMint of S.C. Is Voice of Opposition to Health-Care Reform«, Washington Post vom 28. Juli 2009.


35
Es war vielleicht kein Zufall, dass ein wichtiges Mitglied von Clintons Wirtschaftsteam eine beachtliche Prämie weit über dem Schwellenbetrag von einer Million Dollar erhalten hatte, bevor er in die Regierung eintrat.


36
Vgl. Sanford Grossman und J. E. Stiglitz, »Information and Competitive Price Systems«, American Economic Review 66, Nr. 2 (Mai 1976), S. 246 – 253, dies., »On the Impossibility of Informationally Efficient Markets«, American Economic Review 70, Nr. 3 (Juni 1980), S. 393 – 408.


37
Vgl. Justin Fox, The Myth of the Rational Market, New York 2009.


38
Dies entsprach einem Verlust von mehr als einer Billion Dollar. Die Aktien von acht Großunternehmen im S&P 500 (einschließlich Accenture) fielen auf einen Cent pro Aktie; die Kurse anderer Titel (darunter Sotheby’s, Apple und Hewlett-Packard) stiegen auf über 100.000 Dollar. Diesen Kursänderungen konnten keine realen Ereignisse zugrunde liegen. Die Märkte waren offensichtlich nicht effizient. Ein Bericht der US-Börsenaufsicht SEC und der Regulierungsbehörde für Futures- und Optionsmärkte (Commodity Futures Trading Commission) beschrieb »einen Markt, der so fragmentiert und störungsanfällig war, dass eine einzige größere Transaktion Aktien jäh auf Talfahrt schicken konnte«. Vgl. »Findings Regarding the
Market Events of May 6, 2010«, Bericht vom 30. September 2010. Ich war Mitglied eines Beratergremiums, das nach dem »Blitzcrash« der SEC/CFTC Vorschläge zu Marktreformen unterbreiten sollte; vgl. <http://www.sec.gov/news/studies/2010/marketeventsreport.pdf>.


39
Steueränderungen sind ein Gebiet, auf dem die Bezugsrahmen besonders umstritten sind. In welcher Weise soll man eine Steuersenkung formulieren: Drückt man sie als prozentuale Verringerung des Steuersatzes aus, als absolute Reduktion des Steuersatzes oder als absoluten Geldbetrag, um den jede Gruppe entlastet wird? Einer Darstellung der Steuersenkungen unter Bush zufolge war das oberste eine Prozent der Hauptnutznießer, da ein Drittel der gesamten Entlastung dem obersten einen Prozent zugutekam (zwei Drittel der Entlastung gingen an die oberen 20 Prozent), während auf die unteren 20 Prozent nur ein Prozent des Entlastungsvolumens entfiel; vgl. Andrew Fieldhouse, »The Bush Tax Cuts Disproportionately Benefitted the Wealthy«, Economic Policy Institute, 4. Juni 2011. Befürworter der Steuersenkungen weisen jedoch darauf hin, dass die Spitzeneinkommen einen hohen Anteil am gesamten Steueraufkommen haben.


40
Laut dem am 17. Dezember 2010 verabschiedeten Gesetz ist dies der Steuerfreibetrag für 2012 (inflationsbereinigt); vgl. die Website der US-Bundessteuerbehörde, <http://www.irs.gov/businesses/small/article/o,,id=-164871,00.html> [26. März 2012]. Sofern der Kongress kein neues Gesetz verabschiedet, wird der Steuerfreibetrag 2013 wieder auf eine Million Dollar sinken.


41
Larry Bartels, »Homer Gets a Tax Cut: Inequality and Public Policy in the American Mind«, Perspectives on Politics 3 (2005), Nr. 1, S. 15 – 31, behauptet, dass »die meisten Bürger bemerkenswert wenig über das Steuersystem und die verschiedenen steuerpolitischen Vorschläge wissen, die auf dem Tisch liegen oder bereits umgesetzt wurden«. Im Fall der Erbschaftsteuer hat Joel Slemrod, »The Role of Misconceptions in Support for Regressive Tax Reform«, National Tax Journal 59 (2006), Nr. 1, S. 57 – 75, herausgefunden, dass eine Mehrheit der Bevölkerung entweder glaubt, von der Erbschaftsteuer seien »die meisten« Familien betroffen (49 Prozent), oder aber nicht weiß, wie viele Familien davon betroffen sind (20 Prozent); tatsächlich sind nur zwei Prozent aller Familien von der Steuer betroffen. John Sides, »Stories, Science, and Public Opinion about the Estate Tax«, George Washington University, 2011, zeigt, dass die Unterstützung für die Steuer bei zutreffender Information darüber, wer überhaupt Erbschaftsteuer zahlt, steigt.


42
In einer gemeinsamen Umfrage von ABC News und der Washington Post vom Dezember 2010 sprachen sich 52 Prozent der Befragten für eine Erhöhung des Erbschaftsteuerfreibetrags aus; vgl. <http://abcnews.go.com/Politics/obama-gop-tax-deal-abc-news-washington-post-poll-support/story?id=12382152#.TvzvAjXWark>.



43
Eine weitgehend unbekannte Bestimmung im geltenden Gesetz ermöglicht es, Veräußerungsgewinne im Todesfall völlig steuerfrei zu vereinnahmen. Diese Bestimmung wird »step-up of basis« genannt, und sie bedeutet, dass diejenigen, die den betreffenden Vermögensgegenstand erben, bei seiner Veräußerung nur den Vermögenszuwachs seit dem Eintritt des Erbfalls versteuern müssen. Es gibt keine wirtschaftliche Rechtfertigung dafür; tatsächlich führt diese Regelung zu großen Verhaltensverzerrungen. Ein 2010 verabschiedetes Gesetz schränkt diese Bestimmung etwas ein.


44
Obama verteidigte die Bankenrettungspakete mit dem Argument, die Verstaatlichung von Banken (die man zutreffender als »sich an die Spielregeln des Kapitalismus halten« bezeichnet hätte, da sie nur Banken mit unzureichender Kapitalausstattung betraf) eigne sich vielleicht für Schweden, aber nicht für die Vereinigten Staaten, weil es in Schweden weniger Banken gebe und weil wir »in diesem Land andere Traditionen haben«. Vgl. Terry Moran, Interview mit Präsident Obama, Nightline, ABC News, Abschrift, 10. Februar 2009, <http://abcnews.go.com/Politics/Business/story?id=-6844330&page=1#.T3CknDEgcs1 [26. März 2012].


45
Die Regierung und die Banken haben versucht, die Einstellung der Bevölkerung zu dem Bankenrettungspaket mit dem Argument zu beeinflussen, das Geld werde vollständig zurückgezahlt. Ich werde in Kapitel 9 erläutern, was an ihrer Behauptung falsch ist. Dennoch: Die Manipulationsversuche haben nichts an der Empörung der meisten Amerikaner über dieses Rettungspaket geändert.


46
Als die Regierung im Februar 2012 erkannte, dass ihre Immobilienprogramme bislang nicht viel gegen die Flut der Zwangsverkäufe ausgerichtet hatten, geschweige denn, den Immobilienmarkt wiederbelebt hätten, schlug sie ein mehrere Milliarden Dollar schweres Umschuldungsprogramm für Eigenheimbesitzer vor; vgl. »Fact Sheet: President Obama’s Plan to Help Responsible Homeowners and Heal the Housing Market«, White House, Pressemitteilung, <http://www.whitehouse.gov/the-press-office/2012/02/01/fact-sheet-president-obama-s-plan-help-responsible-homeowners-and-heal-h> [26. März 2012].


47
Es gab noch einen weiteren möglichen Grund für die mangelnde Bereitschaft, Immobilienbesitzer zu entlasten. Der Großzügigkeit der Regierung waren Grenzen gesetzt. Je mehr Geld an die Hausbesitzer floss, desto weniger stünde für die Banken zur Verfügung. In Anbetracht der prekären Finanzlage der Finanzinstitute – damals war nicht absehbar, wie viel Geld sie brauchten, um sich über Wasser zu halten – hatte es für die Regierung höchste Priorität, so viel Geld wie möglich für die Banken auf die Seite zu legen. Die Regierung reservierte etwa fünfzig Milliarden Dollar aus dem Toxic Asset Relief Programm für die Restrukturierung von Hypotheken, reichte aber interessanterweise nur etwa 3,4 Milliarden von dieser Summe
aus; das wiederum deutet darauf hin, dass das eigentliche Umschuldungshindernis der Widerstand der Banken und nicht die Höhe der bereitgestellten Gelder war.


48
Schon der Ausdruck »moral hazard« – wörtlich: »moralisches Risiko« oder »sittliche Gefährdung« – ist (im Unterschied zu dem neutraleren Begriff »Anreizeffekte«) emotional aufgeladen, da er suggeriert, diese speziellen Anreizreaktionen hätten etwas Unmoralisches an sich. Der Jura-Professor Tom Baker von der University of Pennsylvania merkte dazu an, der Terminus »hilft zu leugnen, dass es kleinlich oder egoistisch ist, [die Bürden des Lebens] nicht mittragen zu wollen« (zitiert in: Shaila Dewan, »Moral Hazard: A Tempest-tossed Idea«, New York Times vom 26. Februar 2012, S. BU1). Tatsächlich spricht wenig dafür, dass selbst ein großzügiges Hilfsprogramm für Eigenheimbesitzer gravierende Moral-hazard-Folgen hätte. Nach Ansicht von Shaun Donovan, dem US-Bundesminister für Wohnungswesen und Stadtentwicklung, versuchen »nur etwa zehn bis 15 Prozent der Amerikaner, die ihre Hypothekenschulden noch bedienen können, ihre Schulden loszuwerden« (ebenda). Die allgemeine Theorie des moral hazard wurde in den sechziger und siebziger Jahren von Arrow, Mirrlees, Ross und Stiglitz entwickelt. Vgl. zum Beispiel Kenneth Arrow, Aspects of the Theory of Risk Bearing, Helsinki 1965; James Mirrlees, »The Theory of Moral Hazard and Unobservable Behaviour I«, Review of Economic Studies 66 (1999), Nr. 1, S. 3 – 21; S. Ross, »The Economic Theory of Agency: The Principal’s Problem«, American Economic Review 63 (1973), Nr. 2, S. 134 – 139, sowie J. E. Stiglitz, »Incentives and Risk Sharing in Sharecropping«, Review of Economic Studies 41 (1974), Nr. 2, S. 219 – 255. Allgemeiner diskutiert den Begriff Tom Baker, »On the Genealogy of Moral Hazard«, Texas Law Review 75 (1996), S. 237.


49
Britische Regulierer drängen außerdem auf automatische Sanktionen gegen hochrangige Bankmanager, falls diese Bankenzusammenbrüche durch fahrlässige Fehlentscheidungen mitverursachen. Vgl. »The Failure of the Royal Bank of Scotland: Financial Services Authority Board Report«, Financial Services Authority, Dezember 2011, <http://www.fsa.gov.uk/static/pubs/other/rbs.pdf> [26. März 2012].


50
Anfänglich wollte man nicht einmal die Boni beziehungsweise die Vergütung begrenzen. Erst nach der öffentlichen Entrüstung über die Prämien legte man gewisse Beschränkungen fest.


51
Der Eifer, mit dem die Banken den möglichen moral hazard von Hausbesitzern thematisierten, erinnert an den Ratschlag, den der damalige US-Finanzminister Andrew Mellon US-Präsident Herbert Hoover gab: »Liquidieren Sie Arbeiter, liquidieren Sie Aktien, liquidieren Sie Bauern, liquidieren Sie Immobilien … Es wird unser System von den Verdorbenen säubern. Mit den hohen Lebenshaltungskosten und dem Luxusleben wird
es ein Ende haben. Die Menschen werden härter arbeiten und ein sittlicheres Leben führen. Werte werden korrigiert, und Menschen mit Unternehmungsgeist werden an die Stelle von weniger kompetenten Leuten treten.« Vgl. Herbert Hoover, Memoirs, Bd. 3, New York 1952, S. 30. Diesen Eifer ließen Banker bei sich selbst vermissen, als für sie der Zeitpunkt gekommen war, sich aus der Klemme helfen zu lassen.


52
Zum Beispiel die Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital, die dem Kreditgeber einen Anteil am Veräußerungsgewinn verschafft, wenn das Haus im Gegenzug für die Abschreibung der Darlehenssumme veräußert wird. Eigenheimbesitzer haben weiterhin ein Anreiz, an ihrer Immobilie festzuhalten, Häuser werden nicht auf den Markt geworfen, was die Immobilienpreise drückt; Familien erhalten die Chance zu einem »Neuanfang« (ein Grundprinzip des Insolvenzrechts); das kostspielige Zwangsvollstreckungsverfahren wird vermieden. Der Hausbesitzer zahlt einen Preis, weil er einen (erheblichen Teil) seines Veräußerungsgewinns verliert, so dass ein »moral hazard« verhütet wird. In Im freien Fall, München 2010, nenne ich dies »Chapter 11 der Immobilienbesitzer«, in Analogie zu den gesetzlichen Bestimmungen über den Konkurs von Unternehmen, die diesen durch eine ähnliche Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital einen Neuanfang ermöglichen.


53
Das Fehlen einer effektiven Strategie zur Bewältigung der Hypothekenkrise bedeutete überdies, dass wir nicht nur amerikanischen Familien einen Neustart verweigert haben, wir haben auch der Hypothekenwirtschaft selbst, die weiterhin am staatlichen Tropf hängt, einen Neuanfang verwehrt. Während die politische Rechte die Vorzüge der Privatwirtschaft rühmt, wird dieser wichtige Wirtschaftssektor wie kein zweiter Wirtschaftszweig vom Staat beherrscht. Heute werden fast 90 Prozent aller neuen Hypotheken von der US-Regierung abgesichert, überwiegend durch Fannie Mae und Freddie Mac, die sich mittlerweile mehrheitlich im Staatsbesitz befinden.


54
Wie schon erwähnt, beurteilte Adam Smith, der Begründer der modernen Volkswirtschaftslehre, die Fähigkeit von Märkten, effiziente Ergebnisse zu erzeugen, viel skeptischer als seine modernen Parteigänger; er war sich zum Beispiel sehr deutlich der Gefahr von Monopolen und auch vieler der anderen Marktunvollkommenheiten bewusst, auf die die moderne Ökonomik die Aufmerksamkeit lenkt.


55
Vgl. die Studie, die ich damals gemeinsam mit Scott Wallstein vorbereitete: »Supporting Research and Development to Promote Economic Growth: The Federal Government’s Role«, Council of Economic Advisers, Oktober 1995.


56
Gemessen zum Beispiel anhand der UNDP Human Development Indicators; vgl. auch den Schlussabschnitt dieses Kapitels.


57
Kenneth Rogoff und Carmen M. Reinhardt beschreiben in Diesmal ist alles
anders. Acht Jahrhunderte Finanzkrisen, München 2010, Hunderte Finanzkrisen aus den letzten achthundert Jahren; allein seit dem Zweiten Weltkrieg kam es in den Industrieländern zu 18 Bankenkrisen. Vgl. auch das Standardwerk Manien – Paniken – Crashs. Die Geschichte der Finanzkrisen dieser Welt, Kulmbach 2001, des verstorbenen Charles Kindleberger vom MIT.


58
Das Congressional Budget Office (CBO) errechnete, dass die Verwaltungskosten des staatlichen Medicare-Programms weniger als zwei Prozent der Ausgaben ausmachen, gegenüber annähernd elf Prozent für private Zusatzversicherungen im Rahmen von Medicare Advantage; vgl. CBO, »Designing a Premium Support System for Medicare«, 12. November 2006. Laut den Centers for Medicare and Medicaid Services stiegen die inflationsbereinigten Kosten pro Medicare-Leistungsempfänger zwischen 1969 und 2009 um 500 Prozent, während die realen Kosten der privaten Versicherungsgesellschaften im gleichen Zeitraum um 800 Prozent zulegten; vgl. <https://www.cms.gov/nationalhealthexpenddata/02_nationalhealthaccountshistorical.asp>. In ähnlicher Weise deuten mehrere Studien darauf hin, dass die Kosten von Medicaid, der staatlichen Gesundheitsfürsorge für Mittellose, niedriger sind, als wenn die Leistungen privat erbracht würden. Vgl. Jack Hadley und John Holahan, »Is Health Care Spending Higher under Medicaid or Private Insurance?«, Inquiry 40, Nr. 4 (Winter 2003/4), S. 323 – 342, sowie »Medicaid: A Lower-Cost Approach to Serving a High-Cost Population«, Kurzdossier der Kaiser Commission on Medicaid and the Uninsured, März 2004. Vgl. auch Paul Krugman, »Medicare Saves Money«, 12. Juni 2011, <http://www.nytimes.com/2011/06/13/opinion/13krugman.html>.


59
Eine Studie über die Teilprivatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung in Großbritannien zeigte, dass die damit verbundenen Transaktionskosten die Rentenhöhe um 40 Prozent senkten; eine zusätzliche Verwaltungsgebühr in Höhe von einem Prozent mag geringfügig erscheinen, aber wenn sie Jahr für Jahr entnommen wird, kommt ein ordentlicher Betrag zusammen. Vgl. Mamta Murthi, Michael Orszag und Peter Orszag, »Administrative Costs under a Decentralized Approach to Individual Accounts: Lessons from the United Kingdom«, in: New Ideas about Old Age Security, hg von R. Holzmann und J. Stiglitz, Washington, D.C., 2001.


60
Vgl. Project on Government Oversight’s Report, »Bad Business: Billions of Taxpayer Dollars Wasted on Hiring Contractors«, 13. September 2011, <http://www.pogo.org/pogo-files/reports/contract-oversight/bad-business/co-gp-20110913.html> [22.Februar 2012]. Vgl. auch Ron Nixon, »Government Pays More in Contracts, Study Finds«, New York Times vom 12. September 2011.


61
Vgl. den Abschlussbericht der Kommission, »Transforming Wartime Contracting: Controlling Costs, Reducing Risks«, veröffentlicht am 31. August
2011, <http://www.wartimecontracting.gov/docs/CWC_FinalReport-lowres.pdf.> Vgl. auch Nathan Hodge, »Study Finds Extensive Waste in War Contracting«, Wall Street Journal vom 1. September 2011.


62
Joseph E. Stiglitz und Linda Bilmes, Die wahren Kosten des Krieges. Wirtschaftliche und politische Folgen des Irak-Konflikts, München 2008.


63
In Kapitel 2 erwähnte ich, dass Carlos Slim, der reichste Mann der Welt, den Grundstock zu seinem Vermögen mit der Privatisierung des mexikanischen Telefonmonopolisten gelegt hat. Bei der Privatisierung von Staatsbetrieben ist Korruption so weit verbreitet, dass ich Privatisierung in meinem Buch Die Schatten der Globalisierung, Berlin 2002, Korruptifizierung genannt habe.


64
Den Beginn dieses Dramas schildere ich in: Die Schatten der Globalisierung (siehe Anm. 63). Wenn man bedenkt, dass das Unternehmen seither wiederholt versuchte, staatliche Subventionen zu erhalten, und heute am Rande der Pleite steht, hat sich die damals geübte Kritik bestätigt. Als weitere Diskussion vgl. Peter R. Orszag, »Privatization of the U.S. Enrichment Corporation: An Economic Analysis«, Vortrag an der Brookings Institution, Februar 2000. Vgl. auch Daniel Guttman, »The United States Enrichment Corporation: A Failing Privatization«, Asian Journal of Public Administration 23 (2001), Nr. 2, S. 247 – 272. Die jüngsten Ereignisse beschreibt Geoffrey Sea in: »USEC Pushback on Coffin Lid of Uranium Project«, <http://ecowatch.org/2011/usec-pushback-on-coffin-lid-of-uranium-project//2011/usec-pushback-on-coffin-lid-of-uranium-project/>.


65
2010 wurden insgesamt 639 Milliarden Dollar eingezahlt; vgl. <http://www.ssa.gov/policy/docs/statcomps/supplement/2011/oasdi.html>.


66
Außerdem bietet kein Privatversicherer Versicherungsschutz gegen das Risiko der Inflation, die gegenwärtig zwar niedrig ist, aber wieder stark ansteigen könnte, wie es in den siebziger Jahren schon einmal in den USA der Fall war.


67
Vgl. <http://www.nytimes.com/2006/11/26/business/yourmoney/26every. html>. Chris Leonard, der detailliert beschreibt, wie jene an der Spitze die Wahrnehmungen der Übrigen zu beeinflussen versuchen, widmet dem Klassenkampf ein eigenes Kapitel. Er weist darauf hin, dass er nach dem üblichen Verständnis »immer gegen die da oben geführt wird, niemals gegen die da unten«. Die Allzweckwaffe wird immer dann hervorgeholt, wenn Umverteilungsmaßnahmen oder die Besteuerung der Spitzeneinkommen zur Diskussion stehen. Rich People Things: Real Life Secrets of the Predator Class, New York 2010, S. 53ff.


68
Die US-Bundesregierung gab zwischen 1990 und 2006 für zeitlich befristete Hilfen für bedürftige Familien und für die Unterstützung von Familien mit unterhaltsberechtigten Kindern etwa 140 Milliarden Dollar in Form von Aufwendungen für Geldleistungen und Verwaltung aus. Vgl. »2008 Indicators of Welfare Dependence, Appendix A, Program Data«, bereitgestellt
vom US-Gesundheits- und Sozialministerium, <http://aspe.hhs.gov/hsp/indicators08/apa.shtml#ftanf2> [4. März 2012].


69
Vgl. zum Beispiel die Grundsatzrede von Dominique Strauss-Kahn, dem damaligen geschäftsführenden Direktor des Internationalen Währungsfonds in Nanking, vom 31. März 2011, <http://www.imf.org/external/np/speeches/2011/033111.htm> [22. Februar 2011].


70
»Ich habe eine ganze Reihe von Artikeln über das Experiment eines beinahe totalen Paternalismus in einem befreundeten europäischen Land gelesen«, bemerkte Dwight D. Eisenhower 1960. »Dieses Land ist berüchtigt für seine zahllosen sozialistischen Eingriffe, bei denen es sich von einer sozialistischen Philosophie leiten ließ, und was ist das Ergebnis? Die dortige Selbstmordrate ist geradezu explodiert, und ich glaube, sie standen im weltweiten Vergleich da einmal ganz unten. Heute ist ihre Rate ungefähr doppelt so hoch wie unsere. Die Trunksucht hat stark zugenommen. Allenthalben ist mangelnde Strebsamkeit zu erkennen.« Vgl. Dwight D. Eisenhower: Remarks at the Republican National Committee Breakfast, Chicago, Illinois, 27. Juli 1960, in: Public Papers of the Presidents of the United States, Dwight D. Eisenhower, Washington, D.C., 1999, S. 605.


71
Bei länderübergreifenden Vergleichen muss man die unterschiedlichen Lebenshaltungskosten berücksichtigen. Bei den gegenwärtigen Wechselkursen (etwa Euro zu Dollar) fallen die Lebenshaltungskosten in einem Land möglicherweise geringer als in einem anderen aus. (Der Unterschied kann natürlich damit zusammenhängen, wofür man sein Geld ausgibt. Jemand, der in den Vereinigten Staaten medizinische Versorgungsleistungen aus eigener Tasche bezahlen muss, hat einen viel niedrigeren Lebensstandard als eine Person mit vergleichbaren gesundheitlichen Einschränkungen in Frankreich.) Ökonomen bezeichnen Vergleiche, die die Lebenshaltungskosten zu berücksichtigen versuchen (auch wenn dies nie hundertprozentig gelingt), als Vergleiche auf der Basis von Kaufkraftparitäten (PPP). So war etwa das pro Kopf erzielte BIP 2010 in den Vereinigten Staaten auf der Basis der amtlichen Wechselkurse mehr als zehn Mal so hoch wie das chinesische; kaufkraftbereinigt ist es nur sechs Mal so hoch wie in China. Vgl. World Bank Indicators database, <http://databank.worldbank.org/ddp/home.do?Step=12&id=4&CNO=2> [26. März 2012].


72
Vgl. Janet Currie von der Princeton University, »Inequality at Birth: Some Causes and Consequences« (siehe Kapitel 1, Anm. 83), und die Diskussion ihrer Arbeit in Kapitel 1.


73
Zur Erläuterung einiger der Kosten (die sich nicht alle leicht beziffern lassen) für die Menschen von Papua-Neuguinea vgl. den Human-Rights-Watch-Bericht 2011 »Gold’s Costly Dividend: Human Rights Impacts of Papua New Guinea’s Porgera Gold Mine«,<http://www.hrw.org/sites/default/files/reports/png0211webwcover.pdf> [7. März 2012].



74
Zum Kommissionsbericht vgl. Jean-Paul Fitoussi, Amartya Sen und Joseph E. Stiglitz, Mismeasuring Our Lives: Why GDP Doesn’t Add Up, New York 2010. Der Bericht wurde unter anderem ins Chinesische, Koreanische und Italienische übersetzt.


75
Dieses Argument wurde von Anfang an vorgebracht, und zwar von Simon Kuznets, einem der Väter der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, der behauptete: »Die Wohlfahrt einer Nation lässt sich kaum aus einem Maß des Volkseinkommens ableiten.« Vgl. Kuznets, »National Income, 1929 – 1932«, 73. U.S.-Kongress, 2. Sitzungsperiode, 1934, Senatsdok. Nr. 124, S. 7.









Kapitel 7 Gerechtigkeit für alle? Wie Ungleichheit den Rechtsstaat untergräbt

1
Es gibt zahlreiche Fälle, wo Gesetze Ungerechtigkeiten aufrechterhalten. Ein besonders aufschlussreiches Beispiel liefern die Gesetze zum Schutz und zur Bewahrung der Sklaverei. Obgleich Sklaven kein Wahlrecht besaßen, behandelte die US-Verfassung Sklaven als »Dreifünftel-Menschen«, was die (von der jeweiligen Einwohnerzahl abhängige) Sitzzuteilung für die einzelnen Bundesstaaten im US-Kongress betraf. Damit war garantiert, dass die weißen Sklavenhalter der Südstaaten in der Regierung überproportional vertreten waren. Im Anschluss an den Bürgerkrieg stellten die Rassentrennungsgesetze (Jim Crow Laws) sicher, dass Afroamerikaner abgesondert und ökonomisch ausgegrenzt wurden. Ähnlich wie im Feudalismus des europäischen Mittelalters konnten Grundbesitzer afroamerikanische Arbeitskräfte zu günstigeren Bedingungen beschäftigen: In diesem Fall wurde die Rechtsetzung dazu benutzt, Reichtum und Einkommen der weißen Grundeigner zu steigern. Es gibt zahlreiche Veröffentlichungen zum Arbeitszwang und den rechtlichen Bestimmungen, die seine Durchsetzung erleichtern sollten. Vgl. zum Beispiel S. Naidu, »Recruitment Restrictions and Labor Markets: Evidence from the Postbellum U.S. South«, Journal of Labor Economics 28 (2010), Nr. 2, S. 413 – 445; Stanley Engerman, »Economic Adjustments to Emancipation in the United States and British West Indies«, Journal of Interdisciplinary History 13 (1982), S. 191 – 220, sowie S. Naidu und N. Yuchtman, »How Green Was My Valley? Coercive Contract Enforcement in 19th Century Industrial Britain«, NBER Arbeitspapier Nr. 17051, 2011, <http://www.nber.org/papers/w17051> [4. März 2012].


2
Das bislang gänzlich ungelöste Problem der Atommüll(end)lagerung ist ein weiteres Beispiel dafür, dass Kernkraftwerke ihre Betriebskosten nicht vollständig selbst tragen müssen. Da die radioaktiven Abfälle für Zehntausende von Jahren gefährlich bleiben, werden die Kosten für eine sachgerechte Entsorgung auf zukünftige Generationen abgewälzt, unabhängig von der Frage, ob die Betreibergesellschaft bis dahin überhaupt noch existiert.



3
Die versteckte und offene Subventionierung anderer Formen der Energieerzeugung etwa aus Kohle kompliziert die Frage weiter. Der Markt ist so verzerrt, dass sich kaum absehen lässt, was sich in einem effizienten Markt herausbilden würde.


4
Das Vergleichsverfahren läuft noch. BP stellte zwanzig Milliarden Dollar für die Gulf Coast Claims Facility bereit. Der von Kenneth Feinberg verwaltete Fonds hat bis Februar 2012 Auszahlungen in einer Gesamthöhe von 7,96 Milliarden Dollar bewilligt; vgl. die BP-Website <http://www.bp.com/sectiongenericarticle.do?categoryId=9036580&contentId=7067577> [4. März 2012]. Die Konstruktion des Fonds hat einige Kritik auf sich gezogen. Ein Rechtswissenschaftler kommt zu folgendem Schluss: »Die Gulf Coast Claims Facility steht für einen unbemerkten, schleichenden Trend zur außergerichtlichen, privaten Regulierung von Massen-Schadensersatzansprüchen. Dieser Regulierungsfonds wurde (im Fall des GCCF) von einem schuldhaft handelnden Beklagten eingerichtet, der nicht an Rechtsnormen gebunden ist, und er wird von einem Gerichtsbeauftragten verwaltet, der über unbegrenzte Ermessensspielräume verfügt, die keiner gerichtlichen Überprüfung unterliegen, und der zudem im Dienst des Schadensverursachers steht. Was immer auch ansonsten für den GCCF ins Feld geführt wird, diese Entwicklung ist beunruhigend.« L. Mullenix, »Prometheus Unbound: The Gulf Coast Claims Facility as a Means for Resolving Mass Tort Claims – A Fund Too Far«, Louisiana Law Review 71 (2011), S. 823. Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches wird ein außergerichtlicher Vergleich zwischen BP und den Anwälten der Kläger geprüft; vgl. »Accord Reached Settling Lawsuit over BP Oil Spill«, New York Times vom 3. März 2012, S. A1. ProPublica, eine gemeinnützige NGO für investigativen Journalismus, hat ausführlich über die Folgen der BP-Ölkatastrophe und auch über Korruption bei den Aufräumarbeiten berichtet; vgl. <http://www.propublica.org/topic/gulf-oil-spill/>.


5
R.H. Coase, »The Problem of Social Cost«, Journal of Law and Economics 3 (1960), S. 1 – 44.


6
Dies ist insbesondere bei Informationsasymmetrien der Fall, wenn also eine Seite leichteren Zugang zu Informationen hat als die andere. Ist eine Gruppe über das Schadensrisiko schlechter informiert als eine andere (eine häufige Situation), dann sind die besser Informierten eher in der Lage, den Schaden zu verhüten. Auch andere Marktunvollkommenheiten können sich auf die Effizienz alternativer Zuweisungen von Eigentumsrechten auswirken. Wenn beispielsweise eine Gruppe keine Kredite bekommt, kann sie möglicherweise nicht zahlen.


7
In vielen Fällen ist nicht klar, wer einen externen Effekt auf wen ausübt. Der Fahrer, der mit einem anderen Fahrzeug zusammenstößt, hätte den Unfall nicht gebaut, wenn der andere Fahrer sich nicht zu diesem Zeitpunkt an der
Stelle befunden hätte. Das Rauchen anderer könnte bei einem Nichtraucher nicht zu Krebs führen, wenn sich der Nichtraucher nicht den »Nebenwirkungen« von Rauchern ausgesetzt hätte, indem er sich in deren Nähe aufhielt. In diesen und den meisten anderen Fällen besteht ein allgemeiner Konsens: Diejenigen, die vorsichtig fahren, sollten das Recht haben, Auto zu fahren, ohne sich über das Risiko eines Unfalls, der von einem rücksichtslosen Fahrer verursacht wird, den Kopf zu zerbrechen; die gewöhnlichen Bürger sollten das Recht haben, saubere Luft zu atmen.


8
John Stuart Mill unterscheidet in On Liberty (1869) zwischen fremd- und selbstbezogenen Handlungssphären. In seiner Theorie hat jeder das Recht, zu tun, was er will, solange er andere nicht schädigt.


9
Und um Überzeugungen und Wahrnehmungen zu prägen, die ihrerseits die Vermutungen prägen, die eine so wesentliche Rolle spielen, wenn Richter und Geschworene die Stichhaltigkeit der Verdienste beider Seiten in einem Prozess beurteilen.


10
Vgl. G. Morgenson und Joshua Rosner, Reckless Endangerment: How Outsized Ambition, Greed, and Corruption Led to Economic Armageddon, New York 2011. Konkret behaupteten die Ratingagenturen, sie könnten keine RMBS (durch Hypotheken auf private Wohnimmobilien gesicherte Wertpapiere) auf der Basis von Hypotheken, die in New Jersey und Georgia ausgestellt wurden, bewerten, und zwar deshalb, weil RMBS-Inhaber nach dem Consumer Protection oder Predatory Lending Law der Bundesstaaten haftbar wären. Dem Gesetz gegen ausbeuterische Kreditgeschäfte des Bundesstaates Georgia (Georgia Fair Lending Act) zufolge würde die Pflicht zur Schadensersatzleistung in unbegrenzter Höhe für ausbeuterische Kreditgeschäfte zur gegebenen Zeit auch RMBS-Inhaber treffen. Dies führte 2003 zur Novellierung des Gesetzes. Eine ähnliche Kette von Ereignissen spielte sich in New Jersey ab und führte im Juni 2004 zur Abänderung des New Jersey Homeownership Security Act von 2002, um die Kreditgeber zu beschwichtigen. Vgl. auch die Diskussion in: B. Keys, T. Mukherjee, A. Seru und V. Vig, »Did Securitization Lead to Lax Screening? Evidence from Subprime Loans«, Quarterly Journal of Economics 125 (2010), Nr. 1, S. 307 – 362.


11
Unter anderem durch Einschaltung der Bankaufsichtsbehörden des Bundes, insbesondere des Office of the Controller of the Currency (OCC), jener Abteilung innerhalb des US-Finanzministeriums, die für die Bankenaufsicht zuständig ist, und des OTS (Office of Thrift Supervision, einer Behörde, die ursprünglich zur Beaufsichtigung der Bausparkassen gegründet worden war). Beide Behörden machten gegen strengere einzelstaatliche Vorschriften den Vorrang von Bundesrecht geltend, wenn es um die Regelungskompetenz für bundesweit tätige Banken ging. Dies bedeutete, dass, falls ein Bundesstaat versuchen sollte, die Banken auf seinem Hoheitsgebiet strenger zu regulieren, die strengeren Standards nur für einzelstaatlich
konzessionierte Banken gelten würden, die dann weniger wettbewerbsfähig wären als die vom Bund konzessionierten Finanzinstitute. Schlimmer noch, »einige Bundesstaaten wie etwa Georgia haben Gleichstellungs- oder ›Joker‹-Gesetze, die einzelstaatlich konzessionierte Banken und Sparkassen und ihre Tochtergesellschaften im gleichen Umfang von einzelstaatlichen Gesetzen gegen unlautere Kreditgeschäfte ausnehmen wie landesweite Banken und Bundessparkassen«; vgl. P. McCoy und E. Reunart, »The Legal Infrastructure of Subprime and Nontraditional Home Mortgages«, Joint Center for Housing Studies Harvard University, UCC08-05. Der Leiter der staatlichen Bankenaufsicht versuchte Bedenken wegen dieser Geltendmachung vorrangiger Bundesbefugnisse zu zerstreuen: »Wir … schützen Verbraucher, wo immer wir auf missbräuchliche Praktiken stoßen«; vgl. <http://www.occ.gov/static/news-issuances/news-releases/2003/nr-occ-2003-57. pdf>. Vgl. auch die umfassende Diskussion des Rechtsgrundsatzes Bundesrecht bricht Landesrecht in: Mike Konczal, <http://rortybomb.wordpress.com/2010/03/01/cfpa-i-preemption-or-what-a-bad-cfpa-would-look-like//2010/03/01/cfpa-i-preemption-or-what-a-bad-cfpa-would-look-like/>.


12
In meinem Buch Im freien Fall, München 2010, gehe ich ausführlich auf die breite Palette minderwertiger Finanzprodukte und ihre Konsequenzen ein.


13
Genauso wie die Arzneizulassungsbehörde FDA Verbraucher vor gefälschten, gesundheitsgefährdenden und wirkungslosen Medikamenten schützt.


14
Wie die Tatsache belegt, dass eine der größeren Banken Europas pleiteging, kurz nachdem sie den »Stresstest« der europäischen Regulierungsbehörden  – mit dem man herausfinden wollte, wie es ihr in einem ungünstigen Marktumfeld erginge – mit Bravour bestanden hatte. Private Ratingagenturen haben ebenfalls bewiesen, dass sie der Aufgabe nicht gewachsen sind.


15
Bei den ersten Rettungspaketen bekam der Steuerzahler etwa 65 Cents von jedem Dollar zurück, aber bei späteren Deals, insbesondere mit dem Versicherer AIG und der Citibank, nur noch etwa 41 Cents pro Dollar zurück. Vgl. Congressional Oversight Panel, »Valuing Treasury’s Acquisitions«, February Oversight Report, 6. Februar 2009, <http://cop.senate.gov/reports/library/report-020609-cop.cfm>. Obwohl das Rechtssystem den einfachen Bürger benachteiligt, hatte das Fehlverhalten der Banken solche Ausmaße angenommen, dass sie in einem gewissen Umfang zur Rechenschaft gezogen wurden – wenn auch nicht ausreichend, um die gewaltigen Profite abzuschöpfen, die sie mit ihren ausbeuterischen Kreditgeschäften machten, die sie oftmals mittellosen Afroamerikanern und Latinos angedreht hatten. Dies wird ausführlich in Kapitel 3 erläutert.


16
Obwohl viele Hypotheken rückgriffslos waren (die Gläubiger lediglich Anspruch auf die Immobilie erheben, nicht die übrigen Vermögenswerte des Schuldners pfänden konnten) und daher von dieser Bestimmung möglicherweise nicht betroffen waren, war der Großteil der zweitklassigen Hypothekendarlehen
mit zweiten Hypotheken besichert, auf die Regress genommen werden konnte. Die Änderung im Insolvenzgesetz betraf solche Kredite.


17
Die durchschnittlichen Überziehungszinsen pro Transaktion belaufen sich auf 30 bis 35 Dollar, und sie sind in den letzten fünf Jahren um fast 20 Prozent gestiegen. Im Jahr 2011 steuerten sie geschätzte 30 Milliarden Dollar zu den Gewinnen der Banken bei. 90 Prozent der Gebühren werden von 10 Prozent der Kunden – überwiegend Geringverdiener – gezahlt. Der Versuch, die Gebühren 2010 zu begrenzen, scheiterte auch deshalb, weil die Kunden von den Banken in die Irre geführt wurden. Richard Cordray, der Leiter der neuen Verbraucherschutzbehörde, kritisierte Bankenpraktiken, die auf die Verschleierung der anfallenden Gebühren abzielten. In einem Leitartikel in der New York Times wurden die Geschäftsmethoden von Banken geschildert, die »bewusst Informationen versteckten und die Verbraucher dazu zwangen, drei Websites aufzusuchen und 50 Seiten Text durchzublättern, ehe sie die Angaben über die Gebühren finden«. Vgl. »A Further Look at Overdraft Fees«, New York Times vom 27. Februar 2012, S. A16. Der Artikel nimmt unter anderem auf Daten von Moebs Services Bezug, einem Forschungsunternehmen, das sowohl für die Regierung als auch für einige Banken Studien durchgeführt hat. Vgl. auch FDIC Study of Bank Overdraft Programs, November 2008, Executive Summary, <http://www.fdic.gov/bank/analytical/overdraft/FDIC138_ExecutiveSummary_v508.pdf> [22. Februar 2012].


18
Sie nennen das dann »regulatorische Enteignung«. Aber jede Gesetzesänderung, die sich auf Verträge oder Immobilien auswirkt, hat Umverteilungswirkungen.


19
Vgl. zum Beispiel »Where the Jobs Are, the Training May Not Be«, New York Times vom 2. März 2012, S. A1. In dem Artikel heißt es: »Technisches, ingenieurwissenschaftliches und medizinisches Fachwissen gehört zu den wenigen Qualifikationen, die selbst auf dem heutigen flauen Arbeitsmarkt heiß begehrt sind. Leider gehören die entsprechenden Fächer auch zu den Studiengängen, die sehr hohe Investitionen erfordern.« Daher, so heißt es weiter, hätten sieben Bundesstaaten die Fachbereiche für Ingenieurwissenschaften und Informatik abgeschafft. In einem Community College in North Carolina  – einem Bundesstaat, in dem händeringend nach Pflegekräften gesucht wird – »kommen auf die verfügbaren Studienplätze im Pflegebereich so viele Bewerber, dass es eine ›Warteliste für die Warteliste‹ gibt«.


20
In Kapitel 4 präsentierte ich Daten, die die hohe Verschuldung jenes Zweidrittels der Studenten zeigten, die bei ihrem Abschluss verschuldet waren – im Schnitt mit über 25 000 Dollar. Wenn man Darlehen der Eltern einrechnet, liegen die Zahlen sogar noch um ein Drittel höher. Die Verbindlichkeiten von Studenten an gewinnorientierten Hochschulen lagen durchschnittlich
um 45 Prozent höher als die von Studenten an anderen Hochschulen. Diese Durchschnittszahlen verschleiern die Tatsache, dass viele Studenten insbesondere an gewinnorientierten Hochschulen extrem hohe Studentendarlehensschulden hatten. Fast ein Viertel der Studenten, die 2008 an gewinnorientierten Hochschulen einen Bachelor-Abschluss machten, hatten über 40 000 Dollar an Krediten aufgenommen, gegenüber 5 Prozent an öffentlichen Einrichtungen und 14 Prozent an gemeinnützigen Colleges. Die Schuldenlast hat in den letzten zehn Jahren stark zugenommen. Studenten, die 2008 einen Bachelor-Abschluss machten, hatten, inflationsbereinigt, um 50 Prozent höhere Verbindlichkeiten als Absolventen im Jahr 1996; diejenigen, die ein Associate Degree (Abschluss nach zweijährigem Studium an einem Community oder Junior College) machten, hatten jetzt eine doppelt so hohe Schuldenlast. Vgl. »Subprime Opportunity: The Unfulfilled Promise of For-Profit Colleges and Universities«, Education Trust, November 2010, <http://www.edtrust.org/sites/edtrust.org/files/publications/files/Subprime_report.pdf>; »The Rise of College Student Borrowing«, Studie des Pew Research Center, veröffentlicht am 23. November 2010, <http://www.pewsocialtrends.org/files/2010/11/social-trends-2010-student-borrowing. pdf> [4. März 2012], sowie das Project on Student Debt, »Student Debt and the Class of 2010«, November 2011, <http://projectonstudentdebt.org/pub_view.php?idx=791> [4. März 2012]. Als hervorragende journalistische Darstellung dieser Fragen vgl. Tamar Lewin, »Report Finds Low Graduation Rates at For-Profit Colleges«, New York Times vom 23. November 2010, sowie dies., »College Graduates’ Debt Burden Grew, Yet Again, in 2010«, New York Times vom 2. November 2011.


21
Genauer gesagt, erweiterte es das Verbot der Schuldbefreiung auf Forderungen privatwirtschaftlicher Kreditgeber, und hier kommt es dann zu ganz massiven Fehlanreizen.


22
Wenn dieses Segment des Bildungsmarktes besser funktionierte, würden Reputationseffekte disziplinierend wirken und Anreize schaffen. U.S. News veröffentlicht sogar die Kreditausfallquoten großer gewinnorientierter Online-Hochschulen, wobei die Kaplan University bemerkenswerte 17,2 Prozent erreicht (im Gegensatz zu privaten, gemeinnützigen Hochschulen, deren Durchschnitt 4 Prozent beträgt). Die University of Phoenix verzeichnet eine Ausfallquote von 12,9 Prozent. Und doch schrecken diese Zahlen nicht von der Einschreibung ab oder jedenfalls nicht ausreichend;  vgl. <http://www.usnews.com/education/online-education/articles/2010/09/15/loan-default-rates-at-prominent-online-universities> [5. März 2012].


23
Nur 22 Prozent der Vollzeit-Bachelor-Studenten (im Erststudium) an gewinnorientierten Colleges machen ihren Abschluss innerhalb von sechs Jahren, im Vergleich zu 55 Prozent bei öffentlichen Institutionen und 65 Prozent
an privaten, gemeinnützigen Colleges. Vgl. »Subprime Opportunity«, Education Trust, 2010 (siehe Anm. 20).


24
Die Hochschulen haben nicht nur hohe Abbrecherquoten, sondern, aufgrund dessen, auch hohe Ausfallquoten. Etwa 8,8 Prozent der Studentendarlehensnehmer, die 2009 mit der Rückzahlung begannen, waren Ende 2010 in Verzug, gegenüber 7 Prozent bei der vorherigen Kohorte, und die Hälfte der Zunahme kommt von gewinnorientierten Hochschulen. Vgl. Eric Lichtblau, »With Lobbying Blitz, For-Profit Colleges Diluted New Rules«, New York Times vom 9. Dezember 2011, und Project on Student Debt, »Sharp Uptick in Federal Student Loan Default Rates«, 12. September 2011. Ein Leitartikel in der New York Times (»Fraud and Online Learning« vom 5. Oktober 2011) verweist auf den grassierenden Betrug im gewinnorientierten Bildungssektor: »Die Abteilung des Generalinspekteurs des Bildungsministeriums behauptet, seit 2005 hundert Ermittlungsverfahren eingeleitet zu haben und 49 Beschwerden zu prüfen.«


25
Aufgrund des von Präsident Obama im März 2010 unterzeichneten Gesetzes dürfen Privatbanken keine vom Bund geförderten Studentendarlehen mehr vergeben. Das CBO bezifferte die Nettoeinsparungen auf über 60 Milliarden Dollar über zehn Jahre – diese Summe hatte der Steuerzahler den Banken letztlich zum Geschenk gemacht. CBO, »Costs and Policy Options for Federal Student Loan Programs«, März 2010, <http://www.cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/ftpdocs/110xx/doc11043/03-25-student-loans.pdf> [22. Februar 2012].


26
Hohe Zinsen führen aus mehreren Gründen zu erhöhten Risiken. Nur diejenigen, die hochriskanten Geschäften nachgehen, sind bereit, die hohen Zinsen zu zahlen (der »Selektionseffekt«); um die Erträge zu erwirtschaften, die notwendig sind, um den Kredit samt Zinsen zurückzuzahlen, muss der Kreditnehmer hochriskanten Aktivitäten nachgehen (der Anreizeffekt); und Kreditgeber, die höchst zufrieden sind mit den hohen Erträgen, die sie mit den zurückgezahlten Krediten erwirtschaften, werden Antragsteller möglicherweise weniger sorgfältig prüfen. Vgl. J. E. Stiglitz und A. Weiss, »Credit Rationing in Markets with Imperfect Information«, American Economic Review 71, Nr. 3 (Juni 1981), S. 393 – 410. Seit 1990 hat das US-amerikanische Bundesrecht in zunehmendem Maße einzelstaatliche Gesetze, die Zinswucher einzuschränken versuchten, de facto außer Kraft gesetzt.


27
Vgl. Der Reichtum der Dritten Welt. Wie wir die Armut mit Gewinnen besiegen können, München 2006.


28
Der ehemalige Gouverneur der Reserve Bank of India – der indischen Notenbank  – stellte ausdrücklich einen Zusammenhang zwischen Mikrokrediten in Indien und dem Geschäft mit zweitklassigen Hypotheken in den USA her; vgl. Y. V. Reddy, »Microfinance in India Is like Subprime Lending«, Economic Times vom 23. November 2010.



29
Die Abteilung für Hypothekenbetrug des FBI berichtet, dass die Zahl der Betrugsfälle auch im Jahr 2010 hoch blieb. Die Anzahl der Meldungen über Hypothekenbetrug-Verdachtsfälle versechsfachte sich zwischen 2003 und 2007. (Nach dem Platzen der Immobilienblase waren Käufer auch stärker sensibilisiert für die Möglichkeit, arglistig getäuscht worden zu sein.) Vgl. FBI Mortgage Fraud Reports, Daten über die Berichte von 2007 und 2010, <http://www.fbi.gov/stats-services/publications/mortgage-fraud-2010> und <http://www.fbi.gov/stats-services/publications/mortgage-fraud-2007/mortgage-fraud-2007>.


30
Einen Überblick über die dadurch aufgeworfenen Rechtsfragen bietet Christopher L. Peterson, »Two Faces: Demystifying the Mortgage Electronic Registration System’s Land Title Theory«, William and Mary Law Review 53 (2011), Nr. 1, S. 111 – 161 (das Zitat stammt von S. 138), <http://scholarship.law.wm.edu/wmlr/vol53/iss1/4> [4. März 2012].


31
Wie es der Oberste Gerichtshof im Citizens-United-Verfahren offenkundig forderte; vgl. Kapitel 5.


32
Phil Angelides, Leiter der Financial Crisis Inquiry Commission, die die Ursachen der Finanzkrise aufdecken sollte, stellte fest: »Heute werden weniger als halb so viele Bundesstrafverfahren wegen Finanzbetrugs durchgeführt« wie während des Bausparkassendebakels. Er wies auch daraufhin, dass sein Budget für die Untersuchung der Krisenursachen einschließlich des Fehlverhaltens der Banken 9,8 Millionen Dollar betrage – etwa ein Siebtel des Budgets von Oliver Stones Film Wall Street: Money Never Sleeps. Vgl. »Will Wall Street Ever Face Justice«, New York Times vom 2. März 2012. Vgl. auch W. K. Black, K. Calavita und H.N. Pontell, »The Savings and Loan Debacle of the 1980s: White-Collar Crime or Risky Business?«, Law and Policy 17 (1995), Nr. 1, S. 23 – 55. Zu unserer gegenwärtigen Krise vgl. Matt Stoller, »Treat Foreclosure as a Crime Scene«, Politico vom 15. Dezember 2011. Jamie Galbraith von der University of Texas hat nachdrücklich im gleichen Sinne argumentiert. Die Banken verstießen auch gegen andere Gesetze – wobei sie ebenfalls nur begrenzt strafrechtlich belangt wurden. Das Office of the Controller of the Currency, die Bankenaufsichtsbehörde des Bundes, berichtete im November 2011, gegen 5000 Angehörige der US-Streitkräfte im aktiven Dienst sei möglicherweise unrechtmäßig die Zwangsversteigerung aus einer Hypothek erwirkt worden (dies war das Ergebnis einer Studie über gerade einmal zehn Banken). Vgl. S. Nasiripour, »US Lenders Review Military Foreclosures«, Financial Times vom 28. November 2011.


33
Der Umstand, dass die Banken nicht strafrechtlich belangt wurden, ist nur eine Facette des grundsätzlicheren Versagens, das darin besteht, dass der Finanzsektor nicht zur Rechenschaft gezogen wurde. Die Financial Inquiry Commission beschrieb, dass die Firma Clayton Holdings, die von über zwanzig großen Finanzinstituten damit beauftragt worden war zu prüfen,
ob man bei der Vergabe und der Bestandsverwaltung von Hypotheken die verkehrsübliche Sorgfalt hatte walten lassen (um sicherzustellen, dass die Hypothekennehmer nicht arglistig getäuscht wurden und alle einschlägigen Rechtsvorschriften eingehalten wurden), dass also Clayton Holdings stichprobenartig zwei bis drei Prozent der Transaktionen überprüfte und selbst in dieser kleinen Stichprobe eine erhebliche Zahl mangelhafter Kredite entdeckte. Aber die Banken verlangten nun nicht etwa, dass auch die übrigen 97 Prozent überprüft würden, und sie legten auch gegenüber Investoren keinerlei Informationen über mangelhafte Kredite offen, wie es das Wertpapiergesetz verlangt. Ganz offensichtlich werden diese Rechtsverstöße noch immer nicht geahndet. Vgl. Angelides, »Will Wall Street Ever Face Justice« (siehe Anm. 32).


34
Es ist schwer, an genaue Zahlen zu kommen. Zum Zeitpunkt des im Januar 2012 zwischen Banken und Regierung geschlossenen Vergleichs wegen der missbräuchlichen Praktiken im Zusammenhang mit Hypotheken wurde die Zahl der Zwangsversteigerungen seit dem Platzen der Immobilienblase auf fast acht Millionen beziffert. Vgl. D. Kravitz, »Banks’ Agreement to Overhaul Mortgage Industry Sent to States«, Associated Press vom 24. Januar 2012. Der Gouverneur der New Yorker Regionalbank der US-Notenbank, William Dudley, behauptete, die Zahl der Zwangsversteigerungen könne 2012 und 2013 steigen (das heißt genau genommen, dass Immobilien den Banken übereignet werden) – bis auf 1,8 Millionen pro Jahr, gegenüber etwa 1,1 Millionen 2011 und etwa 600 000 im Jahr 2010. Vgl. Dudley, »Housing and the Economic Recovery«, Remarks at the New Jersey Bankers Association Economic Forum, Iselin, NJ, <http://www.newyorkfed.org/newsevents/speeches/2012/dud120106.htmlA [29. Januar 2012].


35
Die Wahlkampfspenden bei den Direktwahlen von Richtern haben sich in den letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt: Sie stiegen von 83,3 Millionen im Zeitraum 1990 bis 1999 auf 206,9 Millionen Dollar 2000 bis 2009. Hohe Richter wurden von finanzkräftigen Herausforderern besiegt; immer mehr aggressive, verunglimpfende Werbespots finden den Weg ins Fernsehen. Vgl. J. Sample, A. Skaggs, J. Blitzer und L. Casey, »The New Politics of Judicial Elections, 2000 – 2009: Decade of Change«, Brennan Center for Justice, New York University School of Law. Auch setzt sich immer mehr der Eindruck durch, die Justiz sei käuflich: Während Bürger, erwartungsgemäß, befürchten, dass »Wahlkampfspenden das Ergebnis von Gerichtsentscheidungen beeinflussen«, stimmt ihnen darin bemerkenswerterweise »fast die Hälfte der Richter an einzelstaatlichen Gerichten« zu; vgl. <http://www.brennancenter.org/content/resource/the_new_politics_of_judicial_elections/> [7. März 2012].


36
Ally, vormalig GMAC, an der die Bundesregierung eine Beteiligung in Höhe von 74 Prozent hält.



37
Zitiert in: Gretchen Morgenson, »Massachusetts Sues 5 Major Banks over Foreclosure Practices«, New York Times vom 2. Dezember 2011, S. B1 und B9. Der Generalstaatsanwalt von New York State, Eric Schneiderman, verklagte die Bank of America, Wells Fargo und JPMorgan Chase, und er beschrieb ihr Vorgehen als einen »arglistigen und raffinierten« Versuch, das traditionelle öffentliche Grundbuchsystem auszutricksen. Das Motiv dafür lag auf der Hand: zwei Milliarden Dollar Eintragungsgebühren sparen. MERS bestritt die Anschuldigungen natürlich. Vgl. »New York Sues 3 Big Banks Over Mortgage Database«, New York Times vom 4. Februar 2012, S. B6.


38
Die Darstellung stützt sich auf eine Datenanalyse von Lender Processing Services. Die Durchschnittsdauer bei großen Krediten betrug 792 Tage, bei kleinen 611 Tage. Die Unterschiede waren besonders eklatant in US-Bundesstaaten, die ein Gerichtsverfahren vorschreiben. In Kalifornien, einem Bundesstaat, der dies nicht tut, dauerten Zwangsvollstreckungen bei großen Hypotheken trotzdem 50 Prozent länger als solche bei kleinen Hypotheken, nämlich 671 Tage gegenüber 445 Tagen. Vor der Hypothekenkrise, als sämtliche Verfahren genauso abliefen, wie es gesetzlich geregelt ist, gab es interessanterweise praktisch keinen Unterschied: Während die Zwangsvollstreckung bei großen Hypotheken 251 Tage dauerte, waren es bei kleinen Hypotheken 260 Tage. Vgl. Shelly Banjo und Nick Timiraos, »For the Costliest Homes, Foreclosure Comes Slowly«, Wall Street Journal, vom 28. Februar 2012.


39
Unser komplexes Rechtssystem trägt zu den Kosten und den Unsicherheiten bei. Die Erdölkonzerne haben (zum Teil mit Erfolg) versucht, ihre Haftung zum Beispiel bei Ölkatastrophen zu begrenzen. Gerichte haben Schadensersatzansprüche für ökonomische Schäden zum Beispiel im Gefolge einer Ölkatastrophe, auf die unmittelbar Betroffenen begrenzt. Im Fall der Ölpest nach dem Untergang der Exxon Valdez führte dies dazu, dass viele derer, die durch die Vernichtung der Fischereiwirtschaft geschädigt wurden, keinen Ersatz für ihre entgangenen Gewinne erhielten. Im Oil Pollution Act von 1990 versuchte man einige dieser Haftungsbeschränkungen zu korrigieren. Aber es wird Jahre dauern, ehe wir wissen, ob die geltenden Rechtsvorschriften den Härtetest bestanden haben – angesichts der Legionen von Anwälten, die BP wahrscheinlich mobilisieren wird, in dem Bemühen, seine Schadensersatzleistungen zu beschränken. Die Komplexität der Rechtsfragen verdeutlicht Ronen Perry, »The Deepwater Horizon Oil Spill and the Limits of Civil Liability«, Washington Law Review 86 (2011), Nr. 1, S. 1 – 68.


40
Das Patentrecht wird schon seit Langem unfair und diskriminierend eingesetzt. So haben etwa die Patentgebühren in Großbritannien von Anfang an dafür gesorgt, dass nur Vermögende Zugang zum Patentsystem hatten. Vgl. Z. Kahn und K. Sokoloff, »Patent Institutions, Industrial Organization and
Early Technological Change: Britain and the United States, 1790 – 1850«, in: Technological Revolutions in Europe, hg. von M. Berg und K. Bruland, Cheltenham, UK, 1998. B. Zorina Kahn schreibt: »Unerschwinglich hohe Kosten … beschränkten den Zugang zu Eigentumsrechten bei Erfindungen. Diese Beschränkungen begünstigten die Eliten der Vermögenden beziehungsweise derer, die über außergewöhnliche technische Fähigkeiten verfügten. Erfinder, die ihre Erfindungen im gesamten Königreich schützen lassen wollten, mussten sich mit der Bürokratie dreier Patentsysteme herumschlagen und Gebühren zahlen, die von 100 Pfund für ein englisches Patent bis zu 300 Pfund für Eigentumsrechte reichten, die sich darüber hinaus auch auf Irland und Schottland erstreckten.« Vgl. Khan, »Intellectual Property and Economic Development: Lessons from American and European History«, unveröff. Manuskript, 2003. Vgl. auch dies., The Democratization of Invention: Patents and Copyrights in American Development, 1790 – 1920, New York 2005.


41
Auf den unteren Ebenen entscheiden Gerichte anders als die übergeordneten Gerichte, so dass sich das gesamte Verfahren sehr lange hinziehen kann. Außerdem wird das Patent vielleicht in einigen Gerichtsbezirken anerkannt, in anderen dagegen nicht. Vgl. S. Decker, »NTP Wins Court Ruling on 7 Patents from Apple, AT&T Cases«, Bloomberg, 1. August 2011. Als ältere und umfassendere Diskussion dieser Fragen vgl. J. E. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung, Berlin 2006.


42
Das Patentsystem ließe sich auch so ausgestalten, dass es keinen Spielraum für Erpressung bietet, etwa als Haftpflichtsystem, bei dem jemand nach Zahlung einer »angemessenen« Gebühr das Recht bekommt, jedes beliebige Patent zu nutzen. Alternative Modelle für den Schutz geistigen Eigentums ermöglichen einen gerechteren Interessenausgleich. Schon kleine Änderungen an den geltenden Vorschriften können weitreichende Verteilungswirkungen haben. In den Vereinigten Staaten gab es eine hitzige Debatte über die Umstellung auf ein System, das demjenigen das Patent gewährte, der als Erster »ein Patent anmeldet«, statt demjenigen, der als Erster »die Erfindung gemacht« hat. Das Anmeldeprinzip verschafft Großunternehmen einen gewaltigen Vorteil, denn sie beschäftigen ein Heer von Patentanwälten, die in der Lage sind, unmittelbar nachdem eine patentierbare Erfindung gemacht wurde, ein Patent anzumelden. Vgl. die Arbeit von Jerome H. Reichman u.a., »Saving the Patent Law from Itself: Informal Remarks Concerning the Systemic Problems Afflicting Developed Intellectual Property Regimes«, Advances in Genetics 50 (2003), S. 289 – 303, und die dort zitierte Literatur.


43
Edward Wyatt, »Judge Blocks Citigroup Settlement with S.E.C.«, New York Times vom 28. November 2011.






Kapitel 8 Der Kampf um den Staatshaushalt

1
Vgl. den Bericht der Kommission, <http://www.fiscalcommission.gov/sites/fiscalcommission.gov/files/documents/TheMomentofTruth12_1_2010.pdf>.


2
Der Bipartisan Policy Center Debt Reduction Task Force unter Leitung des ehemaligen Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des Senats Pete Domenici und der ehemaligen Budgetdirektorin des Weißen Hauses und stellvertretenden Vorsitzenden der US-Notenbank Alice Rivlin gehörten neunzehn ehemalige Regierungsmitglieder, ehemalige Senatoren und Abgeordnete des Repräsentantenhauses, ehemalige Gouverneure und Bürgermeister, Unternehmer, Gewerkschafter und weitere führende Persönlichkeiten an. Ihr Bericht trägt den Titel »Restoring America’s Future«, vgl. <http://www.biparti-sanpolicy.org/sites/default/files/BPC%20FINAL%20REPoRT%20FoR%20PRINTER%2002 %2028%2011.pdf> [5. März 2012].


3
Unter dem Titel »Roadmap for America’s Future«; vgl. <http://www.roadmap.republicans.budget.house.gov/> [5. März 2012]. Das Repräsentantenhaus verabschiedete am 15. April 2011 einen alternativen Entwurf (http://budget.house.gov/UploadedFiles/PathToProsperityFY2012.pdf [5. März 2012]).


4
Die Schuldenbremse legt eine Obergrenze für die Staatsschulden fest. Aber der Kongress hatte auch Gesetze über Ausgabenpflichten und die Abschätzung bestimmter Steueraufkommen verabschiedet. Der Kongress legt zwar die Steuersätze gesetzlich fest, die Steuereinnahmen hängen jedoch von der Konjunktur ab. Wenn die Wirtschaft brummt, sind die Einnahmen hoch; in Rezessionen ist das Aufkommen niedrig. Da die US-Bundesregierung Jahr um Jahr mehr Kredite aufnimmt, steigt die Gesamthöhe der Schulden. Der Kongress legt auch eine Schuldenobergrenze fest, bis zu der die Regierung Kredite aufnehmen darf. Ohne eine Einigung über die Anhebung dieser Grenze müsste die Regierung ihre Arbeit einstellen, so meinten einige. Jedenfalls steckte sie in einem Dilemma: Entweder müsste sie das Gesetz über notwendige Ausgaben verletzen oder gegen das über die Schuldenobergrenze verstoßen.


5
Bei einer Anhörung im Kongress am 25. Januar 2001 bekundete Greenspan seine Unterstützung für baldige Steuersenkungen und seine Sorge darüber, dass die Regierung ihre Schulden zu schnell zurückzahlen könnte. »Wenn weiterhin Überschüsse erwirtschaftet werden sollten, und zwar über den Punkt hinaus, an dem die Bundesschulden auf null oder nahe null sinken, wird die entscheidende längerfristige fiskalpolitische Frage, ob die Bundesregierung große Mengen an privaten (technisch gesprochen: nicht-bundeseigenen) Vermögenswerten anhäufen sollte, ins Zentrum rücken. Bei einer Null-Verschuldung bringen die gegenwärtig prognostizierten Einheitsbudgetüberschüsse
eine erhebliche Anhäufung privater Vermögenswerte durch die Bundesregierung mit sich. Diese Entwicklung sollte von Ihnen und der Regierung bei der weiteren Politikgestaltung maßgeblich berücksichtigt werden … Unter den heutigen Umständen, unter denen Steuersenkungen im Verlauf der nächsten Jahre anscheinend ohnehin erforderlich werden, um die Anhäufung privater Vermögenswerte [bei der Bundesregierung] zu verhindern, dürfte es dem glatten Übergang zu einem langfristig ausgeglichenen Haushalt dienlich sein, diesen Prozess eher früher als später in Gang zu setzen. Und sollte sich die aktuelle konjunkturelle Schwäche länger hinziehen, als es gegenwärtig wahrscheinlich zu sein scheint, könnten Steuersenkungen tatsächlich für merkliche Abhilfe sorgen.« Vgl. »Testimony of Chairman Alan Greenspan: Outlook for the Federal Budget and Implications for Fiscal Policy«, vor dem Haushaltsausschuss des US-Senats, 25. Januar 2001, <http://www.federalreserve.gov/boarddocs/testimony/2001/20010125/default.htm> [5. März 2011].


6
Vgl. den CBO-Bericht »Current Budget Projections: Selected Tables from CBO’s Budget and Economic Outlook: An Update«, August 2010, S. 9f., <http://www.cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/ftpdocs/117xx/doc11705/budgetprojections.pdf> [22. Februar 2012]. In dieser Schätzung sind Anpassungen wegen der Steuersenkungen der Jahre 2001 und 2003 enthalten.


7
Economic Policy Institute, »Economic Snapshot«, 18. Mai 2011, <http://www.epi.org/publication/what_goes_into_a_budget_deficit/> [5. März 2012], basierend auf CBO-Daten. 2010 wurden die Steuersenkungen von Präsident Bush nicht nur um zwei Jahre verlängert, der Kongress erließ auch weitere Entlastungen. Nach Schätzung der CBO schlagen diese 2011 mit 390 Milliarden Dollar und 2012 mit 407 Milliarden Dollar zu Buche. Vgl. »The Budget and Economic Outlook: Fiscal Years 2011 to 2021«, CBO 2011, <http://budget.senate.gov/democratic/index.cfm/files/serve?File_id=94312aeb-8a73-41cd-b774-8533403f83a6> [5. März 2012]. Im Januar 2012 erwartete das CBO für das laufende Haushaltsjahr ein Defizit von 1,1 Billionen Dollar. Vgl. »The Budget and Economic Outlook: Fiscal Years 2012 to 2022«, CBO 2012, <http://cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/attachments/01-31-2012_Outlook.pdf> [5. März 2012].


8
Abgezinst auf die Gegenwart, in Dollar von heute. Vgl. J. E. Stiglitz und Linda Bilmes, Aussage anlässlich der Anhörung des US-Kongresses über die wirtschaftlichen Kosten des Irakkriegs vom 24. Oktober 2007, <http://www.hks.harvard.edu/news-events/news/testimonies/linda-bilmes-testifies-before-us-house-of-representatives-commitee-on-the-budget-on-the-economic-costs-of-the-iraq-war>, sowie dies., Die wahren Kosten des Krieges. Wirtschaftliche und politische Folgen des Irak-Konflikts, München 2008. Andere haben noch höhere Zahlen errechnet. Das Eisenhower Study Group Research Project schätzt, dass bis zum Juni 2011 im Irak, in Afghanistan und in
Pakistan 3,2 bis vier Billionen Dollar ausgegeben oder als Verpflichtungen eingegangen wurden. Vgl. »The Costs of War since 2001: Iraq, Afghanistan, and Pakistan«, <http://costsofwar.org/sites/default/files/Costs%20of%20War%20Executive%20Summary.pdf> [5. März 2012].


9
Der »Finanzmittelbedarf für Operationen in Afghanistan und im Irak sowie für verwandte Aktivitäten« wurde für 2012 auf 145 Milliarden Dollar geschätzt. Vgl. »The Budget and Economic Outlook: Fiscal Years 2012 to 2022«, CBO 2012, <http://cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/attachments/01-31-2012_Outlook.pdf> [5. März 2012]. Vgl. auch Anm. 10.


10
Bilmes und Stiglitz veranschlagen in Die wahren Kosten des Krieges (siehe Anm. 8) den Gesamtbetrag, um den die Verteidigungsausgaben für den Zeitraum zwischen 2003 und 2008 über die dem Krieg zugeschriebenen Kosten hinaus erhöht wurden, auf 600 Milliarden Dollar. Ein erheblicher Teil davon waren in Wirklichkeit versteckte Kriegsausgaben.


11
Vgl. »Defence Costs«, Economist vom 8. Juni 2011. Als weiterführende Darstellung siehe Bilmes und Stiglitz, Die wahren Kosten des Krieges (siehe Anm. 8).


12
Vgl. »Lockheed F-35 Cost Controls in $662 Billion Defense Bill«, Businessweek vom 15. Dezember 2011.


13
Zu den geschätzten Kosten dieser Gesetzesbestimmung vgl. Kapitel 3.


14
CBO-Schätzung, vgl. S. 117 des »The Budget and Economic Outlook: Fiscal Years 2012 to 2022«, CBO 2012, <http://cbo.gov/sites/default/files/cbofiles/attachments/01-31-2012_outlook.pdf> [5. März 2012].


15
Die US-Regierung profitierte eine Zeitlang von der Blase, die ihre wahre Finanzlage – wie die des amerikanischen Durchschnittsbürgers – verschleierte: Ein Teil der Einnahmen stammte aus künstlichen Vermögenszuwächsen und Gewinnen aus aufgeblähten Vermögenspreisen, so dass selbst dann, wenn die vier oben beschriebenen Maßnahmen rückgängig gemacht würden, womöglich immer noch ein Defizit vorhanden wäre. Überdies lag der Preisauftrieb im Gesundheitswesen über der allgemeinen Inflationsrate, so dass für Medicare und Medicaid zusätzliche Ausgaben anfielen.


16
Selbstverständlich war die Senkung der Steuer auf Veräußerungsgewinne nur ein Faktor von mehreren, die an der Entstehung der Blase beteiligt waren. Lasche Regulierung und niedrige Zinsen spielten ebenfalls eine Rolle.


17
Vgl. Anton Korinek und J. E. Stiglitz, »Dividend Taxation and Intertemporal Tax Arbitrage«, Journal of Public Economics 93 (2009), S. 142 – 159. Die Befürworter einer steuerlichen Vorzugsbehandlung von Dividenden brachten ein weiteres Argument vor: Es sei unfair, sowohl Unternehmensgewinne als auch Dividenden zu besteuern. Ursprünglich sollten nur solche Firmen von der steuerlichen Vorzugsbehandlung profitieren, die tatsächlich Steuern zahlen; doch diese Beschränkung wurde in einer dieser so häufigen Volten
in letzter Minute fallengelassen. So steht am Ende eine noch größere Ungerechtigkeit: Gewinne, die der Körperschaftsteuer entzogen sind und dann, wenn sie ausgezahlt werden, auch noch niedriger besteuert werden als das vergleichbare Einkommen von Lohn- und Gehaltsempfängern.


18
Diese Steuerregelung für Kommunalanleihen ist weniger ineffizient, als dieses hypothetische Beispiel suggeriert. Eine Studie kam zu dem Ergebnis, dass etwa »20 Prozent des Vorteils aus der Steuerbefreiung von Zinserträgen aus Kommunalobligationen unabsichtlich Anleihekäufern aus höheren Einkommensteuerklassen zufließt«. Vgl. Jordan Eizenga und Seth Hanlon, »Tax Expenditure of the Week: Tax-Exempt Bonds«, 2. März 2011, Website des Center for American Progress, <http://www.americanprogress.org/issues/2011/03/te030211.html> [5. März 2012]; dort wird T. J. Atwood, »Implicit Taxes: Evidence from Taxable, AMT, and Tax-Exempt State and Local Government Bond Yields«, Journal of the American Taxation Association 25 (2003), Nr. 1, S. 12 – 20, zitiert.


19
Vgl. Henry George, Progress and Poverty: An Inquiry into the Cause of Industrial Depressions and of Increase of Want with Increase of Wealth: The Remedy (1879). Gemeinsam mit Richard Arnott habe ich gezeigt, dass es Bedingungen gibt, unter denen eine 100-prozentige Steuer auf solche Renten tatsächlich die optimale Steuer ist. Vgl. unseren Aufsatz »Aggregate Land Rents, Expenditure on Public Goods and Optimal City Size«, Quarterly Journal of Economics 93, Nr. 4 (November 1979), S. 471 – 500. Es gibt eine wichtige Einschränkung, wenn Produzenten sich nicht ausreichend gegen die Risiken, die sie tragen, versichern können. Der Staat sollte sich nicht allzu sehr auf eine Grundsteuer oder eine andere Steuer stützen, die sich auf unveränderliche Bemessungsgrundlagen bezieht, weil er das Einkommen dann in schlechten Jahren hoch und in guten Jahren niedrig besteuert. Vgl. K. Hoff, »Land Taxes, Output Taxes, and Sharecropping: Was Henry George Right?« World Bank Economic Review 5 (1991), S. 93 – 112, sowie X. Meng, N. Qian und P. Yared, »The Institutional Causes of China’s Great Famine«, Manuskript, Yale University 2010, <http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm? abstract_id=1671744> [5. März 2012].


20
Der Preis solcher Ressourcen lässt sich in zwei Teile zerlegen: Rente plus Abbaukosten.


21
Es ist sogar möglich, Subventionen zu versteigern, um sicherzustellen, dass sie dorthin fließen, wo ihnen der größte Nutzen zugeschrieben wird. Eine Klausel, die dem Landwirtschaftsministerium eine entsprechende Ermächtigung erteilt, wurde in das US-Agrargesetz von 1995 aufgenommen, aber nie angewandt.


22
Diese Subventionen werden unter anderem mit dem Argument gerechtfertigt, sie erhöhten die Beschäftigung. Die Verantwortung für Vollbeschäftigung liegt jedoch bei der makrökonomischen Politik (Geld- und Fiskalpolitik).
Eine klug gehandhabte makroökonomische Politik kann auch ohne diese Subventionen für Vollbeschäftigung sorgen; wird sie ineffizient gestaltet, rückt die Vollbeschäftigung trotz Subventionen in weite Ferne.


23
Die Multiplikatorwirkung eines ausgeglichenen Haushalts wird normalerweise auf etwa eins veranschlagt. Aber wenn die Reichen stärker besteuert werden, die andernfalls einen Großteil ihres Einkommens gespart hätten, und wenn sich die Ausgabenerhöhungen auf Aktivitäten mit einem hohen Multiplikatorfaktor konzentrieren, etwa auf Bildungsinvestitionen, dann kann ein ausgeglichener Haushalt eine sehr viel größere Multiplikatorwirkung entfalten.


24
Mitglieder der Kommission legen Lippenbekenntnisse zu der Notwendigkeit ab, das Steuersystem progressiver zu gestalten, aber ihre Empfehlungen laufen letztlich darauf hinaus, die Progression einzuschränken. Sie präsentieren eine anschauliche Analyse der Verteilungsfolgen (die sich ausschließlich auf Änderungen der Einkommensteuer konzentriert, die Folgen von Änderungen der Körperschaftsteuer oder von Ausgabenkürzungen dagegen unberücksichtigt lässt). In dieser Analyse erlegen sie die stärkste prozentuale Erhöhung der Bundessteuern dem zweiten Quintil auf – 13,5 Prozent gegenüber 10,4 Prozent für das oberste Quintil. Gleichzeitig leisten einige ihrer Reformvorschläge zur Schließung von Schlupflöchern einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Progression. Fast die Hälfte der von ihnen angesetzten zusätzlichen Steuereinnahmen stammen vom obersten einen Prozent – im Einklang mit den in diesem Kapitel unterbreiteten Empfehlungen.


25
Für kleine Kapitalgesellschaften würden sich die Steuern durch diesen Vorschlag erhöhen.


26
Als Darstellung dieses Problems im Rahmen eines konventionellen Lehrbuchs vgl. J. E. Stiglitz, The Economics of the Public Sector, 3. Aufl., New York 2000. Zur ursprünglichen theoretischen Analyse vgl. Joseph E. Stiglitz, »Taxation, Corporate Financial Policy, and the Cost of Capital«, Journal of Public Economics 2 (Februar 1973), S. 12 – 34.


27
Die Bowles-Simpson Commission war in ihrem Abschlussbericht vorsichtiger. Sie erklärte, das neue Steuerrecht »sollte Bestimmungen (in einigen Fällen dauerhafte, in anderen zeitlich befristete) über die steuerliche Absetzbarkeit für Hypothekenzinsen nur für den Hauptwohnsitz, für betriebliche Krankenversicherungen, gemeinnützige Spenden sowie für Aufwendungen zur Altersvorsorge enthalten«.


28
Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass in dicht besiedelten Gebieten – eben dort, wo der Erwerb von Wohneigentum die kommunale Lebensqualität durch eine höhere Wahlbeteiligung und eine verstärkte Bürgerbeteiligung heben soll – die Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen die Zahl der Wohnungseigentümer nicht erhöht, sondern möglicherweise sogar verringert. Da sich
das Angebot an Wohnimmobilien in diesen Gebieten im Wesentlichen nicht verändert, ist die Abzugsfähigkeit von Hypothekenzinsen dort bereits in die Immobilienpreise eingepreist. Bei höheren Immobilienpreisen sinkt aber der wirtschaftliche Vorteil des Wohneigentums gegenüber der Miete gerade für Haushalte mit niedrigem oder mittlerem Einkommen. Vgl. C. A. Hilber und T. M. Turner, »The Mortgage Interest Deduction and Its Impact on Homeownership Decisions«, SERC Diskussionspapiere, 55, London School of Economics, 2010, <http://personal.lse.ac.uk/hilber/hilber_wp/Hilber_Turner_2010_08.pdf> [5. März 2012].


29
In den meisten Vorschlägen wurde dies zumindest teilweise berücksichtigt, indem die Umsetzung der empfohlenen Kürzungen erst später erfolgen soll, aber nicht viel später, da die Verfasser die konjunkturelle Erholung allzu optimistisch einschätzten. Nach dem Bowles-Simpson-Entwurf soll 2012 mit den (auf die geplanten öffentlichen Ausgaben bezogenen) Kürzungen begonnen werden. Doch zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches geht das Congressional Budget Office davon aus, dass wir nicht vor dem Jahr 2018 wieder Vollbeschäftigung erreichen werden, und die Notenbank ist so pessimistisch, dass sie erklärte, die Zinssätze würden vermutlich bis Ende 2014 nahe null bleiben.


30
Eine Steuergutschrift für Aktiengesellschaften, die investieren, stellt beispielsweise einen Investitionsanreiz für diese Unternehmen dar und verschafft ihnen gleichzeitig die Mittel dafür.


31
In einer Welt mit vollkommenem Wettbewerb werden Preise durch die Grenzkosten gnadenlos gedrückt, und zwar auf das niedrigste Niveau, das dem gegenwärtigen Stand der Technik entspricht. Doch aus unterschiedlichsten Gründen ist der Wettbewerb im Gesundheitssektor und insbesondere unter den Krankenversicherungen alles andere als vollkommen. Eine Ursache für die hohen Transaktionskosten im Privatsektor liegt darin, dass sich die Unternehmen große Mühe geben, den »Rahm abzuschöpfen«, das heißt nur Personen zu versichern, die gesund oder zumindest gesünder als der Durchschnitt sind. Ein weiterer Grund ist, dass sie angesichts von Übergewinnen erhebliche Mittel für die Rekrutierung »profitabler« Kunden etwa durch Werbung aufwenden.


32
Viele dieser Empfehlungen stimmen mit denjenigen des Bowles-Simpson-Konzepts überein.


33
Gary Engelhardt und Jonathan Gruber zeigen, dass sich der Rückgang der Armut um 17 Prozent zwischen 1960 und 2000 allein mit dem Ausbau dieser staatlichen Leistung erklären lässt; vgl. »Social Security and the Evolution of Elderly Poverty«, NBER Arbeitspapier 10466 (2004).


34
Thomas Ferguson und Robert Johnson, »A World Upside Down? Deficit Fantasies in the Great Recession«, Roosevelt Institute Arbeitspapier Nr. 7, 2010.



35
Die Gesundheitsreform von Obama enthält eine Reihe von Vorschriften zur Kostensenkung im Gesundheitswesen. Es ist zu früh, um zu beurteilen, wie wirksam sie sein werden.


36
Das ist nicht ganz zutreffend: Auch das Versprechen künftiger Kürzungen dämpft, sofern es glaubwürdig ist, die Konjunktur womöglich schon heute, da die Haushalte in dem Wissen, dass diese staatlichen Leistungen gekürzt werden, schon jetzt mehr sparen müssen, um das Absicherungsniveau zu halten; und obwohl höhere Ersparnisse langfristig positiv sind, sind sie auf kurze Sicht – da sie den Konsum dämpfen – der wirtschaftlichen Erholung abträglich.


37
Eine Variante dieses Mythos, der erstaunlicherweise auch von einigen Ökonomen vertreten wird, lautet: Die Arbeitslosen wären nicht wirklich arbeitslos, vielmehr würden sie das »süße Nichtstun genießen«. Jemand, der das süße Nichtstun genießt, sollte normalerweise glücklich sein, was die allermeisten Arbeitslosen nicht sind. Aber nach dieser Sichtweise ist das ein Problem für die Psychologen, nicht für die Wirtschaftswissenschaft.


38
Auf dem Tiefpunkt der Rezession kamen auf jede freie Stelle sogar sieben Bewerber; vgl. US-Amt für Arbeitsmarktstatistik <http://www.bls.gov/news.release/jolts.htm>. Als McDonald’s bekanntgab, dass es 50 000 Mitarbeiter einstellen wolle, meldeten sich angeblich eine Million Bewerber! Vgl. Leslie Patton, »McDonald’s Hires 62,000 in U.S. Event, 24 % More Than Planned«, Bloomberg, 28. April 2011, <http://www.bloomberg.com/news/011-04-28/mcdonald-s-hires-62-000-during-national-event-24-more-than-planned.html> [5. März 2012].


39
Es gibt sogar ein Argument dafür, dass die Arbeitslosenversicherung die Effizienz des Arbeitsmarktes verbessert, da diejenigen, die am wenigsten motiviert sind, sich eine Stelle zu suchen, und die schlechtesten Beschäftigungschancen haben, als Erste aus dem Markt ausscheiden. Dadurch sinken die Suchkosten für andere, und diejenigen, die eine Stelle bekommen, sind vermutlich besser dafür geeignet. Ich danke George Akerlof für Gespräche über diesen Punkt.


40
Das Wachstum des realen BIP (die prozentuale Veränderung gegenüber dem Vorjahr) betrug 2010 in den Vereinigten Staaten 2,9, in Schweden 5,3, in Deutschland 3,5. Die Zunahme der Beschäftigung (die prozentuale Veränderung gegenüber dem Vorjahr) betrug 2010 in den Vereinigten Staaten – 0,6, in Schweden 1,0, in Deutschland 0,5. Vgl. OECD, <http://www.oecd.org/document/22/0,3746,en_2649_39023495_43221014_1_1_1_1,00. html#taxes.>. In Kapitel 4 gehe ich auf eine Vielzahl kurz- und langfristiger Vorteile einer höheren sozialen Absicherung ein: größere Risikobereitschaft, größere Stabilität und mehr politische Unterstützung für Maßnahmen wie die Liberalisierung des Handels, die, klug ins Werk gesetzt, die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verbessern kann. Durch all diese Vorteile kann sich die langfristige Wachstumsperspektive verbessern.


41
Deren Standpunkt ist nur dann stichhaltig, wenn man zusätzlich annimmt, dass es keine öffentlichen Investitionsmöglichkeiten mit hohen Renditen gibt. Aber darüber, dass die Bereiche Infrastruktur, Bildung und Forschung viele Gelegenheiten für hochrentierliche Investitionen bieten, besteht weitgehend Einigkeit.


42
Zudem beziehen sich die meisten Beispiele auf Länder mit flexiblen Wechselkursen. Niedrigere Wechselkurse kurbeln den Export an. Der US-Wechselkurs entzieht sich weitgehend der Kontrolle der USA: Wenn sich zum Beispiel die Krise in Europa verschärft, dann könnte der Euro gegenüber dem Dollar an Wert verlieren, worunter die Ausfuhren der USA leiden könnten.


43
Vgl. Arjun Jayadev und Mike Konczal, »The Boom Not the Slump: The Right Time for Austerity«, Roosevelt Institute, 23. August 2010, und ihre heftige Kritik an Alberto Alesina und Silvia Ardagna, »Large Changes in Fiscal Policy: Taxes Versus Spending«, NBER Arbeitspapier Nr. 15438, 2009. Der IWF ist zu ähnlichen Schlussfolgerungen gelangt. Vgl. auch Olivier J. Blanchard, David Romer, Michael Spence und Joseph E. Stiglitz (Hg.), In the Wake of the Crisis: Leading Economists Reassess Economic Policy, Cambridge 2012, und insbesondere den Artikel von Robert Solow, »Fiscal Policy«, S. 73 – 76. Vgl. ferner Jaime Guajardo, Daniel Leigh und Andrea Pescatori, »Expansionary Austerity: New International Evidence«, IWF Arbeitspapier, Juli 2011.


44
Vgl. Domenico Delli Gatti, Mauro Gallegati, Bruce C. Greenwald, Alberto Russo und Joseph E. Stiglitz, »Sectoral Imbalances and Long Run Crises«, Referat auf der Tagung der International Economic Association, Peking, Juli 2011, und demnächst in dem Tagungsband erscheinend. Als allgemeinverständlichere Version vgl. J. E. Stiglitz, »The Book of Jobs«, Vanity Fair vom Januar 2012, S. 28 – 32.


45
Vgl. Sumner H. Slichter, »The Downturn of 1937«, Review of Economic Statistics 20 (1938), S. 97 – 110; Kenneth D. Roose, »The Recession of 1937 – 38«, Journal of Political Economy 56, Nr. 3 (Juni 1948), S. 239 – 248, sowie E. Cary Brown, »Fiscal Policy in the Thirties: A Reappraisal«, American Economic Review 46, Nr. 5 (Dezember 1956), S. 857 – 879.


46
Wie andernorts dargelegt, hat sich der Finanzsektor noch nicht wieder völlig erholt. Viele der kleineren Banken, die insbesondere für die Kreditversorgung der mittelständischen Wirtschaft so wichtig sind, kämpfen noch immer mit Problemen. Dennoch haben die Investitionen außerhalb des Immobiliensektors wieder weitgehend das Niveau vor der Krise erreicht. Die Nicht-Wohnungsbauinvestitionen und sonstigen Anlageinvestitionen des privaten Sektors betrugen in Prozent des BIP im zweiten Quartal 2011
etwa 10,0 Prozent, während der historische Durchschnitt in der Nachkriegszeit bei 10,7 Prozent lag (es sei allerdings darauf hingewiesen, dass das Wachstum des BIP unter die Trendrate gefallen ist). Die Ausrüstungs-und Software-Investitionen von Unternehmen betrugen, inflationsbereinigt, Anfang 2011 etwa 8,2 Prozent des BIP gegenüber einem Höchststand von 8,4 Prozent 2007 und 6,6 Prozent auf dem Höhepunkt der Krise im vierten Quartal 2008.


47
Und sie wirkte sich darauf aus, wie man den Nutzen eines politischen Ringens um ein größeres, längerfristiges und sorgfältiger konzipiertes Konjunkturpaket beurteilte. Eine zentrale Schwäche des Konjunkturpakets bestand darin, dass ein Drittel der bereitgestellten Mittel in Steuersenkungen für die privaten Haushalte floss, die schon früher relativ wirkungslos verpufft waren (wie die Steuersenkungen von Präsident Bush 2008). Als ausführliche Diskussion der konzeptionellen Mängel vgl. J. E. Stiglitz, Im freien Fall, München 2010.


48
Mit der Dauer der Krise sind die Regierungsvertreter vorsichtiger geworden. Vgl. etwa die Ankündigung der US-Notenbank, dass sie damit rechnet, dass die Zinsen mindestens bis Ende 2014 nahe null liegen werden; damit sagte sie tatsächlich, dass der Abschwung, zu dem ihre geldpolitischen Maßnahmen vor der Krise maßgeblich beigetragen hatten, mindestens sieben Jahre dauern werde. (Die Rezession begann im Dezember 2007.)


49
In einer Phase anhaltender Unterauslastung (der Produktionskapazitäten) interessiert man sich nicht nur für die unmittelbaren Wirkungen von Ausgaben, sondern auch für die Effekte in zwei oder drei Jahren, wenn die konjunkturelle Flaute andauert. Ein Teil dessen, was heute nicht ausgegeben wird, wird in diesen zukünftigen Jahren ausgegeben und belebt die Konjunktur, und allein das Wissen, dass dies so ist, mag der Wirtschaft vielleicht schon heute einen zusätzlichen Impuls geben. Vgl. P. Neary und J. E. Stiglitz, »Toward a Reconstruction of Keynesian Economics: Expectations and Constrained Equilibria«, Quarterly Journal of Economics 98 (1983), Ergänzungsband, S. 199 – 228. Eine der Ursachen dafür, dass Geld nicht »recycelt« wird – um das BIP sogar noch stärker zu erhöhen –, sind »Sickerverluste«, Abflüsse ins Ausland. Aber wenn andere Länder (wie etwa die europäischen) ebenfalls schwächeln, erhöhen Ausgaben im Ausland deren Volkseinkommen, und sie erwidern dies, indem sie mehr für Einfuhren ausgeben, einschließlich Importen aus den Vereinigten Staaten. Entsprechend kommt es auf die langfristigen globalen, nicht auf die kurzfristigen nationalen Multiplikatoren an. Diese Multiplikatoren sind wahrscheinlich groß, viel größer als die für gewöhnlich angesetzte Zahl von 1,5. Vgl. United Nations, »Report of the Commission of Experts of the President of the United Nations General Assembly on Reforms of the International Monetary and Financial System« (auch Stiglitz-Kommission genannt), New York, United
Nations, September 2009, veröffentlicht unter dem Titel The Stiglitz Report, New York 2010. Als neuere Überblicksdarstellung vgl. Jonathan A. Parker, »On Measuring the Effects of Fiscal Policy in Recessions«, Journal of Economic Literature 49 (2011), Nr. 3, S. 703 – 718. Viele der statistischen Studien, auf die sich diejenigen beziehen, die von einem kleineren Multiplikator ausgehen, sind mit gravierenden Mängeln behaftet, da sie vor allem Zeiträume betrachten, in denen Vollbeschäftigung oder Quasi-Vollbeschäftigung herrscht und/oder in denen die Währungsbehörden Gegenmaßnahmen ergriffen, beispielsweise die Zinsen erhöhten. Die Schwierigkeit besteht darin, dass Phasen langer und tiefer Abschwünge wie die Große Depression und die Weltwirtschaftskrise relativ selten sind, und dies erschwert die Anwendung statistischer Verfahren.


50
Die Konservativen bringen ein Standardargument gegen das Deficit-Spending vor: Die Erwartung höherer zukünftiger Steuerschulden beflügele die Sparneigung derart – weil sich die Arbeitnehmer für diese zukünftigen höheren Steuerbelastungen wappnen –, dass die Gesamtnachfrage unverändert bleibe. Das Argument wird Barro-Ricardo-Äquivalenzproposition genannt, nach dem Harvard-Professor Robert Barro, der es in einem Aufsatz diskutierte: »On the Determination of the Public Debt«, Journal of Political Economy 87 (1979), Nr. 5, S. 940 – 971. Aber in anschließenden Arbeiten, darunter meinem Aufsatz »On the Relevance or Irrelevance of Public Financial Policy«, in: The Economics of Public Debt: Proceedings of a Conference Held by the International Economic Association at Stanford, California, London 1988, S. 42 – 76, wird erläutert, dass die These nur unter sehr ungewöhnlichen Bedingungen gilt, etwa bei vollkommenen Kapitalmärkten und vollkommenem generationenübergreifendem Altruismus. Als Bush sein Steuergeschenk an die Reichen machte und das Defizit in die Höhe schnellte, sank die Sparquote der privaten Haushalte und bewegte sich damit genau entgegengesetzt zu der Richtung, die Barros Theorie vorhersagte.





Kapitel 9 Eine makroökonomische Politik und eine Zentralbank von dem einen Prozent für das eine Prozent

1
Inflationsfalken – geldpolitische Entscheidungsträger, bei denen schon der kleinste Inflationsanstieg Ängste auslöst – behaupten, jede Volkswirtschaft stehe am Rande eines Abgrunds; schon die geringfügigste Erhöhung der Inflation könne die Wirtschaft abstürzen lassen. Für diese Annahme gibt es in den statistischen Daten keine Anhaltspunkte, wie im Economic Report of the President 1997 dargelegt wurde.


2
Kritiker werden einwenden, das lasse sich nach der Krise leicht sagen: Im Nachhinein seien wir immer klüger. Tatsache aber ist, dass ich und andere,
die sich gegen diese »inflationären Scheuklappen« wandten, schon lange vorher auf diese Risiken hinwiesen.


3
Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass bei so niedrigen Zinsen auch die Kapitalkosten der Unternehmen sehr niedrig sind, teils darauf, dass die hohe Arbeitslosigkeit die Arbeitskosten gedrückt hat, und nicht zuletzt darauf, dass amerikanische Großunternehmen einen Großteil ihrer Gewinne im Ausland erwirtschaften, etwa in den Schwellenländern, die sich rasch von der Großen Rezession erholten und hohe Wachstumsraten verzeichnen. Manche mögen einwenden, die Superreichen hätten durch den Börsencrash einen Großteil ihres Vermögens verloren und damit viel mehr, als man im unteren und mittleren Verteilungssegment jemals zu besitzen hofft. Aber die weiter oben erwähnten statistischen Zahlen über die Nettovermögensverluste der Latinos und Afroamerikaner (und auch des medianen weißen Amerikaners) zeigen, wie verheerend sich die Krise gerade auf sie ausgewirkt hat.


4
Vgl. Jason Furman und Joseph E. Stiglitz, »Economic Consequences of Income Inequality«, in: Income Inequality: Issues and Policy Options: A Symposium, Kansas City 1998, S. 221 – 263.


5
»Im US-Unternehmenssektor (mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Betriebe) stieg der reale mittlere Stundenlohn zwischen 1980 und 2005 durchschnittlich um 0,33 Prozent pro Jahr, während die Arbeitsproduktivität im gleichen Zeitraum jährlich um durchschnittlich 1,73 Prozent zunahm.« Vgl. Peter Harrison, »Median Wages and Productivity Growth in Study of Living, Canada and the Unites States«, Center for Study of Living Standards Research Note 2009-2, Juli 2009. Es gibt starke kumulative Effekte. Zwischen 1989 und 2011 erhöhte sich die Produktivität (privater Sektor plus einzelstaatlicher und kommunaler öffentlicher Dienst) um über 60 Prozent, während die Löhne im gleichen Zeitraum um nur 20 Prozent stiegen. Vgl. Heidi Shierholz und Lawrence Mishel, »Sustained, High Joblessness Causes Lasting Damage to Wages, Benefits, Income, and Wealth«, Economic Policy Institute, 31. August 2011. Ausführlich beschreiben Shierholz und Mishel die Lohnentwicklung in: »The Sad But True Story of Wages in America«, Economic Policy Institute, Issue Brief Nr. 297, 14. März 2011.


6
Die mittleren Stundenlöhne lagen (für alle Berufsgruppen) inflationsbereinigt 2007 niedriger als 2001 (basierend auf Berechnungen des US-Amts für Arbeitsmarktstatistik).


7
Zur historischen Entwicklung des Mindestlohns vgl. die Website des US-Arbeitsministeriums, <http://www.dol.gov/whd/minwage/chart.htm>.


8
Ausgenommen in Rezessionen, in denen die Leistungen (oftmals nach erbitterten Kontroversen im Kongress) vorübergehend erhöht werden, erhalten nur 25 Prozent der Arbeitslosen Arbeitslosengeld, und diese Hilfe ersetzt im Schnitt weniger als die Hälfte ihres verlorenen Einkommens; vgl.
Center on Budget and Policy Priorities, »Introduction to Unemployment Insurance«, 16. April 2010. Die Arbeitslosenversicherung in den Vereinigten Staaten bietet viel geringere Leistungen als die in anderen fortgeschrittenen Industrieländern. So beträgt etwa die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld in den Vereinigten Staaten (ausgenommen Perioden hoher Arbeitslosigkeit) sechs Monate, nur in Italien und in der Tschechischen Republik ist die Anspruchsdauer noch kürzer; in Frankreich beträgt sie 23 Monate, in Deutschland zwölf und in Dänemark 48 Monate (aus dem OECD Employment Outlook 2006, S. 60). Auch die Lohnersatzrate (der Prozentsatz des normalen Lohneinkommens, den die Arbeitslosenversicherung ersetzt) ist in den Vereinigten Staaten niedrig: Im ersten Jahr der Arbeitslosigkeit beträgt die Ersatzrate in Frankreich 67,3 Prozent, in Deutschland 64,9 Prozent, in Dänemark 72,6 Prozent, in den Vereinigten Staaten dagegen nur 44,9 Prozent (aus dem OECD Employment Outlook 2011, S. 40).


9
Vgl. Gretchen Morgenson, »0.2% interest? You Bet We’ll Complain«, New York Times vom 4. März 2012.


10
Einige Wirtschaftswissenschaftler (wie Michael Woodford von der Columbia University, vgl. »Bernanke Needs Inflation for QE2 to Set Sail«, Financial Times vom 11. Oktober 2010) haben vorgeschlagen, die US-Notenbank solle die Inflation auf einem bestimmten Niveau konstant halten. Bei einer Inflation von beispielsweise vier Prozent und Zinsen von null Prozent betrüge der reale Zinssatz minus vier Prozent. Was die wirtschaftliche Erholung hemmt, ist (nach dieser Auffassung) die »Null-Prozent-Untergrenze« für die Zinsen. Mich überzeugt dieser Ansatz nicht – einmal ganz abgesehen von den Schwierigkeiten, die damit verbunden wären, wenn sich die Notenbank glaubhaft auf eine hohe Inflationsrate festlegen sollte. Aus der hier vorgetragenen Analyse geht hervor, weshalb ein sehr niedriger realer Zinssatz womöglich die Gesamtnachfrage verringert. Die Vereinigten Staaten befinden sich heute in einer ganz anderen Lage als zur Zeit der Weltwirtschaftskrise, als rasch sinkende Preise bedeuteten, dass die realen Zinssätze sehr hoch waren. Die realen Zinsen sind bereits negativ und führten nicht zu der erhofften Reaktion. Wer solche Strategien (und andere, ähnliche wie die »nominale-BIP-Zielpfad-Steuerung«) befürwortet, überschätzt die Bedeutung von realen Schatzwechselzinsen für die konjunkturelle Entwicklung. Mindestens genauso wichtig sind die Kreditverfügbarkeit und die Bedingungen, zu denen Unternehmen Kredite erhalten. Vgl. Bruce Greenwald und J. E. Stiglitz, Towards a New Paradigm in Monetary Economics, Cambridge 2003.


11
Der Konsum der unteren und mittleren Einkommensgruppen wird oftmals durch ihre finanziellen Mittel eingeschränkt; für die einkommensstärksten Segmente gilt dies nicht in gleichem Maße. Aus diesem Grund wird sich die vorübergehende Stärkung ihrer Konsumfähigkeit kaum auf ihren Konsum auswirken.



12
Ich danke Miguel Morin für seine erhellende Analyse dieser Frage.


13
Es ist mit einem gewissen Risiko verbunden – nämlich, dass eine langfristige Anleihe an Wert verliert –, aber angesichts der Tatsache, dass die Regierung Verluste systematisch vergemeinschaftet, wird zumindest ein Teil des Risikos von den Steuerzahlern getragen.


14
Bloomberg errechnete vorsichtiger, dass die Möglichkeit der Banken, sich bei der US-Notenbank leicht mit Krediten einzudecken, ein Geschenk im Wert von 13 Milliarden Dollar sei, wie das Bloomberg Markets Magazine in seiner Ausgabe vom Januar 2012 berichtet. Vgl. Bob Ivry, Bradley Keoun und Phil Kuntz, »Secret Fed Loans Gave Banks $13 Billion Undisclosed to Congress«, <http://mobile.bloomberg.com/news/2011-11-28/secret-fed-loans-undisclosed-to-congress-gave-banks-13-billion-in-income> [5. März 2012]. Die Behauptung, die Mittel, welche die Regierung den Banken zur Verfügung gestellt hat, seien zurückgezahlt worden, ist nichts als Bauernfängerei: Tatsächlich gab die Notenbank den Banken das Geld, das diese dann an die Regierung weiterreichten.


15
Banken müssen seit Langem eine Mindestreserve halten, das heißt, einen Mindestprozentsatz ihrer liquiden Mittel bei der Zentralbank hinterlegen. Die US-Notenbank hat die Begründung für ihren Schritt, im Jahr 2008 auf Überschussreserven, die als Einlagen bei den Notenbanken gehalten werden, Zinsen zu zahlen, auf ihrer Website veröffentlicht: »Das Verbot, auf Guthaben, die zur Erfüllung von Mindestreservepflichten gehalten werden, Zinsen zu zahlen, erlegt einlagenehmenden Instituten [Kreditinstituten] eine Steuer auf, die dem Zins entspricht, der möglicherweise erzielt worden wäre, wenn diese Guthaben in verzinslichen Wertpapieren angelegt worden wären. Die Verzinsung von Mindestreserven beseitigt diese Steuer faktisch.  … Die Verzinsung überschüssiger Guthaben wird es der Notenbank erlauben, in hinreichendem Umfang Liquidität bereitzustellen, um die Stabilität des Finanzsystems zu stützen und zugleich die geldpolitischen Maßnahmen umzusetzen, die in Anbetracht der makroökonomischen Ziele der Notenbank – hoher Beschäftigungsstand und Preisniveaustabilität – zielführend und sachgerecht sind.« Vgl. <http://www.federalreserve.gov/monetarypolicy/ior_faqs.htm#4> [5. März 2012]. Der Preis für den Zins von 0,25 Prozent, der auf den gegenwärtigen Bestand an Überschussreserven, die bei den US-Reservebanken hinterlegt wurden – etwa 1,5 Billionen Dollar  –, gezahlt wird, wird vermutlich vier Milliarden Dollar pro Jahr betragen. Zur Höhe der Überschussreserven vgl. die Website der Notenbank von St. Louis, <http://research.stlouisfed.org/fred2/series/EXCRESNS> [5. März 2012].


16
Bruce Greenwald und ich haben in Towards a New Paradigm in Monetary Economics (siehe Anm. 10) behauptet, dass die Zentralbanken die Bedeutung der Zinssätze stark überzeichnet hätten; genauso wichtig, und manchmal
noch wichtiger, ist die Verfügbarkeit von Krediten. Werden die Reserven, die die Geschäftsbanken bei der Zentralbank einlegen, verzinst, werden die Geschäftsbanken zum einen von ihren Kunden höhere Zinsen verlangen und zum anderen weniger Kredite ausreichen. Im einen wie im anderen Fall zeitigt die Guthabenverzinsung negative Folgen. Die US-Notenbank setzte sich jedoch offensichtlich über diese Bedenken hinweg, als sie sich auf ihre unmittelbare Aufgabe, den Banken Geld zuzuführen, konzentrierte. Sie mochte diese Schritte mit dem Argument rechtfertigen, sie erleichterten die Rekapitalisierung der Banken, und die Rekapitalisierung der Banken, so hoffte man, würde zur Ausweitung der Kreditvergabe führen. Aber es hätte bessere Methoden zur Rekapitalisierung der Banken gegeben.


17
Vgl. Kapitel 6, wo es um den Kampf um die Wahrnehmungen bei der Bankenrettung geht: War das, was wir taten, notwendig, um die Wirtschaft insgesamt zu retten?


18
Zur Aufschlüsselung der Empfänger vgl. <http://projects.propublica.org/bailout/list/index>.


19
Zwischen 2009 und Februar 2012 gingen 398 pleite; vgl. <http://www.fdic.gov/bank/individual/failed/banklist.html>.


20
Der Einlagensicherungsfonds der Vereinigten Staaten (FDIC) führte zum Stichdatum 30. September 2011 (dem aktuellsten verfügbaren Datum) auf seiner »Problemliste« 844 Institute mit Aktiva von insgesamt 339 Milliarden Dollar; vgl. FDIC Quarterly Banking Profile and Federal Deposit Insurance Corporation, Failed Bank List, <http://www2.fdic.gov/qbp/2011sep/qbp.pdf> [24. Februar 2012].


21
Die vielleicht folgenreichste Deregulierungsmaßnahme war die Aufhebung des Glass-Steagall Act von 1933, der die Trennung des Investment-Bankings (zuständig für die Verwaltung des Vermögens reicher Privatpersonen und Unternehmensfinanzierung) vom Einlagen- und Kreditgeschäft (Commercial Banking) verfügte, unter Präsident Clinton 1999. Die Aufhebung wird auch Citigroup Relief Act genannt, weil sie die Übernahme von Wertpapier- und Versicherungsfirmen durch die Citibank im Jahr 1998 legalisierte. Während der Debatte im Repräsentantenhaus warnte der Abgeordnete John Dingell, das Gesetz werde dazu führen, dass Banken »zu groß werden, um sie pleitegehen zu lassen«, so dass sie im Notfall von der Bundesregierung gerettet werden müssten. In meiner Funktion als Vorsitzender des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats des Präsidenten (1995 – 1997) hatte ich mich (mit Erfolg) gegen die Aufhebung gewandt, und zwar aus eben jenen Gründen sowie wegen des Risikos von Interessenkonflikten (zwischen dem Investmentbank-Geschäft der Ausgabe neuer Wertpapiere und der Aufgabe des Commercial Banking, Kredite zur Finanzierung des laufenden Geschäftsbetriebs zu vergeben) und wegen der Gefahr, dass die Risikokultur der Investmentbanken auf die zu Recht vorsichtigere Vorgehensweise
der traditionellen Geschäftsbanken abfärben könnte. Hätte sich Greenspan gegen die Aufhebung ausgesprochen, dann wäre sie wohl vom Tisch gewesen. Sowohl der Notenbankchef als auch der damalige US-Finanzminister haben sich der Regulierung von Derivaten widersetzt. Vgl. J. E. Stiglitz Im freien Fall, München 2010, und ders., Die Roaring Nineties, Berlin 2004, sowie die dort zitierte Literatur.


22
Vgl. zum Beispiel die Rede von Alan Greenspan auf der Credit Union National Association 2004 Governmental Affairs Conference, Washington, D.C., am 23. Februar 2004. Zwar wies er nachdrücklich darauf hin, dass diejenigen, die variable verzinsliche Hypotheken aufgenommen hatten, viel besser gefahren waren als diejenigen, die Festzinshypotheken aufgenommen hatten, warnte jedoch, alles hätte auch anders kommen können, was bedeutete, dass es weiterhin Risiken gab.


23
Dean Baker und Travis McArthur schätzen, dass die Differenz zwischen den Zinssätzen, zu denen sich die »systemrelevanten« Banken Kapital beschaffen können, und dem Zins, den kleinere Banken zahlen müssen, von 0,29 Prozentpunkten – so viel betrug sie vor der Krise etwa sieben Jahre lang – innerhalb von wenigen Monaten nach den Rettungspaketen auf 0,78 Prozentpunkte gestiegen war. Dies, so behaupten sie, zeige, dass die Märkte erkannt hätten, dass die Absicherung der »systemrelevanten« Banken zur »offiziellen Regierungspolitik« geworden war, woraus folge, dass »die Regierung die 18 Bankholdings, die im ersten Quartal 2009 eine Bilanzsumme von über 100 Milliarden Dollar auswiesen, stillschweigend mit 34,1 Milliarden Dollar pro Jahr subventioniert«. Vgl. Baker und McArthur, »The Value of the ›Too Big to Fail‹ Big Bank Subsidy«, Center for Economic and Policy Research, September 2009, <http://www.cepr.net/documents/publications/too-big-to-fail-2009-09.pdf> [5. März 2012]). Im Januar 2010 erörterte Obama die Möglichkeit, den Banken eine Sonderabgabe aufzuerlegen, um diesen Vorteil auszugleichen. Angesichts des Widerstands der Banken (und vielleicht auch wichtiger Regierungsmitglieder) verfolgte er diese Idee nicht weiter.


24
Es gibt eine Vielzahl von Veröffentlichungen über das Thema, das in diesem Abschnitt diskutiert wird. Meine eigenen Ansichten habe ich in einem Vortrag bei der Zentralbank der Niederlande dargelegt, der dem Andenken an einen der bedeutendsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts und (erstem) Wirtschaftsnobelpreisträger gewidmet war, Jan Tinbergen. »Central Banking in a Democratic Society«, De Economist 146, Nr. 2 (Juli 1998), S. 199 – 226. Vgl. auch Alex Cukierman, Central Bank Strategy, Credibility, and Independence, Cambridge 1992, sowie J. Furman, »Central Bank Independence, Indexing, and the Macroeconomy«, unveröff. Manuskript von 1997.


25
Vgl. auch Kapitel 3.



26
Edward M. Gramlich hat die Blase und ihr Platzen nicht nur vorhergesagt, sondern auch nachdrücklich gefordert, etwas zu tun, um Zwangsvollstreckungen abzuwenden. Die Notenbank blieb an beiden Fronten tatenlos. Vgl. sein Buch Subprime Mortgages: America’s Latest Boom and Bust, Washington, D.C., 2007.


27
Diese Position war eindeutig politischer Natur und stand in Einklang mit seinen bekannten ideologischen Anschauungen. In Kapitel 8 gehe ich den fadenscheinigen Argumenten nach, die zur Verteidigung seines Standpunkts vorgebracht wurden.


28
Der Dodd-Frank Act zur Reform der Finanzmarktaufsicht brachte einige Verbesserungen hinsichtlich der Leitungs- und Aufsichtsstrukturen.


29
»Remarks by Governor Ben S. Bernanke«, Oktober 2004, <http://www.federalreserve.gov/boarddocs/speeches/2004/200410072/default.htm>.


30
Ein Argument, mit dem diese Geheimniskrämerei gelegentlich gerechtfertigt wird, lautet, die Offenlegung von Informationen würde die Märkte aufwühlen und könnte zu einem Run auf eine Bank führen, die sich Geld von der Notenbank geliehen hat. Aber in diesem Fall ging es um die Offenlegung von Informationen, lange nachdem die Transaktionen stattgefunden hatten. Außerdem können die Kapitalmärkte, wenn ihnen relevante Informationen vorenthalten werden, keine disziplinierende Wirkung ausüben. Diejenigen, die sich für Verschwiegenheit einsetzen, befürworten ein Verhalten, das die disziplinierende Wirkung des Marktes letztlich untergräbt.


31
JPMorgan Chase profitierte von der Rettung von Bear Sterns. In einem weiteren Fall fragwürdiger Berufungspraktiken wurde Stephen Friedman im Januar 2008 zum Präsidenten der New Yorker Notenbank berufen, während er noch dem Verwaltungsrat von Goldman Sachs angehörte und ein großes Paket von Goldman-Sachs-Aktien besaß. Er trat nach einer Kontroverse über offenkundige Interessenkonflikte (darunter Aktienkäufe, mit denen er drei Millionen Dollar verdiente) im Mai 2009 zurück. Vgl. Joe Hagan, »Tenacious G«, New York vom 26. Juli 2009, <http://nymag.com/news/business/58094/> [28. März 2012], sowie Kate Kelly und Jon Hilsenrath, »New York Fed Chairman’s Ties to Goldman Raise Questions«, Wall Street Journal vom 4. Mai 2009, S. A1.


32
Vgl. zum Beispiel Binyamin Applebaum und Jo Craven McGinty, »The Fed’s Crisis Lending: A Billion Here, a Thousand There«, New York Times vom 31. März 2011.


33
Die Hauptaufgabe einer Zentralbank ist es, als letztinstanzlicher Kreditgeber innerhalb eines Landes zu fungieren, das heißt, in dem Fall mit Liquidität auszuhelfen, in dem sonst niemand solventen Banken (also Banken, deren Aktiva ihre Passiva übersteigen) Kredite gewähren würde.


34
Am 27. März 2007 hatte Bernanke vor dem Kongress erklärt: »Auch wenn die Turbulenzen auf dem Markt für hochriskante Hypotheken gravierende
finanzielle Probleme für viele Einzelpersonen und Familien verursachten, sind die Folgen dieser Entwicklungen für den Immobilienmarkt als Ganzes weniger eindeutig. Die anhalten de Verschärfung der Kreditvergaberichtlinien wird, auch wenn sie eine angemessene Marktreaktion ist, die tatsächliche Nachfrage nach Wohnimmobilien etwas verringern, und zwangsversteigerte Immobilien werden den Bestand an unverkauften Eigenheimen erhöhen. Zum jetzigen Zeitpunkt sieht es jedoch so aus, als ließen sich die Auswirkungen der Probleme im Subprime-Markt auf die Wirtschaft insgesamt und die Finanzmärkte wahrscheinlich in Schach halten. Insbesondere sind bei den Hypotheken an erstklassige Kreditnehmer und bei Festzinshypotheken an sämtliche Klassen von Kreditnehmern keine Probleme aufgetreten; die Ausfallquoten sind gering. Wir werden die Situation weiterhin sehr genau im Auge behalten.« Vgl. »Chairman Ben S. Bernanke: The Economic Outlook: Before the Joint Economic Committee, U.S. Congress«, <http://www.federalreserve.gov/newsevents/testimony/bernanke20070328a.htm [24. Februar 2012].


35
Es gibt weitere wichtige institutionelle Reformen, die zu einer effektiveren Geldpolitik beitragen würden. Laut einer modischen Lehrmeinung in den Wirtschaftswissenschaften sollten getrennte Institutionen geschaffen werden, die verschiedene Ziele verfolgen und über verschiedene Instrumente verfügen. Nach dieser Auffassung sollte sich die Zentralbank auf die Bekämpfung der Inflation konzentrieren, und ihr Instrument der Wahl sollte der Zinssatz sein. Fiskalpolitische Institutionen sollten sich auf die Beschäftigung konzentrieren und zu diesem Zweck die Steuer- und Ausgabenpolitik einsetzen. Während sich mit dieser institutionellen Ordnung in einigen sehr einfachen theoretischen Modellen die gewünschten Ergebnisse erzielen lassen, gibt es in der Wirklichkeit leider erheblichen Koordinierungsbedarf. Oft ist es wünschenswert, mehrere Instrumente einzusetzen, um ein bestimmtes Ziel zu verfolgen. Die Kreditvergabe der Banken wird durch Auflagen (wie Eigenkapitalanforderungen) genauso beeinflusst wie durch die Leitzinsen; und quantitative Beschränkungen (zum Beispiel der geforderte Eigenkapitalanteil beim Wohnungskauf) können ein viel wirksameres Instrument zur Verhütung von Auswüchsen sein als ein stumpfes Instrument wie der Zins.


36
Das Gefühl des damit verbundenen Souveränitätsverlustes spiegelt eine Äußerung wider, die Giulio Tremonti, der damalige italienische Finanzminister, hinter verschlossenen Türen in einer Gruppe europäischer Finanzminister machte. Er soll gesagt haben, seine Regierung habe im August zwei Drohbriefe erhalten: einen von einer Terrorgruppe, den anderen von der EZB. »Der Brief von der EZB war schlimmer.« Vgl. Marcus Walker, Charles Forelle und Stac Meichtry, »Deepening Crisis over Euro Pits Leader against Leader«, Wall Street Journal vom 30. Dezember 2011.



37
Eine andere Erklärung lautet, dass die EZB weiß, dass das Finanzsystem intransparent ist und dass Investoren wissen, dass sie die Auswirkungen eines unabsichtlichen Bankrotts, der die Kreditmärkte einfrieren könnte, nicht abschätzen können. So würde sich das Nachspiel zur Pleite von Lehman Brothers im September 2008 wiederholen. Die EZB hätte auf mehr Transparenz bestehen müssen – tatsächlich hätte dies eine der wichtigsten Lehren von 2008 sein sollen. Regulierer hätten den Banken niemals Spekulationsgeschäfte in diesem Umfang erlauben dürfen; sie hätten den Banken zumindest auferlegen müssen, sich gegen die Risiken zu versichern, und dann darauf bestehen müssen, dass die Restrukturierung in einer Weise erfolgt, die sicherstellt, dass die Versicherung ausgezahlt wird. Das eine Argument, das, zumindest oberflächlich betrachtet, dem öffentlichen Interesse Vorrang zu geben scheint, lautet, dass eine unfreiwillige Restrukturierung zu einer Ansteckung führen könnte, so dass sich große Volkswirtschaften der Euro-Zone wie Italien, Spanien und sogar Frankreich ebenfalls mit einem drastischen, möglicherweise untragbaren Anstieg der Kreditkosten konfrontiert sähen. Aber dies wirft die Frage auf, weshalb eine unfreiwillige Restrukturierung zu einer schlimmeren Ansteckung führen sollte als eine freiwillige Restrukturierung vergleichbarer Tiefe. Wenn das Bankensystem gut reguliert wäre und Banken, die staatliche Schuldtitel halten, sich versichert hätten, dann sollte eine zwangsweise Restrukturierung die Finanzmärkte weniger stark beunruhigen. Eine noch andere Erklärung lautet, dass die EZB dadurch, dass sie auf Freiwilligkeit bestand, gerade verhindern wollte, dass Griechenland mit einer tief greifenden unfreiwilligen Umschuldung davonkommt, da sonst andere versucht sein könnten, es ebenfalls zu probieren. Die Finanzmärkte, denen diese Aussicht gar nicht gefiele, würden sofort die Zinsen für andere – kleine und große – Wackelkandidaten in der Eurozone erhöhen. Aber die Länder mit den höchsten Ausfallrisiken wurden bereits vom Zugang zu den Finanzmärkten ausgeschlossen, so dass mit einer Panikreaktion nicht zu rechnen ist. Außerdem wäre dies nur verlockend, wenn Griechenland mit der Umschuldung tatsächlich besser dastünde als ohne. Das trifft zwar zu, ist aber nichts Neues. Letzten Endes löste die Umstrukturierung doch ein Kreditereignis aus, und es kam zu keinem Beben an den Finanzmärkten – die Sorgen der EZB erwiesen sich als unbegründet.


38
Am 15. Juli 2011 stellte die Europäische Bankenaufsichtsbehörde im Rahmen ihrer europäischen Bankenstresstests Dexia einen Persilschein aus; vgl. <http://www.bloomberg.com/news/2011-10-13/no-1-financial-strength-ranking-spells-doom-commentary-by-jonathan-weil.html>. Am 4. Oktober 2011 fielen die Dexia-Aktien um 22 Prozent. Am 10. Oktober 2011 schlüpfte Dexia unter einen staatlichen Rettungsschirm; vgl. <http://online.wsj.com/article/SB10001424052970203633104576620720705508498.html>. Die EZB
nahm in diesem Fall eine noch eigenartigere Haltung ein. Ob ein Kreditereignis eingetreten war, wurde von einem geheimen Ausschuss der International Securities Dealers Association (ISDA) festgelegt, die man als eine Art Arbeitsgemeinschaft – beziehungsweise ein Kartell – der Derivate-Verkäufer beschreiben könnte, von denen einige womöglich ein starkes finanzielles Interesse an dem Ergebnis hatten. Sie – oder ihre Arbeitgeber – könnten entweder Milliarden gewinnen oder verlieren. Ein Ausschussmitglied soll seine Position sogar dazu benutzt haben, auf die Kooperationsbereitschaft der Anleihegläubiger bei der Umschuldung einzuwirken, indem es durchblicken ließ, falls sie nicht kooperierten, könnte der Ausschuss noch immer die Messlatte dafür, ob es sich um ein Kreditereignis handele, anheben. Die Entscheidungen der ISDA sind nicht anfechtbar – weder vor einem Schiedsgericht noch vor einem ordentlichen Gericht. Es mutet seltsam an, dass die EZB ganz offensichtlich bereit ist, die Entscheidung darüber, was eine akzeptable Umschuldung ist und was nicht, an eine private Einrichtung zu delegieren, die unter Ausschluss der Öffentlichkeit arbeitet. So viel zu Verantwortlichkeiten.


39
Der Ausdruck »Chicagoer Schule« bezieht sich auf Milton Friedman und seine Schüler, die an den Marktfundamentalismus glauben, die Idee, zügellose, unregulierte Märkte seien immer effizient. Milton Friedman lehrte viele Jahre an der University of Chicago. Selbstverständlich sind viele Ökonomen, die dort unterrichten, keine Anhänger des Marktfundamentalismus, während viele Wirtschaftswissenschaftler an anderen Universitäten diesen teilen. In Kapitel 3 wird dies ausführlicher diskutiert.


40
Zu den aktuellsten Bilanzzahlen vgl. die Website des Zentralbankvorstands der US-Notenbank, <http://www.federalreserve.gov/monetarypolicy/bst_recenttrends.htm>.


41
Für die jüngsten Ereignisse ist eine weitere Theorie über die Weltwirtschaftskrise von Bedeutung. Einige machen den Goldstandard für den Zusammenbruch in den dreißiger Jahren verantwortlich. Er habe die Anpassung erschwert. Länder, die den Goldstandard aufgaben, seien besser durch die Krise gekommen. In mancher Hinsicht hat der Euro Europa eine ähnliche Rigidität auferlegt wie der Goldstandard vielen Ländern in den Dreißigern. Und doch hat der Goldstandard nach verbreiteter Meinung die Weltwirtschaftskrise nicht verursacht, so wenig wie der Euro die Große Rezession verursachte. Die Ursachen für die Störung lagen woanders. Und einige der Vorteile, die jenen Ländern zugutekamen, die den Goldstandard aufgaben, kamen auf Kosten anderer zustande. Hätte es ausgereicht, die Weltwirtschaft wieder zur Blüte gebracht, wenn nur alle auf ein System flexibler Wechselkurse umgestiegen wären? Ich bezweifle das.


42
Zur Erörterung dieser Blasen und der wiederholten Finanzkrisen, die oft mit deren Platzen verbunden sind, vgl. Charles Kindleberger, Manien – Paniken
 – Crashs. Die Geschichte der Finanzkrisen dieser Welt, Kulmbach 2001, sowie Kenneth Rogoff und Carmen M. Reinhardt, Diesmal ist alles anders. Acht Jahrhunderte Finanzkrisen, München 2010.


43
oder, in ähnlicher Weise, den Mindesteinschuss beim Kauf von Aktien zu erhöhen (der wie eine Anzahlung aus Eigenmitteln beim Hauskauf wirkt). Interessanterweise wurde während der Technologie-Blasen der neunziger Jahre die Möglichkeit, den Einschusssatz anzuheben, kurz diskutiert, aber dann verworfen: Vielleicht mochten die Anhänger der freien Marktwirtschaft, die bei der US-Notenbank den Ton angaben, diese Art der Einmischung in die wundersame Wirkungsart des Marktes nicht. Vgl. J. E. Stiglitz, Die Roaring Nineties (siehe Anm. 21).


44
Zu den Ländern, die offiziell zur direkten Inflationssteuerung in der einen oder anderen Form übergegangen sind, gehören Australien, Brasilien, Chile, Großbritannien, Indonesien, Island, Israel, Kanada, Kolumbien, Korea, Mexiko, Neuseeland, Norwegen, Peru, die Philippinen, Polen, Rumänien, Schweden, die Slowakei, Südafrika, Thailand, Tschechien, und Ungarn. Die Vereinigten Staaten haben die direkte Inflationssteuerung nie hundertprozentig übernommen, denn das Mandat der US-Notenbank lautet auch auf Beschäftigungs- und Wachstumssicherung. Über längere Zeiträume hinweg verfolgt sie jedoch eine ganz ähnliche geldpolitische Strategie wie die Länder, die offiziell die direkte Inflationssteuerung eingeführt haben.


45
Diese Aufzählung ist nicht vollständig. Eine weitere Hypothese besagt, Inflation lasse sich – unabhängig von ihrer Ursache – am ehesten durch die Erhöhung der Zinssätze bekämpfen. Es gibt jedoch andere makroökonomische Instrumente (Fiskalpolitik) und selbst im Rahmen der Geldpolitik Alternativen (zum Beispiel die Einschränkung der Kreditverfügbarkeit durch Anhebung des Mindesteinlagensatzes). Nachweislich hängt die Auswahl der besten Strategie zur Inflationsbekämpfung von der Quelle der Störung – der Ursache des Inflationsschubs – ab.


46
Hinter der Ansicht, eine Zentralbank solle sich ausschließlich auf die Inflation konzentrieren, steckt ein weiterer Gedanke. Es ist nicht so, dass die Befürworter einer direkten Inflationssteuerung die Bedeutung dieser anderen Fragen nicht erkennen würden, aber ihrer Auffassung nach sollten sich unterschiedliche Institutionen mit den einzelnen Zielen befassen und die entsprechenden wirtschaftspolitischen Instrumente dazu nutzen. Die Fiskalpolitiker sollten sich beispielsweise auf Arbeitslosigkeit oder auch auf Verteilungsfragen konzentrieren. Die Vorstellung, dass es eine einfache Zuordnung von Instrumenten und Zielen gibt, ist mit dem Wirtschaftsnobelpreisträger Tinbergen verbunden. Diese Annahme gilt für einfache lineare Modelle. Sie ist aber bekanntermaßen nicht allgemeingültig und in Zeiten der Ungewissheit erst recht nicht.



47
Vgl. die Daten auf der Website der Weltbank, »Inflation, consumer prices (annual %)«, <http://data.worldbank.org/indicator/fp.cpi.totl.zg> [5. März 2012].


48
Tatsächlich hätte ein Abschwung der US-Wirtschaft in Anbetracht ihrer Größe viel gravierendere Folgen für die Weltmarktpreise gehabt als eine Abkühlung in einem Entwicklungsland, was dafür spricht, dass, global betrachtet, die Zinssätze in den USA, nicht in Entwicklungsländern hätten erhöht werden sollen.


49
Für viele Entwicklungsländer stellen hohe Öl- und Lebensmittelpreise eine dreifache Bedrohung dar: Einfuhrländer müssen nicht nur mehr für das Getreide ausgeben, sie müssen ohnehin mehr für den Transport in ihre Länder und für die Auslieferung an die Verbraucher zahlen, die möglicherweise weit von den Einfuhrhäfen entfernt leben.


50
In der Praxis wird die direkte Inflationssteuerung oft nicht ganz so dogmatisch umgesetzt. Die Notenbanker müssen jedoch sagen, dass sie die Inflation entschlossen bekämpfen, eben durch die direkte Inflationssteuerung. Aber die Klügeren unter ihnen wissen, dass Zinserhöhungen die Inflation kaum dämpfen werden, wenn die Teuerung »importiert« und die Wirtschaft nicht überhitzt ist. Sie wissen auch, dass sie sich um andere Dinge kümmern müssen, etwa den Wechselkurs und die Stabilität des Finanzsystems. Einige Notenbanker räumen diese Nuancen nicht immer ein: Sie sehen die Inflation heute und erhöhen die Zinssätze, auch wenn sich die Konjunktur abschwächt und die höheren Zinsen ihre volle Wirkung erst sechs bis 18 Monate später entfalten, wenn die Abkühlung bereits eingetreten ist. Um ein Beispiel herauszugreifen: Die EZB erhöhte ihre Zinssätze im April 2011, um auf die Inflationsgefahren durch steigende Erdölpreise zu reagieren, obwohl die Arbeitslosigkeit noch immer bei 10 Prozent lag und erwartungsgemäß hoch bleiben sollte. Später brach die Konjunktur ein, die Teuerung erhöhte sich nicht, und die Bank musste eine Kehrtwende machen.


51
Diese Fragen werden ausführlicher diskutiert in: Stiglitz, Im freien Fall (siehe Anm. 21); Economic Report of the President, 1997, sowie Joseph E. Stiglitz, »Reflections on the Natural Rate Hypothesis«, Journal of Economic Perspectives 11, Nr. 1 (Winter 1997), S. 32 – 10.


52
Tatsächlich ist die staatliche Rentenversicherung nach einigen Berechnungen »überindexiert«, das heißt, die Leistungsbezieher stehen sich tatsächlich besser, wenn die Inflation steigt, zumindest war dies in der Vergangenheit über längere Zeiträume so. Vgl. den Boskin-Bericht, »Toward a More Accurate Measure of the Cost of Living«, 4. Dezember 1996, <http://www.ssa.gov/history/reports/boskinrpt.html>.


53
In Ländern mit anhaltend hoher und variabler Arbeitslosigkeit gibt es Klauseln, die bei Änderungen der Lebenshaltungskosten automatisch Lohnanpassungen vorsehen.



54
Vgl. zum Beispiel Robert J. Shiller, Irrationaler Überschwang – Warum eine lange Baisse an der Börse unvermeidlich ist, Frankfurt a. M. 2000. Zu S&P/Case-Shiller Home Price Indices vgl. <http://www.standardandpoors.com/indices/sp-case-shiller-home-price-indices/en/us/?indexId=spusa-cash-pidff--p-us---> [5. März 2012].


55
Dies erfordert, dass die Verlangsamung der Inflation infolge eines Anstiegs der Arbeitslosigkeit schwächer ausfällt als die Beschleunigung der Inflation infolge einer Abnahme der Arbeitslosigkeit; vgl. Stiglitz, »Reflections on the Natural Rate Hypothesis« (siehe Anm. 51). Es gibt zahlreiche Publikationen über die Hypothese, dass die Beziehung zwischen der Beschleunigung der Inflation und der Arbeitslosigkeit langfristig vertikal verläuft (»die vertikale Phillips-Kurve«). Vgl. insbesondere Edmund S. Phelps, »Phillips Curves, Expectations of Inflation and Optimal Employment over Time«, Economica, Neue Serie 34, Nr. 3 (1967), S. 254 – 281, sowie Milton Friedman, »The Role of Monetary Policy«, American Economic Review 58 (1968), Nr. 1, S. 12 – 17.


56
Vgl. insbesondere Arjun Jayadev und Mike Konczal, »The Stagnating Labor Market«, Roosevelt Institute, 19. September 2010. Wenn das einzige Problem auf dem Arbeitsmarkt ein Mismatch – die Existenz unbesetzter offener Stellen bei gleichzeitig hoher Arbeitslosigkeit – wäre, dann sollten in den vielen Sektoren mit einem Arbeitsmangel die Löhne steigen, und angesichts der Abwärtslohnstarrheit stiegen damit auch die Durchschnittslöhne. Ein empirischer Beleg, auf den gelegentlich verwiesen wird, ist die Zunahme der freien Stellen im Verhältnis zur Zahl der Arbeitslosen. Aber das mag mehr mit der sich verändernden Struktur der angebotenen Stellen in diesen florierenden und expandierenden Wirtschaftssektoren zu tun haben. Als ausgezeichneten Überblick – der zu den gleichen wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen gelangt – vgl. die Dankesrede von Peter A. Diamond für die Verleihung des Sveriges Riksbank Prize in Economic Sciences in Memory of Alfred Nobel, »Unemployment, Vacancies, Wages«, American Economic Review 101, Nr. 4 (Juni 2011), S. 1045 – 1072.


57
Vgl. Catherine Rampell, »Where the Jobs Are, the Training May Not Be«, New York Times vom 1. März 2012.


58
Ben S. Bernanke, »Implications of the Financial Crisis for Economics«, Vortrag auf der gemeinsamen Konferenz des Center for Economic Policy Studies und des Bendheim Center for Finance vom 24. September 2010 an der Princeton University.





Kapitel 10 Eine andere Gesellschaft ist möglich

1
Ausführlich wird dieser Trend in Kapitel 1 diskutiert.


2
Dies zählt zu den wichtigsten Erkenntnissen der Wirtschaftsnobelpreisträger Franco Modigliani und Merton Miller. Zur Anwendung auf den Bankensektor vgl. Joseph E. Stiglitz, »On the Need for Increased Capital Requirements for Banks and Further Actions to Improve the Safety and Soundness of America’s Banking System: Testimony before the Se nate Banking Committee«, 3. August 2011; A. R. Admati, P. M. DeMarzo, M. F. Hellwig und P. Pfleiderer, »Fallacies, Irrelevant Facts, and Myths in the Discussion of Capital Regulation: Why Bank Equity Is Not Expensive«, Stanford University Arbeitspapier Nr. 86, 2010, und die dort zitierte Literatur.


3
Die Banken behaupten jetzt, der börsliche Handel von Derivaten setze das Finanzsystem sogar noch höheren systemischen Risiken aus, und zwar wegen des Risikos, dass Börsen mit unzureichender Kapitalausstattung implodieren. Dafür gibt es eine einfache Lösung: Man verpflichte die Banken per Gesetz, sich ausreichend zu kapitalisieren, und flankiere diese Maßnahme dadurch, dass man all jene, die an Börsen Wertpapiergeschäfte tätigen, sowohl gemeinsam als auch einzeln haftpflichtig macht. Es gibt keinen Grund dafür, die Risiken, die diejenigen eingehen, die mit diesen explosiven Produkten handeln, auf andere abzuwälzen.


4
Neuseeland und die skandinavischen Länder sind Beispiele für Länder, die mit einem gewissen Erfolg nach Alternativen suchten. Vgl. Marie Bismark und Ron Paterson, »No-Fault Compensation in New Zealand: Harmonizing Injury Compensation, Provider Accountability, and Patient Safety«, Health Affairs 25 (2006), Nr. 1, S. 278 – 283 sowie Alan M. Scarrow, »Tort Reform: Alternative Models«, Clinical Neurosurgery 55 (2008), S. 121 – 125.


5
Die Mindeststeuer – die sicherstellt, dass die Reichen wenigstens einen bestimmten Mindestsatz auf ihr Einkommen zahlen – war keine schlechte Idee; aber ihre Ausgestaltung war mangelhaft und zu kompliziert, und sie betraf schließlich nicht nur die Superreichen, sondern auch viele Durchschnittsverdiener.


6
Vgl. die ausführliche Diskussion in den Kapiteln 2 und 3 sowie Thomas Piketty, Emmanuel Saez und Stefanie Stantcheva, »Optimal Taxation of Top Labor Incomes: A Tale of Three Elasticities«, NBER Arbeitspapier 17616, <http://www.nber.org/papers/w17616>, sowie Peter Diamond und Emmanuel Saez, »The Case for a Progressive Tax: From Basic Research to Policy Recommendations«, Journal of Economic Perspectives 25 (2011), Nr. 4, S. 165 – 190. Wie bereits erwähnt, unterstützte Präsident obama die »Buffett-Regel«, die besagt, dass das Steuersystem zumindest insofern progressiv sein sollte, dass das Einkommen der Spitzenverdiener mindestens mit
einem genauso hohen Steuersatz belegt werden sollte wie das der übrigen Amerikaner.


7
Da Steuern auf Renten keine Verzerrungseffekte haben, sollten Einkommen, die (zumindest zu einem gewissen Teil) aus Renten stammen, höher besteuert werden. Vgl. zum Beispiel Partha Dasgupta und J. E. Stiglitz, »Differential Taxation, Public Goods, and Economic Efficiency«, Review of Economic Studies 38, Nr. 2 (April 1971), S. 151 – 174. Sofern wir bei unserer Besteuerung von Personen mit höheren Einkommen Renten gezielt erfassen können, gibt es keine negativen Effekte: Der einzige Unterschied besteht darin, dass die Allgemeinheit für die Kosten, die diese Monopolisten ihr auferlegen, etwas besser entschädigt wird.


8
In Kapitel 6 erwähnte ich eine eigentümliche Regelung in unserem Steuersystem: Veräußerungsgewinne entgehen (größtenteils) der Besteuerung, wenn Vermögenswerte Erben vermacht werden. Diese Regelung verzerrt das Verhalten. Die Aufhebung dieser Bestimmung (die »step-up of basis« genannt wird) würde das Steuersystem fairer und effizienter machen. Konservative reiten auf den negativen Auswirkungen herum, die eine solche Regelung auf mittelständische und landwirtschaftliche Betriebe hätte. Wie (in Kapitel 6) erwähnt, bleiben die allermeisten mittelständischen Unternehmen weit unterhalb der Vermögensschwellen, die gegenwärtig für die Erbschaftsteuer diskutiert werden (fünf Millionen Dollar für eine Einzelperson oder zehn Millionen Dollar für ein verheiratetes Paar). Außerdem gibt es Vorschriften, die es erlauben, die Zahlung der geschuldeten Erbschaftsteuer über viele Jahre zu verteilen, so dass der Geschäftsbetrieb nicht oder nur minimal belastet wird. Aus den Statistiken geht überdies hervor, dass etwa 98 Prozent des gesamten Erbschaftsteueraufkommens auf die obersten zehn Prozent der Einkommensbezieher entfallen; allein auf das oberste eine Prozent entfallen 35 Prozent. Vgl. Leonard E. Burman, Katherine Lim und Jeffrey Rohaly, »Back from the Grave: Revenue and Distributional Effects of Reforming the Federal Estate Tax«, Urban Brookings Tax Policy Center, 20. Oktober 2008, <http://www.taxpolicycenter.org/UploadedPDF/411777_back_grave.pdf> [28. Februar 2012]. Im Jahr 2009, in dem der Freibetrag niedriger war als heute, mussten schätzungsweise 1,6 Prozent aller landwirtschaftlichen Betriebe Erbschaftsteuer zahlen; vgl. Ron Durst, »Federal Tax Policies and Farm Households«, USDA Economic Information Bulletin, Nr. 54, Mai 2009, S. 15, <http://www.ers.usda.gov/Publications/EIB54/EIB54.pdf≤ [28. Februar 2012]. Schätzungsweise 1,3 Prozent aller steuerpflichtigen Erbschaften betreffen Kleinunternehmen oder landwirtschaftliche Betriebe; vgl. »The Estate Tax: Myths and Realities«, Center on Budget and Policy Priorities, 23. Februar 2009, <http://www.cbpp.org/files/estatetaxmyths.pdf> [28. Februar 2012].



9
Vgl. als interessante Diskussion Steven Brill, Class Warfare: Inside the Fight to Fix America’s Schools, New York 2011.


10
Das Besondere an diesen Maßnahmen besteht darin, dass sie das Eigenkapital von Hausbesitzern erhöhen, während die geltenden Steuervorschriften die Verschuldung fördern.


11
Im Zuge der Reform wird ein Verfahren eingeführt, das die Effizienz im Gesundheitssystem langfristig möglicherweise verbessern wird, auch wenn gegen die beiden weiter unten diskutierten Hauptursachen für Ineffizienz nichts direkt unternommen wird oder zumindest nicht in dem Maße, wie es wünschenswert und möglich gewesen wäre.


12
Vgl. J. E. Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung, München 2006.


13
Wie in allen Bereichen der Steuer- und Ordnungspolitik ist Vermeidung ein Problem, und es stellt die Behörden vor große Herausforderungen, solchen Tricksereien von Unternehmen wirksam zu begegnen.


14
Vgl. die Website des US-Bundesamtes für Statistik, »U.S. International Trade in Goods and Services Highlights«, 10. Februar 2012, <http://www.census.gov/indicator/www/ustrade.html> [6. März 2012].


15
In den neunziger Jahren hatten wir, bei einem Haushaltsüberschuss, trotz Handelsbilanzdefizits, Vollbeschäftigung; aber die Umstände waren ungewöhnlich: Es gab einen Investitionsschub, der auf eine Blase am Aktienmarkt (die Dotcom-Blase) zurückging. Aber das war nicht tragfähig. In Kapitel 8 habe ich gezeigt, wie man die Wirtschaft auch unter den Rahmenbedingungen eines begrenzten Haushaltsdefizits ankurbeln kann, aber angesichts der parteipolitischen Gegensätze ist es gegenwärtig unwahrscheinlich, dass man sich auf entsprechende Maßnahmen verständigen wird.


16
Die Handelsungleichgewichte sind unter anderem darauf zurückzuführen, dass der US-Dollar eine Reservewährung ist. Andere wollen US-Dollar zur Absicherung und Stützung ihres Landes und ihrer Währung halten. Dies hat zur Folge, dass wir mehr Schatzwechsel (kurzfristige US-Anleihen) als Autos exportieren. Aber der Export von Schatzwechseln schafft keine Arbeitsplätze. Obwohl sich mittlerweile weltweit die Erkenntnis durchgesetzt hat, dass es sich um ein anachronistisches System handelt – es verschafft den Vereinigten Staaten in der multipolaren Welt des 21. Jahrhunderts keine Vorteile, dass sie im Weltwährungssystem eine dominierende Rolle spielen  –, hat sich die Regierung Obama gegen Veränderungen gesperrt, zum Teil aus Sorge, dass die USA nicht mehr so leicht an billige Kredite kommen würden, wenn der US-Dollar nicht mehr die wichtigste Reservewährung ist. Die Vereinigten Staaten zahlen jedoch einen hohen Preis für dieses maßlose Privileg. Vgl. United Nations, »Report of the Commission of Experts of the President of the United Nations General Assembly on Reforms of the International Monetary and Financial System« (auch Stiglitz-Kommission
genannt), New York, September 2009, veröffentlicht als The Stiglitz Report, New York 2010, sowie Stiglitz, Die Chancen der Globalisierung (siehe Anm. 12), Kapitel 9.


17
Warren Buffett hat folgenden Vorschlag gemacht: Für jeden Dollar an exportierten Waren könnte die Regierung einen Einfuhr-»Gutschein« ausgeben. Importeure könnten dann nur importieren, wenn sie die entsprechende Anzahl an Gutscheinen beisammen hätten. Wenn Importeure mehr importieren wollten, als die Exporteure exportieren konnten, würde der Preis für die Gutscheine so lange steigen, bis zwischen Nachfrage und Angebot ein Gleichstand erreicht ist: Dies wäre ein Marktmechanismus zur Wiederherstellung einer ausgeglichenen Handelsbilanz, der außerdem helfen würde, in den USA wieder Vollbeschäftigung zu erzielen. Die internationalen Handelsregeln sind so komplex, dass es oft schwer ist, festzustellen, was erlaubt ist und was nicht. Daher ist es strittig, ob und unter welchen Umständen dieser Vorschlag mit den Regeln der Welthandelsorganisation in Einklang steht. Vgl. Buffett, »America’s Growing Trade Deficit Is Selling the Nation Out from Under Us. Here’s a Way to Fix the Problem — And We Need to Do It Now«, Fortune vom 26. Oktober 2003.


18
Vgl. Kapitel 8 und die dort zitierte Literatur.


19
Ann Harrison (University of California, Berkeley, und NBER) und Jason Scorse (Monterey Institute of International Studies) berichten, dass Kampagnen gegen Ausbeuterbetriebe in Verbindung mit einem Mindestlohn an ausländischen Produktionsstandorten zu einer 50-prozentigen Steigerung der Reallöhne von ungelernten Arbeitern führten. Interessanterweise wirkten sich die Kampagnen zwar positiv auf die Löhne, nicht aber negativ auf die Beschäftigungsrate aus. Vgl. »Multinationals and Anti-Sweatshop Activism«, <http://www.econ.ucdavis.edu/seminars/papers/146/1461.pdf>.


20
Alexander J. Field, A Great Leap Forward: 1930s Depression and U.S. Economic Growth, New Haven 2011.


21
Sie werden staatlich kontrollierte Finanzinstitute genannt, weil sie ursprünglich von der öffentlichen Hand gegründet wurden. Sie sind schon vor langer Zeit privatisiert worden – Fannie Mae 1968 –, aber die Regierung übernahm sie mitten in der Finanzkrise.


22
Beziehungsweise an denen sie über ihre Wertpapierbestände einen erheblichen Anteil halten.


23
Kapitel 4 definierte das Konzept des »öffentlichen Gutes« in dem technischen Sinne, in dem Wirtschaftswissenschaftler den Begriff verwenden: als etwas, das allen nützt. Da alle profitieren, egal, ob sie für das Gut zahlen oder nicht, ist jeder versucht, die anderen für das Gut zahlen zu lassen – genau das ist mit »Trittbrettfahrer«-Verhalten gemeint. Aus diesem Grund müssen diese Güter von der öffentlichen Hand bereitgestellt werden, wenn sie in ausreichender Menge zur Verfügung stehen sollen.



24
Einige Beschränkungen sind in Kraft geblieben – etwa die, dass Spenden an sogenannte Super-Political Action Committees (Super-Pacs), spezielle Lobbygruppen, nicht mit den Wahlkampfkomitees der Kandidaten abgestimmt werden dürfen.


25
Vgl. Walter Dean Burnham, »Democracy in Peril: The American Turnout Problem and the Path to Plutocracy«, Roosevelt Institute Arbeitspapier Nr. 5, 1. Dezember 2010. Die dort angegebenen Daten für Australien beziehen sich auf die höchste Wahlbeteiligung für den Zeitraum 1975 bis 1996, für die Vereinigten Staaten auf den etwas längeren Zeitraum 1974 bis 2008.


26
Zum Beispiel dann, wenn die Repräsentation im Kongress (Parlament) proportional zur Gesamtzahl der Stimmen ist, die in einem Staat errungen wurden. Einige Länder haben eine Mischform aus Wahlkreisabgeordneten (wie die USA) und Verhältniswahlrecht.


27
Adam Smith hat dies ebenfalls verstanden. Vgl. seine Theorie der ethischen Gefühle (1759), Hamburg 2004. Vgl. auch Emma Rothschild und Amartya Sen, »Adam Smith’s Economics«, in: The Cambridge Companion to Adam Smith, Cambridge 2006, S. 319 – 365, insbesondere die Diskussion über Gemeinwohl und Gemeinwesen ab S. 347.
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